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VORWEG

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts ereignet sich klammheimlich ein Paradigmenwechsel in der Weltlandwirtschaft. Das Bauerntum geht unter und an seine Stelle tritt die Herrschaft anonymer Kräfte. Die Kapital- und Energiemärkte bemächtigen sich des Bodens, der Grundlage der Welternährung. Es ist nicht das erste Mal in der Geschichte, dass fremde Mächte nach dem Boden anderer Völker greifen. Früher waren es Staaten oder einzelne Kolonialgesellschaften, die Kriege um Land führten und sich im kolonialen Rausch ganze Kontinente und deren Kornkammern einverleibten. Heute ist es das globale Finanzkapital. Nach dem Crash der Finanzmärkte 2008 ist Boden eine der letzten Bastionen, um Werte und Renditen zu sichern – mit unabsehbaren Folgen für die Welternährung. Die Kapitalrendite entscheidet in Zukunft darüber, was auf den Äckern der Welt angebaut wird. Und die Spekulation an den Nahrungsmittelbörsen bestimmt, wie hoch die Preise für das tägliche Brot der Welt getrieben werden.

Seit 2007 kennt der Food Price Index der Welternährungsorganisation FAO nur noch eine Richtung, und die weist aufwärts. Nichts deutet darauf hin, dass sich diese Entwicklung wieder umkehren könnte. Im Gegenteil, seit die Industriestaaten mit Milliarden den Anbau von Biotreibstoff subventionieren, verschärft sich die Lage zusehends. Das Ende des Erdöls schürt die Gier. Damit sind die Weichen auf den Äckern der Welt neu gestellt. Die Märkte verlangen Industrieplantagen, die das schwindende Öl durch Biosprit und Biorohstoffe ersetzen. Die Welternährung verkümmert damit zu einer Restgröße, die nur dann bedient wird, wenn der Durst nach Treibstoff und der Hunger nach Rohstoffen der Industrie- und Schwellenländer gestillt sind. Dies jedoch dann zu Preisen, die für eine wachsende Mehrheit der Weltbevölkerung unerschwinglich sein werden.

Das Jahr 2011 beschert der Welt das zweite Allzeithoch für Lebensmittelpreise in nur drei Jahren. Die Hungeraufstände, die seit 2007 mehr als 25 Länder erschüttert haben, breiten sich aus. Auch wenn der Ruf nach Brot in Tunesien, Ägypten und Libyen nicht an vorderster Front zu hören war, so bildete er doch das Hintergrundgrollen für den Umsturz der Diktaturen. Wo die Menschen mehr als die Hälfte ihres Einkommens für ihr tägliches Brot ausgeben müssen, birgt jede weitere Preiserhöhung den Keim eines neuen Aufstands in sich. Der richtet sich zunächst zwar nur gegen die nationalen Regierungen, aber im Kern gegen eine Weltwirtschaftsordnung, die die Grundbedürfnisse der Menschheit aus dem Auge verloren hat.

Wenn den Kapitalinteressen, die seit 2007 den Boden und die Weltlandwirtschaft entdeckt haben, keine Zügel angelegt werden, dann droht auch hier, wie an den Kapitalmärkten, der Zusammenbruch, der Kollaps der Welternährung. Das verbindet die Hungeraufstände mit den Demonstranten, die sich 2011 zum ersten Mal unter dem Banner »Occupy Wallstreet« sammelten. Auch sie haben das Vertrauen in die Weltwirtschaft und die Finanzmärkte verloren. Der Ruf nach einem Kurswechsel, nach einem Neuanfang wird lauter.

Der Zugriff des Finanzkapitals auf die Äcker der Welt muss abgewehrt werden. Nicht nur, weil er die Welternährung untergräbt, sondern auch, weil er das Weltklima weiter aufheizt und die Stabilität ganzer Weltregionen infrage stellt. Der Raubbau an Boden, Wasser, Artenvielfalt und Klima muss ein Ende finden. Diese Kehrtwende in der bisherigen Agrar- und Ernährungspolitik ist möglich, und es gibt bereits ein Heer von Vorreitern, die zeigen, welche Wege aus dem globalen Dilemma führen.

Doch diese gute Nachricht findet im Chaos der Weltwirtschaftskrise kein Gehör. Die Kraft der politischen Klasse wird von der Finanzkrise voll absorbiert. Die Lobby der Agrar- und Ernährungsindustrie versucht, ihr globales Modell und ihre Profite zu verteidigen. Staatskanzleien spielen auf Zeit. Sie fürchten vor allem eines, den Machtverlust. Doch der GAU, der größte anzunehmende Unfall, der Welternährung rückt näher. Er birgt nicht nur das Ende einer Epoche in sich, wie die Kernschmelze von Fukushima, die das Ende des nuklearen Zeitalters einläutete, sondern auch die Chance auf einen Neuanfang. Der wird, von der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen, bereits vorbereitet, nicht in der Politik, sondern in der Zivilgesellschaft rund um den Globus.

Wie wir den Boden wieder zur Grundlage der Welternährung machen können, das ist die Herausforderung des 21. Jahrhunderts und ein zentrales Anliegen dieses Buches.








TEIL I

Von Tätern und Opfern
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Heißer als Gold. Die Jagd beginnt

»Wie Gold, nur heißer«, so schätzt der kanadische Investmentbanker Chris Mayer die zukünftige Bedeutung des Bodens ein. Von seinem Büro in Vancouver aus kann er weit ins Land sehen. Was früher bestenfalls einen Farmer interessiert hätte, bewegt heute auch die Finanzwelt.1

Chris Mayer schreibt für das Fachblatt Capital & Crisis. Hohe Kapitalrenditen sind seine Stärke. Seinen Anhängern verschaffte er schon Renditen von 114 Prozent. Das spricht für sein Urteilsvermögen beim richtigen Anlegen von Kapital in der Krise. Chris Mayer empfiehlt Boden als Retter vor den Krisen, die uns noch ins Haus stehen. Die Finanzkrise, die längst nicht überwunden ist, die Ernährungskrise, die sich mit jedem Tag weiter aufschaukelt, die Krise der Ölmärkte, deren Vorräte ihrem Ende entgegengehen, und schließlich die Weltklimakrise, auf deren Höhepunkt wir zusteuern. Vier Krisen, vier verheißungsvolle Chancen für die Anleger.

Im Boden liegt zu Beginn des 21. Jahrhunderts mehr Profit als auf den Goldfeldern, behaupten die Fundamentalisten der Finanzmärkte. Das heizt die Spekulation weltweit an. Schürt Visionen von den ganz großen Geschäften auf den landreichen Kontinenten. In Südamerika – vor allem in Brasilien –, Afrika, Südostasien und Osteuropa liegen die »Bodenbanken« der Welt und die »Ölfelder« der Zukunft. Dass es Opfer geben wird bei der Jagd auf die Äcker der Welt, schlägt in der Kalkulation der Investmentbanker nicht zu Buche. Dass Existenzen vernichtet, Familien entwurzelt werden, ganze Landstriche verelenden und die politische Stabilität ganzer Erdteile untergraben werden könnte, ist nicht ihr Geschäft.2

Aber das ist Thema dieses Buches. Es beschreibt im ersten Teil eine Welt, die den Boden unter den Füßen verliert und damit zunehmend aus der Balance gerät. Die Bühne, auf der die Tragödie vom Bodenrausch spielt, ist global. Diese Einführung zeichnet zunächst das große Bild der Zusammenhänge und Hintergründe, sie soll das einordnen, was uns in den weiteren Kapiteln beschäftigen wird: Wohin führt dieser globale Bodenrausch? Wer sind die Profiteure, wer die Leidtragenden? Was treibt den Boom an, und was könnte ihn ausbremsen? Welche Chancen eröffnet die Wissenschaft, um verlorenen Boden wiedergutzumachen? Welche Spielräume bleiben der Politik, um den Boden vor dem Diktat der Kapitalmärkte zu retten? Wie kann sich die Zivilgesellschaft gegen den Angriff auf die Basis ihrer Ernährung wehren? Kann der Boden weiterhin Privatsache bleiben, wenn er zum Spielball von Renditejägern wird?

Mittlerweile haben sich Tausende in den Markt eingeklinkt, Millionen von Hektar Land sind auf dem Weg in neue Hände, Milliarden von Dollar liegen bereit, um die Konten zu wechseln, schätzungsweise 40 Prozent der Ackerflächen der Welt stehen zum Verkauf. Ein Bodenrausch ohne Beispiel steht an – mit dramatischen Folgen für die Weltgemeinschaft.

LANDLORDS IM AUFBRUCH

Begonnen hat der Run auf den Boden in den Jahren 2007/2008. Die Preise für Reis, Weizen, Mais und Speiseöl schossen innerhalb weniger Wochen bis um das Dreifache in die Höhe. Der Ölpreis durchschlug die magische Grenze von 140 US-Dollar pro Barrel. Zeitgleich brachen die Finanzmärkte zusammen. Seither entwickelt sich der Boden von einem Stück Dreck zu einer der begehrtesten Sicherheiten der Welt.

Von 2008 an nahmen innerhalb von 24 Monaten Finanz-, Rohstoff- und Agrarkonzerne eine Fläche von der Größe Frankreichs in Besitz.3 Nach Schätzungen der Weltbank stand 2010 mehr als ein Drittel des Weltbodenvorrats auf der Einkaufsliste einer neuen Kaste von Kolonialherren, und das ist erst der Beginn des Booms. Die Hilfs- und Entwicklungsorganisation Oxfam konstatierte 2011, dass ein Gebiet von der Größe Westeuropas bereits den Besitzer gewechselt hat. Seither formieren sich ganze Jagdgesellschaften und stecken ihre Reviere ab. Besonders begehrt ist der Boden dort, wo er noch preiswert ist, beispielsweise in Afrika, aber nicht nur da. Auch im alten Europa blasen sie zum Aufbruch, auch Deutschland bleibt vom Bodenrausch nicht unberührt.

Selbst im bodenständigen Ostfriesland klagen Bauern über Banker, die sich über die friesische Krume hermachen. Anlagekapital auf der Pirsch nach angeschlagenen Höfen, nach Bauern, die mit ihrem Einkommen schon seit Jahren nicht mehr über die Runden kommen. Die Opfer der europäischen Tiefpreispolitik sind leicht zu erkennen an heruntergekommenen Ställen, abgewirtschafteten Maschinen und baufälligen Wohnhäusern, die sich an den letzten Anstrich nicht mehr erinnern können. Wenn es hier klingelt, geht es um Geschäfte, zu denen die wenigsten Nein sagen können. Das entscheidende Wort heißt »Überschuldung«, was droht, ist Zwangsversteigerung. Die Jagdfreunde kennen Notare, Notare kennen Grundbücher und können im Zweifel jetzt und gleich einen Termin frei machen zum Vertragsabschluss.

Wem das zu mühsam ist, wer nicht direkt investieren will, der wählt den diskreten Weg über Fonds und Beteiligungen. Hier wächst der Markt schnell. Deutsche Banken und Versicherungen spielen in der ersten Liga, nicht nur auf deutschem Boden.

Der Trend zum goldenen Boden setzt sich außerhalb der deutschen Grenzen fort, massiver und in noch viel größeren Dimensionen. Die deutsche Menschenrechtsorganisation FIAN deckte 2010 auf, dass mehr als 13 deutsche Fonds die Landwirtschaft zu ihrem Zielgebiet erklärt haben. Fast alle sind in den Krisenjahren 2007/2008 und später aus dem Boden der deutschen Finanzlandschaft geschossen. Sie haben 2010 1,5 Millionen Hektar Land in Afrika und Lateinamerika gekauft oder gepachtet, auch in Hungerstaaten wie Äthiopien oder der Demokratischen Republik Kongo.4 Die Geldgeber kommen überwiegend aus Europa.

Das Gefälle bei den Bodenpreisen beflügelt aber auch Investmentbanker aus anderen Teilen der Welt: zum Beispiel die indische Agrarholding Karuturi Global. Sie wirbt neue Anleger mit einer Rendite von 30 Prozent.5 Das ist ein schrilles Signal, ein Menetekel für die kommende Knappheit an Boden weltweit. Dabei liegt Karuturi Global noch am unteren Rand des Möglichen. Makler auf dem Londoner und New Yorker Parkett haben mehr zu bieten und überschlagen sich in ihren Gewinnprognosen.

Neben den Bankern sucht eine weitere Gruppe von Investoren nach Bodenhaftung: die Energiewirtschaft. Was sie treibt, ist das Ende des Rohöls, was sie interessiert, ist die lukrative Aussicht, die entstehende Lücke mit Agrosprit, Agrodiesel und Agrogas zu füllen.

Die Ölfeld-Stimmung hat das platte Land zwischen Rhein und Oder, Donau und Elbe längst erfasst. Hoch subventionierte Gasfabriken wachsen am Rande der Felder in Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg. Auch die Großen der Branche wie E.ON sind mit von der Partie. Gegen die Energiefabriken im Grünen formiert sich zwar Widerstand, aber bislang ohne großen Erfolg.

In anderen Regionen der Republik wachsen Solarmodule auf Äckern und Weiden. Vor allem im Süden, wo die Sonne mehr hergibt, versucht die Solarwirtschaft seit 2008, die Landwirtschaft auszubooten. Zum Beispiel in der Gemeinde Feldkirchen bei Straubing. Hier fühlen sich die Bürger von einem 180 Hektar großen Solarpark bedrängt, der auf dem Land des Fürstenhauses Thurn und Taxis entstehen soll.

Die Furcht geht um, dass Energie- und Rohstoffkonzerne mit ihren prall gefüllten Kassen über Land ziehen könnten und in den Hinterzimmern verrauchter Bauernschenken das Geschäft mit dem Land der Bauern machen. Pachten oder kaufen ist gar nicht mehr die Frage, die die Nachbarn bewegt. Sie fragen sich, wo sie in Zukunft bleiben sollen. Existenzangst geht um.

Wie die Gas- und Stromfabrikanten verlangen auch die Agrospritfabriken ihren Anteil an den Bodenreserven der Welt. Die Ölfelder der Zukunft liegen an Land, denn die Tiefen der Meere sind ein unsicheres Terrain. Das hat 2010 die Explosion der Deepwater Horizon im Golf von Mexiko gezeigt. Die Zeiten des leichten Öl-Gewinns gehen zu Ende, und je klarer das wird, desto gieriger suchen die Konzerne nach neuen Quellen. Agrosprit, also Ethanol aus Mais und Zuckerrohr oder Diesel aus tropischen Palmenwäldern oder heimischem Raps, rückt auf der Liste ihrer Begehrlichkeiten immer weiter nach oben. Der Run auf neue »Öl-Felder« wächst. Mehr als die Hälfte der Landnahme weltweit geht auf Rechnung der Agrospritindustrie. Und die steigenden Preise an den Energiemärkten treiben die Suche nach oberirdischen Energiefeldern weiter voran.6

Der Gürtel der zukünftigen Ölfelder lässt sich heute schon erkennen, er zieht sich einmal rund um den Globus. Je näher am Äquator, desto größer die Sonnenausbeute und desto größer die Energiegewinne. Brasilien entwickelt sich zur Tankstelle der USA, und Afrika und Südostasien werden zur Raffinerie für Europa, solange China und Indien noch in den automobilen Anfängen stecken.

Neben der Energielobby meldet sich neuerdings eine weitere Instanz zu Wort, die ebenfalls ihre Zukunft auf dem Acker sucht: Industrien, die vom Erdöl als Rohstoff abhängen, etwa die Kunststoffindustrie. Allein in Deutschland werden jährlich 20 Millionen Tonnen Plastik in Form gegossen, vom Fensterrahmen bis zum Putzeimer, ohne Kunststoff bräche die Zivilisation der Industriestaaten zusammen. Auch die chemische Industrie drängt auf ihren Anteil am Kuchen der nachwachsenden Rohstoffe, und auch ihr Hunger wird wachsen.7

Fast geräuschlos hat sich diesem Trio der Landaufkäufer aus Finanzwirtschaft, Energie- und Chemischer Industrie eine vierte Kraft angeschlossen: der bisher als unverdächtig eingestufte Markt für Klimagase. Seine Akteure haben die Land- und Forstwirtschaft für sich entdeckt und suchen Neuland, um über Pflanzen Treibhausgase einzusammeln. Boden und Wald sollen als Helfer im Kampf gegen den Klimawandel eine bedeutende Rolle spielen. Spekulanten wittern darin einen neuen Wachstumsmarkt. Denn wer Boden besitzt, kann die Fähigkeit von Pflanzen, das Klimagas CO2 in Blättern, Wurzeln und Stämmen zu binden, in Geld umwandeln. Er besitzt damit eine natürliche Bank für Klimagase, auf der er Klimazertifikate bunkern kann. Wertpapiere, die bei der Klimabörse in Geldwert umgewandelt werden können. Und der Wert steigt umso schneller, je höher die Latte der globalen Klimaziele hängt.

Der amerikanische Bauernverband versucht zurzeit, diese Idee in die holpernde Klimadebatte der USA einzuspeisen, und entfesselt damit einen zusätzlichen Run auf die Äcker des Mittleren Westens. Auch in Afrika, Asien und Südamerika ergattern findige Unternehmer mit fragwürdigen Aufforstungsaktionen Klimazertifikate und nähren damit ebenfalls den weltweiten Bodenrausch.

OFFSHORE-PARADIESE

Beim Kampf um lukrative Anbauflächen bleiben die genannten Marktteilnehmer nicht unter sich. Verschärft wird die Konkurrenz durch Länder, für die die Frage des Bodens eine Frage des Überlebens ist. Seit der Ernährungskrise 2008 versuchen die Politiker in den Getreidedefizit-Staaten, neues Land für die Volksernährung zu finden, jedenfalls die Staaten, die es sich leisten können. Zu den größten Käufern am Weltbodenmarkt gehört China. Das Land kann für seine Menschen nur noch ein Minimum an Boden bieten, und auch das ist in Gefahr durch die boomenden Städte, die ausufernde Industrie und die sich vom Norden her ausbreitenden Wüsten.

Nicht viel besser ist die Situation in Indien. Das Land kämpft mit Wassermangel und Überbevölkerung. Bis zur Mitte des Jahrhunderts muss es 700 Millionen Menschen zusätzlich ernähren. Was auf Indien noch zukommt, ist in Japan schon Alltag. Dort hat die Landwirtschaft zwischen Bergen und Meer kaum Platz, um die eigene Bevölkerung zu ernähren. Von 1965 bis 1998 stiegen die Nahrungsimporte von 27 auf 60 Prozent des nationalen Verzehrs.8 Nur ein Bruchteil dessen, was in japanischen Supermärkten über die Kasse gezogen wird, stammt von japanischen Bauern. Das Industrieland Japan hängt damit mehr als jeder andere Industriestaat am Tropf der Weltagrarmärkte, der nukleare Supergau von Fukushima wird diese Lage noch einmal erheblich verschärfen.

Nicht anders ergeht es Südkorea. Die Importlücke des Industrielands wächst. Die Ursache liegt auch hier in einer Landwirtschaft, die sich der Industrialisierung widersetzt. Die Bauern wirtschaften auf Kleinsthöfen, noch nicht einmal so groß wie ein Fußballfeld. Maschinen lassen sich dort kaum einsetzen. Die Ernten reichen für die Bauerndörfer, aber keineswegs für die Versorgung der schnell wachsenden Städte.

Zu denen, die auf die Weltmärkte angewiesen sind, kommen die Golfstaaten, in denen die Wüste kaum Ackerbau zulässt. Das Wasser fehlt, außer im Fall von Schafen, Ziegen und Kamelen liegt die Viehzucht brach. Selbst Ägypten gelingt es nicht, aus dem Schwemmland des Nils genügend Weizen für die eigene Bevölkerung zu produzieren. Der Importbedarf liegt bei mehr als 50 Prozent. Trotz hoher Staatsverschuldung kauft das Land am Nil Neuland, um nicht weiter in die Abhängigkeit vom unberechenbaren Weltmarkt zu geraten.

Sowohl China als auch Indien, Japan ebenso wie Südkorea, die Ölstaaten und die Mittelmeeranrainer – alle versuchen, in Zukunft den Weltmarkt zu umgehen und ihr Getreide, ihren Zucker, ihre Speiseöle und im wachsenden Umfang auch ihre Agrotreibstoffe auf eigenen Äckern in anderen Ländern »offshore« zu ernten. Wo wird dieser fortschreitende Hunger auf Land gestillt werden, wo liegen die Zentren des Bodenrausches zu Beginn des 21. Jahrhunderts?

Die Jagd auf die Äcker der Welt findet nicht ohne Strategie und Planung statt. Wie bei der Suche nach Gold und Öl bereiten Prospektoren den Weg. Sie durchforsten Kataster und Satellitenbilder, Wasser und fruchtbarer Boden sind ihre Zielgebiete. Juristen prüfen die Rechtslandschaften mit dem Fokus auf Staaten, die kein individuelles Recht auf Boden kennen oder aber mit korrupten Gerichten geschlagen sind, die verhindern, dass einheimische Bauern ihr Recht auf Land durchsetzen können. Oder aber sie werden von einer politischen Klasse regiert, die das Land ihres Volkes gekapert hat und darüber verfügt, ohne Achtung vor den Rechten der Menschen.

Im Fadenkreuz dieser Landsucher stehen »failed states«, gescheiterte Staaten. Sie finden sich in Afrika, aber auch in Südamerika, Südostasien und auf dem Territorium der ehemaligen Sowjetunion. Besonders gut läuft das Geschäft mit dem Boden dort, wo der Atem der alten Kolonien noch weht, wo das derzeitige Führungspersonal keine Skrupel kennt, wo Korruption und Raffgier regieren.

Zu diesen Ländern gehören Uganda und Kenia, ebenso wie Tansania, Mosambik, Sambia, Nigeria, Liberia, ganz besonders aber der Kongo. In der Tradition ihrer Kolonialherren schneiden die herrschenden Cliquen immer neues Land aus dem Volksvermögen, auch wenn die eigene Bevölkerung hungert, wie in Äthiopien, im Sudan und in Kenia. Das Geld fließt auf Konten internationaler Steuerparadiese und nicht in die nationale Kasse, und wenn, dann ist es eher Kleingeld, weniger als 10 Dollar für die Fläche eines Fußballplatzes. In Europa liegt die Pacht für Vergleichbares bei 400 Euro und mehr.

Die Flucht der Reichen in die landwirtschaftlichen »Offshore-Paradiese« wird der Welt als ein Ausweichen auf ungenutztes Land verkauft, doch das ist falsch. Genauso wie die Rechtfertigung, dass das Geld aus dem Ausland in vielen Ländern die einzige Chance sei, um die einheimische Landwirtschaft aus dem Steinzeitalter zu führen. Die Befreier kommen nicht ohne Eigennutz. Im Gegenteil, der eigentliche Motor für ihr Investment heißt Profit.

Gefördert und gestützt werden die Bodengeschäfte nicht nur von geschäftstüchtigen Regimes, sondern auch von den internationalen Instituten. Allen voran geht die Weltbank.

Im Herbst 2010 legte die Weltbank eine Karte der neu vermessenen Welt vor. Die Weltkarte der käuflichen Böden. Nach außen wird diese Vermessung der Welt als eine Aktion im Interesse der jeweiligen Länder und Regierungen deklariert. Tatsächlich ist es ein Wegweiser für alle, die auf der Suche nach profitablem »Neuland« sind.

Gemeinsam mit ihren Töchtern International Finance Corporation (IFC) und Foreign Investment Advisory Service (FIAS) schnürt die Weltbank attraktive Rundum-sorglos-Pakete für finanzstarke Investoren, mit teilweise bizarren Folgen: In Pakistan beispielsweise sichert die Regierung den Saudis in einem Landpachtvertrag militärischen Beistand gegen die eigene Bevölkerung zu, für den Fall, dass es wegen der Getreidetransporte vorbei an den Hütten der Armen zu Ausschreitungen kommen sollte.

Das weckt Erinnerungen: Das koloniale Erbe vergangener Jahrhunderte von Christoph Kolumbus bis zur United Fruit Company erlebt im Bodenrausch des 21. Jahrhunderts seine Wiedergeburt. Nur – heute geht es nicht mehr um Gold oder Luxusfrüchte. Es geht um die Basis der Welternährung und um Energie, um Felder also, auf denen es keinen Spielraum gibt. Auch ohne die neuen Spekulanten ist der Boden, die Grundlage unserer Ernährung, schon knapp und er wird laufend knapper. Das zeigt den Ernst der Lage, aber noch nicht ihre ganze Brisanz.

Die wird erst deutlich, wenn wir den Gesundheitsstatus des Bodens und seine wachsende Belastung in den Blick nehmen, und darum geht es im zweiten Teil dieses Buches.

Olivier De Schutter, der UN-Sonderbeauftragte für das Recht auf Nahrung, spricht am 28. Dezember 2009 vor der Generalversammlung der Vereinten Nationen in New York. Es geht um den weltweiten Bodenrausch. Die Delegierten verlangen Regeln, doch De Schutter versucht, sie auf die Ursachen des Problems zu stoßen. »Der Run auf das Land, vor allem in den Entwicklungsländern, ist das Ergebnis unserer eigenen Fehler. Wir haben in der Vergangenheit versäumt, in die Landwirtschaft zu investieren, insbesondere südlich der Sahara. Wir haben es versäumt, eine Landwirtschaft zu fördern, die den Boden nicht zerstört und die Wasservorräte nicht erschöpft.«9 Was Olivier De Schutter der Versammlung zum Jahreswechsel 2009 ins Stammbuch schreibt, beklagen Bodenforscher und Gewässerkundler schon seit Langem. Die Fundamente der Welternährung bröckeln.

Der Boden, den wir für eine solide und unzerstörbare Materie halten, ist in Wirklichkeit ein sensibler Organismus. Ein Organismus, dem offensichtlich die Methoden der modernen Landwirtschaft bisher nicht gut bekommen sind. Seine Kraft, die Bodenfruchtbarkeit, schwindet weltweit. Verantwortlich dafür ist ein Bündel von Ursachen. Aber die Schuld liegt nicht zuletzt im System der industriellen Landwirtschaft, ihrem gigantischen Maschinenpark, ihrem uferlosen Dünger- und Chemieeinsatz und ihren nimmersatten Viehherden. 50 Jahre moderne Landwirtschaft hinterlassen Millionen Hektar von entblößtem, ausgelaugtem und versalzenem Boden. Der Verlust beträgt mehr als ein Drittel des fruchtbaren Bodens der Welt.

Die zweite Fehlentscheidung im System liegt in der künstlichen Bewässerung. Ihre Quellen versiegen. Besonders dort, wo das Grundwasser angezapft wird, geht es schneller zur Neige als bisher angenommen. Die Hochleistungslandwirtschaft pumpt in den regenarmen Gebieten der Welt einen Grundwasserhorizont nach dem anderen ab. Das Ringen um die wertvollen Tropfen vollzieht sich vor allem dort, wo die großen Städte wachsen. Die Ausweichstrategie der Wasserbauer heißt: tiefer bohren. Aber auch dies führt auf lange Sicht nur ins Trockene, wie in China oder Indien, wo die Pumpstationen um Neu-Delhi mittlerweile aus einer Tiefe von mehr als 200 Metern fördern – bis der Strom versiegt.

Für 50 Prozent des globalen Wasserreservoirs meldet die Welternährungsorganisation »Wasserstress«, und das gilt auch für die großen Flüsse der Welt wie Ganges, Mekong, Euphrat, Tigris oder Nil. Durch chronischen Wassermangel drohen immer mehr ehemals grüne und fruchtbare Landstriche immer stärker zu verwüsten.

Als weiterer Krisenfaktor auf dem Bodenmarkt kommen die Treibstoffe der modernen Landwirtschaft ins Spiel. Ohne sie könnten die Farmen, von Kanada bis Australien, von Südamerika bis Nordeuropa, ihre Rekordernten gar nicht einfahren. Es geht um Diesel und künstlichen Dünger. Ohne dessen Komponenten Stickstoff, Kalium und Phospat wäre die industrielle Landwirtschaft nie aufgeblüht und ohne Diesel hätten sich ihre Erzeugnisse nie in Bewegung setzen lassen. Und genau das ist auch die Achillesferse dieser Wirtschaftsform. Wenn die Nachrichten von den Rohstoffmärkten zutreffen, ist der Peak, also die größtmögliche Fördermenge, offenbar bei allem erreicht, vielleicht schon überschritten.

Das sortiert die Kriterien und die Begehrlichkeiten auf dem Bodenmarkt neu. Zu den Filetstücken gehören in Zukunft Gebiete wie die Börde- und Schwarzerde-Landschaften der Welt.

Verschärft wird die Lage durch den Klimawandel. Er wirkt als Brandbeschleuniger, denn er schränkt das Angebot an fruchtbarem Boden weiter ein. Was Dürre- und Hitzewellen anrichten, hat uns der Sommer 2010 gelehrt. In Russland verdorrten die Getreidefelder bei wochenlang herrschenden Temperaturen von über 40 Grad Celsius. Aus dem drittgrößten Getreideexporteur der Welt wurde über Nacht ein Land, das um die eigene Versorgung bangen musste. Aber das war nur eine Seite des Klimadramas im Sommer 2010, die andere zeigte sich in Pakistan. Fast zeitgleich verschluckte eine nie dagewesene Flutwelle die pakistanische Jahresernte. Damit nicht genug. Ende des Jahres 2010 versank der australische Staat Queensland in sintflutartigen Regenfällen.

Drei Katastrophen in einem Jahr markieren die Richtung, die Klimaforscher seit 2007 vorhersagen und die weiteren fruchtbaren Böden der Welt ihre Ertragssicherheit nimmt.

Auf der einen Seite schwinden Anbauflächen, erhöht sich der Wasserstress, gehen Dünger- und Ölreserven zu Ende, entzieht der Klimawandel ganzen Regionen ihre Erntesicherheit – auf der anderen Seite aber steigt die Nachfrage nach dem, was auf den Äckern der Welt wächst. Wenn es nach der Welternährungsorganisation der Vereinten Nationen FAO geht, dann müssten die Ernten weltweit in den nächsten 40 Jahren verdoppelt werden, um die wachsende Zahl der Weltbürger zu ernähren und ihre wachsende Lust auf Fleisch zu befriedigen. Doch dieser Zuwachs lässt sich kaum noch über biologisch-technischen Fortschritt erreichen. Was bleibt, ist nur der Rückgriff auf »Neuland«. Woraus sich noch mehr Stress für den Weltbodenmarkt ergibt.

Und schließlich ist da noch der Durst auf Agrosprit. Auf dem Weg zum Ende des Erdölzeitalters opfert Europa ein Fünftel der Getreideernte seiner Pkw- und Lkw-Flotte, die USA verspritten heute schon ein Drittel ihrer Maisfelder. Die Umwandlung vom Acker zum Ölfeld treibt die Preise, der steigende Ölpreis bestimmt das Niveau und heizt die Konkurrenz um den Boden weiter an. Damit schließt sich der Teufelskreis.

Ein Dilemma ohne Ausweg? Wie kann der globale Bodenrausch gestoppt werden? Darum geht es im dritten Teil dieses Buches.

WEGE AUS DEM GLOBALEN DILEMMA

Wenn Angebot und Nachfrage zu einer neuen Balance finden könnten, würde das, zumindest theoretisch, den Bodenmarkt entlasten? Ist eine Annäherung der auseinanderstrebenden Kurven von Ernte, Tank und Teller überhaupt noch denkbar, geschweige denn möglich?

Die Vertreter des »Business as usual«, die sogenannten Realisten, verweisen auf ihre Pläne – Blaupausen, die auf Großtechnik und das große Geld setzen. Sie kümmern sich nicht mehr um verlorenes Terrain, sondern gießen Neuland in Beton. So wie in Dubai am Rande der Sahara, wo nach den Plänen eines australischen Architekturbüros künftig Getreide- und Obstplantagen hoch oben auf einem gigantischen Dach über der Stadt gedeihen sollen.

Auch die agrarwissenschaftliche Fakultät der Universität Stuttgart-Hohenheim kultiviert Visionen von Hochhäusern aus Stahl und Beton mit Etagen voller Getreide, Gemüse, Kleinvieh, Kühe und Schweine. Sie könnten in Zukunft das Rückgrat der Nahversorgung ganzer Megastädte bilden und das Umland entlasten.

Doch wer so Neuland schafft, hat offensichtlich jede Hoffnung auf die Regeneration des Bodens – es geht immerhin um mehr als ein Drittel der Ackerfläche der Welt – aufgegeben und die Selbsterhaltungskräfte der Natur, die Erfahrungen unserer Vorfahren abgeschrieben. Dabei gibt es Wege aus dem globalen Dilemma, nur – sie werden bisher von der Politik und der Lobby der industriellen Landwirtschaft ignoriert.

Durchaus lohnend ist ein Blick in die Geschichte der Bodenbearbeitung. Wertvolles Wissen früherer Generationen ist heute in Vergessenheit geraten. Schon die Inkas verstanden, was Bodenfruchtbarkeit bedeutet, wie sie sich erzeugen und bewahren lässt. Sie konnten den Stoff, aus dem das Leben wächst, selbst herstellen, ohne Milliarden zu investieren. Auf Terra Preta bauten die Völker Amazoniens zur Zeit der Inkas ihr Reich. Hier wuchsen üppige Ernten, die behandelten Böden kamen mit tropischen Regenfällen ebenso gut zurecht wie mit Hitze und Dürre. Sie konnten Überschwemmungen ableiten, aber auch Wasser speichern, wenn Trockenheit drohte. Mit dem Ende ihres Reiches geriet ihr Geheimnis um die Terra Preta in Vergessenheit. Doch in jüngster Zeit kommen ihre Erkenntnisse wieder zum Tragen.

Noch sind es kleine Projekte, aber das Rezept der Terra Preta hat Potenzial, ebenso wie eine Bodensanierung, die auf die Kraft des Mikrokosmos im Boden zurückgreift: auf Bakterien. Die Idee stammt aus Japan.

Professor Teruo Higa hat an seinem Institut einen Cocktail aus Bakterien entwickelt, die auch in Bier, Brot, Joghurt und Käse zu Hause sind. Diese Effektiven Mikroorganismen (EM) vollbringen wahre Wunder. Ganze Ökosysteme, die aus der Balance gekippt sind, können mit ihrer Hilfe wiederbelebt und stabilisiert werden.

Nur eines gelang ihnen bislang nicht, Gehör bei den Vertretern der »traditionellen« Agrarwissenschaft und der großen Agrarkonzerne zu finden.

Mit Holzkohle und Bakterien verlorenen Boden zu retten, das ist die Ultima Ratio, das letzte Mittel der Bodenmedizin. Vorbeugen wäre wirkungsvoller, dafür stehen die Ideen einer neuen ökologischen Landwirtschaft. Kritiker bezweifeln ihre Zukunftsfähigkeit wegen zu geringer Erträge. Tatsächlich kennen wir aber heute bereits Beispiele, wie man zugleich effizient und bodenfreundlich wirtschaften kann.

Neben Sanierung und Vorsorge gibt es weitere Hebel, um dem Problem der Bodenknappheit zu begegnen. Allein das Missmanagement bei allen Gliedern unserer Nahrungskette verschlingt mehr als die Hälfte der Ernten. Den Beweis liefern die Abfallcontainer unserer Supermärkte. Brot in ganzen Laiben, Würste am Stück und Käse, originalverpackt, ruhen da neben Joghurt, Bananen und Schweinebraten, in Folie eingeschweißt. Opfer von auslaufenden Verfallsdaten, Verbraucherdünkel und Frischewahn.

In den Entwicklungsländern sieht es trotz Hunger und Not nicht besser aus. Wegen maroder und korrupter Strukturen geht hier der größte Teil der Ernte zwischen Feld und Lager verloren. Auch hier gibt es Vorschläge, wie man dem Übel begegnen kann, doch auch hier scheitern sie an einer Mauer von Nichtwissen und Nichtwollen.

Eine Entspannung des Bodenmarktes ist von dieser Seite also auch nicht in Sicht, stattdessen setzen die Bundesregierung wie auch die anderen Industriestaaten auf Symptombekämpfung und vertrauen auf Selbstverpflichtungen. Unter der Führung Japans schrieben sie einen Knigge in Sachen Benehmen auf dem Bodenmarkt.10 Doch was nutzt ein freiwilliger Benimmkodex, wenn es für die einen um Milliardengewinne und für die anderen ums nackte Überleben geht?

Spätestens nach den Brotaufständen 2011 sollte klar sein, dass die Bodenfrage auch eine Frage nach Krieg und Frieden ist. Kann es vor diesem Hintergrund überhaupt ein uneingeschränktes Recht auf privaten Boden geben? Und welchen Gewinn hat eine Gesellschaft, die den Boden als Allgemeingut ehrt? Könnte ihr Gewinn am Ende den der privaten Landbesitzer sogar übersteigen? Die US-amerikanische Umweltökonomin Elinor Ostrom stellt diese provokante Frage. Für ihr Werk erhielt Elinor Ostrom den Wirtschaftsnobelpreis 2009; sie legte den Grundstein für eine neue Diskussion über ein Bodenrecht, das dem »Run« auf die Äcker der Welt ein Ende bereiten könnte.

Bisher steht das private Eigentum an Boden nicht in Zweifel, doch der Druck an den Nahrungsmittel- und Bodenmärkten wächst und mit ihm die politische Instabilität ganzer Erdteile. Einen Vorgeschmack haben wir am 9. Januar 2011 und danach bekommen: In Tunesien kam es zum Aufstand, auch aus Algerien wurden Unruhen gemeldet, gleiche Bilder kurz darauf vom Tahrir-Platz in Kairo. Der Zündfunke sprang über, von den explodierenden Preisen auf den Weltmärkten auf die explosiven sozialen Verhältnisse Nordafrikas, und der Brand droht sich von dort aus fortzusetzen, weit über den afrikanischen Kontinent hinaus.

Alarm auch in Rom, im Zentrum für Welternährung. Der Preisindex der FAO für Lebensmittel stieg um den Jahreswechsel 2010/2011 binnen Wochen auf 221 Punkte und damit auf den Höchstwert der Krise 2008, als alles begann. Die FAO sprach von einer unkalkulierbaren Lage und vertröstete auf bessere Ernten im Jahr 2011. Doch die Hoffnung erfüllte sich nicht. Russland hatte sich von der Trockenheit 2010 noch nicht erholt, da kämpfte China mit einer katastrophalen Dürre; Australien stand noch unter dem Schock der Überschwemmungen, da versanken die Äcker Japans in den Schlammmassen eines Jahrhundert-Tsunamis und im radioaktiven Fallout nach dem Supergau von Fukushima. Der Weltmarkt für Weizen, Öl, Zucker und Mais gerät weiter unter Druck und die Preise bleiben in Bewegung. Die Gier wächst und damit die Begehrlichkeit auf die Äcker der Welt.

Der Bodenrausch, der 2008 einsetzte, ist keine vorübergehende Episode der Weltgeschichte. In Wahrheit hat er gerade erst begonnen.








Landgewinn. Die neuen Herren übernehmen

Was am Horizont des 21. Jahrhunderts heraufzieht, ist nichts anderes als ein neues Kolonialzeitalter. Es stützt seine Ausbeutung nicht mehr auf Kanonen und Kavallerie, sondern auf eine Armada von Investment- und Hedgefonds, die bei Boden auf Gewinn setzen, und zwar auf zweistellige Renditen. Der Rausch wird angetrieben von Energiekonzernen, die für die Zukunft auf Land und Biosprit setzen, und getragen von finanzstarken, hungrigen Staaten, die ihre Bevölkerung nicht von der eigenen Scholle ernähren können; er wird gefördert von einer neuen Kaste von Kriegsgewinnlern, die sich ihre Fruchtfolge mit Klimazertifikaten vergolden lassen möchten.

Alle vier greifen seit 2008 nach den Äckern der Welt.

Mehr als 220 Millionen Hektar – 18-mal so viel wie die deutsche Ackerfläche, Land in der Größenordnung von Westeuropa – sollen seit Beginn des Jahrhunderts den Besitzer gewechselt haben, der größte Teil davon seit 2008, stellte die Hilfsorganisation Oxfam 2011 fest. Wie das Geschäft boomt, zeigt ein Vergleich: Für 2009 bezifferte die Weltbank den Umfang großflächiger Landgeschäfte auf 45 Millionen Hektar. In den zehn Jahren davor wurden im Schnitt nur 4 Millionen jährlich aufgekauft oder gepachtet.1

Seit 2009 haben mehr als 1200 Investoren, darunter 150 europäische Firmen, Verträge über Land geschlossen. Pro Abschluss im Durchschnitt 65000 Hektar – ein deutscher Bauer ackert auf weniger als 50 Hektar. Was dort vorgeht, hat mit dem Kampf gegen Hunger und Armut nichts mehr zu tun, resümiert Roman Herre von der Menschenrechtsorganisation FIAN: »Im Gegenteil, hier werden die Armen ihres letzten Gutes beraubt, das Land, von dem sie leben«.2

ZOCKER UND FINANZKAPITAL

Zu den eifrigsten Aufkäufern zählen nicht die, die die größte Lücke in ihrem heimischen Brotkorb haben, sondern die, die gar nicht an Brot interessiert sind: die Magnaten des Finanzkapitals, die Zocker im globalen Kasino, die großen Banken, Versicherer, Pensions- und Investmentfonds. Sie halten fast ein Drittel der Verträge auf Land, stellt die Weltbank fest. Aber in einem Viertel der untersuchten Fälle fehlt jede Aussage über die Absicht des Geschäfts. Die Dunkelziffer ist nicht abzuschätzen, es könnte auch wesentlich mehr Finanzkapital sein, das zu Beginn des 21. Jahrhundert in Boden investiert ist.

Die Weltbank selbst musste bei ihren Daten auf das zurückgreifen, was Zeitungen, Fernsehen und Rundfunk aufgedeckt haben. Ergebnisse eigener Recherchen, konkrete Zahlen über Transaktionen, deren Größe und Begleitumstände, konnte sie in ihrem Bericht »Rising Global Interest in Farmland« (2010) nicht vorlegen. Zu dicht war offensichtlich der Dschungel, in dem diese Geschäfte gedeihen, zu dick der Mantel des Schweigens, mit dem der globale Landrausch ge- und verdeckt wird. Dennoch geben uns die Zahlen eine Idee von der Größe der Geschäfte. Es konnten zwar nur 464 Projekte aus 81 Ländern ausgewertet werden, aber sie zeigen die Dimensionen, in denen der Boden seine Besitzer wechselt. Ein Drittel dieser Projekte erreichte ein Volumen von mehr als 200000 Hektar.
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Landinvestoren nach Wirtschaftsbereich3

Afrika südlich der Sahara gehört zu den Hotspots auf dem Markt, gefolgt von Lateinamerika und Asien. Aber auch die USA, Kanada und Europa, besonders Osteuropa, stehen auf der Wunschliste der Käufer. Vorzugsweise finden die Deals jedoch in Staaten statt, die für ihre Korruption, Verschwiegenheit, Willkür und die Abwesenheit jeder Rechts- und Eigentumsordnung bekannt sind. Staaten, in denen der Hunger der eigenen Bevölkerung kein Hindernis darstellt, wenn es darum geht, die nationalen Bodenreserven zu verschieben.4

Das Geschäft mit dem Boden ist nicht nur der Spielplatz des großen Finanzkapitals, sondern auch das Eldorado zwielichtiger Gestalten, Spekulanten und Glücksritter. Einer von ihnen heißt Philippe Heilberg, ein ehemaliger Wallstreet-Mann. 2010 posiert er im Süden des Sudans für die Kamera der BBC, um seine Erfolge pressewirksam zu verkaufen.

Philippe Heilberg lächelt im Safari-Look, neben ihm hat sich sein Weggefährte aufgebaut, der Ex-Rebellengeneral Paulino Matip. Beide verbindet ein großes Geschäft, vielleicht das größte ihres Lebens. Im Hintergrund Strohdächer, Hütten eines afrikanischen Dorfs, die Landschaft des südlichen Sudans. Im Vordergrund die Kamera und Philippe Heilberg, der einem BBC-Reporter seine Welt erklärt: »Wer hier etwas erreichen will, muss dahin gehen, wo die Gewehre sind.«

Heilberg weiß, wovon er spricht. Mit seinem Unternehmen Jarch Capital hat er sich spezialisiert auf heikle Geschäfte mit hohem Gewinn. Ungeschminkt verkündet die Homepage die Heilberg’sche Firmenstrategie: »Das Unternehmen fasst Investmentmöglichkeiten in den Ländern Afrikas ins Auge, in denen Regierungswechsel anstehen oder anstehen könnten oder Grenzänderungen oder neue Länder aus bestehenden Staaten entstehen.«5

»Wenn du richtig liegst mit dem Gefühl, dass sich die Verhältnisse ändern, dann hast du schon eine gute Basis. Ich sehe ständig auf die Landkarte und halte Ausschau nach zukünftigen Werten«, erklärt Heilberg und fügt hinzu, dass er auch mit Rebellen aus Darfur, Dissidenten aus Äthiopien und Mitgliedern der brüchigen Regierung von Somaliland und anderen Kontakt halte.6

Dort, wo ein Staat bröckelt, die Regierung so wenig funktioniert wie die Verwaltung, dort liegt das Zielgebiet von Philippe Heilberg und seinem Team, das aus einflussreichen Spezialisten und ehemaligen Beratern der US-Regierung besteht. Darunter Joseph Wilson, der als Diplomat gelernt hat, wie man in Afrika Verbindungen knüpft, Gwyneth Todd, ehemaliger Berater für den Mittleren Osten und Nordafrika im Pentagon und unter Bill Clinton auch im Weißen Haus. Verbindungen zur CIA werden dem Unternehmen nachgesagt, zumindest wären sie nützlich für diese Art von Geschäft.

Mit seinem Deal im Südsudan ist Philippe Heilberg ein besonderer Coup gelungen. Nicht weniger als 800000 Hektar Land hat er dort im Februar 2009 an sich gebracht. Zusätzlich 1 Milliarde Dollar will er in den nächsten zehn Jahren investieren. Heilberg versteht sich als die Speerspitze Amerikas in der Region, die vorher von der US-Regierung gemieden wurde, weil Khartum verdächtig war, Terroristen zu unterstützen.

Jetzt, wo sich die Verhältnisse ändern und aus dem Süden ein eigener Staat geworden ist, gibt sich Heilberg als Vorreiter für die US-Wirtschaftsinteressen im Südsudan. Geholfen haben ihm seine guten Kontakte zu Paulino Matip, ein ebenfalls geschäftstüchtiger Mann. Seit 2007 gehörte er zur Befreiungsarmee des Südsudans.

Sein Einfluss reichte weit und seine Voraussicht offenbar noch weiter. Rechtzeitig vor dem Deal mit Heilberg hatte er sich 400000 Hektar Land von der sudanesischen Firma Leac for Agriculture and Investment gesichert, die von Gabriel Matip geführt wird, dem ältesten Sohn des Generals. Danach nutzte er noch einmal seine Beziehungen, um weitere 400000 Hektar an sich zu bringen. Die gesamte Fläche von 800000 Hektar zog er an Land, um sie mit Philippe Heilberg in einem Joint Venture zu nutzen. Der lohnte es ihm 2007. Der General bekam einen Sitz im Aufsichtsrat der Jarch Management Group Ltd., den er 2009 an seinen Sohn weitergab.7

Im Unterschied zur frühen Variante des Kolonialismus kam Heilberg nicht mit Waffen, sondern auf besondere Einladung der herrschenden Elite. Wie viel für diese Einladung in die Taschen des ehemaligen Rebellengenerals Matip geflossen ist, wie viele Mittelsmänner davon profitierten, das bleibt im Dunkeln. Vorausschauende Diskretion sichert die Geschäfte. Auf der Korruptionsrangliste von Transparency International, gehörte der Sudan 2010 zu den korruptesten Staaten der Welt. Korrupte Regierungen halten die Tür auf für ausländische Investoren, ganz gleich, ob die eigene Bevölkerung hungert oder nicht.

Männer wie Heilberg stecken ihre Claims ab, nicht nur in Afrika, sondern auch in Asien, Südamerika und Osteuropa, mit Vorliebe dort, wo Bauern und Hirten keine sicheren Eigentumstitel besitzen. Vorbereitet werden solche Deals nicht auf dem staubigen Ackerboden vor Ort, sondern gerne in klimatisierten Konferenzsälen großer Hotels, wie beispielsweise im Waldorf Astoria in New York, wo sich zahlungskräftige Geldgeber eine verheißungsvolle Zukunft an die Wand projizieren lassen.

»Global AgInvesting« heißt die Veranstaltung, die Anfang Mai 2011 kapitalkräftige Investoren am Hudson River zusammenführt. Wer die Marmorstufen zum Empfang des Waldorf Astoria emporgestiegen ist, wer unter den riesigen Kronleuchtern an den überbordenden Blumengestecken vorbeischreitet und den Saal betritt, den empfangen gedämpftes Licht und gedämpfte Stimmen. Damen im schwarzen Businesskostüm, Herren mit Krawatten in gedeckten Farben bewegen sich über dicke Teppiche, die jede Aufregung verschlucken. Selbst die Spiegel wahren Diskretion. Wer hier eintritt, weiß sich unter Gleichen.

Hier wartet Geld auf Investment. Global AgInvesting weist den Weg. Und dies schon seit einigen Jahren mit wachsendem Erfolg, die Tagung 2011 ist ausverkauft. Teilnehmer aus 30 Staaten haben 5 Millionen Hektar Farmland aus den Hauptanbaugebieten der Welt im Gepäck – und Devisen. Viel Geld, das investiert werden will. Bei der Veranstaltung im Waldorf Astoria lässt sich viel lernen über Geografie, Strategie, über Ackerland und Agrobusiness, über Hedge-, Immobilien- und Waren-Fonds, über Anlagen in Südamerika – im Fokus Brasilien –, in Nordamerika, Australien, Osteuropa und Russland, Südostasien und Afrika. Ein Beamer wirft die Umrisse des Geschäftsfeldes auf eine übergroße Leinwand, die neue Weltkarte des neuen Kolonialismus. Im Halbdunkel leuchten die Aufmarschgebiete für das Finanzkapital.

Das größte Interesse gilt Afrika. Dort stehen Grund und Boden noch zu Schnäppchenpreisen im Angebot: 250 bis 500 Dollar in Sambia. In Amerika müsste man ein Vielfaches investieren, ohne dass sich der Ertrag noch steigern ließe. Aber in Sambia, so die Expertise eines Investmentfonds, reichten eine Handvoll Dünger und ein wenig Wasser vollkommen aus, um Erfolg zu ernten.

Im Verhältnis zum Ist-Zustand sei das Dreifache ohne Weiteres möglich; nach einer Kunstpause fügt ein Prophet aus der schönen neuen Agro-Investment-Welt hinzu, warum solle er es hier verschweigen, sogar das Zehnfache an Ernte und Gewinn sei drin, wenn man es richtig anfange. Die Augen des Publikums glänzen, die Gier ist entfacht. Global AgInvesting hat seinen Job getan, jetzt heißt es, Aufträge einsammeln und die nächste Veranstaltung vorbereiten. Schon im September 2011 trifft man sich in Genf unter einem Werbebanner, das keine Skrupel mehr zulässt. Auf einem abgeernteten Feld liegen Strohballen im XXL-Format. Beim genaueren Hinsehen zeigt sich, dass einer der Ballen aus zusammengerollten Dollarscheinen besteht, ein anderer aus Euronoten, meterdick und tonnenschwer. Jeder versteht sofort, worum es geht bei Global AgInvesting – darum, Geld zu ernten.8 An Zuschauern und Mitwissern hat hier keiner mehr Interesse, ein Reporter des deutschen Fernsehens wird freundlich, aber bestimmt des Hauses verwiesen. Die Herrschaften möchten ihre Deals unbeobachtet von der Öffentlichkeit machen.9

Die eifrigsten Investoren kommen aus Europa. 44 Prozent aller Anlagen, die weltweit in Bodenwerte fließen, stammen aus europäischen Geldhäusern, wie eine Studie der OECD 2010 enthüllt.10

Bis zu 25 Prozent Rendite versprechen die Fonds ihren Geldgebern und setzen dabei vor allem auf die steigenden Preise für Nahrungsmittel und Ackerland sowie auf das Mysterium »Alpha«. Dahinter steckt nichts anderes als eine Zusatzrendite. Sie ergibt sich vor allem aus dem kostensenkenden Effekt der Massenproduktion in den Agrarkonzernen, die weltweit als Ergebnis des globalen Bodenrausches entstehen. Auch die Deutsche Bank und Goldman Sachs lassen ihr geneigtes Publikum wissen, dass sie in Zukunft ihren Blick mehr auf den Boden richten werden. Realien und Zerealien, heißt ihre neue Anlagestrategie.11

Eine Studie im Auftrag der Menschenrechtsorganisation FIAN listet für Deutschland 2010 bereits mehr als 13 Agrarfonds mit einem Gesamtvolumen von 5 Milliarden Euro auf. Fast alle wurden in den Krisenjahren 2007/2008 oder später gegründet. Sie unterhalten Beteiligungen an Unternehmen, die sich wie Jarch Capital weltweit auf Landkauf spezialisiert haben, unter anderem auch in Hungerstaaten wie Äthiopien oder der Demokratischen Republik Kongo.

»Also, da wird mir schlecht. Da wird mir übel«, sagt André Gaufer, ein Investmenthändler, der eines aus Überzeugung ablehnt – Spekulation mit Nahrungsmitteln. »Denn schauen Sie, diese Finanzprodukte von den Banken und Fondsgesellschaften, die mit Grundnahrungsmitteln spekulieren, verursachen in der Endkonsequenz Hunger und Tod«, erklärt er im ZDF-Magazin Frontal 21 im Oktober 2011. Er kennt sich aus im Reich der Fonds, die mit Nahrungsmitteln Geld verdienen. Fast alle deutschen Geldhäuser haben ihre Hände mit im Spiel, auch Sparkassen, Volksbanken, die Commerzbank und die Allianz.12 Die Liste ist lang.

Zu den Investoren zählt auch die Deutsche Bank. Insgesamt soll sie in 35 Fonds mit einem Volumen von über 4 Milliarden Euro weltweit beim Wetten um die Nahrungsmittelmärkte mit dabei sein. Über ihre Fondsgesellschaft DWS hat sie etwa eine Viertelmilliarde Euro in Firmen investiert, die sich an Land Grabbing beteiligen.13

Der Speck, den die Werbestrategen für die Anleger auslegen, ist verlockend. »Die Agrarwirtschaft hat sich weltweit zu einem dynamischen Wachstumsmarkt entwickelt«, wirbt DWS Invest Global Agrarbusiness um Interessenten. Wer möchte nicht bei diesem Hype dabei sein? Jedenfalls solange es nach oben geht. Und das war in der Vergangenheit keine Frage. Von 2009 auf 2010 erwirtschaftete der Fonds ein sattes Plus von 23 Prozent. Auch in der Baisse 2010 blieb die Rendite bei plus 5,6 Prozent. Im langjährigen Durchschnitt von 2008 bis 2011 weist der Fondsbericht rund 13 Prozent Wachstum aus.14

Doch was sind das für Unternehmen, die ihren Aktionären solch satte Gewinne bescheren? Hinter den großen Namen verbergen sich mitunter skrupellose Geschäftemacher, die im Namen des Profits auch vor schweren Menschenrechtsverletzungen nicht haltmachen. Zu diesem Ergebnis kommt jedenfalls Thomas Fritz, der die Beteiligungen der Investmenttöchter der Deutschen Bank unter die Lupe genommen und eine schwarze Liste erstellt hat.15

Sie beginnt mit dem Zuckergiganten Cosan, bei dem DWS Invest BRIC Plus laut Vermögensaufstellung zum Jahresende 2010 noch mit mehr als 30 Millionen Euro beteiligt war.16 Zuckerrohrfelder von mittlerweile 700000 Hektar Größe versorgen 23 konzerneigene Fabriken. Weitere 350000 Hektar stehen auf der Einkaufsliste des Managements. Nicht Haushaltszucker, sondern Biosprit ist der Markt, den Cosan im Auge hat. Am 6. Juni 2011 gab Royal Dutch Shell ein »Multi-Billion-Dollar«-Joint-Venture bekannt. Der Partner heißt Cosan. Von 12 Milliarden US-Dollar ist die Rede, ein neuer Agrospritkonzern nimmt Form an, allerdings ein Konzern, der rüder Methoden bezichtigt wird. Zum Geschäftsgebaren gehört die skrupellose Vertreibung der Ureinwohner. In diesem Falle der Guarani-Kaiowá, deren Land von der brasilianischen Indigenenbehörde FUNAI zuvor zu einem Schutzgebiet erklärt worden war. Aber in den Weiten Brasiliens gilt das Wort der Behörden wenig. Wer nicht weichen wollte, bekam die Macheten und Gewehre sogenannter Sicherheitsdienste zu spüren. »Unser Land wird immer kleiner. Die Plantagen töten unser Volk«, klagt der Bauer Ambrósio Vilhalva. Er gehört zum Volk der Guarani-Kaiowá und erlebte, was es heißt, wenn der Zuckergigant Cosan auf Expansionskurs geht.

Beobachter sprechen von Sklavenhaltung, der die Arbeiter von Cosan ausgesetzt seien. Seit Anfang 2010 muss sich Cosan dem Vorwurf stellen, dass in seiner Zuckerfabrik Junqueira im Bundesstaat São Paulo Zwangsarbeiter beim Zuckerrohrschneiden eingesetzt werden. Dabei wählt der Konzern offenbar ein klassisches Muster. Zunächst werden Arbeitsuchende von illegalen Arbeitsvermittlern mit großen Versprechungen angeworben. Doch bevor sie Lohn erhalten, werden sie selbst zu Kasse gebeten. Schon die Reise zur Plantage kostet einen Wucherpreis.

Der Wucher setzt sich fort – für Unterkunft, Verpflegung und Arbeitsgerät müssen die Arbeiter ebenfalls zahlen. Das Geld fließt in die Kasse der Zuckerbarone und übersteigt häufig den Lohn für die Knochenarbeit. So entsteht eine Art Schuldknechtschaft, von der allein Cosan profitiert.

Hinzu kommt, dass Arbeitsschutz in vielen Plantagen unbekannt ist, Unfälle gehören zur Tagesordnung. Der Konzern landete deshalb auf einer schwarze Liste des brasilianischen Arbeitsministeriums. Das deutsche Fondsmanagement focht das nicht an: Trotz Landnahme, Sklavenarbeit und fehlenden Arbeitsschutzes investierte DWS und profitierte von Cosans Geschäftsmethoden. Erst im Geschäftsjahr 2011 zog sich DWS zurück, wie die Vermögensaufstellung zum 30. Juni auswies. Allerdings nicht ohne doch noch einen Fuß in der Tür zu behalten – in Cosan Finance Ltd., einem Tochterunternehmen des Konzerns, bleibt DWS investiert.17

Und Cosan ist kein Einzelfall.

»Mit Wilmar International ließ DWS ihre Anlegerinnen und Anleger an einem weiteren Skandalunternehmen mitverdienen«, urteilte Thomas Fritz. Wilmar International war mit DWS Invest Chinese Equities finanziell verbunden.18 In Indonesien und Malaysia gehören dem Konzern 235000 Hektar Ölpalmen.

An der Börse in Singapur kennt die Aktie des Unternehmens nur eine Richtung, und die geht aufwärts. Die Preissprünge an den Weltlebensmittelmärkten beflügeln das Geschäft. Doch die satten Gewinne haben ihren Preis. Illegale Brandrodungen, Abholzung von Urwäldern, Missachtung traditioneller Landrechte, Bruch von Verträgen über Ersatzland, Übergriffe gegen Ureinwohner – die Liste der Vorwürfe ist lang. Die Dayak in der Provinz West Kalimantan auf Borneo und die Minangkabau in der Provinz Westsumatra gehörten zu den Opfern der Landnahme von Wilmar International.

Eine Untersuchung der Weltbank führte zu einem eindeutigen Urteil: Das Unternehmen habe massiv gegen Sozial- und Umweltstandards verstoßen. Die Anklagen von Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen bewegten die Weltbank schließlich dazu, ihre Kredite bei Wilmar zu stornieren.19 Im März 2011 reagierte auch die Deutsche Bank. DWS entfernte alle Wilmar-Aktien aus ihrem Fonds.20

DWS Invest Global Agribusiness engagierte sich auch beim Agrarriesen Olam mit 15 Millionen US-Dollar. Das Unternehmen galt als weiteres Skandalunternehmen im Hause DWS. Der Konzern verdient sein Geld mit Handel. Palmöl und Kautschuk aus Westafrika, Mandeln aus Australien, Kaffee von laotischen Plantagen, Reis aus Nigeria und Mosambik; Erdnüsse und Soja kauft er in Argentinien, den Milchmarkt bedient er in Uruguay, und Holz schlägt er in Gabun und Mosambik.21

Durch einen Schachzug sicherte sich Olam ein Joint Venture mit der Republik Gabun. Es geht um Flächen von 300000 Hektar Größe für Ölpalmen und Kautschuk. Pachtfrei, einkommensteuerfrei für 16 Jahre, keine Mehrwertsteuern und Importzölle auf Maschinen, Treibstoff und Dünger. Was für die Republik Gabun bleibt, wissen nur jene, die diesen Deal geschlossen haben.

Das Unternehmen, das sich nach außen hin der Nachhaltigkeit verpflichtet, fiel durch seine Beteiligung an massiven Kettensägeneinsätzen im Kongobecken auf. Über 250000 Quadratkilometer Urwald wurden abgesägt, bis die Weltbank auf Druck von Umweltverbänden die Kredite strich.22

Trotz der zweifelhaften Geschäftspraktiken blieb die Fondsgesellschaft der Deutschen Bank (DWS) dem Konzern zunächst treu. Zum Jahresende 2010 strich sie ihn aus ihrem Portfolio.23

Noch als Chef der Deutschen Bank kündigte Josef Ackermann im September 2011 auf die Anschuldigungen, die Bank sei an den Spekulationen an den Nahrungsmittelmärkten mit beteiligt, hausinterne Untersuchungen und Konsequenzen an.24

Nicht nur Banken, Investmentberater und ihre Fonds wollen vom großen Rennen um die Äcker der Welt profitieren, auch die Ölwirtschaft sieht ihre Zukunft an Land. Sie gehört mit zu den Potentesten beim globalen Run auf die Äcker der Welt.

NEULAND FÜR DIE ÖLBARONE

Spätestens seit dem 20. April 2010, als im Golf von Mexiko die Ölplattform Deepwater Horizon des BP-Konzerns in die Luft flog und das ausströmende Rohöl den Golf, die Küste, die Rückzugsgebiete der Natur, die Touristenstrände und die Fischgründe verseucht und vergiftet hatte, spätestens da war klar, welche Risiken die Ölindustrie mittlerweile bereit ist einzugehen, um die letzten Tropfen ihres Rohstoffs zu erbeuten. Peak Oil, das Ende des Ölzeitalters, ist eingeläutet. Die Internationale Energieagentur (IEA) warnte schon 2007, dass der Welt in den nächsten zwei Jahrzehnten eine Rohöl-»Lücke« von 10 bis 15 Prozent bevorstehe. Eine neue Modellrechnung, das sogenannte Uppsala-Modell, verschärft die Warnung. Der Ölspiegel sinkt stärker als erwartet, und das Defizit droht früher als befürchtet.25 Am 10. Februar 2011 legte die IEA nach und verkündete, die anspringende Weltkonjunktur verschlinge weit mehr Öl als angenommen. Das wachsende Defizit zwischen Bohrloch und Zapfsäule bedeute nichts Gutes.

Was kommen wird, zeigte schon die Ölkrise 2008. Auf über 140 Dollar schoss damals der Rohölpreis pro Barrel innerhalb weniger Wochen. Diese Erfahrung hätte einen Lernprozess in Gang setzen können, aber die Finanzkrise 2008 lenkte die Aufmerksamkeit ab. Eine energiepolitische Wende blieb aus. Abschied vom Erdöl wollen Amerika und Europa nur in Raten nehmen. Der amerikanische Weg führt über den Umstieg auf Bioethanol aus Mais, die Europäer setzen auf Biodiesel aus Raps und Palmöl.

Die Karriere des Biosprits ist eng mit der des Erdölpreises verknüpft. Sie begann mit der ersten Ölkrise 1973. Der Preis pro Barrel stieg um 70 Prozent, in Zahlen nur von 3 auf 5 US-Dollar, aber die Wirkung war durchschlagend. Deutschland zelebrierte den ersten autofreien Sonntag. Das war die Zeit, in der die Suche nach Alternativen begann. Sein erstes Hoch erreichte der Markt für Biosprit 1985 im Gefolge der zweiten Ölkrise 1979/80, ein weiteres nach dem zweiten Golfkrieg 1990. Der eigentliche Höhenflug des Rohölersatzes begann nach der Jahrtausendwende. Seither weist die Produktionskurve steil nach oben. Aber echtes Gewicht bekommt der Sprit aus Pflanzen erst seit 2008. Bis dahin spielten die Spritpflanzen auf dem Acker keine große Rolle, drei Jahre zuvor beanspruchten sie weltweit nur 4 Prozent der landwirtschaftlichen Fläche.26

Seither geht es weiter bergauf, das sagen alle Prognosen, wenn auch mit unterschiedlicher Geschwindigkeit. Bis 2020 erwartet das US-amerikanische Marktforschungsunternehmen Freedonia Group für den Bedarf an Biosprit eine zweistellige Zuwachsrate jährlich.27

Angefeuert wird dieser Boom vor allem durch die staatlichen Subventionen, die rund um den Globus die Energiewende voranbringen sollen. Europa, Nord- und Südamerika, Indien und Südostasien haben ihre Biosprit-Politik in regierungsamtlichen Programmen abgesichert. Andere Länder werden folgen.

Den größten Durst auf Bioethanol haben Brasilien und die USA, aber der Markt wächst auch in Japan, Großbritannien, Deutschland und China. Bei Biodiesel liegt ebenfalls Brasilien vorn, doch der Umsatz steigt gleichermaßen in Indien, Spanien, Argentinien, Indonesien, Deutschland und Großbritannien.

Dem wachsenden Bedarf stehen bisher noch nicht genügend Produktionskapazitäten gegenüber. Es droht ein globales Defizit an Biosprit, das bis 2050 den Wert von 19 Millionen Litern erreichen könnte.28 Mit Ausnahme von Brasilien wird kaum ein Staat diese Lücke durch den Anbau im eigenen Land schließen können.

Auch Deutschland hat nicht genug Fläche, um den Traum vom Biosprit zu verwirklichen. Bestenfalls ein Viertel des heimischen Verbrauchs könnte aus deutschen Landen kommen, wenn man die Ernährung der Bürger nicht gefährden wolle, so die Bundesregierung.29

Ähnlich geht es dem Biospritprogramm der USA. Derzeit sind 30 Prozent der landesweiten Maisernte für die Zapfsäulen bestimmt, aber das ist auch hier erst der Anfang. Brasilien bietet sich als Welttankstelle Nummer eins an, doch selbst mit seinen scheinbar endlos großen Feldern kann es den Durst der wachsenden globalen Flotte von Otto- und Dieselmotoren nicht stillen.30

Für Entspannung könnte hier die sogenannte zweite Generation Biosprit sorgen. Dieser soll nicht in Konkurrenz zu den Brotkörben stehen, sondern nur noch aus Biomasse destilliert werden, die nicht auf Äckern wächst: Algen, Holz, Gras, Hecken und Sträucher. Abfälle sollen die künftigen Raffinerien speisen, auch aus der Lebensmittel- und Ernährungsindustrie, sowie die Inhaltsstoffe von Klär- und Gülleanlagen. Aber bisher fehlen die Pläne für einen zügigen Übergang von der ersten auf die zweite Generation ebenso wie die notwendigen Investitionen in Forschung und Technik – in den USA wie auch in Europa. Und so könnten die hochgesteckten Ziele mit der Entwicklung von Biosprit der zweiten Generation jenseits und diesseits des Atlantiks in den Kinderschuhen stecken bleiben.

Sollte jedoch versucht werden, den zukünftigen Bedarf allein durch die Produkte der ersten Biospritgeneration zu decken, sehen Sarah Pilgrim und Mark Harvey von der Universität Essex schwarz. Sie halten das Biospritkonzept schon vom Flächenanspruch her für eine Illusion, denn: Wenn nur 20 Prozent des fossilen Kraftstoffs der Industrieländer durch Biosprit ersetzt werden sollten, würde dies ein Gebiet beanspruchen, das 18-mal der für Bioethanol genutzten Fläche Brasiliens (120 Millionen Hektar) entspräche.31

Solange Biospritpläne dieser Art nicht beerdigt werden, wächst die Konkurrenz zwischen Teller und Tank in eine absurde Größenordnung. Sarah Pilgrim und Mark Harvey fordern deshalb in ihrer Expertise für die britische Regierung einen neuen geopolitischen Rahmen, der regelt, was wo auf den Äckern der Welt angebaut werden darf und was nicht.

Aber davon ist die Welt 2012 weit entfernt.

Wie sich die steigende Nachfrage nach Biosprit auswirkt, lässt sich heute schon an den Preisen für Lebensmittel ablesen. Der Index der FAO steigt. Im Februar 2011 lag er bereits wieder über dem Niveau des Krisenjahrs 2008, und er setzt seinen Trend fort.
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Als die globalen Preistreiber entpuppen sich Zucker, Öle, Fette und Getreide. Genau auf diese Stoffe sind auch die Biospritraffinerien angewiesen. Der Preisdruck bei den Rohstoffen erklärt einmal mehr die Gier, mit der die Biospritkonzerne weltweit als Landkäufer auftreten, und auch den Druck, der auf ihnen lastet: die Ölfelder der Zukunft für sich zu sichern, solange die Preise noch niedrig und die Flächen noch zu haben sind.

Blutdiamanten und Agrotreibstoffe

»Agrotreibstoffe sind die Blutdiamanten des 21. Jahrhunderts«, schimpft Mohamed Conteh aus Sierra Leone. Er beobachtet in seinem Land für die Menschenrechtsorganisation Madam, wie Biospritkonzerne immer größere Flächen an sich reißen. Allein in seiner Heimat gingen seit der Jahrhundertwende über 1,5 Millionen Hektar Ackerland für Agrosprit über den Tisch.33

Und das liegt an den günstigen Bedingungen für Investoren. Zum einen braucht die Regierung dringend Investitionen, um das Land voranzubringen, zum anderen fehlt es an einer funktionierenden Verwaltung. In Sierra Leone tobte bis 2002 über zehn Jahre ein Bürgerkrieg, angezettelt durch eine Clique von Diamantenbaronen, die sich ihre Pfründe so lange wie möglich sichern wollten. Die Diamanten sind weg, geblieben ist ein vom Krieg geschundenes Land.

Alle hofften auf ein Geschenk des Himmels, und ein solches schien die Schweizer Ölfirma Addax & Oryx im Gepäck zu haben, als sie der Regierung ihre Pläne von einer Biospritplantage im Landesinneren präsentierte. Sie bekam, was sie verlangte. Mit Stolz verkündete Sierra Leones Präsident Ernest Bai Koroma am 17. Februar 2010 die größte ausländische Direktinvestition in seinem Land. 275 Millionen US-Dollar wollte die Addax & Oryx Holding in ihr Zuckerrohr-Ethanol-Projekt stecken, 2000 Arbeitsplätze schaffen und 2012 den Betrieb aufnehmen. Wie der Konzern in seiner Pressemitteilung schrieb, hatte er nicht nur die Regierung, sondern auch die Landbesitzer und die Dorfältesten in der Region auf seiner Seite. Auch die Europäische Gemeinschaft, die Afrikanische Entwicklungsbank und die Weltbank förderten das Projekt.34

Als Anbaufläche ist die feuchte und fruchtbare Landschaft Sierra Leones ideal. Das gilt auch für die ungeklärten Eigentumsverhältnisse im Nachkriegsland. Wer die Plantage von Addax & Oryx besichtigen will, muss auf den Jeep umsteigen. Der holpert dann mehr als 100 Kilometer ins Landesinnere. Hinter dem Ortsschild von Makeni biegt der Fahrer ab. Im Geländegang geht es durch die Hügellandschaft des Rokel Valley. Wasser und fruchtbarer Boden, das Tal eignet sich für Zuckerrohr, ideal für Addax & Oryx. Hier wächst eine Plantage von 10000 Hektar, schießt das süße Rohr mehr als 3 Meter in die Höhe, Zuckerrohr, so weit das Auge blickt. Früher einmal haben hier Hütten gestanden, doch die sind nun verschwunden.

Im Dorf Kolisokoh wartet der Dorfvorsteher. Er soll erklären, wie viele Dörfer der Plantage weichen mussten. Er zögert, nach längerem Schweigen sagt er »zwei«. Die Umherstehenden murren, Unwillen spiegelt sich auf ihren Gesichtern. Der Dorfälteste berät sich mit anderen. Es seien doch wohl mehr, die das Land um Kolisokoh besaßen. Warum weiß er das nicht? Hat es eine Entschädigung für das Land gegeben? Was hat er eingesteckt, und was weitergegeben? Wie viele werden hier Arbeit finden? Schulterzucken. Schließlich gehöre das Land der Regierung in Sierra Leone, die Familien in den Dörfern nutzten es schon seit Generationen; allerdings, Eigentümer seien sie nicht.

Für Addax & Oryx ging das Projekt seinen ordentlichen Gang. Keiner sollte vertrieben werden, wer wollte, konnte aber sein Land für 50 Jahre verpachten, der Preis richtete sich nach dem Wert des Landes, zwischen 5 und 12 US-Dollar pro Hektar. Alles sauber und an Weltbankstandards ausgerichtet.

Die erste Ernte in einer Versuchsplantage versprach viel. Mit 350000 Liter Ethanol pro Tag rechneten die Schweizer. Eine Straße zum Hafen war schon gebaut. Denn das Ethanol war für den Export nach Europa bestimmt, so der Plan.

In der Realität aber lief es nicht planmäßig. Das Unternehmen beschäftigte 2011 nur 700 Menschen aus der Region, den größten Teil wenige Monate lang. Die Wasserversorgung wurde teilweise zerstört. Versprechen über den Bau von Schulen und Krankenhäusern wurden nicht gehalten und die Entschädigungszahlungen reichten nicht aus, um den Verlust des Landes auszugleichen, beklagt ein Bericht, den kirchliche Hilfsorganisationen im Juni 2011 veröffentlichten.35

Addax & Oryx sind nicht die Einzigen in diesem Teil Sierra Leones. Mohamed Conteh, der Menschenrechtler, befürchtet, dass der Biospritboom in Europa am Ende in seinem Land mindestens 17000 Bauern die Existenz kosten werde. Wenn sie ihr Land verlieren, ist der Weg für die meisten vorgezeichnet, er führt geradewegs in die Slums der Hauptstadt Freetown.36

In Afrika heizt die Europäische Union mit ihrer Verpflichtung, dem Treibstoff 10 Prozent Biosprit beizumischen, die Nachfrage nach Boden an. In einem Dutzend afrikanischer Staaten beginnt die internationale Ölindustrie, ihre Felder zu bestellen, und hofft auf sprudelnde Erträge. Befeuert wird dies durch eine europäische Politik, die den Investoren zusätzliche Zollfreiheit gewährt, vorausgesetzt, sie halten sich an die Prinzipien des Goodwill-Programms »Everything but arms«. Das Programm wurde 2001 beschlossen. Es soll den 49 ärmsten Staaten der Welt ermöglichen, ihre Produkte in Europa auf den Markt zu bringen, ohne von Quoten, Zöllen und Abgaben beschränkt zu werden. Das Programm erlaubt alle Exporte nach Europa außer Waffen.37

Von den Landdeals in Afrika profitiert nach Schätzungen der Organisation Friends of the Earth mittlerweile zu gut einem Drittel die Ölproduktion.
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Bekannte Fälle von Landdeals für Agrotreibstoff in Afrika38

Betroffen ist hiervon besonders Ghana, das sich zum Zentrum der Jatropha-Ölindustrie in Afrika entwickelt hat. Über 20 Unternehmen versuchen hier, in das Bioethanol- und Biodieselgeschäft einzusteigen. Der Wettlauf um die besten Standorte findet zwischen Italienern, Norwegern, Chinesen, Deutschen, Niederländern, Belgiern und Indern statt. Sie kaufen oder pachten Parzellen von 10000 bis 400000 Hektar. Die Ghana Business News gehen davon aus, dass die Jatropha-Anbaufläche mittlerweile ein gigantisches Areal von einigen Millionen Hektar ausmacht.39

Einer der Großen in Ghana ist das norwegische Unternehmen Scanfuel. Seine Plantagen liegen vor den Toren von Kumasi, der zweitgrößten Stadt Ghanas. Thor Hesselbach, der Mitbegründer und Leiter des Unternehmens, verspricht sich viel von seinem Engagement. 5000 Barrel Biodiesel pro Tag und 300000 Tonnen Erdöläquivalent pro Jahr. Das Geld von Scanfuel Ghana kommt aus den Kassen der IKM-Gruppe, die Teil der norwegischen Öl- und Gasindustrie ist. Und die Kassen sind gut gefüllt. Die 400000 Hektar, die Scanfuel in Ghana in Besitz genommen hat, sollen zu zwei Dritteln für die Biospritproduktion und zu einem Drittel für den Anbau von Nahrungsmitteln verwendet werden, erklärte Thor Hesselbach gegenüber der Nachrichtenagentur Reuters im November 2008, am Rande der Biofuels Markets Africa Conference in Kapstadt. Er weiß, dass die Europäer sensibel gegenüber dem Engagement in Biosprit reagieren. Die Konkurrenz zwischen Tank und Teller könnte dem Image schaden.

Während in Afrika der Konflikt schwelt, wächst in Europa für die Spritbohne Jatropha ein neuer Markt heran. Am 15. Juli 2011 startete Lufthansa als erste Airline der Welt mit Biokerosin auf Jatropha-Basis den Liniendienst zwischen Frankfurt und Hamburg. Sechs Monate sollte mit einer 50/50-Mischung von Biosprit und normalem Kerosin geflogen werden.

Die Testkosten von 6,6 Millionen Euro wurden von der Bundesregierung mit 2,5 Millionen Euro subventioniert. Das Projekt »burnFAIR« sollte der Airline in sechs Monaten 1500 Tonnen des Klimagases CO2 ersparen. Das lohnt sich, weil hierfür keine Abgaben für CO2-Verschmutzung gezahlt werden müssen. Besonders lohnt sich »burnFAIR« für das finnische Unternehmen Neste Oil.

Es gilt als das größte im Pflanzenölgeschäft, ist allerdings auch maßgeblich an der Zerstörung von Regenwald für Palmölplantagen in Indonesien und Malaysia beteiligt. Europaweit vertreibt Neste Oil Palmöl unter dem verheißungsvollen Etikett »Green Diesel«, aber Umweltschutzorganisationen wie Greenpeace werfen dem Konzern vor, dass seine Geschäfte nicht sauber seien. Sie überraschten das Unternehmen beim Weltwirtschaftsgipfel 2011 in Davos und verliehen ihm den Schmähpreis »Public Eye Award«: vor allem wegen der Pläne, seinen Handel auf 2,5 Millionen Tonnen Palmöl auszubauen, was es zu einem der weltweit größten Aufkäufer von Palmöl machen würde.

Sein Hauptlieferant, der Hersteller IOI, hat sich einen fragwürdigen Ruf mit illegalem Abholzen, Brandrodungen und dem Vernichten der letzten Rückzugsgebiete für Orang-Utans erworben. Aber auch er wähnt sich mit 30000 Mitarbeitern in 23 Ländern als einer der ganz Großen im Geschäft.40

Die Weltbank kommt in ihrem Bericht »Rising Global Interest in Farmland« im September 2010 zu dem Schluss, dass Biosprit zum stärksten Treiber bei der globalen Landnahme gehört und es auch bleiben wird. Bis 2030 rechnet die Washingtoner Bank mit bis zu 44 Millionen Hektar Ackerfläche, die als zukünftige Ölfelder von den biochemischen Konzernen eingenommen werden.41

Tatsächlich könnte die Gier der Bioraffinerien aber noch wesentlich größer ausfallen. Wird der eingeschlagene Pfad mit Zuckerrohr, Mais, Raps, Soja und Palmöl als Rohstoffen der Spritproduktion ohne Korrektur fortgesetzt, so die Weltbank-Studie, werden wesentlich mehr Flächen für die Spritproduktion benötigt. Vor allem durch die neuen Plantagen, die weltweit für Palmöl, Jatropha und Zuckerrohr entstehen, könnte noch im diesem Jahrzehnt eine Größenordnung von 84 Millionen Hektar erreicht werden. Das entspricht fast dem Sechsfachen der deutschen Ackerfläche.

Was davon als Neuland gerodet und was einfach aus dem Bestand der Nahrungsmittelproduktion abgezogen werden müsste, wurde zumindest schon angedacht. Die FAO geht davon aus, dass die wachsende Biospritindustrie bereits 2018 die Hälfte der globalen Mais- und Weizenernte und ein Drittel der Ölsaaten beanspruchen könnte.

Nicht berücksichtigt ist dabei eine Furcht, die ebenfalls mit dem Ende des Ölzeitalters aufkeimt. Wo bleibt der Stoff, der ohne Öl undenkbar wäre, wo bleibt der Kunststoff in all seinen Varianten, wenn die Ölquellen versiegen? Ein heißes Eisen in der politischen Diskussion, die die Bundesregierung an ein gesondertes Gremium abgetreten hat. Der sogenannte BioÖkonomieRat, ein Expertengremium im Schatten der Großindustrie, soll das Problem lösen, wo das Plastik der Zukunft wachsen soll. Schon der Name ist verräterisch. Es geht um Bio-Ökonomie, nicht um Landwirtschaft, und auch nicht um Ernährung.

Ein Blick in die Liste der Mitglieder erklärt, welche Interessen mit diesem Rat bedient werden: Mehr als ein Drittel vertritt direkte Industrieinteressen, und zwei Drittel sind Vertreter von indirekten Wirtschaftsinteressen. Sie verstehen sich als Wegweiser in ein neues Zeitalter, in dem an die Stelle des Rohöls neue Rohstoffe aus der Biosphäre treten sollen. Bioraffinerien, die Pflanzen, Tiere und ihre Abfallstoffe verdauen und in Form von maßgeschneiderten Halb- und Fertigprodukten wieder ausscheiden. In diesem Konzept ist Boden nicht länger die Grundlage für das tägliche Brot, sondern die Basis, auf der eine ganz neue Industrielandschaft entstehen soll.

Bisher ist dieses Szenario noch nicht auf dem Bodenmarkt angekommen, aber es steht als Menetekel an der Wand. Die Konkurrenz verschärft sich. Sie heißt in Zukunft nicht nur »Tank gegen Teller«, sondern zusätzlich »Kunststoff gegen Brot«. In Deutschland könnte dies bis zur Hälfte der landwirtschaftlichen Fläche betreffen.42

STAATEN AM TROPF

Das Vertrauen ist zerrüttet, auf den Weltmarkt für Lebensmittel ist seit 2007 kein Verlass mehr. Die Berechenbarkeit früherer Jahre ist einer Achterbahnfahrt gewichen.

Nach 2008 musste die Welt zum ersten Mal lernen, dass die Preise für Getreide, Zucker und Speiseöl innerhalb von wenigen Wochen explodieren können. 2010 wurde in der Folge der dramatischen Dürre in Russland, einer Missernte in Kanada und der biblischen Überschwemmungen in Pakistan und in Nordostaustralien zum zweiten Mal deutlich, dass die Zeiten sicherer Nahrungsmittelmärkte vorbei sind. Und alles spricht dafür, dass die Achterbahnfahrt der Preise weitergeht, mit steigender Tendenz.

Wer Zucker, Weizen, Reis und Pflanzenöle einführen muss, um seine Bevölkerung zu ernähren, muss dafür immer tiefer in die Tasche greifen. Vorhersehbar reißt dies ein immer größeres Loch in immer mehr Staatshaushalte. Regierungen, die die Preise nicht auffangen oder nicht mehr auffangen können, riskieren Aufstände in den Armenvierteln und auch den Verlust der eigenen Macht.

Weltweit sind 105 Staaten auf Nahrungsmittelimporte angewiesen. Sie führen mehr Agrargüter ein, als sie exportieren, und gehören damit zu den sogenannten Nettoimporteuren. Aber nicht überall gerät die Versorgungslage mit steigenden Preisen außer Kontrolle, entscheidend sind die Mengen, die in den Häfen umgeschlagen werden, und die Größe des Defizits. Unter den ärmsten Staaten der Welt hängen besonders Angola, Nigeria, Bangladesch, Benin, Nordkorea, Mauretanien, Nepal, Niger, Jemen, Osttimor, Eritrea, Haiti und der Senegal am Tropf des Weltmarktes. Aber auch Ägypten, Algerien, Albanien, Jordanien und Georgien kämen ohne die Ernten anderer Länder nicht über die Runden.

Die Weltbank schätzte die Einfuhrschulden dieser Länder 2004/2005 auf rund 131 Millionen US-Dollar, durch explodierende Preise dürfte ihre Schuldenlast seit 2007 um mehr als das Doppelte gestiegen sein.43

Auch Ralf Südhoff, Leiter des Welternährungsprogramms der Vereinten Nationen in Berlin, sieht im Preisschub auf den Lebensmittelmärkten eine der Hauptursachen für die explosive Stimmung in vielen arabischen und afrikanischen Staaten. Auch für ihn sind die Zeiten sicherer Lebensmittelmärkte vorbei, die Unsicherheit wächst zu einem Sicherheitsrisiko.

Entgehen können dieser Klemme nur die Staaten, die finanziell aus dem Vollen schöpfen können, wie die arabischen Ölstaaten, Japan, Südkorea, Mexiko, China. Auch Indien gehört dazu. Sie wissen, dass ihre nationalen Haushalte der Achterbahnfahrt auf den Lebensmittelmärkten nicht gewachsen sind und dass sie einen Teil ihrer politischen Manövrierfähigkeit verlieren, wenn sie immer größere Teile ihres Haushalts für Getreide, Zucker und Öl ausgeben müssen. Doch im Gegensatz zu den Habenichtsen können sie sich vom Markt der Welternährung abkoppeln. »Outsourcing« heißt ihre Devise, und »Offshore-farming« ihr Konzept.

Jenseits der Chinesischen Mauer

Zu den Reichsten unter den Weltmarktabhängigen gehört China. Es geht voran bei der Suche nach Neuland auf fremden Äckern, und es hat allen Grund dazu. Denn jenseits der Chinesischen Mauer müssen 20 Prozent der Weltbevölkerung von nur 9 Prozent der Weltackerfläche leben. Das stresst die Politik in Peking und verdammt die Verwalter des Landes zu weitschweifender Bodenakquise.

Chinas Druck kommt aus der aufsteigenden Mittelschicht und ihrem wachsenden Hunger nach Fleisch. Für die Rinder-, Schweine- und Hähnchenfabriken, die im Dunstkreis der Großstädte entstehen, fehlt es an Futter. Die Tröge der Mastfabriken lassen sich nur mithilfe einer global manövrierenden Flotte von Frachtern füllen. Doch in ihrem Kielwasser fährt die Angst mit, dass die Weltmarktpreise für Getreide so sehr steigen könnten, dass der Fleischpreis auf den chinesischen Märkten von vielen Menschen nicht mehr zu bezahlen wäre. In einem Land, in dem Fleisch, besonders Schweinefleisch, zum nationalen Selbstverständnis gehört, könnte das die Stimmung gefährlich kippen lassen.

Weit davon entfernt scheint das Land nicht. Am 17. November 2010 sah sich der chinesische Ministerpräsident gezwungen, in Peking an die Öffentlichkeit zu gehen. Die Preissteigerungen für Weizen, Öl und Zucker sorgten auch auf den chinesischen Märkten für Aufregung. Zur Beruhigung der Massen öffnete die Regierung ihre Notvorräte und ließ 210000 Tonnen Zucker und 624000 Tonnen Schweinefleisch verkaufen, um die Preise wieder in den Griff zu bekommen.44

Doch eine wirkliche Lösung ist das nicht. Denn die Hiobsmeldungen aus den Kornkammern des Landes reißen nicht ab. Schon seit drei Jahren folgt eine Jahrhundertdürre der anderen. Meldungen wie die vom 10. Februar 2011 passen da gar nicht ins Konzept der Volksberuhigung: »Welternährungsorganisation warnt vor Missernte in China«, titelte die Peking Rundschau. Die Dürre traf die Provinzen Shandong, Jiangsu, Henan, Hebei und Shanxi besonders hart. In der Kornkammer Chinas hatte es seit Monaten nicht mehr geregnet. Seit September 2010 waren in der Provinz Shandong im chinesischen Kernland nur 12 Millimeter Regen gefallen. Sollte es bis zum Monatsende nicht ergiebige Niederschläge geben, dann stehe die schlimmste Dürre seit 200 Jahren bevor, hieß es.45

Die Regierung in Peking könnte das zwar nicht aus dem Sattel heben, denn das Land hält noch Vorräte, die einen Notstand verhindern könnten. Doch die Dürren häufen sich in China, und wo Regen fällt, führt das immer mehr zu Sintfluten, die dann ebenfalls die Ernte vernichten.

Chinas Regierung weiß um den wunden Punkt der eigenen Ernährungssicherheit. Der Volkskongress 2005 verlangte ausdrücklich, dass die Selbstversorgung nicht leichtfertig aufs Spiel gesetzt werden dürfe, und forderte, mehr als 90 Prozent der chinesischen Reisschüsseln sollten aus der eigenen Ernte gefüllt werden. Bisher konnte der Agrarminister seinem Regierungschef noch Vollzug melden: Plansoll erfüllt, 98 Prozent der Chinesen können von den eigenen Äckern ernährt werden. Doch Klimawandel, Beton und Teer, neue Fabriken, neue Städte, neue Trassen sorgen dafür, dass immer mehr vom knappen Ackerboden Chinas verschwindet.

Das beunruhigt auch den UN-Sonderbeauftragten für das Recht auf Nahrung, Olivier De Schutter. Nach seiner Reise durch das Reich der Mitte im Dezember 2010 warnte er vor Lücken in der Nahrungsmittelversorgung des Landes. Pro Kopf stünden für die Ernährung nur noch 0,092 Hektar zur Verfügung, das sei erheblich, genauer 40 Prozent, weniger als das, was im Weltdurchschnitt an Land zur Verfügung stehe. Die chinesische Ackerfläche sei bedenklich nahe an der roten Linie, die die Regierung selbst gezogen hatte. Mindestens 120 Millionen Hektar Ackerland sollten als eiserne Reserve erhalten bleiben für die mehr als 1 Milliarde Chinesen. Aber es gelingt Peking offensichtlich nicht, das Recht auf Nahrung überall durchzusetzen.

In neun Provinzen, in den Armenhäusern Chinas, hat sich die Versorgungslage 2010 zugespitzt, die Fundamente der Selbstversorgung bröckeln. Ein Drittel des fruchtbaren chinesischen Bodens sei in Gefahr, warnt De Schutter in seinem Bericht. Bodenerosion entwickle sich besonders im Nordwesten Chinas zu einem wachsenden Problem. Wassermangel und Klimawandel gefährdeten die Weizen-, Reis- und Maisernten und stellten die Ernährungssicherheit Chinas infrage.46

Was der Mann aus New York in der chinesischen Provinz notierte, ist der Hintergrund für das, was die Regierung und ihre Unternehmen weltweit bewegt: wachsende Landnot. Das treibt die Lebensmittelimporte nach oben.

Und das Defizit im Agrarhandel wächst, wie der Blick in die Importstatistik der Weltbank zeigt. Im Jahr 1990 lag der Importwert bei 6 Milliarden US-Dollar und China erntete genug, um einen Überschuss im Agraraußenhandel einzufahren. Im Jahr 2002 mussten schon 16 Milliarden, 2005 der Gegenwert von 60 Milliarden US-Dollar an Nahrungsmitteln auf dem Weltmarkt eingekauft werden.47

Was China für seine Lebensmittelimporte ausgibt, dürfte durch die Krise seit 2008 noch weiter gestiegen sein. Womöglich wurde die 100-Milliarden-Grenze 2011, in dem Jahr, das schon mit Missernten begann, sogar überschritten.

Verschärft wird die Lage durch ein weiteres Problem. Immer mehr Bauern verlassen ihr Land.

»Die Landwirtschaft bleibt der schwächste Teil unserer Volkswirtschaft«, stellen die Verfasser des amtlichen Plans für die zukünftige Getreideversorgung des Landes fest.48 Offiziell redet in Peking niemand davon, auch nicht von einer »Outsourcing«-Strategie in der Landwirtschaft. Aber es gibt Insider, die entsprechende Vorschläge des Landwirtschaftministers kennen – der »chinesische Weg« führt auf die Äcker der anderen.

Das Reich der Mitte hat keinerlei Probleme, diesen Weg zu finanzieren. Mit umgerechnet 2,7 Billionen Euro an Währungsreserven kann China sich von seinen Sorgen freikaufen. Nichts anderes passiert zurzeit.49

Die Regierung gibt sich nach außen gelassen, aber sie überzieht die Welt mit einem Netz von »Versuchsfarmen«. Das Ziel dieses Freilandversuches lässt sich nur erahnen. Geht es darum, herauszufinden, wie gut chinesischer Ackerbau in anderen Klimaten und auf anderen Böden funktionieren könnte, wie groß die Ernten ausfallen und ob der Weg zur Küste und mit dem Frachter nach China unbeschadet zu schaffen ist? Ob auch chinesische Bauern unter dem Himmel des Gastlandes erfolgreich wirtschaften können und ob es einen Markt für chinesische Agrartechnik, Chemie und Wissenschaft auf anderen Kontinenten gibt? Fragen, die offiziell keine Antworten finden. Es gibt nur Indizien, wie die Baoding Villages.

Die chinesische Exportbank versucht schon seit 2007, chinesische Bauern zum großen Sprung über den Ozean nach Afrika zu ermutigen. So rief der Vorstandsvorsitzende Li Ruogu die Bauern in Chongqing, einer der ländlichsten Gegenden Chinas, auf, nach Afrika zu gehen. Die chinesischen Enklaven, die dort entstanden, gelten als Vorzeigeprojekt.

Ihr Gründer heißt Liu Jianjun und stand dem Außenhandelsbüro in der Provinz Hebei vor. 1998 kam er auf die Idee, chinesische Bauern nach Afrika zu »exportieren«. Die Idee war aus der Not geboren, denn die Provinz benötigte für einen ehrgeizigen Entwicklungsplan Land für neue Städte und neue Fabriken. Tausende Bauern wären dem zum Opfer gefallen. Deshalb entschloss sich Liu Jianjun, Afrika als Ersatzland ins Spiel zu bringen. Der Plan ging auf, und mehr als 10000 Bauern wanderten nach Nigeria, Sudan, Sambia und Kenia aus. Sie gründeten ihre eigenen Dörfer, die Baoding Villages, benannt nach der staubigen Stadt, die sie verlassen hatten. »Was China fehlt, ist Land, und was Afrika fehlt, sind Bauern, die ihr Handwerk verstehen«, erklärte Liu Jianjun seinen Plan. Es sollte ein Win-win-Geschäft für beide Seiten werden.50

Auch in anderen afrikanischen Staaten greift China auf dem Lande zu. So wuchsen chinesische Versuchsfarmen in Ghana, Guinea, Togo, Tansania, Sambia und Südafrika aus dem Boden. Sie waren die Vorreiter, Simbabwe, Mosambik, Sudan und Madagaskar folgten.

In der Demokratischen Republik Kongo unterschrieb der chinesische Konzern ZTE International 2007 Verträge über 2,8 Millionen Hektar Land. Hier sollten einmal Palmölplantagen wachsen. Nachschub für die chinesische Küche oder für Biodiesel, je nach Bedarf.51 Aber die Pläne gingen nicht auf. 2009 wollte der ZTE nur noch 1 Million Hektar bewirtschaften. In der Zwischenzeit ist es still geworden um dieses Riesenprojekt.52

Mittlerweile ändert die Regierung in Peking ihre Strategie. Die Angst vor dem Risiko Afrika wächst. »In Afrika hungern so viele Menschen. Und das Getreide muss per Schiff nach China verfrachtet werden. Die Kosten und die Risiken sind sehr hoch«, lautet die Einschätzung aus dem Pekinger Landwirtschaftsministerium. Da ist es einfacher, direkt in der Nachbarschaft anzuklopfen. Und so verlegt sich Peking mehr und mehr auf seine Nachbarn Burma, Laos, Kambodscha und Vietnam. In Laos geht es um 150000 Hektar für Kautschuk, in Kambodscha um 188000 Hektar für Ölpalmen, Cassava und Zuckerrohr, und Vietnam gehört zu den Hauptreislieferanten. Auch in Richtung Russland strecken Pekings Emissäre ihre Fühler aus. So soll die Nordostprovinz Heilongjiang 400000 Hektar Getreideland langfristig gepachtet haben.

Der Weg zum Nachbarn gelingt nicht immer ohne Stolpern. Die Opposition in Kasachstan stellte sich quer, als es darum ging, 1 Million Hektar für Soja, Raps und Speiseöl für China zu erschließen. Kasachstan steht bei Peking mit 13 Milliarden US-Dollar in der Kreide, also schuldet es den Chinesen einen Gefallen. Aber der Widerstand im eigenen Land zwang die Regierung, ihre Pläne fallen zulassen.53

Offiziell lehnt China den Griff nach anderen Äckern ab, aber inoffiziell spricht es eine andere Sprache. Wie weit die Wirklichkeit von der diplomatischen Formel der »Nicht-Einmischung« abweicht, zeigt das Beispiel eines folgenreichen Staatsbesuchs im Januar 2007, dessen Begleitumstände Thomas Fritz in seinem Buch Peak Soil – Die globale Jagd nach Land untersuchte.

Der chinesische Premierminister Wen Jiabao besuchte die Philippinen. Im Gepäck hatte er 18 Abkommen, um die Geschäftsbeziehungen in Landwirtschaft und Fischerei zu erweitern und zu erneuern. Als die Einzelheiten bekannt wurden, ging ein Aufschrei der Entrüstung über den Inselstaat. In aller Stille sollten große Flächen des Landes an chinesische Firmen verpachtet werden.

Ein besonders dreistes Stück spielte dabei das Unternehmen Jilin Fuhua Agricultural Science & Development Co. Dieses Unternehmen wollte zusammen mit der China Development Bank eine Fläche von 1 Million Hektar Land für die Dauer von 50 Jahren von der philippinischen Regierung pachten. Gemessen an der landwirtschaftlichen Fläche der Philippinen von 13 Millionen Hektar ein Skandal. Aber der Blick in die Verhandlungsprotokolle eröffnete noch weitere Überraschungen. Die Zölle für Agrargüter jeder Art sollten ausgesetzt werden, ebenso die für importierte Chemikalien. Auch das Getreide, das auf diesem Land geerntet werden würde, sollte von allen Exportsteuern befreit sein. Den Philippinos aber wurde aufgetragen, für Straßen, Elektrizität und Bewässerung zu sorgen, und was dem Deal dann die Krone aufsetzte, war die Finanzierung. Die sollte über eine »Kreditplattform« abgewickelt werden, deren Kosten am Ende an den Philippinos hängen geblieben wären.

Als der volle Umfang dieses Geschäfts im Parlament zur Sprache gebracht wurde, kam es zum Knall. Der philippinische Agrarminister ruderte zurück, aber nur eine Handbreit, man wolle die Verträge aussetzen, um einen »akzeptableren Mechanismus« auszuhandeln.

Weltweit gehört China zu den Großen im »Outsourcen« seiner Landwirtschaft, dabei spielt Öl eine gewichtige Rolle. Um die Treibhausgase zu drosseln und dem Peak Oil zu entgehen, verordnete die Regierung, 12 Millionen Tonnen Erdöl pro Jahr durch Biodiesel und Ethanol zu ersetzen. Da dies die Konkurrenz um die knappen Äcker in China nur weiter verschärft hätte, suchte man die neuen Energiefelder im Ausland.54

So sicherte sich die staatliche China National Offshore Oil Corporation schon 2007 riesige Palmölplantagen in Indonesien. Die Nanning Yongkai Industry Group kaufte sich in die Ethanolfabriken der Philippinen ein. In der Demokratischen Republik Kongo entwickelt sich das größte Projekt unter chinesischer Leitung: 1 Million Hektar Ölpalmen von Horizont zu Horizont, der Grundstoff für eine Dieselfabrik, die ihren Diesel für China raffiniert. China ist und bleibt damit der weltgrößte Palmölimporteur.55

Wie viele Millionen Hektar Land außerhalb Chinas mittlerweile unter chinesischer Regie bewirtschaftet werden, lässt sich nur erahnen. Die Bilanz über die bekannten Landverträge mit über 2,1 Millionen Hektar beeindruckt, aber es ist erst der Anfang und auch nur das, was bislang bekannt geworden ist.56

Das Land, in dem 40 Prozent aller Bauern der Welt leben, das aber über nur 9 Prozent des Weltagrarlandes verfügt, steht vor einem Dilemma. Li Ping von der Chinesischen Akademie für Landwirtschaft bringt es auf den Punkt: »China hat keine andere Wahl, als nach Übersee zu gehen.«57 Dafür sprechen auch die Meldungen aus den Importhäfen des Landes. So erreichten die Einfuhren von Mais und Weizen im Jahr 2010 Rekordhöhe. Mit 1,6 Millionen Tonnen explodierten die Maislieferungen regelrecht um das 18-Fache im Verhältnis zum Vorjahr. Die Weizenfrachter landeten 1,2 Millionen Tonnen an, 36 Prozent mehr als 2009. Sie werden in den kommenden Jahren bis 2030 noch weit mehr ins Reich der Mitte schaffen müssen, denn bis dahin wird der Bedarf auf 7 Millionen Tonnen zunehmen, das schätzen jedenfalls die U.S. Wheat Associates.58 Der größte Teil davon verschwindet in den Schweinemastfabriken, die sich im Dunstkreis der chinesischen Großstädte immer mehr ausbreiten.59

Der Wohlstand der Massen fordert seinen Tribut. Der Motor dafür ist das Wirtschaftswachstum, und das ist in China ungebrochen.

Indien: vom Bevölkerungswachstum erdrückt

Wie China steht auch Indien vor einer gigantischen Herausforderung. Beide zusammen müssen bis zur Mitte des Jahrhunderts 700 Millionen Menschen zusätzlich ernähren. Die Wirtschaft brummt, die Einkommen steigen, und mit dem Wohlstand wächst auch in Indien die Lust auf Fleisch. Beiden Ländern aber fehlt das Wasser, das sie bräuchten, um gleichzeitig ihre wachsenden Städte, ihre Kornkammern und ihre Viehherden zu versorgen. Ein Trend, den der Klimawandel noch verschärfen dürfte.60

Was Wassernotstand bedeutet, lernt der Besucher heute schon im Nordwesten Indiens kennen. Über das trockene Land dröhnt das Tuckern der Dieselmotoren, die dort die Wasserpumpen antreiben. Sie spielen die Begleitmusik der sogenannten Grünen Revolution, die von den Einheimischen auch »Pumpenrevolution« genannt wird. Auf den Feldern wächst Weizen heran, doch der reift nur, wenn er genügend Wasser bekommt. Deshalb laufen die Pumpen Tag für Tag.

Eine davon gehört Mohammed Iqbal. Der Bauer zeigt auf das Steigrohr und erklärt dem ARD-Journalisten, wie schwer die Arbeit mittlerweile geworden ist. Aus 15 bis 16 Meter Tiefe muss das Wasser aus dem Untergrund gepumpt werden. Und das nicht nur bei ihm, alle pumpen hier Grundwasser, weil zwischen Oktober und Mai kaum Regen fällt.

Der Wasserpegel sinkt dramatisch. 30 Prozent seien schon abgepumpt, und das in nur 40 Jahren, seit die Grüne Revolution über das Land kam. Neue Getreidesorten, künstlicher Dünger, Pestizide und Pumpen: Das Erfolgsrezept gegen den Hunger in Indien wirkte. Die Weizenernten ereichten fast über Nacht Mengen, wie sie das Land nie gekannt hatte. Von 1968 bis zur Jahrtausendwende stiegen die Ernten von 10 auf 73 Millionen Tonnen pro Jahr. Die traditionellen Weizenanbauregionen Punjab und Haryana entwickelten sich zu den Kornkammern Indiens, aber auch zu den durstigsten Landstrichen des Subkontinents.

Aus rund 20 Millionen Brunnen wird heute zwei- bis dreimal mehr Wasser gepumpt, als der Regen nachliefern kann. »Das ist wie bei einem Bankkonto. Wenn Sie 100 Rupien einzahlen und 200 oder 300 Rupien abheben, überschreiten Sie das Limit und bekommen große Probleme.« Auch Umesh Narayan Panjiar, Staatssekretär im Wasserministerium, beobachtet diese Entwicklung mit Sorge und sieht das Dilemma schon seit Langem. Der Grundwasserspiegel fällt um durchschnittlich 30 Zentimeter pro Jahr. Selbst wenn die meisten der mehr als 114 Millionen Menschen in der Region die Zahlen nicht kennen, sie spüren: Das Grundwasser geht seinem Ende entgegen.61

Das Beispiel macht klar: Der Konflikt um die Wasserreserven kann auf Dauer nicht mit Sparen gelöst werden. Der Wissenschaftler Bharat Sharma vom Institut für Wassermanagement schlägt deshalb eine andere Lösung vor: Langfristig müssten 25 bis 30 Prozent der Reisanbauflächen vom trockenen Nordwesten in den feuchteren Osten des Landes verlagert werden. Denn anders als in Punjab und Haryana fällt in den östlichen Unionsstaaten Bihar oder Westbengalen ausreichend Regen für den wasserintensiven Weizen- und Reisanbau. Für die Bauern im Nordwesten gäbe es eine Alternative: Obst- oder Gemüseanbau. Das braucht weniger Wasser und bringt mehr Ertrag pro Liter. Doch solche Vorschläge sind bislang noch graue Theorie.

»Nachhaltige Landwirtschaft?« Auf die Frage zuckt der Bauer Mohammed Iqbal die Schultern und zündet sich eine Zigarette an. Der Weizen müsse nun mal bewässert werden und seine altersschwache Grundwasserpumpe schlucke dafür einen Liter Diesel pro Stunde. Für andere Dinge habe er gegenwärtig keine Zeit, auch nicht zum Nachdenken.62

In anderen Teilen Indiens untergräbt der Staat selbst die Fundamente der Selbstversorgung. Immer neue Siedlungen, Straßen und Industrieprojekte fressen sich in die Landschaft. Das wird nicht mehr widerspruchslos hingenommen.

Es gärt in der indischen Provinz, weil die Betroffenen mit dem Spottpreis, der ihnen als Entschädigung geboten wird, nur eine Wahl haben: den Abstieg in die indische 2-Dollar-Gesellschaft. In der leben immer noch 800 Millionen Inder, die Mehrheit der Bevölkerung, ohne eine Chance, am Wirtschaftswachstum des Landes teilzuhaben.63

Und es könnten in Zukunft noch mehr werden. Denn nicht nur die Ausdehnung der Industrien und Siedlungen unterminiert die Selbstversorgung Indiens. Neuerdings tragen die Bauern selbst dazu bei. Palagummi Sainath, einer der führenden Fachleute in Indiens Agrarwirtschaft, sieht, dass zu viele Bauern ihr Land verlassen und in die Städte ziehen, weil sie sich dort bessere Lebensbedingungen erhoffen. Und die, die auf dem Land bleiben, spannen ihre Zugochsen nicht mehr an, um Weizen oder Reis zu ernten, sondern um Baumwolle zu säen oder Kaffeesträucher anzupflanzen. Andere Bauern gehen dazu über, Gemüse oder Pilze anzubauen, die weniger Wasser benötigen, sich mehrfach ernten lassen und unter dem Strich ein besseres Einkommen bringen. Keiner will mehr Weizen säen, denn dafür erhalten sie einen erbärmlichen Preis von den Händlern, und in vielen Regionen gibt es nicht mehr genügend Wasser im Boden.64

Die versiegenden Brunnen der indischen Landwirtschaft und die landflüchtigen Bauern stehen einer steigenden Nachfrage nach Nahrungsmitteln gegenüber. Bis zur Mitte des Jahrhunderts wird die indische Bevölkerung weiter wachsen. Schon in 20 Jahren werden statt derzeit 1,17 Milliarden voraussichtlich 1,5 Milliarden Menschen ernährt werden müssen. Indien wird dann das bevölkerungsreichste Land der Welt sein. Die Geburtenrate liegt weiterhin bei 2,8 Kindern. Und zur Mitte des Jahrhunderts könnte nach Schätzungen der Population Foundation of India sogar die 1,8-Milliarden-Grenze überschritten werden.

Um all diese Menschen zu ernähren, müssten die Erträge auf den indischen Äckern bis zum Ende des Jahrhunderts um das Doppelte wachsen. Ein großes Ziel, aber bisher deutet nichts darauf hin, dass es erreichbar ist. Das Kastendenken steht jeder Entwicklung auf dem Land entgegen. Hier bestimmen die Brahmanen, die Mehrheit aber gehört zur Kaste der Unberührbaren. Deren Äcker reichen nicht einmal, um die eigenen Kinder zu ernähren. Eine hohe Kindersterblichkeit ist normal in den Dörfern. Gut gemeinte Programme der Zentralregierung in Neu-Delhi versickern im Sumpf der alltäglichen Korruption. Eine Agrarreform, die die Landwirtschaft in Schwung bringen sollte, ist stecken geblieben. Obwohl zwei Drittel der Inder von der Landwirtschaft leben, hungern mehr als die Hälfte, sterben in jedem Jahr 1,7 Millionen Kleinkinder an Unterernährung.65

Auch die Weltbank kommt zu einem vernichtenden Urteil über die Form der indischen Landwirtschaft. In ihrem »India Country Overview 2008« stellt die Bank fest, dass die landwirtschaftliche Praxis in Indien weder wirtschaftlich noch ökologisch tragbar sei und dass die Ernten in Indien für viele Früchte viel zu gering ausfielen. Die Schuld daran gibt die Bank vor allem den schlecht unterhaltenen Bewässerungsanlagen und dem flächendeckenden Fehlen jeder landwirtschaftlichen Beratung. Darüber hinaus sei der Anschluss der Bauern an die Märkte mangelhaft.

Da eine neue Grüne Revolution in Indien nicht zu erwarten ist, bleiben am Ende nur eine massive Steigerung der Importe und/oder das Outsourcing von Teilen der indischen Landwirtschaft, und dieser Prozess ist bereits in vollem Gang.

Als im April 2008 der australische Getreidefrachter »Furnace Australia« im Hafen von Chennai festmacht, hat sich das Blatt schon gewendet. Im Bauch des Frachters liegt eine erste Lieferung von insgesamt 3,5 Millionen Tonnen Weizen, mit denen die indische Regierung ihre schwindenden Reserven wiederaufstocken will. Die Rüssel der Krananlage gleiten in die körnige Fracht, saugen die Tonnage auf und blasen sie weiter in die turmhohen Getreidespeicher am Kai. Der Weizen ist für die Märkte im Süden des Landes bestimmt. Und es wird nicht die letzte Fracht sein, die die »Furnace Australia« im Hafen von Chennai entlädt.

Die Zeiten, in denen Indien zu den Weizenexporteuren auf dem Weltmarkt gehörte, gehen vorbei. Der Blick in die Importstatistik zeigt, dass sich das Blatt bereits gewendet hat. 1980 landeten in den Häfen des Landes Nahrungsmittel im Gegenwert von 463 Millionen an, im Jahr 2000 waren es schon fünfmal mehr im Gegenwert von 2,1 Milliarden US-Dollar. 2005 brachten die Getreidefrachter Ware für 2,9 Milliarden ins Land. Und 2011dürfte sich die Last der Importe auf mehr als 6 Milliarden US-Dollar gesteigert haben.66

Die amerikanische Weizenhandelsgesellschaft U.S. Wheat Associates geht davon aus, dass der Importbedarf in Indien von derzeit 300000 bis zur Mitte des Jahrhunderts auf 12,5 Millionen Tonnen anwachsen wird.67

Die Rufe aus den Provinzen und der Blick auf die eigene Bevölkerungsentwicklung haben in Neu-Delhi schon für einen Politikwechsel gesorgt. Die regierungseigene State Trading Corporation of India Ltd. kauft nicht nur Weizen ein, sie ist auch selbst in die Landwirtschaft anderer Länder eingestiegen und lässt Ölpflanzen, Erbsen und Baumwolle außerhalb der indischen Grenze anbauen.

So wird Burma zukünftig für Linsen in Indien sorgen. Es hat sich verpflichtet, das Linsen-Defizit der Inder mit 1 Million Tonnen pro Jahr auszugleichen. Das ist für die Inder ein wichtiger Schritt zur Sicherung der Versorgung. Für die Burmesen ist es jedoch ein »Linsengericht«, das ihnen noch einmal übel aufstoßen könnte, denn die burmesische Bevölkerung wird wenig von dem Deal haben. Die Linsen wachsen auf Farmen, die indischen Unternehmen gehören, und werden auch von ihnen geerntet, keine Jobs für die burmesischen Bauern, die dort zuvor geackert haben. Immerhin versorgt die indische Regierung im Gegenzug die Militärjunta von Burma mit Straßen, Wasserleitungen, Kanalisation und einer Freihandelszone. Das aber wird den Landlosen nichts nützen.

Auch in Indonesien kaufen indische Unternehmer. Und sie verhandeln mit Uruguay, Paraguay und Brasilien, um dort Land für Erbsen und Sojabohnen aufzukaufen. Die indische Nationalbank beeilt sich derweil, die Gesetze zu ändern, denn die untersagten bisher, Kredite für den Landerwerb außerhalb Indiens zu erteilen.

Hauptziel der indischen Unternehmen aber ist Afrika. Dort haben 80 indische Firmen bereits über 1,5 Milliarden US-Dollar in die Plantagenwirtschaft investiert.68

Einer der größten Konzerne Indiens hat sein Ziel schon erreicht. Er landete einen Deal mit der äthiopischen Regierung in einem der ärmsten und fruchtbarsten Teile des Landes. Karuturi Global Ltd. brachte seinen gigantischen Maschinenpark gleich mit. Auf einer Fläche von 300000 Hektar baut das Unternehmen im industriellen Maßstab Reis, Mais, Weizen und Zuckerrohr an.

Aber nicht nur dort. Derzeit verfügt Karuturi Global Ltd. über 1,4 Millionen Hektar in unterschiedlichen afrikanischen Staaten. Wie sich der indische Großgrundbesitzer in einer der ärmsten Regionen der Welt durchgesetzt hat, werden wir später zeigen, wenn es um die Leidtragenden des Bodenrausches geht.

Japan im Schatten

Als am Freitag, dem 11. März 2011, die ersten Nachrichten aus dem geborstenen Atomkraftwerk Fukushima in Europa ankommen, kann niemand erahnen, welches Ausmaß diese Katastrophe noch annehmen wird. Nach der ersten Explosion folgt die zweite, Radioaktivität verseucht das Land. Die japanische Regierung lässt in einem Umkreis von 20 Kilometern alle Einwohner evakuieren. Kein Spinat, kein Salat verlässt mehr die Sperrzone, der Verkauf von Gemüse aus der Region wird verboten. Vier Wochen später ist klar, der Ring um Fukushima wird nie wieder zu bewohnen sein. Greenpeace schickt eigenes Messgerät in die Region und stellt fest, dass die Risikozone eher auf 30 bis 40 Kilometer ausgedehnt werden müsste.

Aber die Bedenken werden weggenickt. Erst Ende April 2011 erlässt die japanische Regierung ein endgültiges Verbot. Der Ring um Fukushima wird zur Todeszone erklärt. Aber der Reaktor glüht weiter und ist keineswegs unter Kontrolle. Was er noch für seine Umgebung bereit hält, weiß niemand genau. Aber klar ist – Japan hat einen Teil seiner Ernährungsgrundlage verloren.

Damit verschärft sich das Problem, das sich unter der aufgehenden Sonne seit Jahrzehnten aufgebaut hat. Japan kann seine Bevölkerung nicht selbst ernähren und wird immer abhängiger von den großen Agrarhändlern der Welt. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts importiert das Land mehr Mais, Weizen, Gerste und Reis als irgendein anderes auf der Welt, insgesamt 25,3 Millionen Tonnen pro Jahr.

Wer im Schatten des Fudschijama durch die Provinz reist, der versteht, warum. Die Fahrt geht vorbei an Felsen, Sümpfen und Wäldern, aber kaum an Feldern. Japanische Bauern ringen der rauen Natur ihres Landes nicht mehr als 14 Prozent Anbaufläche ab, weit weniger, als man in Deutschland zur Verfügung hat (55 Prozent). Das erklärt vieles, aber nicht alles über das japanische Nahrungsdefizit.

Viele Jahre lang versuchte der Staat, die Bauern auf dem Lande zu halten, aber auf ihren Handtuchparzellen hatten sie es schwer und brauchten deshalb hohe Subventionen. Solange die flossen und die Importe anderer Reisstaaten verhindert wurden, war alles gut. Doch 1993 beschloss die japanische Regierung im Rahmen der Verhandlungen über den internationalen Handel, ihren Markt für Importreis zu öffnen. Die Lobby der globalen Agrarhändler erzwang den Zugang zum japanischen Markt für die Produkte der Industrielandwirtschaft, vor allem für die Agrarindustrie Australiens, der USA und Kanadas. Diesem Preisdruck konnten die wenigsten unter den japanischen Bauern standhalten.

Zusätzlich veränderte das Wachstum der Städte die Konsumgewohnheiten. Reis kam immer mehr aus der Mode. Die japanischen Bauern hörten auf, zu säen und zu ernten. Seit 1990 verließen circa die Hälfte aller Bauern den Hof und die heimische Scholle. Die Jungen gingen, die Alten gaben das Pflügen auf. Sie überließen den Reis den Importeuren, und nicht nur denen. Aus der Reisnation, die 1960 noch 115 Kilogramm pro Kopf und Jahr aß, wurde eine Nation der Toast-, Pizza- und Fleischesser. Der Reiskonsum sank auf die Hälfte, der Fleischkonsum stieg. Von 1960 bis 1995 wuchs der Appetit auf Rindfleisch um das Siebenfache, auf Schweinefleisch um das Zehn- und auf Geflügel um das 14-Fache. Seither hat sich die Lust auf Fleisch auf hohem Niveau stabilisiert.69

Der Preis des Wohlstandes war und ist die Abhängigkeit von anderen Ländern und Äckern, und die steigt in Japan. Die Tonnage, die in den Seehäfen gelöscht wird, erhöht sich von Jahr zu Jahr. 1990 lag sie noch bei 15 Milliarden US-Dollar, 2007 entsprach die Ladung der Schiffe bereits fast dem Doppelten.70

Die Regierung versucht, den Niedergang der Selbstversorgung abzubremsen, aber sie konnte bisher keine echten Erfolge erzielen. Von 1965 bis 1998 stiegen die Importe um mehr als das Doppelte von 27 auf 60 Prozent des nationalen Verzehrs. Nur noch 40 Prozent dessen, was in japanischen Supermärkten über die Kasse gezogen wird, stammt von japanischen Bauernhöfen. Das Industrieland Japan hängt damit mehr als jedes andere Land am Tropf der Weltagrarmärkte.71

Vor der ersten Welternährungskrise 2008 kaufte Japan für 28 Milliarden US-Dollar auf den Lebensmittelmärkten ein. Bis 2012 dürfte dieser »Brotpreis« auf mehr als 35 Milliarden gestiegen sein. Bei unsicheren Märkten wächst auch für Japan der Druck, selbst seine Äcker im Ausland zu bestellen, um die 120 Millionen Japaner nicht vollkommen den internationalen Agrarhändlern auszuliefern.72

Die Versorgung Japans übernehmen die großen fünf der japanischen Lebensmittelindustrie: Mitsubishi, Itochu, Mitsui, Marubeni und Sumitomo. Sie sind es auch, die sich an den Landkäufen jenseits des Ozeans beteiligen. »Reichlich spät«, kommentiert Hiroko Nakata von der Japan Times die Aktivitäten der Konzerne, aber noch nicht zu spät. Japan setzt bei seiner Offshore-Landwirtschaft vor allem auf Südamerika, hier sind die Verhältnisse überschaubarer als in Afrika südlich der Sahara.

Mitsui & Co., das zweitgrößte Handelshaus des Landes, begann 2007 sich mit 25 Prozent bei der brasilianischen Multigrain AG in São Paulo einzukaufen. Der Konzern sicherte sich damit den Zugriff auf Sojabohnen und Mais. Inzwischen stockte Mitsui seinen Anteil auf 45 Prozent auf und Multigrain besitzt mittlerweile 116000 Hektar Ackerland. Für Takuya Saito, den Generaldirektor von Mitsuis Nahrungsmittelsparte, ist Brasilien das einzige Land auf der Welt, das genügend Land- und Wasserreserven besitzt, um Japans Nahrungsmittellücke zu schließen. Er plant, bis 2017 jährlich 1 Million Tonnen Sojabohnen und Getreide in Südamerika zu ernten. Direkte Landwirtschaft im Ausland soll für Mitsui ein eigener Geschäftszweig werden.

Nicht nur Brasilien, sondern auch Argentinien gehört zum Zielgebiet japanischer Investoren. Die Sojitz Corporation Trading Company will im Land der großen Rinderherden vor allem Sojabohnen, Mais und Weizen ernten. Ihr Ziel sind 1 Million Tonnen Ertrag auf einer Fläche von 200000 Hektar in ganz Südamerika.73

Die japanische Regierung unterstützt diese Operationen jenseits der Grenzen. Geld und politische Rückendeckung sichert sie über eine Einsatztruppe von speziell geschulten Beamten des Außen- und des Landwirtschaftsministeriums.

Gleichzeitig gibt es im eigenen Land wachsende Unruhen über Landkäufe von Chinesen, Australiern, Koreanern und Interessenten aus Singapur. 400 Hektar auf der Insel Hokkaidō, japanisches Bergland, Wald und Wasser sollen mittlerweile in die Hände von Ausländern übergegangen sein, und es gibt kein Gesetz dagegen.74

Der Streit ist entbrannt, ob Japan nicht ein eigenes Landschutzgesetz gegen die Invasion von Übersee braucht, wie China und Südkorea.

Ungerührt von dieser innerjapanischen Diskussion gehen die Investitionen japanischer Firmen im Ausland weiter. Für Mitsuis Generaldirektor liegt der Weg auf die Äcker anderer Nationen im nationalen Interesse Japans und seiner Ernährung, die dauerhaft gesichert werden muss. Offiziell weiß niemand, wie viel Land schon in japanische Hände gelangt ist, aber hinter vorgehaltener Hand spekulieren Experten darüber. Könnten es 12 Millionen Hektar Ackerland sein, die japanische Firmen im nationalen Interesse zusammengekauft haben, oder liegt der Wert schon wesentlich höher?

Eine Größenordnung von 12 Millionen Hektar, das entspräche beinahe der Ackerfläche Deutschlands.

Südkoreas Importlücke wächst

Wie Japan steckt auch Südkorea in einer Zwangslage. Auch seine Bauern ernten nicht genug Getreide, um das 49-Millionen-Volk zu ernähren, dies aber schon seit Jahrzehnten. Koreas Lage sollte sich durch den Zugriff auf das Land der Bauern von Madagaskar bessern. Der Konzern Daewoo wollte 2008 die Hälfte des dortigen Ackerlandes für die koreanische Lebensmittelindustrie sichern, doch weil der Deal aufflog, wurde Daewoo erst einmal kaltgestellt. Und die Versorgungslage des Landes bleibt weiterhin prekär.

Rund 13 Millionen Tonnen Weizen und Mais muss Südkorea in jedem Jahr importieren, um sein Volk satt zu bekommen. Das kostete im Jahr vor der Ernährungskrise 1,8 Milliarden US-Dollar. 2011 dürften es mehr als 3,6 Milliarden gewesen sein.

Die Importlücke wächst. Von 1980 an bis zum Jahr 2000 nahm sie um das Sechsfache zu. Die Ursache liegt in den Bergen des Landes, die sich jeder Industrialisierung entziehen. Kleine Parzellen an steilen Hängen reichen gerade aus, um die Bauern und ihre Familien zu ernähren. Für Maschinen gibt es weder Geld noch Platz in den Dörfern.

Die Berge Koreas und der Mangel an Regen ließen keine üppigen Ernten zu. Nur 22 Prozent des Landes eignen sich überhaupt für Ackerbau und Viehzucht. Das Wachstum der Städte ging auf Kosten des fruchtbaren Landes. Der zunehmende Wohlstand verlangte nach mehr Brot und Fleisch. Schon 1980 genügten die Ernten der koreanischen Bauern bei Weitem nicht mehr, um die Stadtbewohner zu ernähren. Was heute auf den Tischen und Tellern der Städter landet, ist überwiegend eingeführt. Mehr als die Hälfte der Nahrung Südkoreas wächst auf ausländischen Feldern – vornehmlich Mais und Weizen auf Farmen im Mittleren Westen der USA.75

Südkorea ist der viertgrößte Getreideaufkäufer der Welt. Doch diese Importabhängigkeit behagt der Regierung nicht. Deshalb setzt Landwirtschaftsminister Yoo Jeong-bok auf »Overseas Farming«. Künftig sollen 10 Prozent der Einfuhren von koreanischen Farmen im Ausland kommen, der Minister rechnet mit 1,3 Millionen Tonnen Getreide pro Jahr bis 2018.76

Und so beteiligt sich die südkoreanische Regierung über ihre staatlichen Konsortien und Konzerne am globalen Bodenrausch. Rund 2,3 Millionen Hektar, 690000 Hektar im Sudan und 270000 Hektar in der Mongolei, in Indonesien 25000 Hektar und in Argentinien 21000 Hektar warten auf ihre südkoreanischen Manager. Der größte Deal mit Madagaskar über 1300000 Hektar liegt nach dem Aufstand der Bevölkerung 2009 bis auf Weiteres auf Eis.

Insgesamt kauften oder pachteten die koreanischen Konzerne 2010 bereits Flächen, deren Größe drei Vierteln ihrer eigenen Landwirtschaft entsprechen. Damit überflügelt Südkorea sogar China, das in der globalen Kaufstatistik bisher nur auf 2,1 Millionen Hektar kam.77

Die Wüstenstaaten

Landeanflug auf Dubai. Die Wüste kommt näher. Kein Baum, kein Strauch. Lehmsiedlungen leuchten rotbraun in der Morgensonne, die ersten Vororte tauchen auf in einer Einöde aus Sand und Stein. Kein Feld, keine Weiden, nichts, was einen Menschen ernähren könnte. Die Gärten Dubais liegen in Asien, die Apfelplantagen blühen in Neuseeland, das Getreide wächst auf Farmen zwischen New Orleans und Ohio in den USA, und die Schafe Dubais grasen in Australien. Dubais Leben hängt ab von den Launen der großen Agrarhandelskonzerne und von einem unvorhersehbaren Weltagrarmarkt, und damit steht das Emirat nicht allein. Auch Abu Dhabi, Kuwait, Bahrain, Katar, Oman und Saudi-Arabien, fast alle Wüstenstaaten am Persischen Golf, leiden unter dem gleichen Problem: kein Wasser, kein fruchtbares Land, von dem sie ihre Bevölkerung ernähren könnten.

Dubai suchte nach einem eigenen Weg aus dem Dilemma.

Australische Architekten wiesen die Richtung. In einem Modell ließen sie die Stadt unter einer Betondecke verschwinden. Aufgebrochen in einzelne Platten, spannt sich im Entwurf der Betonhimmel über Basare, Wohnungen und Geschäftsviertel und spendet Schatten. Oben auf dem Plateau blühen Gärten und Felder, wächst Gemüse und Getreide, gluckern Bäche mit dem geklärten Abwasser der Stadtbewohner in die Bewässerungskanäle. Der Dung der Millionen gibt genügend Dünger ab für immer neue Ernten. Das ist die Vision, sie heißt »Green Dubai« und steht vorläufig noch auf dem Papier. Die Weltfinanzkrise hat die Planer erst einmal ausgebremst. Doch die Entwürfe schlummern weiterhin in den Schubladen der Industrie- und Handelskammer von Dubai und warten auf den Tag, an dem die Geldquellen wieder sprudeln.

Ob es je dazu kommen wird, weiß zurzeit niemand. Sicher ist, dass Dubai mittlerweile eine andere, preiswertere Strategie der Ernährungssicherung verfolgt. Der Stadtstaat baut große Siloanlagen, um in fetten Jahren Getreide zu speichern, mit dem dann magere Jahre überbrückt werden können. Wirtschaftsfachleute des Emirats fordern mehr, einen eigenen Handelskonzern, der an den großen Welthändlern wie Louis Dreyfus in Frankreich oder Cargill in den USA vorbei eine eigene Strategie verfolgen könnte, um Dubai vor dem Preiskarussell des Weltmarkts zu schützen.78

Auch Saudi-Arabien versuchte, der Wüste zu entkommen. Sein Konzept hieß: Weizen in der Wüste. Aber Saudi-Arabien ist ebenfalls gescheitert. Das Ergrünen des Wüstenstaates dauerte nur wenige Jahre. Vom Flugzeug aus konnte man bis vor Kurzem noch kreisrunde Felder am Wüstenboden erkennen. Die Saudis hatten sich in den Kopf gesetzt, ihre Ölmilliarden in eine eigene Landwirtschaft zu investieren. Weizen, Milch, Fleisch, alles sollte mit Grundwasser wachsen, das unter der Wüste im Gestein die Zeiten überdauert hatte, seit die Wüste einmal ein Meer war. Aber die Idee der grünen Wüste erwies sich als Fata Morgana, denn die Vorräte sind endlich.

Die Bewässerungspumpen hatten 2008 schon mehr als die Hälfte der Wasservorräte unter der arabischen Halbinsel abgesaugt, als ein geologisches Gutachten den sofortigen Stopp forderte. Wenn so weitergepumpt würde wie bisher, warnten die Wissenschaftler, wären die Reserven des Landes in 40 Jahren aufgebraucht. Mittlerweile hat Saudi-Arabien seine Getreidefelder aufgegeben, ab 2015 wird weder gesät noch geerntet werden. Schon heute führen die Staaten am Golf 92 bis 100 Prozent ihrer Nahrungsmittel ein. Das ist teuer: Von 2002 bis 2007 stieg der Wert der Importe von 8 auf 20 Milliarden US-Dollar pro Jahr.79 Nach dem Preissprung von 2008 dürften die Ausgaben mittlerweile auf über 40 Milliarden angewachsen sein und auch in Zukunft weiter steigen.

Ein Gedanke, der bei den herrschenden Familien in Riad erhebliche Unruhe aufkommen ließ. Seit der Welternährungskrise 2008 setzen auch die Saudis auf das Konzept einer Offshore-Landwirtschaft jenseits der arabischen Grenzen. Saudi-Arabien schickte seine Einkäufer aus und machte mit mindestens elf Ländern Verträge, darunter Äthiopien, Pakistan, die Türkei, die Ukraine, der Sudan, Kasachstan, die Philippinen, Vietnam und Brasilien.80

Doch eine Lösung ist der Landkauf für die Saudis nicht. Eine Studie der National Commercial Bank Saudi-Arabiens kommt zu dem Ergebnis, dass die abgeschlossenen Landgeschäfte nicht ausreichen, um den Bedarf Saudi-Arabiens in Zukunft zu decken, denn der politische Druck werde in den nächsten Jahren erheblich zunehmen. Auch hier wächst die Bevölkerung, und vom Wohlstand kommt immer mehr bei den Massen an. Hinzu kämen unkalkulierbare Risiken durch den Klimawandel. Der könnte die Verwüstung in vielen Ländern Afrikas weiter vorantreiben, auch auf den Flächen, die sich die Wüstenstaaten jüngst erst gekauft haben. Wadid Erian verhehlt seine Skepsis nicht. Der Direktor des Arab Center for the Studies of Arid Zones and Dry Lands in Damaskus fürchtet, wenn der Klimawandel die Wüsten im gleichen Tempo wie bisher wachsen lasse, dann »werden wir in den nächsten fünf Jahren nicht genug Lebensmittel haben, um den Hunger der Wüstenstaaten zu stillen«.81

Ebenso wie die Saudis wollte zunächst auch Libyen das Wasser unter der Sahara abzapfen. Mit dem größten Brunnenprojekt der Geschichte, dem »Great-Man-Made-River«, sollte der Traum von Wasser erfüllt werden. Mit üppigen Getreidefeldern und grünen Städten wollte der Herrscher des Wüstenstaates sich selbst ein Denkmal setzen. Geologen räumten der Vision allerdings nur eine Frist von 30 Jahren ein. Seit 2008 begann deshalb auch Muhammad al-Gaddafi umzudenken und kaufte Land im Sudan und im Senegal, dort, wo der Regen heute noch sicher ist. Auch nach dem Sturz des Diktators 2011 hat die neue Regierung keine Wahl, sie wird die Ernährung des Landes auf fremden Äckern sichern müssen.

Zu den Staaten, die die urzeitliche Quelle unter dem Wüstensand anzapfen wollen, gehört auch Ägypten. Die 83 Millionen Ägypter verfügen über eine minimale Anbaufläche, nur 3 Prozent ihres Landes taugen zum Säen und Ernten. Das reicht auch hier nicht aus. Das Land muss mehr als 40 Prozent seines Bedarfs über seine Häfen importieren. Das setzt auch die neue Regierung finanziell unter Druck. Bis zur Mitte des Jahrhunderts könnte die Bevölkerung auf 118 Millionen wachsen, das bedeutet 35 Millionen hungrige Mägen und durstige Kehlen mehr. Gleichzeitig drohen das Land am Nil und das Delta des Flusses durch den Anstieg des Meeresspiegels zu schrumpfen.

Hinzu kommt, dass der intensive Reisanbau die Böden immer weiter versalzt und damit unfruchtbar macht. Verschärft wird die Lage noch durch die Nachbarn weiter oben am Fluss. Äthiopien und der Sudan melden jetzt immer deutlicher ihre Ansprüche an. Auch sie wollen künftig vom Wasser des Nils profitieren. So ist schon heute absehbar, dass sein Pegel weiter sinken wird – und damit die Chancen, mit Bewässerungsprojekten Neuland in der Wüste zu schaffen.

Eines dieser Projekte hat die Qualität einer Science-Fiction. Es ist das sogenannte Toschka-Projekt. Schon 1997 legte der ägyptische Präsident Hosni Mubarak nördlich von Abu Simbel den Grundstein. Errichtet wurde dort die größte Pumpstation der Welt. Sie pumpt das Nilwasser aus dem Nasser-Stausee 54 Meter hoch in den Scheich-Zayed-Kanal. Von dort fließt es über zwei je 22 Kilometer lange Röhren in eine Ebene, in der einst 3 Millionen Ägypter leben sollten. Essen, trinken, arbeiten. Der Traum vom Neuland in der Wüste bleibt vorerst bis auf ein paar Hausruinen Science-Fiction, die Kosten überstiegen die Staatsfinanzen, und nur wenige Ägypter wollten sich in die abgelegene Wüstenregion verpflanzen lassen. Das Toschka-Projekt scheiterte auch an politischen Widerständen. Doch der Druck, Neuland zu finden, ist nicht gewichen.

Als im Februar 2011 die Aufstände den Präsidenten Mubarak zum Rücktritt zwangen, spielten die Nahrungsmittelpreise im Hintergrund eine wichtige Rolle. Der Brotpreis hat mit den Boden für den Umsturz bereitet und noch einmal gezeigt, von welcher politischen Brisanz die Lage bereits ist. Um mittelfristig Entspannung zu erzielen, suchen ägyptische Firmen seit 2008 nach Neuland außerhalb des Niltals. Fündig wurden sie vor allem in Uganda, wo sie 840000 Hektar Land für Weizen und Mais ergatterten. Auch in Äthiopien berichten die Makler von Interessenten aus Kairo. Allerdings, noch hält sich die Nachfrage in Grenzen, weil auch die Kaufkraft der meisten Ägypter beschränkt ist. Die Mehrzahl der Einwohner leben von der Hand in den Mund und geben mehr als die Hälfte des Einkommens für das täglich Brot aus. Ihr Wohl und Wehe hängt von einem niedrigen Brotpreis ab, der aber wiederum zu niedrig ist, um zum Investieren in Flächen für Brotgetreide außerhalb Ägyptens zu ermutigen. So bleibt die Versorgungslage im Land der Pharaonen ein Keim politischer Instabilität.

Der Druck in den Staaten, die ihre Bevölkerung nicht ernähren können, wächst, und damit auch ihr Bedarf an Neuland. Der Wandel des Weltklimas in den kommenden Jahrzehnten könnte die Lage weiter verschärfen. Ein politischer Durchbruch für ein wirksames Weltklimaabkommen steht zwar noch aus, aber im Vorfeld zeichnet sich ein Konzept ab, das im Kampf gegen die Erderwärmung eine wichtige Rolle spielen wird. Es betrifft die Natur als Kohlendioxidfilter und -lager. Doch auch dieses Konzept benötigt Boden, viel Boden.

KLIMAGEWINNLER

Es wird eng auf dem Weltbodenmarkt, und es droht noch enger zu werden, denn eine neue, bisher kaum aktive Gruppe von Landkäufern, die sich im Schatten der Weltklimaverhandlungen formiert, setzt ihre Geschäftsidee schon tatkräftig um.

Für sie geht es um Klimazertifikate. Das sind Gutschriften für Klimagase, die durch Pflanzen – von Gras über Getreide bis zu Bäumen – aus der Atmosphäre eingesammelt werden. Für die gebundenen Mengen an CO2 können Staaten Gutscheine ausstellen. Diese »Wertpapiere« werden dann an speziellen Klimabörsen gehandelt.

Noch gehören solche Klimazertifikate nicht zu den Spitzenwerten auf dem Börsenparkett, doch das wird sich in Zukunft ändern. Je heißer die Hitzewellen, je stärker die Sturzregen und je höher der Meeresspiegel, desto mehr steigt auch der politische Druck, Klimagase zu reduzieren. Das verheißt satte Gewinne bei allen, die sich ihr Tun als Beitrag zur Klimarettung zertifizieren lassen. Landwirte, Agrar- und Forstkonzerne haben die Gunst der Stunde erkannt und stellen sich auf, um am Klimaschutz zu verdienen.

Das Geschäft ist einfach: Schon durch kleine Änderungen im Ackerbau können 5 Tonnen Klimagase pro Hektar eingespart werden – wenn man diesen Sparerfolg in einem Zertifikat verbrieft bekommt. Und wenn man das Zertifikat an einer Klimabörse zum Verkauf anbietet, könnte man in Zukunft bis zu 90 Euro pro Tonne Klimagas erlösen und hätte pro Hektar Ackerland einen Zusatzgewinn von 450 Euro.82

Das ist zugegebenermaßen im Jahr 2012 noch reine Spekulation, aber so weit ab vom Weg liegt diese Kalkulation nicht. Der US-amerikanische Bauernverband versucht, sich und seine Mitglieder zurzeit als Klimagassparer zu profilieren, und entfesselt damit einen wahren Run auf die Äcker des Mittleren Westens.

»Offsets« heißt das Zauberwort, und es verheißt einen Zusatzgewinn für den, der auf den Pflug verzichtet, seinen Acker zur Weide macht oder Bäume anpflanzt.

Bill Anderson gehört zu den Pionieren an der Klimabörse. Er arbeitet seit 15 Jahren auf der Farm seiner Familie in Tennessee. Doch seit einigen Jahren lässt er den Pflug stehen. Wenn er seine Felder bestellt, reichen der Traktor, die Sämaschine und die Feldspritze. Bill Anderson pflügt nicht, und das kommt ihm jetzt zugute. Seit der amerikanische Kongress beschlossen hat, dass Nichtpflügen dem Klima nützt, weil dadurch weniger Klimagase vom Acker entweichen, verdient Bill echtes Geld mit seinem Pflugverzicht. Er könnte seine Äcker auch in Weiden umwandeln oder Bäume pflanzen – alles bringt neuerdings Geld. Es entsteht an der Chicago Climate Exchange, der amerikanischen Klimabörse. Sie kauft und verkauft Klimazertifikate, die dazu berechtigen, Klimagase in den Himmel zu stoßen.

Wer wie Bill Anderson weniger davon produziert, bekommt eine Gutschrift und die wiederum ist echtes Geld wert, derzeit 4 Dollar pro Hektar. Und das ist erst der Anfang, so hofft er jedenfalls.

Die Methode, die Bill anwendet, um ohne Pflug über die Runden zu kommen, ist in den USA mittlerweile Standard. Ein Standard, der in Europa so nicht möglich wäre, denn er basiert auf gentechnisch verändertem Saatgut. In seinem Fall auf Mais des Konzerns Monsanto. Den kann er auf den ungepflügten Acker säen, wenn er gleichzeitig mit einem Herbizid verhindert, dass andere Pflanzen dem Mais Licht und Wasser streitig machen. Das Herbizid Roundup leistet diesen Dienst, ohne den gentechnisch geschützten Mais anzugreifen.

Wer sich verpflichtet, fünf Jahre pfluglos zu wirtschaften, wie Bill Anderson, kann an der Klimabörse in Chicago Geld verdienen. Der Pferdefuß des Konzepts ist, dass auf diese Weise auch der Konzern Monsanto am Klimaschutz mitverdient, der wegen seines gentechnisch veränderten Saatguts und seiner Chemikalie Roundup zunehmend in der Kritik steht.

Bill Anderson ist nur einer von vielen Farmern im Maisgürtel der USA. Angeblich sollen durch den Pflugverzicht bis zu 20 Prozent der amerikanischen Treibhausgase eingespart werden können.83

In den letzten fünf Jahren haben die Farmer 7,4 Millionen US-Dollar für ihre Klimagutschriften bekommen. Bereits 3900 haben mitgemacht und ihre Zahl wird weiter wachsen. Robert Carlson, der Präsident der North Dakota Farmers Union, ist optimistisch. Vor Jahren lag der Preis pro Tonne schon mal bei 7 US-Dollar. 2011 war er zwar niedriger, aber Robert hofft, dass er bald wieder steigt, spätestens wenn in Washington die Klimaziele verschärft werden. In jedem Fall werden die Klimakredite das Land von Farmern wie Bill Anderson auf Dauer noch wertvoller machen.84

Das hat auch Edwyn Kight verstanden, er ist Farmer auf der Nordinsel Neuseelands. Er hat damit begonnen, seine Hügel aufzuforsten, und von seinen 2000 Hektar Land schon 300 mit Bäumen bepflanzt, 500 sollen es werden. Auch er hofft auf Climate Credits an der Klimabörse, die Neuseeland gerade aufbaut. Das lockt weitere Investoren aufs Land, denn Boden ist so sicher wie die Klimakrise, beides zusammen ergibt ein vielversprechendes Anlageobjekt. Auch in Australien freuen sich die Landbesitzer über eine zusätzliche Prämie für klimafreundliches Wirtschaften. Und selbst in Afrika ist das Zeitalter der Klimakredite angebrochen. In Mosambik, Uganda, Tansania, in Kenia und im Sudan läuft sich die Klimalobby gerade warm.

Bis zu 2 Milliarden Tonnen kann die Chicago Climate Exchange handeln. Bruce Babcock von der Iowa State University rechnet vor, dass es für die großen Dreckschleudern Amerikas wohl billiger wäre, wenn sie ihre Einsparung im Ausland machen lassen. Dort, wo Land billiger ist als in den USA, wie zum Beispiel in Südamerika und Afrika, wären auch Klimakredite günstiger zu beschaffen.

Was damit gemeint ist, zeigt das Bukaleba Forest Project in Uganda. Es liegt im Distrikt Mayuge. Vom Dorf Jinja aus kurvt der Jeep noch gut 40 Kilometer an einem malerischen See entlang. Das Bukaleba Forest Project hat gerade erst begonnen, aber seine Konturen zeichnen sich schon deutlich ab. Was wir hier sehen, sind über 9000 Hektar Wiesen und Busch. Alles sei wertloses Land, erklärt die Projektleiterin. Ihr Arbeitgeber ist ein norwegisches Unternehmen, das mit 3000 Mitarbeitern und 55 Millionen US-Dollar Umsatz in Mosambik, Sudan, Tansania und Uganda Wälder pflanzt und Geld mit Klimazertifikaten verdient.85

Warum auf diesem Weideland nun Wald wachsen soll, wird dem Besucher mit der ökologischen Stumpfheit der einheimischen Bevölkerung beantwortet. Die Dörfer ringsum hätten durch ihre Viehhaltung und ihre Art des Ackerbaus den Boden ausgelaugt und zugrunde gerichtet. Das Land sei nur noch für eines brauchbar, und zwar Wald. Das widerspricht der offiziellen Projektskizze, die die Firma angefertigt hat. Darin wird das Land als äußerst fruchtbar beschrieben. Aber diese Feststellung hätte vielleicht das eigentliche Projekt gefährdet, denn es geht um eine Pflanzung, die dem Boden alles nehmen wird, was er an Fruchtbarkeit besitzt.

Gepflanzt wird seit 1996, und die Art der Bäume lässt Schlimmes befürchten, es sind die Totengräber jeder Landschaft, 25 Prozent Eucalyptus Grandis, 75 Prozent Pinus Caribaea. Den Gegenwert an Klimagutschriften schätzt die Firma selbst auf 511945 Tonnen CO2. Der Gewinn an Holz lässt sich noch nicht beziffern, er hängt davon ab, wie es außer Landes gebracht werden kann. Nur eines ist sicher: der Verlust von mehr als 9000 Hektar teils fruchtbarsten Acker- und Weidelandes für die Anwohner.

Das Land hat die Firma von der National Forestry Authority in Uganda für 50 Jahre gepachtet.

Lester R. Brown, der amerikanische Umweltökonom und Leiter des Earth Policy Institute in Washington, sieht im Bodenrausch des 21. Jahrhunderts eines der größten geopolitischen Experimente, die je durchgeführt wurden.86

Die treibende Kraft hinter allem heißt: Angst. Angst vor dem nächsten Börsencrash, dem Ende des Rohöls, unerschwinglichen Nahrungsmittelpreisen und dem Klimakollaps. Das Ziel heißt: Sicherheit. Sicherheit für Kapitalpakete, Sicherheit in Anbetracht von endlichen Rohstoffvorkommen, drohenden Hungersnöten und Klimarisiken.

Starke Motive für eine Einkaufstour, die so schnell nicht zu Ende gehen wird. Allerdings – ob die Einkäufer finden, was sie suchen, und ob es von Dauer sein wird, steht dahin. Der Boden, auf dem der neue Kolonialismus wächst, ist dünn und der politische Abgrund in vielen Verkäufer- und Verpächterstaaten gefährlich nahe.








Bodenlos. Die Opfer der Jagd

Olivier De Schutter, ein eher zierlicher Mann, wirkt nicht wie ein Frontkämpfer. Seine Waffen trägt er nicht offen, aber wer sich mit ihm anlegt, bekommt sie zu spüren. Als er im Dezember 2009 vor der UN-Generalversammlung in New York spricht, will er Betroffenheit erreichen, er hofft auf Einsicht und fordert eine Entscheidung.1 Viel verlangt von einer Organisation wie den Vereinten Nationen, der Entscheidungsfreude nicht in die Wiege gelegt wurde.

Der belgische Professor für Internationales Menschenrecht an der Universität Leuven richtet seinen Blick auf die Arena, in der jene sitzen, die wissen müssten, was auf dem Land südlich der Sahara, im Bergland von Kambodscha, in der Pampa Südamerikas, in den Tälern Südostasiens ebenso vor sich geht wie in den Weiten der Ukraine oder Kasachstans. Der weltumspannende Bodenrausch verteilt die Besitztümer auf dem Globus neu, konzentriert sie in den Händen weniger Besitzender und vergrößert das landlose Proletariat. »Der Run auf das Land, vor allem in den Entwicklungsländern, ist das Ergebnis unserer eigenen Fehler«, hält er der Weltorganisation und ihren mehr als 180 Mitgliedern vor. Sie haben den Weg in die Knappheit an Boden und in die Unsicherheit an den Märkten zu verantworten und an ihnen ist es, eine Kehrtwende einzuleiten, und zwar sofort.

Aber da rührt sich wenig, zu wenig, denn die Profiteure sitzen mitten unter ihnen. Vertreter korrupter Regimes, Geschäftemacher, Lobbyisten, die versuchen, ihre Interessen durchzusetzen. Der belgische Professor blickt in versteinerte Mienen, während er noch die Völkergemeinschaft zu Verantwortung und Moral bekehren will. Seine Rolle ist die des Rufers in der Wüste, aber er weiß, dass das nicht so bleiben wird.

Es ist der Fukushima-Effekt, der die Weltpolitik von jetzt auf gleich verändern kann. Die ersten Vorboten, die Aufstände in Nordafrika, kündigen ein Beben an, das sich aus vielen kleinen Epizentren speist und einen gewaltigen Tsunami verursachen könnte, der die Kraftzentren des Südens außer Kraft setzt.

Bis dahin allerdings geht es weiter, das Geschäft mit dem Boden der Welt. Man muss nicht bis nach Asien, Afrika oder Südamerika reisen, auch in deutsches Land wird kräftig investiert, allerdings kaum noch von Landwirten. Das gilt selbst im Bauernland Niedersachsen.

EUROPAS LAND IN BONZENHAND

Kurt Weserman2 lebt von der Milch seiner Kühe, und die weiden auf gepachtetem Land. Milch war sein Zukunftsplan, aber da machen ihm jetzt die Pachtpreise einen Strich durch die Rechnung. Seit drei Jahren steigen sie und liegen mittlerweile auf einem Niveau, das der junge niedersächsische Bauer mit seinen Kühen nicht mehr verdienen kann. Das erzählt er vor einer Fernsehkamera der ARD, weil es andere nicht erzählen mögen. Von Bodenrausch im Biogasland spricht hier keiner gern. Wer sich verplappert, hat beim nächsten Pachttermin das Nachsehen. Dann geht sein Pachtland gleich an einen anderen, und das ist immer häufiger der neue Biogasinvestor in der Nachbarschaft.

Diese Art der Nachbarschaft hat sich im Norden und im Osten Deutschlands zur Landplage entwickelt. Die Gasfabriken stehen verkehrsgünstig überall, wo Gas- und Stromleitungen verlaufen, sie speisen ihre Energie direkt ins Netz. Dafür gibt es eine Einspeisevergütung, und die bringt eine unglaubliche Rendite. Wie bei der KTG Agrar AG in Brandenburg, die mit ihrem Biogas bei »knapp über 20 Prozent« liegt.3

Immer mehr Investoren entdecken, dass man mit Biogas glänzende Gewinne machen kann. Der WWF Deutschland fürchtet um die Landschaft, die sich im Norden und Osten Deutschlands immer mehr in einen Maisdschungel verwandeln könnte. Die Kräfte, die da wirken, sind immens. Bis zu 3000 Euro Gewinn pro Hektar lassen sich mit dem Biogas erzielen, dank Subventionen und Einspeisevergütung, stellt der WWF in einer Studie fest.4

Das wirft jeden normalen Pächter wie den Milchbauern Kurt Weserman aus dem Markt, denn mit seiner Viehzucht kann er gerade mal 375 Euro Pacht für den Hektar zahlen, und Kurt Weserman ist nicht der einzige Bauer in Deutschland, dem die neuen Preise den Atem verschlagen.

In Morbach im Hunsrück haben die Landfrauen zu ihrer Jahrestagung geladen. Eigentlich soll es um den Hunger in der Welt und die Ernährung zu Hause gehen. Aber es ist Mai draußen und für die Frauen gibt es nur zwei Themen, die Trockenheit und die Biogasanlagen, die sich auch im Hunsrück in die Gemeinden hineinfressen. Der Vorsitzende des Bauernverbandes sagt hinter vorgehaltener Hand, da sei er machtlos, schließlich seien die Biogasbarone ebenfalls Mitglieder in seinem Verband. Da gehe es auch um Verbandsdisziplin. Schließlich habe der Bauernverband dem Weg ins Biogaszeitalter unterstützt, als Einkommensalternative für seine Bauern.

Bei Kaffee und Kuchen erfährt man mehr über die bäuerlichen Investoren. Die seien ja gar keine Bauern, sondern Bauunternehmer, Banker, die ihr Geld auf sicheren Boden bringen wollen. Den Mais für ihre Anlagen ließen sie von Lohnunternehmern säen und ernten. Und für die Gasanlage gebe es einen Aufpasser, aber Bauern seien die alle nicht.

Morbach liegt in einem sanften Tal. Die Weiden an den Hängen sind bis auf kleine Parzellen alle umgepflügt worden. Maisland, so weit das Auge reicht, auch im Hunsrück. Mit landschaftlicher Schönheit hat das nichts mehr zu tun. Die Energiewirtschaft ist eingebrochen in den Tälern, auf den Höhen und darüber hinaus, am Horizont drehen sich die Rotoren eines Windparks.

Legden liegt tief im Münsterland. Wälder, Wiesen, Felder, westfälische Bauernhöfe ducken sich unter Eichenkronen. Pferde weiden auf den Hofkoppeln, das Korn steht gut, nur der Mais kümmert, das Frühjahr war zu trocken. Draußen ist der Abend lau, Frühsommer.

Drinnen im Landgasthof Hermannshöhe ist der Saal an diesem Abend gerammelt voll, westfälische Bäuerinnen und Bauern, alte und junge, ihr Thema ist die Zukunft, ihre Zukunft. Was draußen stattfindet, regt sie alle auf. Eine Biogasanlage nach der anderen schießt zwischen immer neuen Maisäckern empor. Da sind nicht mehr nur Landwirte am Werk, da kommen auch andere vorbei. Investoren, Kapitalanleger kaufen sich ein und pachten, was sie bekommen können, als Rohstoffflächen für ihre Gasanlagen. Und einige schalten zwischen Acker und Bioreaktor auch noch einen Schweinemaststall, das bringt dann richtig viel Gewinn. Was zählt, ist Größe, die neusten Maststallprojekte mit mehr als 10000 Mastschweinen flößen den Bauern Angst ein. Von bis zu 1200 Euro Pacht pro Hektar wissen landwirtschaftliche Berater im Landkreis Emsland zu berichten. Selbst gute Landwirte können sich das nicht leisten, bei ihnen ist höchstens ein Pachtpreis von 600 Euro möglich, wenn sie sich nicht ruinieren wollen.

Keiner nimmt hier mehr ein Blatt vor den Mund. Ja, auch Bauernvertreter seien dabei, auch die würden am großen Rad der Biogaswirtschaft auf Kosten ihrer Berufskollegen mitdrehen. Keine Gegenstimmen, keine Enthaltungen, hier wird abgerechnet. Im größten Maststall Europas und in der größten Biogasanlage der Bundesrepublik versucht Bernd Schmitz, der stellvertretende Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL), Mut zu machen. Es gebe immer einen Rückweg, auch für eine falsche Energie- und Agrarpolitik, man müsse sich nur zusammentun und Gegendruck erzeugen.

Er ist gekommen, weil es so heftig rumort im westlichen Westfalen. Das Bauerngemüt fühlt sich gedemütigt von der Politik seines Bauernverbandes. Sie alle wirtschaften auf Höfen mit Tradition, aber sie fühlen, dass es mit der Tradition bald vorbei sein könnte. Sie wollen wieder Sicherheit. Aus der Ecke des Saals meldet sich der Gründer der AbL und derzeitige agrarpolitische Sprecher der Grünen im Bundestag, Friedrich Ostendorf, er wittert hinter all dem, was da draußen auf dem Land vor sich geht, »eine bedenkliche Nähe von CDU, Bauernverband und Agrarindustrie«. Kopfnicken geht durch den Saal. »Unser Omma hat gesacht, dat dat in zehn Johren sowieso vorbie is mit der bäuerlicke Landwirtschaft«, wirft einer der Teilnehmer in die Runde. Aber ans Aufgeben möchte hier noch keiner denken. Sie wollen kämpfen. Ihre Feindbilder sind klar, die Mastfabriken und die Gasbarone. Bauernkrieg im Schweineland.

Wohl nicht zu Unrecht, denn eine Befragung beim Makler ergab, dass 80 Prozent der Verträge über Land mittlerweile mit Investoren geschlossen würden, die mit Landwirtschaft nichts am Hut hätten. Und die zahlen Preise, die für Bauern unerschwinglich sind, so stieg der Bodenpreis im Emsland seit 2005 auf mehr als das Doppelte.5 Auf den guten Böden will der Einkäufer eines großen Agrarkonzerns 2011 schon 50000 Euro pro Hektar gezahlt haben.

Auch im Osten der Republik, in den Weiten Brandenburgs und Vorpommerns, stöhnen die Bauern. Aber gegen die Energiefabriken im Grünen formiert sich Widerstand. So beschwert sich der Geschäftsführer einer Agrar-GmbH in Sachsen-Anhalt, Wolfgang Beer, über die Herren, die ihm mit ihren Limousinen die Vorfahrt nehmen, wenn es um Boden geht. Seinen Pachtvertrag bekam er nicht in einen Kaufvertrag umgewandelt, weil sein Gebot nicht mehr marktkonform war. Er wollte zu ortsüblichen Konditionen kaufen, was 9500 Euro pro Hektar entsprach. Doch plötzlich sollte er für den gleichen Hektar Land 17500 Euro zahlen, und das war noch nicht das höchste Gebot. Das höchste kam von einem Unternehmer, der nicht an Kartoffeln und Getreide interessiert ist, sondern an Biogas, oder besser Agrogas, denn mit Bio hat auch dieses Konzept nichts zu tun.6

In Mecklenburg-Vorpommern und in Brandenburg förderte eine Studie des Braunschweiger Thünen-Instituts zutage, dass die Bodenpreise dort allein zwischen 2007 und 2010 um 144 Prozent gestiegen waren. Das Landwirtschaftsministerium in Schwerin sieht die Konzentration von immer mehr Land in den Händen von immer weniger Investoren »mit großer Sorge«. In einigen Gemeinden sei schon die Hälfte der Fläche von privatem Kapital aufgekauft worden. Der bekannteste Investor in der Region, die Steinhoff Holding, wollte sich keinem Interview der Wissenschaftler stellen.7

Die Energiewirtschaft feiert weiter ihren Siegeszug. Von 2005 bis 2010 erweiterte sie ihre Rohstoffbasis zwischen Flensburg und Füssen von 70000 auf 600000 Hektar und betreibt darauf mittlerweile 9000 Gasfabriken. Tendenz weiter steigend.

Nicht anders geht es dort zu, wo neuerdings Solarparks aus der Landschaft wachsen. »Hallo, weiß jemand, wie viel an Pacht diese Solarparkbetreiber an den Landwirt zahlen für die Bereitstellung von Acker- oder Grünland?«, fragt »Hl 1937« im Internetforum »Landtreff«. Das Netz hat mehrere Antworten für ihn bereit, die beste kommt von »Automatix«: »Bei uns wird zurzeit auch eine Anlage geplant, die sollen angeblich 1900 Euro Pacht bieten – da fragt man sich ernsthaft, ob es noch sinnvoll ist, Nahrungsmittel zu produzieren anstatt Strom […].«

Das Fotovoltaikfieber breitet sich vor allem südlich des Weißwurstäquators aus und sorgt innerhalb und außerhalb der Dörfer für deftigen Streit. Darf man seinen Getreideacker einfach mit Solarpaneelen zupflastern in einer Zeit, wo 1 Milliarde Menschen auf der Welt hungern und der Nachbar das Land auch gut brauchen könnte, um mit seinem Rindvieh über die Runden zu kommen? Die Moral wird bemüht, die Vaterlandsliebe, der Bauernverband versucht, sich mit Standesbewusstsein gegen die Solaräcker zu wehren. Auf dem Acker dürfe nur wachsen, was dort auch heimisch sei, also Kraut und Rüben, Kartoffeln und Sonnenblumen und Mais. Mais? Ja, Mais für Biogasanlagen!

Biogasanlagen, das ist die Flanke, auf die die »Solarstromer« nur gewartet haben. Man solle doch erst einmal nachrechnen, bevor man den Mund so voll nehme, bloggen sie zurück. Erstens würden die Solaräcker von der Mehrheit der Bevölkerung unterstützt, auch wenn sie direkt in ihrer Nähe entstünden. Das stellt eine FORSA-Umfrage für Fotovoltaikkraftwerke fest.8

Und zweitens stünden die wirklichen Flächenverschwender längst auf dem Acker. Die Energiepflanzen für Agrosprit, die wüchsen schon auf 10 Prozent der deutschen Äcker, brächten aber nur eine Energieausbeute von einem Sechstel dessen, was Solarpaneele auf derselben Fläche einsammeln könnten, rechnete die Fachzeitschrift Photon der Netzgemeinde vor. Und kommt zu dem Schluss: »Rein quantitativ könnte die Photovoltaik auf der heute schon für Biomasse genutzten Fläche den ganzen deutschen Energiebedarf bestreiten.«9

Kann sie aber noch nicht, und deshalb geht auch im Süden der Republik der Kampf um die Äcker in eine neue Runde. Auch hier reden die Bauern nicht gern darüber, wem sie ihr Land verpachten oder von wem sie es nicht mehr verpachtet bekommen. Es wäre das Eingeständnis ihrer wirtschaftlichen Niederlage gegenüber der Energiewirtschaft.

Professor Ludwig Theuvsen von der Universität Göttingen fürchtet, dass diese Art der Preistreiberei am Ende nicht nur bestimmt, was auf den Feldern wächst, sondern auch, was für Brot, Fleisch, Wurst und Eier gezahlt werden muss – Inflation durch Biogas und Solarstrom.10 Diesem Punkt rückt Deutschland bereits erheblich näher. Erstmals seit 25 Jahren muss 2012 voraussichtlich wieder Getreide importiert werden, so das Magazin Focus zu Jahresanfang, und die Frankfurter Allgemeine Zeitung zitiert den Agrarstatistiker Georg Keckl: »Wir haben eine zunehmende Verdrängung von Getreide durch Mais für Biogasanlagen.«11

Die große Landverschiebung von Bauernland in Bonzenhand verändert nicht nur die Besitzverhältnisse, sondern auch die Art, in der das Land bewirtschaftet wird. Das Ende des Bauerntums und der Beginn einer neuen industriellen Revolution liegen über dem Land, nicht nur zwischen Köln und Cottbus, weiter östlich sprengt dieser Umbruch alle Grenzen bäuerlicher Landwirtschaft. Das Kapital übernimmt in Osteuropa und darüber hinaus.

AGRARKONZERNE IN OSTEUROPA

Die Ukraine war einst Bauernland, die Kornkammer Europas, aber die Misswirtschaft der Kolchosen in der Sowjetära und die finsteren Zeiten des Diktators Stalin, in denen Wellen von Gewalt, Willkür und Enteignung über das Land rollten, haben es so geschwächt, dass es sich auch im neuen Jahrtausend nur langsam erholt. Was die Mähdrescher auf den Kolchosen beim Zusammenbruch der Sowjetunion noch ernteten, war ein Drittel dessen, was die schwarzen Böden in guten Zeiten hergaben. Übrig geblieben sind von den Kollektiven vielfach nur Ruinen, verrottete Maschinen und Felder voller Disteln und Brennnesseln. Nach dem Aus der sozialistischen Großbetriebe haben sich die Kleinbauern ihre Ländereien zurückgeholt, ein paar Hektar, die zum Leben nicht reichten, aber zum Sterben zu viel waren. Viele der Jungen flüchteten in die Städte, geblieben sind die Alten.

Einer von ihnen ist Stepan Ryzna, er ackert wieder auf eigenem Boden. Seine beiden Pferde legen sich ins Zeug, der Pflug gleitet durch den schwarzen Boden, schneidet einen Block nach dem anderen ab, dreht das Untere nach oben. Der tiefbraune Acker glänzt in der Morgensonne. Stepans Land ist ein Handtuch, aber es reicht für die Familie, die Schweine und für das Lebensglück. Anders bei seinem neuen Nachbarn, der die angrenzenden Felder gepachtet hat. Es ist eine Kapitalgesellschaft, die mittlerweile einige 100000 Hektar beackern soll. Sie bringt mit, was Stepan und dem ganzen Land fehlt: Kapital. 40 Milliarden Dollar hält die Osteuropabank für nötig, um die Äcker der Ukraine, die zu den fruchtbarsten der Welt zählten, wieder flott zu machen.12

Neben seinen zwei Pferdestärken nimmt sich der Schlepper des Nachbarn gigantisch aus, wie ein Eindringling aus einer fernen Welt. Einer Welt, in der es keine Pferde mehr gibt, keine Strohscheunen und auch keine Zeit. Die Eindringlinge kennen nur ein Tempo, und das heißt Vollgas. Schwarze Abgase zischen aus dem Auspuff des John-Deere-Schleppers, der Boden fliegt, eine gewaltige Fräse zerreißt den Stoppelacker. Noch vor einer Stunde surrten hier die Trommeln eines anderen Ungetüms durch den Weizen. Ein Vollernter amerikanischer Bauart, der nach einer Runde über das Feld an einem Silowagen hält und sein Dreschgut übergibt. Ein Schwall von Körnern rauscht von einem Korntank in den anderen. Richard Spinks drückt die Knöpfe der Hydraulik. Schon fährt er wieder an. Erntezeit heißt Stresszeit.

Das Feld, auf dem er erntet, sicherte einmal die Existenz von mehr als 100 Kleinbauern, erklärt Richard dem Reporter, der gekommen ist, um das neue britische Investment in die ukrainische Landwirtschaft für den BBC World Service ins Bild zu setzen. Schnitt, die Kabinentür fliegt zu, es muss weitergehen, der Wind dreht, Wolken ziehen auf am Horizont. Bis zum Abend muss abgeerntet sein. Richard führt die Geschäfte von Landkom, einer Kapitalgesellschaft, die in der Ukraine Millionen in die Landwirtschaft investiert hat, in Traktoren, Düngerstreuer, Spritzgeräte, Vollernter, Getreide- und Düngerlager. Das Land hat er gepachtet, es zu kaufen erlaubt das Gesetz noch nicht. Aber er ist guter Hoffnung, denn er verdient richtiges Geld mit seinem Weizen, einige 100000 Tonnen für den Weltmarkt.13

Stepan Ryzna klappt den Pflug hoch und schnalzt mit der Zunge, die Pferde traben an, vor dem Unwetter will er zurück auf seinem Hof sein. Auf dem Nachbaracker dröhnen noch die Motoren der Vollernter, es geht in den Endspurt, einen Spurt, den Stepan Ryzna und seine Kollegen nicht gewinnen können. Bevor das Gewitter losschlägt, biegt er mit seinem Gespann auf den kleinen Hof ab. Einen Nachfolger hat er nicht, eine Altersrente kann er auch nicht erwarten. Er wirtschaftet auf dem fruchtbarsten Stück Erde der Welt, vielleicht wird das ja seine Rente, wenn der Engländer daran interessiert ist.

Er ist interessiert, denn Landkom will weiter wachsen. Das Geschäft auf dem schwarzen Boden lockt viele an. Noch gibt es Brachland, das von den Großbetrieben früherer Zeiten einfach liegen gelassen wurde, weil sie weder Kapital noch Maschinen hatten, um es profitabel zu kultivieren. Mittlerweile stehen 17 Millionen Hektar, mehr als die Hälfte der ukrainischen Ackerfläche, unter der Kontrolle großer Agrarholdings, die ihre Dienste ausländischen Kapitalgebern anbieten. Große Kaliber von bis zu 300000 Hektar sollen dabei sein. Die Angst geht um, dass sich hier das Gleiche entwickelt wie in der ukrainischen Schwerindustrie. Oligarchien, die am Ende den ganzen Markt, auch den für Boden, allein beherrschen. In Odessa bereiten die großen Getreidehändler – auch der Hamburger Konzern Töpfer ist dabei – schon den Weg vor, auf dem Landkom und die anderen Kapitalgesellschaften ihre Ernte verschiffen werden.

Ihr Ziel sind jährlich 100 Millionen Tonnen für den Weltmarkt, das wäre fast die gesamte Ernte des Landes.

NORDAMERIKAS WILDER WESTEN

Was zwischen Kiew und Odessa als gewaltige Welle übers Land geht, über die Kleinlandwirte der Ukraine hinweg, findet auch in den USA zwischen New Orleans und Chicago statt. Das amerikanische Farmland erlebt eine neue Kolonisation. Nach den Siedlern aus dem alten Europa, die mit Pferd und Planwagen vor 200 Jahren den Westen eroberten und vor den ursprünglichen Besitzern keinen Halt machten, rollt jetzt wieder eine Welle über den Mittleren Westen.

Shonda Warner sitzt in Jeans und T-Shirt auf ihrem Sofa. Ihr blondes Haar fällt leicht ins Gesicht. Sie erklärt, warum sie sich hier mitten auf dem Land niedergelassen hat. Sie sammelt Farmland für ihren Fonds, das Land von Farmern, die durch die Ritzen der Ökonomie gefallen sind, schnell verkaufen müssen und nicht über die Filetstücke des amerikanischen Farm Belt verfügen. Sie hat sich auf mittelmäßiges Land spezialisiert, Land, in dem noch Reserven stecken, wenn es richtig gedüngt und bearbeitet wird. Ihr Büro liegt über einem Gemischtwarenladen am Highway 61 in Clarksdale, Mississippi.

Sie kennt die große Finanzwelt von Goldman Sachs bis zur Londoner City, doch ihr Traum war es, zurück aufs Land zu gehen, wo die Traktoren ihre Runden ziehen und die Farmer mit ihren Utilities, ihren Kleinlastern, die Felder abfahren und nach dem Rechten sehen. Hier kauft sie Land für ihren Immobilienfonds. 30 Millionen Dollar hat sie investiert, das Geld kommt aus der Pensionskasse der Dow Chemical Company und von privaten Anlegern. Die Investoren können mit einer Verzinsung von 4 Prozent rechnen plus Wertsteigerung, denn die hat auch das amerikanische Farmland mittlerweile erreicht.

Shonda Warner, die Bauerntochter aus Nebraska, rechnet vor, was ihr Fonds bringen wird. Sie selbst nimmt 2 Prozent für die Verwaltung, für die Geldgeber sollten dann 13 bis 16 Prozent drin sein, eine Hälfte über die Ernten, die andere über die Wertsteigerung. Sie weiß, dass sie mit diesem Angebot die meisten Aktiendepots weit hinter sich lässt.14

Shonda Warner profitiert von einer Krise, die die Farmer in den USA 1980 überfiel und seither nicht mehr losgelassen hat. Sie begann in den Farmstaaten Minnesota, Illinois, Iowa, in North und South Dakota. Am Anfang stand der Verfall der Preise auf dem Weltmarkt, sie setzte sich fort mit Dürrejahren und schließlich den verheerenden Folgen des Hurrikans Katrina im August 2005. Seither mussten 150000 US-Farmer ihre Farm aufgeben, obwohl der Staat ihnen schon 60 Prozent ihres Einkommens garantierte. Die Spirale des Niedergangs begann mit dem Farmland, es verlor dramatisch an Wert, das zog die Kreditlinie hinter sich her und führte schließlich in den Bankrott.

Wer überlebte, blieb angeschlagen. Jede Missernte oder Überschwemmung wie 2008 kann das Aus bedeuten. Auch die steigenden Boden- und Pachtpreise seit 2009 können die Wackelkandidaten nicht retten. Ein klappriger Maschinenpark und heruntergekommene Siloanlagen zeigen den Finanzinvestoren, wo ihr nächstes Opfer lebt. Wenn die Bank ihre Kreditlinie endgültig kündigt, dann greifen sie zu.

Die Übernahme des Landes durch das große Kapital spielt sich im Corn Belt der USA eher im Verborgenen ab. Bevor das Land zur Versteigerung kommt, ist es meist schon aufgekauft. Auch auf Kanadas Äckern spielen die Investoren eine immer wichtigere Rolle. Larry Spart pflügt seinen tiefgründigen Boden gern, denn er ist steinfrei und nach seiner Überzeugung der beste in ganz Kanada. Allerdings, ein Teil seiner Farm gehört nicht mehr ihm, sondern einem Investor, er hat das Land von ihm zurückgepachtet. Und er ist nicht der einzige Farmer in Saskatchewan, der plötzlich auf fremdem Grund und Boden ackert. Dabei ist es gar nicht so einfach, sich in kanadischen Boden einzukaufen; das Gesetz erlaubt für Ausländer nur 4 Hektar zum Erwerb. Das passt Tom Eisenhauer gar nicht. Er leitet die Investmentgesellschaft Bonnefield, bei ihm stehen ausländische Interessenten für kanadischen Boden Schlange, aber er kann ihnen nichts anbieten. Noch nicht, er hofft auf eine Lockerung der Zügel, schließlich darf in den Nachbarprovinzen Manitoba und Ontario jeder kaufen, so viel er will.15 Aber meist liegen auch hier die Angebote noch im überschaubaren 1000-Hektar-Bereich.

Eine Größenordnung, die man in Südamerika mitleidig belächeln würde.

SÜDAMERIKA: BIG PLAYER BRASILIEN

In Argentinien hat der Agrarriese Cresud ein kleines Imperium von 20 Farmen mit über 340000 Hektar Acker und Weideland zusammengekauft. Platz genug für Sojabohnen, Sonnenblumen, Mais, Weizen und 95000 Rinder. Und groß genug, um direkt die Weltmarktpreise abzugreifen.16

Cresud macht seine Geschäfte in einem Umfeld, das mit allen anderen Staaten, in denen der Run auf das Ackerland der Welt ausgetragen wird, vor allem eines gemeinsam hat: die Korruption. Sie überlagert die privaten wie die öffentlichen Beziehungen.

Der größte Player Südamerikas, wenn auch nicht der korrupteste, heißt Brasilien.

Brasilien besitzt den größten Teil des fruchtbaren Bodens der Welt und versteht sich als globaler Supermarkt und Tankstelle der Zukunft, vor allem für die USA. Seine Flächen sind schier unendlich, wenn auch nicht überall zu beackern. Die Grenzen bilden der Regenwald und die riesigen Savannen des Landes. Doch der Bodenrausch kennt keine Grenzen. Und so kommen auch Flächen unter den Pflug, die eigentlich nicht dafür geeignet sind.

Ein Teil der Ländereien gehört zur Interessensphäre Europas, hier wachsen Futtermittel für Europas Rinderherden, Schweinefabriken, Hähnchenmastanlagen und Eierkonzerne. »Unsere Kühe weiden am Rio de la Plata«, mit dieser Anklage prangerten Umweltschützer schon vor 30 Jahren die steigenden Futterimporte der deutschen Landwirtschaft aus Südamerika an, doch vergebens. Die Futterflächen Europas in Südamerika betragen heute umgerechnet 35 Millionen Hektar, das entspricht fast dem Dreifachen der deutschen Ackerfläche.

Nun kommen neue Interessenten hinzu, Konkurrenten um Boden und Wasser. Eine der wichtigsten Einfallstraßen ins Eldorado Südamerikas ist die Transamazônica BR 163.

Die BR 163 gehört zu den Entwicklungsachsen Brasiliens und wurde noch zu Zeiten der Militärregierung 1971 bis 1973 geplant und gebaut. Sie schiebt sich von Cuiabá im Bundesstaat Mato Grosso durch Amazonien bis nach Santarém im Bundesstaat Pará zum Amazonas, der das Land mit der Welt verbindet.

Lastwagen quälen sich über die rotbraune Piste. Schlaglöcher bremsen die Fahrt, festgefahrene Frachter werden von einem Konvoi anderer »Road Trains« abgeschleppt und mitgezogen. Bis zum Horizont dehnen sich Sojafelder und Baumwollplantagen aus. Vollernter fressen sich durch die uniformen Äcker. Ihre Beute rasselt am Straßenrand in die Tanks einer Flotte von Fernlastern. Heulend setzt sich einer nach dem anderen in Bewegung, rumpelt und schwankt weiter auf der BR 163. Die Laster kommen immer wieder zum Stehen, eine baufällige Brücke verlangt Schritttempo, sie schwankt wie die Wagen, aber sie hält noch.

Lange wird sie nicht mehr nötig sein, denn die Sojaproduzenten am Weg haben sich mit dem Staat geeinigt, dass man die BR 163 durchgehend ausbauen und teeren muss, damit ihre Fracht und die von zukünftigen Investoren ihren Weg hinaus findet nach Europa, Asien und in die USA. Das Ziel für alle ist die Hafenstadt Santarém, dort wartet der neue große Sojaverladehafen. Erbaut vom größten Agrarhändler der Welt, dem Agrarkonzern Cargill. Mit solchem Investment baut er seine Rolle als Global Player in der Futtermittelindustrie weiter aus. In einer Ehe mit dem größten Sojaproduzenten des Landes, Blairo Maggi, drängt er darauf, dass die Transamazônica BR 163 zur Hauptschlagader seiner Sojaexporte gemacht wird.

Von 800000 (1977) auf 18 Millionen (2009) Tonnen wuchs die Produktion von Soja allein in Mato Grosso in den letzten drei Jahrzehnten. Und damit sei die Kapazität des Landes noch nicht ausgeschöpft, erklärt die regionale Regierung.

»Mato Grosso wächst auf dem richtigen Weg«, heißt die Botschaft eines Werbefilms für die Region. Hier gebe es noch genügend Land, das auf tüchtige Farmer warte, suggeriert die Werbung. Dabei unterschlägt sie, dass das Land gar nicht wartet, es wird zum großen Teil schon von anderen genutzt, und das seit Jahrhunderten. Es ist das Land von Para- und Babaçu-Nuss-Sammlern, Kautschukzapfern und von verjagten Landarbeitern und Kleinbauern, die vor den Großfarmen in den Urwald geflüchtet sind, um dort ein Stück Boden für sich zu erobern.

Doch diese Menschen genießen nicht die gleichen Rechte wie die Großfarmer. Ihr Anspruch auf ihr Land wurde lange als Entwicklungshindernis in Brasilien verächtlich gemacht und von den Gerichten schlicht negiert, auch wenn die Gesetze anderes versprachen. Und mittlerweile üben die Landpreise einen zusätzlichen Anreiz aus, sie haben sich von 3000 auf 6000 US-Dollar pro Hektar verdoppelt.17

Die Vertreibung vom Land hat in Brasilien eine lange Tradition, wie auch in anderen südamerikanischen Staaten, in denen Großgrundbesitzer die Richtlinien der Politik bestimmen. Das beginnt damit, dass keine einheitlichen Katasterämter eingerichtet sind, die den Grundbesitz dokumentieren könnten. Besitzer des Landes ist in Brasilien der, der es bewirtschaftet. Das gilt seit 1850 als Recht. Wer nachweisen kann, dass er seit mehr als fünf Jahren ein Landstück beackert, kann es behalten, er muss sich nur einen Titel ausstellen lassen. Aber genau das haben viele der Kleinbauern versäumt oder gar nicht erst erfahren. In dieses Vakuum stieß in Amazonien eine Gruppe von Anwälten, die sich zum Ziel gesetzt hatten, Landtitel zu fälschen.

Sie werden im Volksmund als »Grileiros« bezeichnet, weil sie Eigentumsdokumente »grillen«, ein Verfahren, durch das sich eine Landurkunde, die im Jahr 2000 ausgestellt wurde, leicht auf 1898 zurückdatieren lässt. Das Kunststück der Turboalterung leisten lebende Grillen, die mit der Urkunde in ein Schubfach gesperrt werden. Die Enge bringt sie dazu, eine Chemikalie auszustoßen, die das Papier dunkel färbt, und aus Hunger knabbern sie die Seiten an, sodass das Dokument in Kürze rapide altert.

Über 100 Millionen Hektar Land sollen auf diese Weise unrechtmäßig in die Hände von Großgrundbesitzern gelangt sein. Carlos Medeiros gehört zu den legendären Figuren in der Szene. Auf seinen Namen waren 1200 Landtitel ausgestellt, eine Fläche von 12 Millionen Hektar, was der deutschen Ackerfläche entspricht. Erst mit Verspätung kam heraus, dass es einen Carlos Medeiros in Brasilien gar nicht gibt. Er war die Erfindung eines Rings von Landlords, die sich »seine« Flächen gegenseitig zuschoben.

Besonders fruchtbar für solche Betrügereien scheint Amazonien zu sein. Die Fläche illegaler Landtitel soll dort mittlerweile die Größe des Bundesstaates um das Vierfache übersteigen. Wer sich zu laut gegen diese Machenschaften wehrt, landet leicht auf den Abschusslisten der Großgrundbesitzer, die ihr Land auf Kosten anderer erweitern.18

Die Flucht der von ihrem Land Verdrängten führt in den Urwald längs der Transamazônica. Dort wurden in den letzten zehn Jahren 200000 Quadratkilometer in den Bundesstaaten Rondonia und Mato Grosso wild gerodet, vor allem entlang der BR 163. Doch auch diese Ausweichzonen sind nicht sicher vor dem Zugriff der Landlords. Im Gegenteil, sie sind die Expansionszonen, auf denen sich die Soja- und Zuckerrohrplantagen weiter in den Urwald fressen und so wieder neue Flüchtlingsbewegungen produzieren.19

Der Durst auf Biosprit treibt auch den Ausbau der Zuckerrohrplantagen weiter voran. Brasilien destilliert die Hälfte seines Zuckerrohrs derzeit zu Sprit und wird nach der Analyse der Weltbank die Fläche seiner Plantagen bis 2017 verdoppeln.20

Was sich in Brasilien und Argentinien abspielt, findet seine Wiederholung in den anderen großen Agrarstaaten Südamerikas. Der boomende Sojaanbau überrollt die Kleinbauern und die indigene Bevölkerung. Und wo sie versuchen, in einer Kooperation mit Großagrariern Soja anzubauen, geht ihnen schnell der Atem aus. Teures genmanipuliertes Saatgut, Dünger und Pestizide können sie meist nicht lange bezahlen. Das führt zu einer stillen Flurbereinigung und einer sozialen Tragödie, weit entfernt von jeder Öffentlichkeit im weiten Land.

Nicht anders in Paraguay, hier entwurzelte die Agrotreibstoffpolitik bereits mehr als 200000 Familien, 90000 verließen ihre Höfe und Felder. Vertreibungen sind an der Tagesordnung, Aufstände und Gegenwehr führen zu einer ausufernden Selbstjustiz, die auch vor Morden nicht zurückschreckt.21

Einen besonderen Schandfleck auf der Karte des globalen Bodenrausches finden wir in Kolumbien. Hier irren mittlerweile 4 Millionen Flüchtlinge durch das Land, meist Bauern, die ihre Höfe verlassen mussten, Treibgut des Bürger- und Bandenkrieges, der das Land seit Jahrzehnten im Griff hält. Wer sich hier einen Namen im Agrospritgeschäft macht, dem klebt nicht selten Blut an den Fingern. Meist sind es Führer der Paramilitärs. Mehr als 12000 Morde zwischen 1988 und 2003 gehen auf ihre Rechnung. Je fruchtbarer der Boden, desto aggressiver die Vertreibung und desto häufiger die Präsenz von internationalen Konzernen, konstatieren Beobachter.22

Auf 3 bis 7 Millionen Hektar beläuft sich die Landmasse, die in Kolumbien illegal und unter Zwang den Besitzer gewechselt haben soll. Das Geschäft zu Lasten der Kleinbauern war umso leichter, weil 85 Prozent von ihnen nicht über einen Eintrag im Grundbuch verfügten. Besonders übel wird der afrokolumbianischen Bevölkerung mitgespielt, den Nachkommen der afrikanischen Sklaven, die einst gewaltsam nach Südamerika verschifft wurden. Ruheräume, humanitäre Zonen sollten ihnen Sicherheit und Frieden bringen. 4 Millionen Hektar erhielten sie zugesprochen als gemeinsamen Besitz.

Doch das Modell wurde schnell ausgehebelt durch ein Konzept der »strategischen Allianzen«, das die Zusammenarbeit von Plantagenbesitzern und Kleinbauern fördern sollte. Am Ende entpuppte es sich als nichts anderes als eine Strategie gegen die Landrechte der afrokolumbianischen Bevölkerung.23

Im März 2011 meldete die UN Refugee Agency UNHCR für Kolumbien einen traurigen Rekord. Kolumbien ist das Land, in dessen Grenzen die größte Zahl an gewaltsam vertriebenen Menschen auf der Welt leben. Sie zählen zu den furchtbaren Kollateralschäden eines internen Landraubs, den der wachsende Hunger nach Bioenergie und Viehfutter zunehmend von außen anheizt.

»BRACHLAND« SÜDOSTASIEN

Beim Blick auf die Kontinente, die der Hunger auf Land bereits heimsucht, zeigt sich, dass die treibende Kraft immer vom Kapital ausgeht. Das Ergebnis ist in allen Fällen gleich: Alteingesessene Bauern, Hirten oder Sammler werden vertrieben, ihre Kultur wird als rückständig und minderwertig abgetan. Die neuen Landlords nehmen sich das Recht, die bestehende Agrarkultur zu verdrängen und/oder auszulöschen. Der Kulturbruch, der mit der neuen Kapitalisierung der Landwirtschaft einhergeht, wird nirgendwo deutlicher als in Asien und Afrika.

Die Landsucher haben es auf »failed states« abgesehen, gescheiterte Staaten. Dort gedeiht der Bodenraub besonders gut. Ob Kauf oder Erbpacht, die Verträge, die abgeschlossen werden, gehen fast immer zu Lasten der einheimischen Bevölkerung.

Selbst wo sie generationenlang ihr Vieh geweidet oder ihre Felder bestellt haben, besitzen die Bauern kein Bleiberecht. Wer keinen eingetragenen Besitztitel auf sein Land vorweisen kann, und in fast ganz Afrika und Asien kennt man solche Rechte nicht, dessen Schicksal ist besiegelt. Die Familien werden zu Flüchtlingen auf der eigenen Scholle. Vor allem Frauen und Kinder gehören zu den Leidtragenden, sie stranden in den Slums der Städte, ohne Arbeit, ohne Einkommen und ohne Brot.

Um diesen Raub zu kaschieren, hat sich die Politik eine Formel zurechtgelegt, die Formel vom »ungenutzten Land«. Sie wird den Vertretern der internationalen Presse entgegengehalten, wenn sie Nachforschungen über den Verbleib von Land und Menschen anstellen.

Die Weltkarte der »failed states« 2011 listet vor allem afrikanische Staaten auf.24 In Südostasien beginnt die Aufzählung mit Myanmar, Laos und Kambodscha, dem Land der Khmer.

Als besonders geschäftstüchtig im Verkauf von »ungenutztem« Boden zeichnet sich Kambodscha aus. Die Grundbücher des Landes wurden von den Roten Khmer vernichtet. Seit den 1990er Jahren gibt es zwar wieder die Chance, Eigentumsansprüche anzumelden, aber nur 14 Prozent der über 4 Millionen Anträge wurden bisher überhaupt bearbeitet.

Bodo Richter half als Experte der deutschen Entwicklungsorganisation Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) beim Aufbau eines neuen Bodenkatasters im Land der Khmer. Auch er bekennt, dass am Ende der lange Arm der Mächtigen bestimmte, wer wo sein Recht auf Land verbrieft bekam und wessen Land einfach einkassiert wurde.25

Wer heute von Phnom Penh aus nach Norden fährt, findet sich schnell in einer Reislandschaft wieder, helles Grün bildet den Kontrast zu dunklen Wolken, Regenland, fruchtbarer Boden bis zum Fuß der Berge am Horizont. Der Mekong bringt das Wasser und drängt es weit ins Land über den Tonle-Sap-Fluss. Zwei Drittel Kambodschas sind Reisland und bilden die Lebensgrundlage für 15 Millionen Kambodschaner, die Mehrheit lebt von der Landwirtschaft. Der Bürgerkrieg, der bis in die 1990er-Jahre tobte, brachte das Land an den Rand des Zusammenbruchs. Einst war es die Schweiz Südostasiens, heute gehört es zu den letzten in der Rangliste der unterentwickelten Länder. Nach dem Ende des Terrorregimes der Roten Khmer 1991 begann der Neuanfang. Doch der Weg nach oben ist mit Korruption gepflastert, auf dem Index von Transparency International für 2011 bekleidet Kambodscha den Rang 164 und damit eine Position im unteren Viertel.

Das ist die Gemengelage, in der seit 2008 internationale Konzerne auf dem Land Wurzeln schlagen und Menschen wie den Kambodschaner Phall Mam einfach von ihren Äckern verjagen. »Ich habe mein gesamtes Land verloren. Ich weiß nicht, wie ich meine drei kleinen Kinder ernähren soll«, erklärt der junge Mann und kann seine Wut kaum zurückhalten.26

Auch wenn dieses Unrecht mittlerweile durch westliche Kameras und Mikrofone publik gemacht wurde und auch wenn der UN-Menschenrechtskommissar das Verhalten der Regierung ausdrücklich rügt, es ändert sich nichts. Kambodscha ist ein Brennpunkt in Sachen Bodenraub geworden.27

Die Bewohner des Dorfes Dey Krahom wurden von den Planierraupen überrascht. Sie haben die Schreckensherrschaft des Pol-Pot-Regimes überlebt, aber heute, meinen sie, sei es noch gefährlicher als damals. Heute vernichtet der Landraub ihre Existenz.

Sie gehören zum Volk der Steng. Sie lebten von Reis und Maniok, auf Waldlichtungen richteten sie ihre Felder ein und der Wald gab ihnen Früchte, Honig und Brennholz. Unter ihren Stelzenhäusern grunzten Schweine, gackerten Hühner, im Fluss fischten sie Aale. Das war ihre Lebensgrundlage, bis sich im Mai 2008 alles änderte. Bäume splitterten, eine Batterie von Bulldozern rückte an, ihre Felder wurden platt gewalzt, um den Boden für eine Gummiplantage zu ebnen. Der Investor im Hintergrund nannte sich CIV Development Company, eine vietnamesische Kautschukkompanie. Das Land wurde ihr vom Provinzgouverneur für 99 Jahre verpachtet.

Die Steng wussten, dass es illegal war, denn sie lebten in einem offiziell anerkannten Schutzgebiet. Ihr Protest drang bis Phnom Penh und hatte Erfolg, die Bulldozer wurden zurückgepfiffen, aber die Gummibäume, die bereits gepflanzt waren, durften bleiben. Auch die Setzlinge zum Ausweiten der Plantage blieben, und damit die Angst, dass der ganze Spuk schon morgen weitergehen könnte, wenn sich Kameras und Mikrofone der Weltöffentlichkeit zurückgezogen haben.

Tiefer im Land, in der Provinz Battambang, ging der Protest gegen den Landraub durch ein südkoreanisches Unternehmen nicht so friedlich aus. Am 26. April 2010 wurde dort der Anführer der protestierenden Bauern von Unbekannten erschossen.28

Die Brutalität der Landnahme kennt offenbar keine Grenzen. So berichten Anwohner aus einer anderen Region, in der 20000 Hektar an einen Zuckerkonzern vergeben wurden, dass man sie von dort mit Schlägen und Schüssen vertrieben habe. Im Tross des Zuckerbarons fuhr ein Feuerwehrwagen, der statt mit Wasser mit Benzin gefüllt war. Damit bespritzten die Schergen die Strohdächer der Häuser und zündeten sie an. Verbrannte Erde. Für ihr Land haben die Vertriebenen keine Entschädigung erhalten, auf ihre Reisfelder dürfen sie nicht zurück, die Wachen des Zuckerkonzerns drohen mit Gewalt.

Ginge es nach Recht und Gesetz, müsste ihr Eigentumsanspruch anerkannt werden. Denn wer in Kambodscha ein Stück Land für mindestens fünf Jahre bewirtschaftet, kann es sein Eigen nennen – doch ein Gericht für ihre Beschwerde haben sie nicht gefunden. »Die Gerichte sind parteiisch. In Landkonflikten besteht die Aufgabe der Justiz im Wesentlichen darin, die Interessenvertreter/-innen der Gemeinden mundtot zu machen und deren Widerstand zu brechen«, berichtet Manfred Hornung nach eigenen Recherchen. Das Land werde zum Teil zu Spekulationszwecken enteignet. Die Bodenpreise seien explodiert und hätten den Hunger der nationalen Eliten erst richtig geweckt. Hornung zählt ein sprunghaftes Anwachsen von aktenkundigen Landkonflikten: Im Jahr 2003 seien es 2600 Fälle gewesen, 2008 bereits 16000 Auseinandersetzungen. In die Konflikte mische sich verstärkt das Militär ein, was von der Regierung bewusst gefördert werde durch eine Art Patenschaft zwischen den Agrarkonzernen und den Militärs.29

Auch Europa trägt Verantwortung für derartige Zustände. David Pred, Beobachter der kambodschanischen Menschenrechtsbewegung Bridges across Border (BAB) stellt klar: »Europa unterstützt den Landraub in Kambodscha, indem es Unternehmen Vorzugsbehandlungen gewährt, die ihre Ware auf gestohlenem Land produzieren.«30

Gemeint sind die Zuckerimporte, die Europa in seinem Programm »Everything but arms« zollfrei passieren lässt. Erst diese Politik habe die großen Zuckerplantagen in Kambodscha möglich gemacht und dazu beigetragen, dass Tausende von Familien in drei kambodschanischen Provinzen vertrieben und ins Elend geschickt wurden. Die versprochenen Arbeitsplätze auf dem Land habe es in den bekannt gewordenen Fällen nicht gegeben. Eine Zuckerrohrplantage im Gebiet Oddar Meanchey habe 5000 Arbeitsplätze in Aussicht gestellt, aber innerhalb von drei Jahren nur 100 geschaffen, mit einem Tageslohn von 2,50 US-Dollar.31

Walden Bello, Menschenrechtsanwalt und Träger des Alternativen Nobelpreises 2003, sitzt in Bangkok und weiß, dass die kambodschanische Regierung auch mit anderen Staaten verhandelt. So gab Kuwait der Regierung einen Kredit über 546 Millionen Dollar, um im Gegenzug Reisland zu erhalten. Auch Katar, Südkorea, die Philippinen und Indonesien verhandeln über Land und Investitionen. Aus diesen Geschäften erhofft sich die Regierung 3 Milliarden Dollar.

Mittlerweile regt sich Widerstand, der Wortführer der Sam Rainsy Partei, Son Chhay, fragt öffentlich, warum Kuwait so viel Land in Kambodscha pachten müsse, statt seinen Bedarf an Reis auf dem Weltmarkt einzukaufen. Die Regierung solle die Landdeals deckeln, um zu verhindern, dass Kambodscha von anderen Nationen ausgeplündert werde. Aber Son Chhay gehört zur Opposition, und um die schert sich die Regierung in Phnom Penh wenig.

Die Zahl der Opfer von Vertreibungen in Kambodscha wird seit 2003 auf mehr als 250000 geschätzt. Obwohl die Zahl der Proteste und Eingaben an den Premierminister Hun Sen stetig steigt, haben sie kaum Resonanz, doch der Widerstand der Bauern im Reisland wächst.

Nicht anders sieht es im Nachbarland Laos aus. Hier soll das Regime schon 2 bis 3 Millionen Hektar an ausländische Investoren vergeben haben. Im Norden des Landes, an der Grenze zu China, liegt die Kleinstadt Boten. Offiziell gehört sie noch zu Laos, aber tatsächlich leben dort hauptsächlich Chinesen, und es werden immer mehr.

An jenem Morgen, als die Militärlaster der laotischen Armee auf dem Platz standen, wussten die Einwohner, dass dies ihr Ende in Boten bedeutete. Laut Augenzeugenberichten wurden sie wie Vieh auf die Ladeflächen getrieben und weggefahren. 20 Kilometer weiter mussten sie absteigen, in einer Barackensiedlung am Straßenrand sollten sie neu anfangen. Ihr Land hatte die Regierung in Vientiane an Chinesen übertragen. Per Vertrag über 30 Jahre, mit der Option für weitere 60 Jahre.

Laos ist im Verhältnis zu China unterbevölkert. Nur 27 Menschen pro Quadratkilometer, in China müssen sich 138 die gleiche Fläche teilen. Das kleine Volk von 6 Millionen Laoten scheint dem mächtigen Nachbarn im Norden nicht gewachsen. Bereits 10000 Quadratkilometer Land sind in chinesischen Händen, 4 Prozent der Landesfläche.32

Auf dem Korruptionsindex von Transparency International 2011 nimmt Laos die Position 154 von 180 ein. Im Welthungerindex steht das Land auf der gleichen Stufe wie der Nachbar Myanmar, Stufe »ernst«. Die Weltbank stellt den laotischen Behörden ein miserables Zeugnis aus. Ihr Bericht spricht von Willkür und Planlosigkeit, die im Verlust von wertvollem Land und im Ausgrenzen von Schutzbedürftigen münden. Er rügt Korruption, Spekulation und Verunsicherung, Ungerechtigkeit vor dem Gesetz, Amtsmissbrauch, Begünstigung von privaten Investoren und Verweigerung von Entschädigungen gegenüber der Zivilbevölkerung.33

Die deutsche Entwicklungsgesellschaft GIZ schätzt, dass bereits 15 Prozent des laotischen Bodens in ausländischer Hand sind. Die Welternährungsorganisation ist alarmiert über den Ausverkauf in einem Land, in dem die Hälfte der Kinder an Unterernährung leiden. Für Serge Vermiau, den Repräsentanten der Welternährungsorganisation FAO in Laos, bedeutet der Einzug der industriellen Landwirtschaft auf den laotischen Äckern auch das Ende eines einzigartigen Biotops und den Beginn einer unaufhaltsamen Erosion. »Wenn erst die Bäume geschlagen sind, dann kommt der eigentliche Ärger.«34

Auch für die Philippinen zeigt der Welthungerindex auf Stufe »ernst«, und auch hier treibt die Oberklasse den Ausverkauf des Landes voran. Zehn Familien teilen sich hier ein Vermögen von 12,5 Milliarden US-Dollar, etwa so viel wie das, was die untersten 10 Millionen Philippinos besitzen. Diese krassen Unterschiede zwischen Besitzenden und Besitzlosen sollten durch eine Agrarreform 1988 geglättet werden, das Heer der Landlosen sollte eine Existenzgrundlage und damit wieder Bodenhaftung bekommen.35

Doch die Reform kollidiert zunehmend mit den Plänen, große Agrarinvestoren in das Inselreich zu locken, die Kapital in die Landwirtschaft investieren. Die Investitionen erregen die Gemüter. 700 Kilometer von Manila entfernt gingen die Bauern 2007 auf die Straße, weil sie ihr Land in Gefahr sahen. San Miguel, der größte Brau- und Lebensmittelkonzern Südostasiens, hatte vor ihrer Nase ein Stück Land gekauft, das die Agrarreform eigentlich ihnen zugesprochen hatte. Napoleon Merida wollte die Sache nicht hinnehmen. Er trat mit 50 weiteren Bauern den langen Marsch nach Manila an, er wollte die Präsidentin mit dem Rechtsbruch konfrontieren und das Land für sein Dorf zurückhaben. Es ging um 144 Hektar und es ging um das Prinzip, das durch die Landreform verwirklicht werden sollte: jedem Bauern sein eigenes Land, auf dem er sich und seine Familie ernähren kann.

Die Präsidentin zögerte zunächst, entschied sich aber am Ende doch für die Bauern, die mit ihrem Marsch Zeitungen und Fernsehen auf ihre Seite gebracht hatten. Ohne die Öffentlichkeit wäre der Fall im Sande verlaufen. Der katholische Bischof von Manila, Broderick Pabillo, sagte in die laufenden Kameras, es gebe nicht genug politischen Willen im Land.36

Bereits vor Jahrzehnten hatte das Land unter dem Druck der Weltbank aufgehört, in die eigene Landwirtschaft zu investieren, seither ist es von einem der größten Reisexporteure zu einem der größten Reisimporteure der Welt geworden. Und selbst das reicht nicht, um alle Philippinos satt zu machen. Ohne die Hilfe der internationalen Gemeinschaft würde in Teilen des Landes Hunger ausbrechen, wie 2008, als die Lebensmittelpreise explodierten.

Dennoch verhandelte die damalige Präsidentin Gloria Arroyo im Dezember 2008 über einen Pachtvertrag mit dem Ölstaat Katar, es ging um 100000 Hektar.

Walden Bello, der Menschenrechtsanwalt aus Bangkok, sieht hierin den Beginn einer neuen Welle von Landflucht, die in Arbeitslosigkeit und Elend in den Slums um Manila enden werde. »Das kann sich zu einer explosiven Lage verdichten, besonders wenn man ein so großes Maß an Menschen ohne Land hat wie auf den Philippinen, wo sieben von zehn Menschen keinen Zugang zum Boden besitzen.«37

Auch diejenigen, die zu den Landbesitzern gehören, leben auf unsicherem Boden, der jederzeit von Flutwellen fortgespült werden kann. So wie auf Mindanao am vierten Adventswochenende 2011, wo Hunderttausende Menschen durch die Sturzfluten des Tropensturms Washi ihr Dach über dem Kopf verloren und mehr als 1200 starben.

Auch Indonesien gehört zu den Landverkäufern auf dem Weltmarkt. Einer der größten Kunden dort ist Saudi-Arabien, das sich den Zugang zu zwei Millionen Hektar Land verschaffte, vor allem für die Reisproduktion. Zusätzlich sicherte sich die Binladin Group 500000 Hektar in der Provinz Papua für den Reis- und Palmölexport.38

Auch hier wird der Landraub nach außen gegenüber internationalen Organisationen und der Weltöffentlichkeit als Win-win-Story verkauft, die die koloniale Landnahme im 21. Jahrhundert rechtfertigen soll. Wer genauer hinschaut, erkennt den Betrug, der in vielen Fällen ein Betrug am eigenen Volk ist.39

Im Jahr 2008 verabschiedete die Regierung das »Presidential Decree No. 5«. Es sollte den Rahmen für Investoren abstecken, die in der indonesischen Landwirtschaft Geld anlegen wollten. Wer investierte, sollte davon mindestens 70 Prozent für die Produktion von Nahrungsmitteln, 9 Prozent für Tierhaltung und 8 Prozent für Fischwirtschaft ausgeben. Tatsächlich kam alles ganz anders.

Wie die verantwortliche Behörde der Investment Coordination Body District of Merauke 2009 feststellte, wurden nur 4 Prozent der Fläche für Nahrungsmittel verwendet, nichts für Viehhaltung oder Fischwirtschaft, der größte Teil ging in die Palmöl- und Zuckerrohrplantagen, die industrielle Holzwirtschaft und in den Industriemaisanbau. Von einer Fläche von 1,6 Millionen Hektar blieben nur 69000 Hektar für die Nahrungsmittelproduktion übrig.40

Die Organisation der indonesischen Kleinbauern sieht sich von der Politik der eigenen Regierung an die Wand gedrängt, erklärt Yulian Junaidi Jasuan von der indonesischen Kleinbauernorganisation Indonesia Peasant Union/La Via Campesina. Sie bekämen nichts ab von neuen Flächen, die für die Landwirtschaft ausgewiesen werden, würden stattdessen aber von ihren angestammten Feldern zusehends verdrängt. Neuerdings konkurrieren sie nicht nur mit großen Palmölplantagen, sondern immer mehr mit Unternehmen, die Land- und Waldgebiete kaufen, um dort »Klimaschutz« zu betreiben.

Unter dem sogenannten REDD-Mechanismus der UN-Klimakonvention verdienen sie damit gutes Geld. REDD steht für »Reducing Emissions from Deforestation and Degradation«, das Verringern von Treibhausgasen durch Erhalten von Wäldern und Wiederaufforstung.

In Indonesien werden nach den Recherchen von Yulian Junaidi Jasuan von der University of Sussex schon 26,5 Millionen Hektar Land und Forst unter diesem Programm bewirtschaftet, meist von ausländischen Investoren. So habe sich 2008 in der Provinz Jambi ein britisches Unternehmen eingekauft, um einen Naturschutzpark zu errichten. 9000 Familien mussten dem Projekt weichen, obwohl es um das Land ihrer Vorfahren ging. Weil sie keine Landtitel besaßen, bekamen sie auch keine Entschädigung.41

Von den 21 Millionen Armen in Indonesien leben fast 20 Millionen auf dem Land als Kleinbauern und Landarbeiter, und die ländliche Armut wächst um jährlich mehr als 2 Prozent, stellte Yulian Junaidi Jasuan bei seiner Untersuchung über die jüngsten Folgen des Landraubs in Indonesien fest.

Ob Indonesien, die Philippinen, Kambodscha oder Laos, alle haben einen gemeinsamen Nenner, es ist die Farbe, mit der sie in der Weltkarte der Korruption verzeichnet sind. Alle leuchten in grellem Rot, was nichts anderes heißt, als dass ihre Regierungen der Bestechung Tür und Tor geöffnet haben. Das ist übrigens auch ihre Gemeinsamkeit mit den Staaten Afrikas, denen wir uns nun zuwenden. Auch dort sucht man Good Governance vergebens, wo das eigene Land vorbei an der Bevölkerung zu Markte getragen wird.

GERANGEL UM AFRIKA

Das Gerangel um den afrikanischen Boden beginnt südlich der Sahara. Hier registrierte die Weltbank 2010 die Hälfte aller Transaktionen auf dem Weltbodenmarkt. Abkommen über 32 Millionen Hektar gingen dort allein zwischen dem 1. Oktober 2008 und dem 31. August 2009 über den Verhandlungstisch, ein Viertel umfasste Verträge über mehr als 200000 Hektar, der Schnitt lag bei 40000 Hektar. Im Dezember 2011 brachten Studien neue Zahlen ans Licht: Mittlerweile seien 134 Millionen Hektar afrikanisches Land an Investoren verkauft oder verpachtet.42

Schon die bloße Größe macht klar, dass hier keine Farmen, sondern Agrarfabriken geplant werden. Industrien, die Agrosprit, Blumen, Gummi, Baumwolle, Weizen, Mais, Reis und Zucker produzieren, allesamt begehrte Produkte für den Weltmarkt. Die Grundlagen der afrikanischen Küche wie Hirse, Maniok, Erbsen und Bohnen finden sich nicht auf den Anbauplänen.43

Es geht um Bodenfruchtbarkeit, aber vor allem um Wasser, um Quellen und Flüsse, um Seen und Grundwasserreserven. Afrika südlich der Sahara soll nicht nur die Kornkammer der Welt werden, sondern auch ihr Wasserreservoir.

Verschärft wird die Lage durch das afrikanische Bodenrecht. Das Land gehört zu mehr als 90 Prozent dem Staat und müsste von ihm im Interesse seiner Bürger und Bauern verwaltet werden. Doch diese Verantwortung wird für mehr als 90 Prozent der Fläche nicht wahrgenommen oder ins Gegenteil verkehrt. Hinzu kommt, dass es im Streitfall kaum oder keine Instanzen gibt, die Recht sprechen könnten.44

Im Gegensatz zu Südamerika oder Asien ist der Boden in Afrika ein rechtsfreier Raum. Recht hat, wer an der Macht ist, und Macht ist für viele afrikanische Regierungen eine Frage von Gewalt und Waffen. Hinzu kommt, dass die Stämme Afrikas, die meist untereinander verfeindet sind, mit ihren Nachbarn das Land teilen müssen, das ihnen nicht gehört. Im Konfliktfall entscheiden eher Blut und Verwandtschaft, wer auf seinem Land bleiben darf oder vertrieben wird.

Das ist kein guter Boden für Bauern, Hirten, Fischer und Nomaden. Aber es ist der ideale Grund für die Landhungrigen, noch dazu, wo Afrika sein Land, verglichen mit anderen Regionen der Welt, zu Spottpreisen auf den Markt wirft. Angebote von 5 Dollar pro Hektar hören sich nach Ausverkauf an und sind es wohl auch. Und wenn dies noch nicht reicht – ein Argument kann die Wankelmütigen überzeugen: Alles, was zwischen Khartum und Harare an Land angepriesen wird, wird von den einheimischen Bauern und Hirten nicht genutzt, so behaupten jedenfalls die jeweiligen Regierungen, und die Arbeitskräfte sind fast umsonst.45

Andererseits ist Afrikas Boden mehr als ein Wirtschaftsgut oder eine Privatsache. Das Land ist Teil der eigenen Identität, Heimat auch in einem spirituellen Sinn. Es ist der Ort der Ahnen, der Familien, der Stämme. Die Afrikanische Union hält diese Besonderheit in ihren Leitlinien zur Landpolitik fest und formuliert: »Von der Mehrheit der Gesellschaften in Afrika wird Land nicht einfach als ein wirtschaftliches und ökologisches Gut angesehen, sondern als eine soziale, kulturelle und sinnstiftende Kraft. Land bleibt ein wesentlicher Faktor in der Konstruktion einer sozialen Identität, bei der Organisation des religiösen Lebens und der Produktion und Reproduktion von Kultur.«46

Das verschärft alle Konflikte, die sich um die Landtransaktionen in Afrika ansammeln, und könnte leicht zu Widerstand führen, der weit über das bloße Abwehren von wirtschaftlichen Nachteilen hinausgeht. Doch das ficht die Machthaber nicht an.

Auch für den Landraub in Afrika lassen Regierungen, Weltbank und FAO als Begleitmusik das Lied von der Win-win-Story spielen. Die Fabel von guten Geldgebern, die Kapital ins Land bringen, das den einheimischen Bauern fehlt. Geld für vitales Saatgut, schlagkräftige Erntemaschinen und allem voran für eine solide Ausbildung in Ackerbau und Viehzucht. Der World Investment Report der UN-Kommission für Handel und Entwicklung (UNCTAD) erzählt die Story gern und wird nicht müde, das Konzept als große Chance für alle Beteiligten zu loben – wenn es richtig läuft. Aber es läuft nicht richtig in den Staaten Afrikas, weder in Äthiopien noch in Kenia oder Mosambik, weder in Mali noch im Senegal, nicht in Ghana auch nicht in der Republik Kongo und erst recht nicht im Sudan.

In allen Ländern hat der Landraub um sich gegriffen. Die »Vorteile« sind sehr ungleich verteilt und nützen vor allem einer Gruppe, den Investoren. Die einheimischen Bauern hingegen werden überall aus ihren angestammten Gebieten in unfruchtbare Randzonen oder in die Slums der rasch wachsenden afrikanischen Städte vertrieben. Gefördert wird nur eine Landwirtschaft, die besonders auf den Export ihrer Produkte abzielt. Die Versorgungssicherheit der »Gastländer« ist bei diesen Deals kein Thema. Sie bleibt, wie wir sehen werden, in fast allen Fällen auf der Strecke.

Die Reise durch die Weiten Afrikas in das gelobte Land für Investoren jeder Interessenlage beginnt südlich der Sahara. Es ist eine Flussreise, die vom oberen Lauf des Nils über den Viktoriasee bis zum Sambesi führt, von dort zum Kongo über den Niger zum Senegalfluss; sie endet im Südwesten Afrikas am Volta, der über den Volta-See in den Ozean mündet. Dass es die Flüsse sind oder ihr Wasser, das uns leitet, ist kein Zufall. Boden ist nur dort für Investoren interessant, wo es auch Wasser gibt.

Die erste Etappe führt in das Land, in dem sich die Wasser des Weißen und des Blauen Nils vereinen und von da an als Nil im großen Bogen nach Norden, nach Ägypten, fließen.

Sudan – Land und Wasser

Das Wasser des Nils, der auf drei Routen den Sudan durchquert, macht das Land zu einem der begehrtesten Investitionsstandorte in Afrika.

Einer, den das betrifft, ist der Bauer Jadkareem Hamed. Er arbeitet traditionell mit Pflug und Esel. Auf seinem Acker wachsen große Stauden, es ist Hirse. Die komme gut mit dem Boden zurecht, erklärt Jadkareem. Hirse brauche keinen Dünger und sei robust, Pilze und Insekten machten bei Hirse keine Probleme. Früher habe er auf diesem Acker Weizen gesät. Nun aber kümmere sich die Regierung nicht mehr um die Ernten und die Bank für die Bauern habe geschlossen; er könne weder Dünger noch Saatgut kaufen, weil er nicht genug Geld besitze, um es vorzustrecken, also habe er mit dem Weizen aufgehört und sich auf das zurückgezogen, was keine Probleme mache, und das sei Hirse.

Er rückt seine Kopfbedeckung zurecht und zeigt auf die Felder seiner Nachbarn, auch die bauen keinen Weizen mehr an, seit sich die Regierung von ihnen abgewendet hat. Dafür kümmern sich die Beamten der Regierung jetzt um die neuen Bauern, die ins Dorf gekommen sind, besser, sich dort breitgemacht haben, wo die Regierung Land für Investoren ausgewiesen hat. Viel Land mit viel Wasser.

Der Sudan ist ein riesiges Land, vor der Abtrennung des Südens siebenmal so groß wie Deutschland. Durchschnittlich 16 Menschen leben dort auf einem Quadratkilometer. Insgesamt 31 Millionen im ganzen Land. Die Landwirtschaft ist die tragende Säule der Volkswirtschaft und soll es auch bleiben, allerdings nicht mehr in der landesüblichen Form.

Die Regierung des Nordens ist damit ganz auf den Kurs der Weltbank eingeschwenkt, der Sudan soll ein Exportstaat für Getreide und Zucker werden, die Kornkammer Afrikas. »Der Sudan, besonders der Südsudan, besitzt erstklassige natürliche Ressourcen und das Potenzial, sich zu einem der wichtigsten Produzenten für eine breite Palette von landwirtschaftlichen Produkten zu entwickeln … genügend Regen, fruchtbares Land und Wasser zeigen das landwirtschaftliche Potenzial des Sudans, besonders der südlichen Regionen.« Was sich anhört wie Maklerprosa, steht als Vorwort im Entwicklungsplan der Regierung in Khartum. Ihre Strategie für den Aufschwung des durch den Bürgerkrieg geschundenen Landes heißt: Ausländische Investitionen anwerben. Es sollen alle Hindernisse aus dem Weg geräumt werden, die Investoren den Einstieg in die sudanesische Landwirtschaft erschweren könnten.47

Der Bauer Jadkareem Hamed ist ein solches Hindernis, weil er sich nicht mit dem Weltmarktkurs seiner Regierung einverstanden erklärt. Denn er kann für sich darin keinen Vorteil erkennen. Anders der Landwirtschaftsminister in Khartum, er fühlt sich wohl in der neuen Welt der Agroindustrie und gibt sich optimistisch. Abdul Karim Al Mustafi erklärt vor den Kameras, wie gut es sei, in dieses Land zu investieren: »Ich glaube, wenn du hier nur ein bisschen arbeitest, dann reicht das, es gibt Regen, Wasser, gutes Klima.«48

Im Nordsudan warten 1,5 Millionen Hektar auf neues Investment. Und der Minister macht seinen Landsleuten vor, wie es gehen könnte. Er wurde Teilhaber an einem jordanischen Unternehmen, das sich auf Viehfutter spezialisiert hat und Alfalfa in die Emirate exportiert.

Auf dem Human Development Index 2011 liegt der Sudan mit 169 Punkten auf einem der hinteren Ränge. Die Ernährungssituation wird im Welthungerindex als »alarmierend« beschrieben. Die Kindersterblichkeit liegt bei fast einem Drittel. Jadkareem Hamed weiß nicht, was er von diesen Umtrieben des Ministers halten soll, schließlich geht es doch erst einmal darum, die Menschen im eigenen Land satt zu bekommen. Doch die Politik des Landes geht in eine andere Richtung, auch im Süden, der gerade seine Unabhängigkeit vom Norden erstritten hat. Auch der Südsudan erhält sein Wasser vom Nil. Der Weiße Nil durchzieht die fruchtbaren Niederungen von Uganda kommend in Richtung Khartum.

Die politische Lage im Südsudan ist noch keineswegs gefestigt, die Verwaltung schwach und die Politik sucht dringend nach Stabilität und wirtschaftlichen Erfolgen. Ausländische Investitionen sind mehr als willkommen. Eine Studie der Hilfsorganisation Norwegian People’s Aid (NPA) zählte 28 neue ausländische Unternehmen 2010/11, die Verträge mit der südsudanesischen Regierung geschlossen haben. Gemeinsam mit den bereits begonnenen Projekten wechselten damit 5,7 Millionen Hektar oder 9 Prozent der Landfläche des Südsudans ihren Besitzer. Davon gehen allein 2,2 Millionen an einen Investor aus den Vereinigten Arabischen Emiraten und 600000 Hektar südlich der Hauptstadt Juba an ein amerikanisches Unternehmen.49

Zunächst hatten sich noch viele Käufer vom Bürgerkrieg abschrecken lassen, aber jetzt, wo Frieden geschlossen wurde, winkt reiche Ernte. Die neue Landwirtschaftsministerin in Juba im Südsudan verwaltet ein Areal, doppelt so groß wie die Bundesrepublik Deutschland. Der Weiße Nil und sein Schwemmland sorgen für Fruchtbarkeit. Einer der ersten, der seine Chance genutzt hat, war der Amerikaner Philippe Heilberg, der sich mit einem der Rebellengeneräle zusammengetan hat, um in Kriegszeiten 800000 Hektar unter seine Regie zu bringen. Er ist nicht der Einzige, für den im Südsudan die Zeit gekommen ist. Der Direktor der Bewässerungsbehörde in Juba, Peter Chooli, verhandelt mit vielen, auch mit einer dänischen Gruppe, die sich am Nil niederlassen will.

Die einheimischen Bauern bekommen von diesem Investitionssegen nichts mit. Sie arbeiten im Hinterland, weitab vom Wasser des Nils. Zum Beispiel in der Provinz Ost-Äquatoria an der Grenze zu Uganda, Kenia und Äthiopien. Dort musste Jerome Surur, Staatsminister für Landwirtschaft, 2011 den Notstand ausrufen. In seiner Region brach der Hunger aus, die Ernte der Kleinbauern war schlecht, Heuschrecken, Vogelschwärme, Überflutungen und dann noch Feuer, viele Ursachen waren für die Not der Menschen verantwortlich. Es fehlten 43000 Tonnen Getreide, 260000 Menschen saßen vor leeren Tellern. 380000 Menschen mussten im Frühjahr 2011 den Gürtel enger schnallen, der Minister sah voraus: Die Bauern verkaufen ihre Tiere, dann sinken die Fleischpreise und dann werden die nächsten Bauern in Schwierigkeiten kommen, schlechte Preise, kein Einkommen, wenig zu essen.

Das ist der Kreislauf im Sudan für die, die auf der falschen Seite des Fortschritts stehen und nicht am Nil, wo die Zukunft der sudanesischen Landwirtschaft gerade begonnen hat.50

Aufbruch in Äthiopien

Im Aufbruch befindet sich auch der Nachbarstaat des Sudans, Äthiopien. Im Nordwesten fließt der Blaue Nil in Richtung Sudan. Auch Äthiopiens Regierung will die Gunst der Stunde nutzen, um die rückständige Landwirtschaft nach vorn zu bringen, auch dabei spielen ausländische Investitionen eine zentrale Rolle. An Bauern wie Asfa Zeleke in den Bergen von Lalibela geht dieser Fortschritt vorbei.

Die Berge von Lalibela sind steiniges Terrain. Der Acker von Asfa Zeleke macht da keine Ausnahme. Im Frühjahr zieht er mit Holzpflug und Ochsen seine Furchen auf dem unwilligen Boden. Was er erntet, reicht nicht, um seine Familie zu ernähren. Was er bräuchte, wäre etwas Geld für Dünger und besseres Saatgut. Aber Kleinbauern wie ihm wird hier nichts geschenkt und auch nichts geliehen, weil er keine Sicherheit zu bieten hat, denn das Land, das er nutzt, gehört offiziell dem Staat, und nicht nur das seine, in ganz Äthiopien gibt es offiziell nur einen Landeigentümer, die Regierung.51

Die hat ebenso wie im Sudan mit den Kleinbauern nichts im Sinn. Sie hat sich zwar über zwei Jahrzehnte bei der internationalen Gemeinschaft mehr als 30 Milliarden Dollar abgeholt, um die Wirtschaft in Schwung zu bringen, aber die Basis des Landes, die Landwirtschaft, hat davon nicht profitiert. Im Gegenteil, »das ländliche Leben in Äthiopien hat sich gegenüber dem Stand von 1900 nicht verändert«, urteilt die Ethiopian Review. Verantwortlich dafür ist vor allem die Landpolitik, die den Kleinlandwirten hartnäckig ihr Recht auf Eigentum verweigert, auch wenn dies von internationalen Studien als Haupthindernis für die ländliche Entwicklung gebrandmarkt wird.52 Hinzu kommt eine Förderpolitik, die immer mehr an den Kleinbauern vorbeigeht.

Landwirtschaftliche Entwicklung buchstabiert die Zentralregierung in Addis Abeba anders. Sie setzt auf Investitionen von außen, auf das große Geld von landhungrigen und risikobereiten Investoren. Denen bietet sie das Land zum Nulltarif, verzichtet auf die sonst übliche Steuer von 20 US-Dollar pro Hektar und erlaubt den auflagenfreien Export aller Gewinne und Erträge in der Hoffnung, über die Jahre eine industrielle landwirtschaftliche Grundausstattung zu bekommen. Der Erfolg dieser Strategie spricht für sich, die Investitionen stiegen von 135 Millionen im Jahr 2000 auf 3,5 Milliarden in Jahr 2008, und damit um mehr als das 26-Fache.53

Auch die Weltbank fördert diese Entwicklung nach Kräften und hat ihr »Private Sector Development Programme« 2009 für Äthiopien auf 1,14 Milliarden Dollar verdoppelt.54

Das Ergebnis dieser Bemühungen ist Hightech-Landwirtschaft in einem Lowtech-Umfeld, zum Beispiel die Gewächshäuser von Awassa.

Etwa 200 Kilometer von Addis Abeba entfernt biegt der Jeep von der Straße ab. Es geht vorbei an Sicherheitsposten durch ein Niemandsland. Erst nach einigen Kurven und Kilometern am Rande des Rift Valley taucht ein Stahlgerippe auf, mit Plastik bespannt, ein Tunnel von 500 Meter Länge, das größte Gewächshaus der Region, das Firmenschild weist hier die »Awassa Greenhouses« aus.

Die größte Gemüsefabrik des Landes, 20 Hektar unter Plastik. Luftzufuhr, Wasserstand und Düngergaben berechnet ein Computer. Tomaten, Paprika, Lauch und Gemüse bieten Arbeit für 1000 Frauen. Sie ernten und verpacken für die Märkte in Dubai, Jeddah und den Emiraten. First-Class-Produkte für die First-Class-Gastronomie. Nichts für die Arbeiterinnen, ihnen ist der Zugriff verboten. Sie leben vom kargen Lohn, mit dem sie gerade so über die Runden kommen. Der Investor im Hintergrund ist der Milliardär und Geschäftsmann Scheich Mohammed Al Amoudi, er gehört zu den 50 reichsten Männern der Welt. Ein Mann mit großen Plänen, 2 Milliarden will er in die Entwicklung von 500000 Hektar Ackerland in Äthiopien stecken und 10000 ehemalige Kleinbauern beschäftigen.55

Allerdings eher zu Hungerlöhnen, weniger als 1,25 US-Dollar pro Tag ist der Standard, 50 US-Dollar pro Monat, das liegt unterhalb der von der Weltbank festgelegten Armutsgrenze.

Gewinne sind unter diesen Bedingungen garantiert. Auch für den indischen Konzern Karuturi Global Ltd., er investiert in 300000 Hektar, seine Gewinnerwartung liegt bei 100 Millionen US-Dollar pro Jahr.56

Über der Niederlassung des Konzerns in Äthiopien hängt das Firmenschild mit der Aufschrift »Karuturi Agro Products«. In der Region Bako entsteht eine Farm mit über 12000 Hektar Größe. Mais, Reis und Ölfrüchte sollen hier wachsen.

In der Ebene geben sich ein paar Lehmhütten gegenseitig Halt, Kleinbauern wie Abeto Fekado versuchen, hier zu überleben, aber seit Karuturi Agro Products ihr Land unter den Pflug genommen hat, geht es ihm schlecht, denn ein Teil davon war sein Land, und zwar das fruchtbarste. Die Regierung hat es ihm einfach abgenommen und Karuturi gegeben. Dass das Land schon von seinen Vater gepflügt wurde, interessierte die neuen Eigentümer nicht. Auch nicht, dass er auf dem Rest gar nicht genug ernten kann, um seine Familie zu ernähren. So bleibt ihm und den anderen Bauern nur, Arbeit als Tagelöhner auf der Großfarm anzunehmen. Aber auch dort stimmt der Lohn nicht, es gibt 16 Euro im Monat, das ist ein Skandal, den der Journalist Christian Brüser bei seiner Betriebsbesichtigung aufdeckte.57

Eine Beschwerde der 200 betroffenen Familien über die Vertreibung von ihrem Land bei der Regionalregierung hatte keinen Erfolg. Auf Nachfrage ließ der Chef der Informationsagentur des äthiopischen Landwirtschaftsministers lediglich mitteilen, es könne gar keine Vertreibung von Bauern geben. Schließlich stelle die Regierung nur 3,6 Millionen Hektar für ausländische Investoren bereit, und 50 Millionen Hektar lägen noch brach. Bei so viel Landreserve habe jeder genug, auch die Bauern von Bako. Das allerdings bezweifelt Michael Taylor von der International Land Coalition. Wenn es in Afrika ungenutztes Land gebe, dann habe das ganz einfache Gründe, entweder es diene als Viehweide oder es liege brach, um sich zu erholen und seine Nährstoffe wieder aufzustocken.58

Die um sich greifende Landnahme in Äthiopien führte immerhin zu einer unerwarteten Reaktion. Der Präsident Äthiopiens, Girma Wolde-Giorgis, schrieb zu Jahresbeginn 2011 einen Brief an den Landwirtschaftsminister, in dem er ihn aufforderte, dem indischen Unternehmen Vedanta Harvest PVH, dem bereits 3010 Hektar in einem Waldschutzgebiet zugesprochen waren, die Genehmigung wieder zu entziehen. Doch wie The Indian Ocean Newsletter am 19. Februar 2011 berichtete, nahm der Landwirtschaftsminister Tefera Argaw keine Notiz davon. Stattdessen setzte er sein großflächiges Indiengeschäft fort und bot dem Konzern Karuturi für eine Plantage an der sudanesischen Grenze weiteres Land für 90 Jahre zur Pacht an. Besonders erfreulich für den Investor ist der Tatbestand, dass dieses Land in den ersten sechs Jahren pachtfrei abgegeben wird und später nur 1,18 US-Dollar pro Hektar und Jahr kosten soll. Man muss nicht den Pachtpreis von 400 Euro für die gleiche Fläche in Deutschland danebenstellen, um zu erkennen, worum es sich bei diesem Geschäft handelt.

In unmittelbarer Nachbarschaft von Sudan und Äthiopien liegt Kenia. Was die Staaten jenseits der Grenzen verbindet, sind der Nil, die Armut und der Hunger ihrer Bevölkerung.

Kenias chronischer Hunger

Das Wasser des Nils berührt Kenia an den Ufern des Viktoriasees. Noch vor wenigen Jahrzehnten waren sie gesäumt mit wohlhabenden Fischerdörfern. In Einbäumen mit Segeln zogen die Männer hinaus zum Fang, und der war reichlich. Bis der Nilbarsch, der von weißen Siedlern in den 1960er-Jahren eingesetzt worden war, sich im See explosiv vermehrte, weil er keinen Feind hatte. Nicht einmal die Fischer, denn deren Netze waren auf die Größe und Kraft dieses Raubfischs nicht ausgelegt. So fraß der Barsch die Fischschwärme des Sees, soweit er sie erwischen konnte.

Wer in den 1990er-Jahren an den See kam, traf dort auf nichts als Armut. Die Fischerflotten waren auf wenige Einbäume zusammengeschrumpft. Die Segel der Schiffe bestanden aus ausgedienten Plastiksäcken, und in den Netzen zappelten kaum noch Fische, und wenn, dann waren es Miniaturen. Arbeit gab es nur für wenige in der örtlichen Fischfabrik, die den Barsch fangen ließ und zu Filets für Europa verarbeitete. Der Viktoriabarsch hatte die Fischer in die Armut getrieben, er war sozusagen der Vorläufer für den Fortschritt auf See, der auf dem Lande sollte erst nach der Jahrtausendwende kommen. Allerdings nicht, um die Armut zu beseitigen, die sich vor allem auf dem Land festgesetzt hat. Von den rund 36 Millionen Einwohnern Kenias fehlt es 10 Millionen Menschen am Nötigsten. 2 Millionen kämen ohne Nahrungsmittelhilfe gar nicht über den Tag, ein Drittel ist chronisch unterernährt.

Von der Landwirtschaft leben 80 Prozent, die meisten eher schlecht als recht. Fruchtbarer Boden ist knapp, 2 Hektar pro Familie müssen für die Ernährung reichen, aber in Dürrejahren ist das nicht genug, auch nicht, wenn die Flut kommt, und dies geschieht in letzter Zeit immer häufiger. Land gilt hier ebenfalls als Gemeineigentum, nur 6 Prozent des Bodens haben einen eingetragenen Besitzer.

Die gegenwärtige Versorgungslage in Kenia ist besorgniserregend, besonders bei Kleinbauern, Hirten und städtischen Haushalten, das stellte der Food Security Outlook der FAO 2009 fest. Nicht zuletzt auch wegen des Bürgerkriegs 2007, der 1000 Tote hinterließ und 350000 von ihrem Land vertriebene Bauern.

Derzeit kann das Land sich nicht selbst versorgen, es ist auf Importe angewiesen. Bei Weizen müssen 60 Prozent und bei Reis 80 Prozent eingeführt werden. Das belastet den Staatshaushalt zusehends. Von 2003 bis 2008 haben sich die jährlichen Ausgaben für Weizenimporte um 218 Prozent erhöht und die für Reis verdoppelt.59

Hinzu kommt, dass die Bevölkerung im Jahr um fast 3 Prozent wächst. Bis 2036 könnte sich die Einwohnerzahl Kenias auf 80 Millionen verdoppeln.60

Aber das fruchtbare Land wird sich nicht vermehren, es macht nur ein Fünftel der Fläche Kenias aus. Weil die kleinen Höfe von Generation zu Generation unter den Söhnen weitergegeben und geteilt werden, schmilzt auch diese Hoffnung auf Selbstversorgung dahin.

In dieser prekären Lage setzt die Regierung in Nairobi auf Großinvestoren, die die marode Landwirtschaft nach vorn bringen sollen, wie im Tana River Delta, und nimmt dabei ebenso wie die Nachbarländer die Vertreibung von Kleinbauern und Hirten bewusst in Kauf. Ein Bespiel, das für Schlagzeilen sorgte, liegt am Tana River.

Erdig braun fließt das Wasser an den Landzungen des Deltas vorbei in Richtung Ozean. Fischer lenken ihre Einbäume in den Strom, um die Netze auszuwerfen. Am Ufer weiden Rinder. Sie sind das Kapital der Bauern am Fluss und der Reichtum der Region.

Die Dächer der Hütten ragen hoch auf gegen den Abendhimmel. Hier lebt der Stamm der Orma. Mohamed hält sein Leben lang schon Rinder im Tana River Delta. Er versteht nicht, wie die Regierung in Nairobi auf die Idee kommen konnte, sein Land an den Ölstaat Katar zu verkaufen, von heute auf morgen.

Der Einzige, der sich über den Deal freut, ist der Bürgermeister flussabwärts. In seiner Stadt ist ein neuer Tiefseehafen geplant, 2,5 Milliarden will das Emirat dafür zahlen. 30000 Arbeitsplätze sollen entstehen und viele Touristen kommen, um den Hafen und das Hinterland zu besichtigen. Die Wiesen und Äcker der Orma werden dann zum Garten des Ölstaats. Kartoffeln, Tomaten, Paprika und Lauch, Frischgemüse für Katar. 40000 Hektar vom fruchtbarsten Boden Kenias werden ausgegliedert und für die Orma, die Jahrhunderte am Fluss gelebt haben, nicht mehr zu erreichen sein, erst recht nicht für ihre Rinder.

Vom Deal existieren keine offiziellen Papiere. Dem Volk wurde lediglich beschieden, dass der Inhalt streng vertraulich sei. Der Grund für diese Verschwiegenheit lag in einer Jahrhundertdürre, die zur gleichen Zeit in Kenia wütete und die Regierung zwang, den nationalen Notstand auszurufen. Die Nachricht, dass in einer solchen Lage Land an Katar abgetreten werde, hätte für einen nationalen Aufstand gesorgt.61

Der Garten Katars ist nicht das einzige Projekt im Tana River Delta. Mumias Sugar Company Ltd., die größte Zuckerfabrik Kenias, streckt ihren langen Arm ebenfalls ins Delta aus, weil sie dort einen idealen Standort für Zuckerrohr ausgemacht hat. 20000 Hektar Boden sind als Zuckerrohrplantage für Agrosprit vorgesehen. Zusätzlich hat die Tana and Athi Rivers Development Authority 40000 Hektar Flächen für Reis und Mais ausgewiesen.

Seither sehen die 30 Dörfer im Delta ihre Lebensgrundlage davonschwimmen. 25000 Menschen droht der Rauswurf aus ihrer Heimat. 2000 Rinderhalter mit 350000 Rindern verlieren ihre Weidegründe. Eine Kosten-Nutzen-Analyse kam zu dem Ergebnis, dass Rinderzüchter, Fischer und Bauern im Delta mit ihrer Arbeit ein Einkommen erzielen, das dreimal höher liegt als das, was das Zuckerrohr einbringen soll. Aber diese Stimmen blieben ungehört.

»Vision 2030« heißt das Konzept, das hinter diesen Blaupausen steht. Es geht darum, das Land bis 2030 »zu einem industrialisierten Staat mit mittlerem Einkommen zu machen, das für alle Einwohner eine hohe Lebensqualität sichert«. Als der Präsident Kenias, Mwai Kibaki, am 11. Juni 2008 diesen Entwicklungsplan verkündete, hatte er darin auch einen Platz für die Landwirtschaft vorgesehen. Unter der Überschrift: »Verbesserte Wertschöpfung in der Landwirtschaft« legte er seine Strategie offen. Er wolle mehr Einkommen in der Landwirtschaft erreichen durch mehr Verarbeitung und Qualitätsstandards, die den Produzenten ermöglichen, mit den Besten in anderen Teilen der Welt zu konkurrieren.62

Da dieses Ziel von und mit den Millionen Kleinbauern und Hirten kaum zu erreichen ist, liegt es auf der Hand, dass Kenia ebenfalls den Weg gehen wird, der vom Sudan und von Äthiopien vorgezeichnet ist: »Export vor Selbstversorgung« heißt das Paradigma für Kenias Regierung.

Die Menschenrechtsorganisation FIAN International hat die Politik der Regierung in Nairobi unter die Lupe genommen und kommt zu dem Schluss, dass die eigenen Bauern durch die Politik des »Big is beautiful« in der Ruin getrieben werden und die Versorgung der Städte weiter auf einen Abgrund zusteuert. Die Hungerkatastrophen, die nun in regelmäßigen Abständen das Land heimsuchen, seien hausgemacht.63

Dennoch bleibt die Regierung in Nairobi bei ihrem eingeschlagenen Kurs. Nicht anders sieht es weiter südlich in Mosambik aus. Wenn auch die dortigen Machthaber nicht so erfolgreich sind, was vor allem politische Gründe hat.

Über Tansania auf dem Weg nach Maputo

Wer sich von Nairobi aus in Richtung Mosambik mit dem Bus aufmacht, kommt im Nordosten Tansanias vorbei. Die Straße ähnelt eher einem ausgefahrenen Feldweg nach einem Bombenangriff. Ein Busfahrer schimpft auf den anderen, alle wollen weiter, einige bleiben stecken. Gelegentlich versperren Lastwagen den Weg, fahren sich fest, und dann dauert es, bis die Piste wieder frei ist. Der Weg nach Süden ist für alle Beteiligten mühsam.

Der Kilimandscharo zeigt, wo die Grenze zu Tansania liegt. Nur noch wenig Schnee bedeckt seinen Gipfel. Das Grün an seinen Flanken endet, bevor es die Ebene erreicht. Büsche säumen den Straßenrand, Bauern hüten Ziegen. Regen hat es hier lange nicht gegeben. Statt Äcker und Weiden nur Steine und Staub.

Tansanias Grenze zu Kenia ist durch drei große Naturschönheiten geprägt, den Viktoriasee, die angrenzende Serengeti und den höchsten Berg Afrikas, den Kilimandscharo mit 5895 Meter Höhe.

Aber auch Tansania ist arm, die Mehrheit der Menschen (82 Prozent) leben von der Landwirtschaft und vom Fischfang. Doch die Savannen und Halbwüsten, die den größten Teil des Landes ausmachen, sind keine landwirtschaftlichen Perlen, deshalb steht Tansania auch nicht ganz oben auf der Einkaufsliste der Agrarindustrie. Was sich hier breitmacht, ist eine andere Form des Land Grabbing. Es geht um Wald und um Klima. In Tansania suchen die Unternehmen nach Land, mit dem sie am Weltklimamarkt verdienen können.

Einer der Hauptakteure ist das norwegische Unternehmen Green Resources. Es soll in Tansania mittlerweile über 100000 Hektar bewirtschaften. Einen Teil davon unter Mitwirkung der Dorfbewohner, die Land an das Unternehmen abgetreten haben gegen das Versprechen, dass sie Arbeit, Straßen, Schulen und etwas von dem Geld bekommen, das Green Resources durch den Verkauf seiner Carbon Credits erlöst.

Eine Zwischenbilanz 2011 zeigt jedoch, dass die Dörfer weit weniger von diesem Geschäft profitieren als von der Regierung versprochen. Feste Arbeitsplätze kamen kaum zustande, Gelegenheitsjobs sind schlechter bezahlt als im Landesdurchschnitt, Straßen wurden nur so weit gebaut, wie sie für die Plantagenwirtschaft notwendig sind. Auf den versprochenen Wasseranschluss warten die Dörfer vergebens, und von dem Geld für die Klimakredite haben nur vier von sechs Dörfern etwas bekommen.

Dafür ist das Gemeindeland, das sie Green Resources für 99 Jahre verpachtet haben, nicht mehr zurückzuholen. Auch nicht nach 99 Jahren, denn dann gehört es der Regierung.

Mittlerweile stehen 40 Prozent der Landesfläche Tansanias unter Naturschutz oder sind als Nationalparks ausgewiesen. Für die Bewohner wird der Boden knapp. Die Versorgung der Menschen ist schlecht, der Welthungerindex 2011 stuft die Lage als »äußerst ernst« ein, schlechter als in den Vorjahren. Und die Bevölkerung wächst weiter. 44 Prozent der Menschen haben ihren 15. Geburtstag noch vor sich, die Geburtenrate liegt hoch. Ebenso das Korruptionsniveau. Es ist zu befürchten, dass das Land den Druck der wachsenden Bevölkerung nur durch Einschnitte in die Naturparkflächen ausgleichen kann.

Hinter der südöstlichen Grenze Tansanias erstrecken sich die Weiten Mosambiks. Der Sambesi teilt das Land im Süden, an seinen Ufern liegen fruchtbare Böden, deren Ruf bis nach Australien reicht.

Warum in Mosambik?

Professor Robin Batterham berät den australischen Premierminister in Fragen von Wissenschaft und Forschung, und er belebt die politische Diskussion gern mit Vorschlägen, die noch nicht in der Zeitung gestanden haben. »Andere Länder investieren in die australische Landwirtschaft und sorgen dafür, dass das, was sie produzieren, in ihre Länder gebracht wird. Warum können nicht einige unserer großen Farmer auch dort investieren, wo die Böden wesentlich besser sind als in Australien? Warum nicht in Mosambik?«, fragte der Professor im April 2011 öffentlich auf dem »National Sustainable Food Summit« in Sydney.

Warum in Mosambik?

Auch Mosambik gehört zu den ärmsten Ländern der Welt. Ein Drittel der Bevölkerung hungert, die Hälfte muss mit 1 US-Dollar am Tag auskommen und hat weder Zugang zu sauberem Wasser noch zu Schulen und Krankenhäusern. 80 Prozent der Mosambikaner leben auf dem Land und vom Ertrag des Bodens. Die Ernährung der Bevölkerung steht auf einem schwachen Fundament, denn 62 Prozent der Fläche (von 78 Millionen Hektar) taugen für die Landwirtschaft nicht. Auf 44 Millionen Hektar weidet das Vieh. Nur 6 Prozent des Bodens eignen sich überhaupt für Ackerbau. Die Ernten der Kleinbauern sind gering und nach zwei Naturkatastrophen noch geschrumpft. Im Jahr 2000 verwüstete ein Zyklon das Land und kostete über 1000 Menschenleben. 2007 folgte der nächste Zyklon in Zentral-Mosambik und vernichtete dort Land und Dörfer.64

Wer in der Hauptstadt Maputo in die Markthalle geht, erkennt, wie sich die Schwäche der einheimischen Landwirtschaft auswirkt. In der alten Markthalle, dem Mercado Municipal, stapeln sich Tomaten und Zucchini, Zwiebeln und Lauch, Bohnen und Erbsen, Knoblauch und Zwiebeln im Überfluss.

Doch die Vielfalt kommt nicht per Karren aus dem Hinterland von Maputo, sondern per Schiff aus Südafrika. Der Gemüsehändler schüttelt den Kopf, nein, die Bauern hier verstünden sich nicht auf Ackern und Ernten, vieles werde noch mit der Hand gemacht und vieles komme gar nicht weit, weil es keine Lager und auch keine befahrbaren Straßen gebe. Mais, Kartoffeln und Reis, alles gebe der Boden her, es sei eine Schande, dass die Mosambikaner ihre Töpfe mit den Importen aus Südafrika füllen müssten. Der Händler behält sein Gemüse im Auge, die Menschen sind arm, und das verleitet zum Diebstahl.

Was fehlt, ist ein Ruck, der die Landwirtschaft wieder in Bewegung bringen könnte. Es gebe zwar Veränderungen, erklärt die Direktorin des Welternährungsprogramms in Mosambik. Die Bauern bekämen jetzt sichere Lager für ihre Ernte, an denen die Händler sie abholen könnten, aber noch nicht überall, es sei erst der Anfang. Die Regierung stehe unter Druck, seit der Brotrevolte 2010 sei klar, dass sich in der Landwirtschaft etwas verändern müsse. Es könne für ein Land wie Mosambik nicht gutgehen, den größten Teil seines Weizens auf dem Weltmarkt zu kaufen und dann das Brot zu subventionieren, damit es für die Menschen erschwinglich sei.65

Die Hungeraufstände im Herbst 2010 haben gezeigt, wie zerbrechlich der Frieden im Lande immer noch ist. Der große Bürgerkrieg ist nicht vergessen. Über 16 Jahre, bis 1992, wütete er und richtete das Land zugrunde. Heute kämpft es immer noch um Erholung. Die Regierung wäre nicht in der Lage, überhaupt zu regieren, wenn nicht die Hälfte des Etats von Entwicklungshilfegeldern gestützt würde. Doch dafür zahlt sie einen hohen Preis, die Weltbank und ihre Töchter drängen darauf, dass das Land sein Geld in Zukunft mit Exporten verdient, auch mit dem, was auf mosambikanischen Äckern gedeiht.

Und weil die Kleinbauern dafür weder das Geld noch das Know-how besitzen, öffnet sich das Land immer weiter für ausländische Investitionen. Mit Erfolg, sie stiegen in der Landwirtschaft in nur zwei Jahren von 15 (2006) auf 59 Millionen US-Dollar (2008).66

Inwieweit Australier unter den Investoren sind, ist nicht bekannt, die Schlagzeilen machen vorläufig noch andere.

Im Norden des Landes gibt es Ärger mit einem schwedischen Konzern, der auf großen Flächen Eukalyptus anbaut und dabei mit den Bauern in Streit geraten ist. Im Süden versuchte die Regierung, den britischen Zuckerrohrpflanzer ProCan mit mehreren 10000 Hektar am Limpopo-Fluss zu ködern, aber das Land war schon Siedlern versprochen, die aus dem Krüger-Nationalpark ausgesiedelt werden sollten. Dass das Geschäft nicht zustandekam, freut den Geschäftsführer der Kleinbauernbewegung in Mosambik, Diamantino Nhampossa. Es gebe zwar ein gutes Landgesetz in Mosambik, aber das werde von den Investoren gerne umgangen. Am Gesetz vorbei seien schon Pachtverträge über 15 Millionen Hektar für Zuckerrohr, Jatropha und Ölpflanzen von Ethanol- und Agrodieselkonzernen mit den Behörden ausgehandelt worden.

Was für Diamantino Nhampossa fehlt, ist ein Programm, das die kleinen Bauern so weit bringt, dass sie Überschüsse produzieren und damit die Märkte versorgen – über Straßen, auf denen man fahren kann. Wenn dann noch Land übrig sei, könne das an die Investoren verpachtet werden, »wenn die auch einen Beitrag zur Ernährungssicherung in Mosambik leisten«.67

Ob die Regierung die Investoren so weit verpflichten wird und kann? Solange sie die Auflagen von Weltbank und Währungsfonds erfüllen muss, sieht es schlecht aus für die Selbstversorgung, da hat die Exportwirtschaft Vorrang. Und die schafft weiterhin Fakten. Etwa durch eine Zuckerrohrplantage von 120000 Hektar auf bestem Farmland in Mosambik, das sich die Regierung von Mauritius im März 2011 für ihre Industrie gesichert hat. Damit bleibt das Land am Sambesifluss weiterhin auf der Einkaufsliste des globalen Investorenkapitals.

Madagaskar, oder wo alles begann

Unmittelbar vor Mosambik, getrennt durch eine Meerenge, liegt die Insel Madagaskar im Indischen Ozean. Zum Meer hin mit Wald bedeckt, zum Festland hin mit einer hochgelegenen Dornensavanne. Die abgeschiedene Lage hat die Insel nicht davor bewahrt, zum Tatort des ersten großen Landraubs der jüngeren Geschichte zu werden.

Am 19. November 2008 erfuhren die Madagassen, was es heißt, wenn die Gier über einen ganzen Staat hereinbricht, und Beobachter auf der ganzen Welt rieben sich ungläubig die Augen.

Die Nachricht breitete sich in den Dörfern Madagaskars aus wie ein Lauffeuer. Ihre eigene Regierung, so das Gerücht, habe die Heimat verkauft. Eine Fläche halb so groß wie Belgien sei in einer Nacht-und-Nebel-Aktion an den südkoreanischen Konzern Daewoo verschachert worden. Die Financial Times hatte die ungeheuerlichen Fakten aufgedeckt. Es ging um über 1,3 Millionen Hektar Land, die Hälfte des madagassischen Bodens sollte per Vertrag an den südkoreanischen Konzern Daewoo übertragen werden. Und dies, obwohl in vielen Hütten der Insel das Brot fehlte und 600000 Madagassen nur überlebten, weil sie Getreide aus den Lagern des Welternährungsprogramms bekamen.

Den Profit aus dem Geschäft auf Madagaskar sollten am Ende nur zwei ziehen, der Präsident der Insel, Marc Ravalomanana, und der Großkonzern Daewoo als Handlanger der Regierung Südkoreas. Der Daewoo-Manager, Hong Jong-Wan, erklärte gegenüber der Financial Times, was er anbauen wolle, werde vor allem die Ernährungssicherheit in Südkorea erhöhen und nur Land in Anspruch nehmen, das gänzlich unbearbeitet und unberührt sei.68

Für die madagassischen Bauern, die seit Generationen auf dem Land arbeiten, sollte nichts bleiben. Ohne Entschädigung und ohne Arbeit wären sie in die Armut gestoßen worden. Noch nicht einmal auf den geplanten Palmölplantagen und Getreidefarmen hätten sie sich verdingen können, denn die Kräfte für dieses gigantischen Projekt wollte Daewoo in Südafrika rekrutieren, aus dem Heer der Wanderarbeiter, die jederzeit wieder nach Hause geschickt werden könnten.

Doch so weit kam es nicht mehr. Der Unmut der Bevölkerung entlud sich in einem Volksaufstand. Am 17. Januar 2009 gingen 30000 Madagassen auf die Straße. »Weg mit der Korruption, Schluss mit dem Ausverkauf«, skandierte die Menge. Schaufenster gingen zu Bruch. Plünderer zogen durch die Straßen. Maschinengewehre bellten durch die tropische Nacht. Am nächsten Tag zählten Journalisten mehr als 100 Tote in den Straßen der Hauptstadt Antananarivo. Der Bürgermeister Andry Rajoelina forderte den Rücktritt des Präsidenten. Das Militär schlug sich auf die Seite der Bauern, der Vertrag mit Daewoo wurde für null und nichtig erklärt. Der koreanische Konzern pocht auf sein Recht. Allerdings wagt bisher auch Daewoo nicht, die explosive Stimmung weiter anzuheizen.

Von Madagaskar aus erreicht man das Kongobecken und den Kongo über Tansania. Der Tanganjikasee bildet die Grenze. Weiter im Westen liegt das Kongobecken, das in zwei Staaten aufgeteilt ist – die Demokratische Republik Kongo, ehemals belgische Kolonie, und die Republik Kongo, ehemals französische Kolonie. Beide Staaten sind durch den Fluss Kongo getrennt und verbunden. Er garantiert dem Kongobecken einen Teil seiner Fruchtbarkeit und damit die Aufmerksamkeit der Investoren im globalen Bodenboom.

Der größte bislang dokumentierte Fall von Landnahme ereignet sich derzeit in der Republik Kongo. Ebenfalls ein »failed state«.

Republik Kongo – Brazzaville

Die Republik hat erst 2003 ihren inneren Frieden wiedergefunden. Bis dahin herrschte Bürgerkrieg. Die 4 Millionen Einwohner teilen sich in etwa die Fläche Deutschlands. Mit 11 Einwohnern pro Quadratkilometer ist die Republik Kongo ein dünn besiedeltes Land. Rund die Hälfte der Einwohner lebt in drei Städten, die meisten in der Hauptstadt Brazzaville. Die Republik ist extrem überschuldet, die Arbeitslosigkeit hoch. Obwohl 40 Prozent den Kongolesen auf dem Land arbeiten, kann die Landwirtschaft die Bevölkerung nicht ernähren. Auf dem Human Development Index der Vereinten Nationen nimmt das Land mit Rang 126 einen der hinteren Plätze ein.

Rigobert Mabundu, der Landwirtschaftsminister, hat den größten Deal in der Geschichte des Landes mit der südafrikanischen Farmers Union Agri SA geschlossen. Es ging um eine Fläche von 10 Millionen Hektar. Mabundu erklärte das Geschäft im Oktober 2009 zum Teil des »Plan of Action«, den seine Regierung verfolge, um die daniederliegende Landwirtschaft am Kongo wieder zu mobilisieren. »Wir importieren jede Menge, und es ist nicht normal, dass wir bei den Ressourcen, über die wir verfügen, am Ende von Importen abhängig bleiben.«69

Die Republik will ihre Bevölkerung selbst versorgen. Da sie das den eigenen Bauern nicht zutraut, hat sie sich mit den südafrikanischen Farmern zusammengetan. Die bieten sich als Lösung des kongolesischen Ernährungsproblems an.

Theo De Jager, der Vizepräsident der Farmers Union, sieht im Kongo den großen Wurf für die weißen Bauern seines Landes. Die haben Probleme mit ihrer eigenen Regierung, die einen Teil der Afrikaner in Südafrika wieder auf das Land zurücksiedeln will, das ihnen die Weißen einst genommen haben. Darüber hinaus gerät die Republik Südafrika zunehmend durch den Klimawandel unter Druck, das Land muss mehr Dürren als je zuvor über sich ergehen lassen, und die Ernten werden unsicher. Da kommt der Landdeal mit der Republik Kongo gerade zur rechten Zeit.

Seit 2009 bekommt De Jager täglich bis zu 500 E-Mails von Farmern aus der Kapregion, die ihre Zukunft im Kongo sehen. Es seien auch ein paar Rückkehrer darunter, die früher ihre Farmen im Kongogebiet hatten, sie aber während der Aufstände 1997 verlassen mussten. Auch einige Farmer, die aus Simbabwe vertrieben wurden, seien dabei.

»Für uns ist das wie im Himmel«, erklärt De Jager voller Begeisterung. »Genug Regen und zwei Regenzeiten.« Das verspricht reiche Ernten bei Mais, Zuckerrohr, Sojabohnen und genügend Futter für die Geflügelfarmen, die die Investoren bauen wollen. Dreimal höhere Erträge als in Südafrika erwarten die Farmer. Sie bekommen das Land für 30 Jahre umsonst und können danach den Vertrag um weitere 30 Jahre verlängern. Die Republik Kongo verzichtet auf Importsteuern, die Farmer können ihre Gewinne über fünf Jahre steuerfrei ausführen.70

Im Falle von Feindseligkeiten bietet die kongolesische Regierung den Südafrikanern Hilfe durch ihre Sicherheitskräfte an.

Was hat die Republik von diesem Landdeal? Sie hegt die Hoffnung, dass auf diesem Weg die einheimischen Märkte mit einheimischen Produkten versorgt werden. Auch wenn sie auf den Farmen weißer Südafrikaner wachsen, bedeutet das ein Stück mehr Unabhängigkeit vom Wildwestklima des Weltmarktes. Aber das ist eben nur eine Hoffnung. Ob die Großfarmen am Ende für den kongolesischen Markt, für Südafrika oder für den Weltmarkt produzieren, das bleibt im Vertrag offen, und für Theo De Jager ist es eine Frage des Preises. Der aber deutet schon heute darauf hin, dass auf den Märkten des Kongos nur die zweite Wahl angeboten wird. Die Qualitätsprodukte werden abwandern zu den Märkten der Reichen in Afrika, Asien, Amerika oder Europa.

Der Deal ist nicht unumstritten in der Republik. Die Regierung erklärte die betroffenen 10 Millionen Hektar für unbesiedelt und ungenutzt, alles seien alte Staatsfarmen, auf denen keiner wirtschafte. Doch dagegen erhebt sich Widerspruch. Teile des Landes seien sehr wohl besiedelt mit kleinen Bauernhöfen, die Siedler hätten nur keine Eigentumstitel von der Regierung erhalten. Für Elfrieda Pschorn-Strauss von der Aktion GRAIN ist das Ende klar, man werde die Kleinlandwirte verdrängen und vertreiben, wie in anderen Teilen Afrikas auch.71

Die Nachrichtagentur South African Press Association meldet, dass die kongolesische Regierung bereits ähnliche Verträge mit China, Brasilien und Israel abgeschlossen habe.72

Kein Reis für Mali

Die Republik Mali, das ist zum größten Teil Wüste. Nur der Süden des Landes führt Wasser. Dort fließt der Niger. Er durchströmt das Land von West nach Südost auf seinem Weg ins tiefe Afrika. Die Geschichte Malis lässt sich als eine Geschichte von Armut und Hunger schreiben – auch Mali zählt zu den ärmsten Ländern des Kontinents – oder als eine Aufbruchgeschichte, in der Phönix aus der Asche steigt, weil er zur rechten Zeit am rechten Ort war.

Der Ort, der diesen Aufbruch symbolisiert, ist ein Schleusentor. Im Marschland von Macina erhebt sich dieses Tor in einem grünen Turm über einem Kanal, dem größten südlich der Sahara, 40 Kilometer lang, 30 Meter breit, 55 Millionen US-Dollar Baukosten. Er soll das Land weiträumig bewässern, Reisplantagen von gewaltigem Ausmaß sind schon abgesteckt. Das Land gehört dem Staat, und er hat es für 50 Jahre an die libysche Malibay Development Company verpachtet. Mehr als 100000 Hektar Reisland, das der Region und ihren Anwohnern Arbeit und Einkommen geben soll.

Vorläufig gibt es für sie nur Unangenehmes. Denn sie stehen der Kanaltrasse im Weg und müssen weichen. Das Problem wird unangemeldet mit einem Bulldozer erledigt. Die Baufirma kommt aus China, Kommunikation ist nicht ihre Stärke, und auch die Regierung sagt lieber nichts. Doch der Bauernführer der Region nimmt kein Blatt vor den Mund. »Alles Banditen«, ruft er mit hochrotem Kopf. »Was sie machen, verstößt komplett gegen das Gesetz«, schnauft Ibrahim Coulibaly. »Auch wenn das Land der Regierung gehört, die Leute, die darauf leben, haben noch Rechte und wir werden alles tun, um dieses Unrecht zu bekämpfen.« Es geht nicht nur um Land, es geht vor allem um Wasser. Wenn die Reisplantagen erst einmal bewässert werden, was bleibt dann für die einfachen Bauern? 11 Millionen Kubikmeter pro Tag, 4 Milliarden Kubikmeter pro Jahr, das ist die vertraglich gesicherte Wassermenge für den Kanal.73

Was passiert, wenn die Trockenheit kommt, was passiert am Unterlauf des Nigers? Exportiert der Reis dann den Hunger in andere Regionen Afrikas? Fragen, die weder die Regierung von Mali noch die Libyer beantworten wollen.

Wer vom Kanal verdrängt wurde, bekam zwar eine Entschädigung, aber die reichte nicht einmal, um eine neue Hütte zu bauen. Das Dorf Kolongo ist schon dem Boden gleich gemacht worden. Hier ragen zwei brandneue Telegrafenmasten in den Himmel, Vorboten eines Flugplatzes, der hier entstehen wird. Die Bauern argwöhnen, dies sei der eigentliche Zweck des Projekts. Der Reis, der hier wachsen soll, wäre gar nicht für Mali, sondern für Libyen bestimmt. Das hat sich auch nach dem Sturz des Diktators 2011 nicht geändert.

Ibrahim Coulibaly sieht darin keinen Zufall. Alles sei Teil eines Plans, ausgeheckt von den neoliberalen Beratern, die die Weltbank dem Präsidenten seines Landes zur Seite gestellt habe. Sie nennen sich »Presidential Council on Investment«. Alles junge Manager mit Hochschulabschluss von amerikanischen Universitäten. »Die kommen von einem ganz anderen Planeten, die wissen nichts vom dem, was in unseren Ländern passiert. Die werden einfach angeheuert und sagen dann, was mit dem Geld passieren soll, das ins Land fließt, egal, ob Blut oder Drogen an den Scheinen kleben.« Der Sprecher der malischen Kleinbauern hat sich zusammenrechnen lassen, was bereits von der Regierung an ausländische Firmen verpachtet wurde, 700000 Hektar seien das bisher. Für Ibrahim Coulibaly ist das nichts anderes als Landraub, staatliche Räuberei.

Aber für ihn ist auch klar: All diese Ideen, die Malis Politik bestimmten, seien von außen diktiert. Den Menschen in Mali sollte damit nur klar gemacht werden, dass die malischen Bauern sich nicht selbst versorgen könnten und dass es deshalb vernünftig sei, ausländische Investoren ins Land zu holen. Seine Antwort darauf heißt: »Wir werden unser Hungerproblem nicht lösen, indem wir unser Land an ausländische Interessenten abgeben.« Jetzt komme es auf Investitionen in die Kleinlandwirtschaften an, die ihnen ermöglichten, mehr zu ernten, um die Menschen in Mali zu ernähren.74

Die Deutsche Welthungerhilfe stellt 2011 fest: »Chronische Fehl- und Mangelernährung sind unter der Bevölkerung weit verbreitet und betreffen vor allem die Kinder.«75

Der Welthungerindex stuft die Lage in Mali als »kritisch« ein.

Im Südwesten Malis entspringt der Senegal aus dem Zusammenfluss von Bafing und Bakoyé. Er bringt das Wasser in eines der größten Deltagebiete Westafrikas. Obwohl das Land über genügend Wasser und damit Fruchtbarkeit verfügt, ist auch der Senegal bitterarm. 26 Prozent der Bevölkerung können sich ihr tägliches Brot nicht leisten, der Welthungerindex stuft die Lage im Senegal als »ernst« ein.

Die Regierung hat bisher Verträge über 800000 Hektar mit ausländischen Investoren abgeschlossen. Auf 100000 plant China Erdnussproduktion und 700000 hat die Foras International Investment Company aus Saudi-Arabien für Reisanbau vorgesehen. Auch hier heißt der Tausch: Kleinbauern gegen Plantagen. Auch hier ziehen die Planierraupen riesige Reisfelder plan. Kanäle zapfen das Wasser aus dem Senegalstrom und leiten es in die Produktionsebenen. Mit Nachhaltigkeit hat dies alles nichts zu tun. Denn schon heute ist klar, dass die Bewässerungsmethode zu einer wachsenden Versalzung der Felder führen wird. Der Profit, der hier abfällt, wird kaum einem senegalesischen Bauern dienen, es sei denn, er arbeitet zu Dumpinglöhnen auf den Plantagen.

Der Senegal steht ebenso wie Mali auf der Einkaufsliste der Landkäufer. Etwas weiter südlich kommt Ghana hinzu. Es ist begehrt insbesondere bei denen, die sich für Biosprit entschieden haben. Die tropische Sonne und die reichliche Wasserversorgung durch den Fluss Volta und den riesigen Voltasee, der das Land von Süden nach Norden durchzieht, bieten ideale Voraussetzungen für Zuckerrohr und Ölpflanzen.

Ghana: Alphaland

Alpha steht im Branchenjargon für eine Investition, deren Ertrag das Risiko übersteigt. Wer in Ghana investiert, befindet sich auf der sicheren Seite, versprechen die Investmentbanker. Und wer das Land durchquert, muss ihnen zustimmen. Was hier wächst, verspricht vor allem eines, gute Rendite, allerdings nicht für jedermann oder -frau, wie die Afrikakennerin und Journalistin Birgit Morgenrath erfuhr, die sich auf den Weg gemacht hat durch das Innere des Alphalandes Ghana.

Auf der roten Sandpiste nach Efirise, einem kleinen Dorf in der Ashantiregion in der Mitte Ghanas, kommt unser Kleinwagen schnell voran. Das Land ist hier erstaunlich eben. Hin und wieder taucht am Horizont eine riesige Staubwolke auf, kommt uns entgegen. Große Aumann-Trucks donnern vorbei, chinesische Mercedes-Lkw. Chinesen bauen hier die zweite wichtige Verbindungsstraße zwischen Ashanti und dem Voltasee im Osten aus, erklärt David Eli. Er vertritt FoodSPAN, ein Netzwerk Ehrenamtlicher, das sich für Ernährungssicherheit in Ghana einsetzt. David Eli verfolgt die Entwicklungen von Anfang an. »Vor drei Jahren fing alles an. Dorfbewohner hier aus der Waldsavanne, die ja ökologisch sehr wertvoll ist, haben uns von ihren Erlebnissen berichtet. Dann haben wir uns das genauer angesehen.« Das war gar nicht so einfach. Der Weg von der Hauptstadt Accra aus ist weit und beschwerlich. Die Piste ist von Schlaglöchern übersät. Da heißt es, geschickt ausweichen und umrunden. Nur dem guten Fahrer ist zu verdanken, dass wir nicht in den tiefen Löchern voller Regenwasser stecken bleiben. Kein Mensch weit und breit, die Gegend scheint unbewohnt. Links und rechts der Straße wächst Busch, durchsetzt mit Bäumen, die das üppige Grün nur wenig überragen. David Eli fährt zum zweiten Mal in diesem Jahr nach Efirise. Der 54-Jährige besitzt eine kleine Farm und arbeitet aus Überzeugung für FoodSpan.

Nach zwei Stunden erreichen wir die Grenze einer Jatrophaplantage. Kein Baum ist mehr zu sehen, wohl aber wucherndes Grün. »Hier war dichter Busch, die Frauen aus dem Dorf haben die Nüsse der Karité-Bäume gesammelt, haben sie zu Sheabutter verarbeitet und etwas Geld damit verdient«, erzählt David Eli. »Mit dem Geld konnten die Schulgebühren der Kinder bezahlt werden. Und die Früchte des Dawadawa, eines anderen Baumes, der auch mal ohne Regen auskommen kann und Dürren aushält, haben sie zu einem beliebten Gewürz fermentiert oder daraus Suppe gekocht.« Ein Baum wirft bis zu 100 Kilogramm Früchte jährlich ab.

Dann plötzlich taucht mitten im einsamen Busch ein großes weißes Wirtschaftsgebäude auf; unter einem hohen, offenen Dach steht ein Silo, davor eine Mühle, die einen ohrenbetäubenden Lärm veranstaltet. Ein glänzender grüner Tropfen ziert das Firmenschild: ScanFuel produziere hier, so heißt es, nachhaltigen, natürlichen Biodiesel; sorge sich an erster Stelle um die Nahrungssicherheit; schaffe Arbeitsplätze für die ghanaische Jugend und bediene sich – das habe Priorität – der Expertise vor Ort.

David Eli zieht den Kopf ein. Man kennt ihn hier, der kritische Beobachter ist unerwünscht. Wir passieren unerkannt das Gelände.

In der Vorlage für einen Jatropha-Kongress im Juni 2008 in Miami hatte ScanFuel von 1 Million Hektar gesprochen, die im November 2007 gepachtet worden seien. Das Geld der ghanaischen Tochter kommt aus den Kassen der IKM-Gruppe, die Teil der norwegischen Öl- und Gasindustrie ist.

Die Norweger sind bei Weitem nicht die einzigen Landinvestoren, wie FoodSPAN seit drei Jahren beobachtet. Ein Team unter Leitung von David Eli hat das ganze Land bereist: »Die Lage ist sehr beunruhigend«, so der Befund, »eine so weitreichende Zerstörung des Landes hatten wir nicht erwartet. Viele Bauern, die sich selbst unterhalten konnten und darüber hinaus 70 Prozent unserer Nahrung produzierten, zum Beispiel Yam, Mais, Nüsse, Reis und Cassava, sind von ihrem Land vertrieben worden.«

Etwa auch von der italienischen Firma Agroils, der israelischen Galten Global Alternative Energy, der britischen Jatropha Africa, der norwegischen Biofuel Africa und der kanadischen Kimminic Corporation. Laut CIA World Fact Book hat Ghana rund vier Millionen Hektar kulturfähiges Ackerland, davon gilt nur die Hälfte als ständig bebaut. Rund 770000 Hektar besitzen ausländische Unternehmen und haben damit etwa 37 Prozent der ghanaischen Ackerfläche größtenteils für den Anbau von Biospritpflanzen »geraubt«, wie die Einheimischen sagen.

Kein Wunder, die Weltbank listet Ghana als eines der investorenfreundlichsten Länder Afrikas auf mit politischer Stabilität, günstigen steuerlichen Rahmenbedingungen und einer hohen Rechtssicherheit, das zählt für die Geldgeber. Für die Bevölkerung ist die Lage dagegen keineswegs rosig. Vor allem im Norden leiden 14 Prozent der Einwohner an Hunger; die Hälfte des Reis- und Weizenbedarfs muss für teures Geld importiert werden.76

Rechts und links der jetzt schmalen und buckligen Piste weitet sich die Jatrophaplantage aus. Wir versuchen, die zwei Meter hohen Sträucher mit Blättern wie große Efeutatzen auszumachen, können sie aber nur schwer erkennen. Auch David Eli wundert sich zusehends. Statt geordnet gereihter Pflanzen sehen wir Busch, Jatropha, überwuchert von wildem Grün, Gräsern und Unkraut. Der Sozialarbeiter lächelt ungläubig: »Sie haben das Gebiet sich selbst überlassen, tatsächlich. Vor einem halben Jahr sah es hier ganz anders aus.« Dann bricht er in verhaltene Freudenrufe aus: »Das ist wunderbar! Sie nutzen das Land nicht mehr. Dann sollte es den Bauern zurückgegeben werden.«

Wir erreichen Efirise, ein Dorf mit ein paar hundert Seelen. Strohgedeckte Lehmhäuser stehen unter Bäumen mit breiten Kronen, Kinder in abgerissenen T-Shirts laufen herum, Ziegen suchen Futter auf dem trockenen, grauen Erdboden. Die Armut ist greifbar. David Eli wird herzlich begrüßt und ein Kind läuft los, Chief Amadu Zakari zu holen. Vor dem Haus sitzt seine Frau auf der Stufe zum Eingang und hantiert mit Wäsche und Plastikwannen, dazwischen hüpfen neugierige Kinder auf nackten Füßen herum. Alles ist voller Staub. Wir kommen unerwartet; darum hat keiner die Sonntagskleider angelegt, wie es in Afrika bei Besuch üblich ist.

Der Dorfchief eilt herbei; trotz schmutziger, zerrissener Arbeitskluft strahlt er ruhige Autorität aus. »Als die Company anfangs kam, dachten wir, sie bringen uns Arbeit«, beginnt er seinen Bericht, »unsere Jugendlichen würden als Bauern von ScanFuel angestellt und wir würden ein gutes Auskommen haben.« Das Dorf werde wachsen, hatten sie gehofft, mehr Land werde zu bewirtschaften sein. Aber langsam durchschauten sie die Pläne des Unternehmens. »Sie wollten unser Land haben. Den Boden, der unsere Existenz bedeutet. Die Firma hat uns nicht offen informiert, sondern ihre Abgesandten waren sehr gerissen und sind geschickt vorgegangen.«

ScanFuel pachtete das Land vom höchsten Chief in Agogo; das ist so üblich in Ghana. Der Staat besitzt nur einen kleinen Teil des Landes, über 80 Prozent sind im Besitz der traditionellen Oberhäupter, und sie verteilen Grund und Boden. Der »König« in Agogo gab ScanFuel über die Hälfte seines Königreiches, beste Ackerflächen. Die Subchiefs protestierten, vergebens. Den Kleinbauern bot ScanFuel einen Ghanaischen Cedi pro Morgen, das sind knapp 20 Eurocent für 4000 Quadratmeter.

Amadu Zakari und die meisten anderen Dorfvorsteher lehnten diesen erbärmlichen Preis ab. Nach und nach verstand der Mann aus Efirise, was vor sich ging. Und dann kamen die Bulldozer und anderes schweres Gerät und arbeiteten sich gnadenlos voran, rissen Bäume aus, pflügten bebaute Äcker unter, zerstörten Häuser und Höfe in Dukuse, Bamala, Brentuo, Enso Nyame ye und vielen anderen Dörfern. David Eli rechnet hoch: Insgesamt rund 12000 Menschen wurden von der ScanFuel-Farm vertrieben. Wo sind sie jetzt? Zakari zuckt mit den Schultern, in alle Winde verstreut.

»Karité- und Dawadawa-Bäume haben sie abgeholzt«, erzählt er weiter, »davon konnten wir einigermaßen leben. Es war zwar schwierig, die Ernte auf den Markt zu bringen, aber jetzt entsteht hier eine gute Straße und wir hätten die Märkte einfacher erreicht. Wir hätten vielleicht etwas Gewinn machen können. Aber nun werden wir hier davongejagt.« David Eli ergänzt: »Die Bewohner hier wissen genau, wie wichtig die Bäume sind. Die brächten zum Beispiel zur richtigen Zeit ausreichend Regen, sagen sie, diese Erfahrungen kann man fast wissenschaftlich nennen.«

Noch haben die Bewohner von Efirise ihren Grund und Boden nicht verlassen. Die Gemeinde hatte sich den Bulldozern entgegengestellt: »Die ScanFuel-Arbeiter auf den Maschinen sagten, der Agogo Chief habe ScanFuel das Land übergeben und wir sollten den Weg frei machen. Daraufhin haben wir unser Land mit roten Bändern markiert und den Arbeitern zugerufen: »Wenn ihr über diese Grenze fahrt, werden wir hier mit lebendigem Leib stehen, und ihr müsst uns töten.« Diese Androhung habe die Arbeiter erschreckt, und sie hätten ihre Maschinen angehalten. »Danach hat man aufgehört, uns zu bedrängen.«

Die Bewohner von Efirise trauen ScanFuel nicht über den Weg. Und sie hoffen noch immer darauf, eines Tages ihr Land zurückzubekommen.

Auf der Rückfahrt erzählt David Eli, dass FoodSPAN seine Beobachtungen bis ins ghanaische Parlament getragen hat. »Die Abgeordneten waren total überrascht und von den Fakten betroffen und haben versprochen, ein Gesetz zum Schutz der Kleinbauern zu beschließen.« Das war 2009. Bis 2011 jedoch ist nichts geschehen.

Inzwischen hat ScanFuel seinen Namen in ScanFarm geändert und seine Jatrophapflanzung »wegen fehlender Vermarktungsmöglichkeiten« tatsächlich aufgegeben, wie der Geschäftsführer in Ghana, Eric Wiersma, ein ausgewiesener Jatropha-Experte, auf Anfrage schriftlich mitteilt. Obwohl sie schon im ersten Jahr gute Erträge hätten erzielen können. Von den 13000 Hektar seien 620 bepflanzt, davon 340 mit Jatropha. Doch nun habe man auf »weißen Mais für den lokalen Markt« umgestellt, und zwar in »mechanisierter Landwirtschaft«, einem »gänzlich neuen Zweig landwirtschaftlicher Produktion« in Ghana. Bis 2011 sollten gelber Mais und Soja hinzukommen.

Im staatlichen Ghana Investment Promotion Centre, das für Investitionen zuständig ist, hat man gehört, dass ScanFarm finanzielle Probleme habe. Aber David Eli und seine Mitstreiter, die sich mit anderen Menschenrechtsorganisationen in Togo, Senegal, Mali, Elfenbeinküste und Niger zusammengetan haben, bleiben misstrauisch. Auch wenn der Konzern jetzt umstelle auf Nahrungsmittel, blieben die Kleinbauern dennoch vertrieben und würden nicht angemessen entschädigt.

Außerdem, was sei mit der Vielfalt der Natur, die den Rodungen zum Opfer falle, und was mit den Agrochemikalien, die dort versprüht würden? Wie leicht landeten sie im Wasser und anschließend im Voltasee. »Der ganze Süden des Landes, einschließlich der Hauptstadt Accra, wird mit diesem Wasser versorgt. Auch unser Fisch, der Tilapia, kommt daher.« Und die Gewinne der Riesenplantagen bleiben nicht im Land, sondern landen weit weg in Europa.

Der Widerstand wächst. Denn mittlerweile stellt sich heraus, dass die als anspruchslos gelobte Ölnuss Jatropha gar nicht so anspruchslos ist, sondern fruchtbares Ackerland benötigt. Dies war zwar schon seit 2009 klar, der indische Professor R. R. Shah fand im Rahmen eines Großversuchs an der Navsari Agricultural University heraus, dass der Ölstrauch nur auf guten Böden wächst und anfangs viel Wasser braucht, um einigermaßen zu gedeihen. Sein Resümee: »Dies ist kein Gewächs für karges Land, es braucht Dünger, Wasser und gute Betreuung.«77

In verschiedenen afrikanischen Nachbarländern ist eine gemeinsame Anti-Jatropha-Kampagne angelaufen. Die zeigt inzwischen offenbar Wirkung. So erklärte kürzlich Steinar Kolnes, Mitinhaber der ebenfalls norwegischen Biofuel Africa, dass er in Europa nach Käufern für seine ghanaische Unternehmung, eine 660 Hektar große Jatrophaplantage, gesucht habe, aber ohne Erfolg. Er sei mit leeren Händen zurückgekehrt. Die ghanaischen Proteste hätten Investoren abgeschreckt.

Die Bioölkonzerne haben ihre Strategie mittlerweile umgestellt und pflanzen den Jatrophastrauch auf fruchtbare Böden. Auch auf Bewässerung haben sie sich eingestellt. Damit steht Jatropha nun in unmittelbarer Konkurrenz zur einheimischen Nahrungsmittelproduktion. Das wiederum verschärft die Spannungen zwischen Bauern und Investoren.

Mehr als zwei Dutzend Länder sollen mittlerweile in den globalen Landraub verstrickt sein. In diesem Überblick sind nicht alle abgehandelt, aber doch die wichtigsten und größten Akteure. Die Tour über den Globus macht klar, dass der Landraub nicht an Nord oder Süd, Ost oder West gebunden ist. Er ist ein globales Phänomen. Es gibt Gewinner und Verlierer. Die Früchte des großen Landgeschäfts ernten die Investoren und die nationalen Eliten. Die Steine bleiben für die, die bisher auf dem Land leben und wirtschaften, auch wenn es nach den Maßstäben der Weltbank als »unproduktiv« eingestuft wird.

Was wir erleben, ist ein Paradigmenwandel, ein neues Kapitel im Geschichtsbuch der Weltlandwirtschaft. Es ist der Übergang von der bäuerlichen zur »Kapital«-Gesellschaft und von der Nahrungsmittel- zur Rohstoffproduktion. Die Entscheidung, was wo auf den Feldern wächst, wird nicht mehr auf dem Acker gefällt, sondern in einer fernen Konzernzentrale, die je nach globaler Marktlage und Preiserwartung entscheidet. Sie hängt nicht mehr ab vom Bedarf der lokalen Märkte, sondern von der globalen Rendite. Das Zeitalter der Hirten, Vieh- und Getreidezüchter verschwindet, Massentierhaltung und Monokulturen übernehmen ihren Platz.

Von Ostfriesland bis in die Ukraine, von Ontario bis São Paulo, von Phnom Penh bis Dakar untergräbt diese neue Art der »Landreform« nach kapitalistischem Muster die bäuerlichen Existenzen und die ländlichen Gemeinden. Den Kürzeren ziehen die Kleinbauern, indigenen Gemeinschaften, Frauen und Kinder. Wo sie im Wege stehen, fallen sie rabiaten Umsiedlungsaktionen zum Opfer.

Das Center for Human Rights and Global Justice an der New York University School of Law kam zu dem Ergebnis, dass es bei fast allen Transaktionen so gut wie keine Transparenz und keine Rechtsgrundlage für die Bodengeschäfte gab, dafür aber verheerende Folgen für die Betroffenen, ihre Nahrungssicherheit und ihre Wasserversorgung.

Rückgängig zu machen ist diese Art von Landgeschäften kaum, es fehlen Gerichte, geschäftliche Ehrlichkeit und politischer Wille. »Das Land wird den Armen abgenommen und es gibt wenig Möglichkeiten, Entschädigung zu bekommen«, urteilt der Ökonom Klaus Deininger. Sein Fazit über den Bodenraub fällt wenig schmeichelhaft aus: »Die Armen unterstützen die Reichen.«78

Das Urteil ist umso brisanter, als ausgerechnet der Weltbank gemeinsam mit ihren Töchtern im Milliardenpoker um die Böden der Welt eine Schlüsselrolle zukommt.








Bodendealer. Wie Weltbank und Co. den Boom anheizen

Die rasante Entwicklung auf dem Bodenmarkt lässt sich nicht nur durch den Druck erklären, den die steigenden Preise für Nahrungsmittel, die Suche nach neuen Energiequellen, die Sehnsucht nach sicheren Kapitalanlagen und die Jagd auf Klimazertifikate verursachen. Die Geschwindigkeit, mit der der Bodenrausch in konkrete Verträge mündet, ist kein Zufall. Als Wegbereiter stehen im Hintergrund zwei der mächtigsten Institutionen der Welt, die Weltbank und ihr amerikanisches Abbild, die Millennium Challenge Corporation (MCC) Beide legen das Fundament für die großen Geschäfte mit Grund und Boden und stellen die Weichen für deren zügige Abwicklung im Interesse der Investoren.

Die Weltbank ist ein Kind des Zweiten Weltkriegs. Geboren in einer Zeit, in der die Welt zwischen Trümmern, Hunger und Armut einen wirtschaftlichen Neuanfang suchte. Der Krieg hatte auf allen Kontinenten tiefe Spuren hinterlassen, die Wirtschaft lag am Boden, die Landwirtschaft konnte die Nachkriegsbevölkerung in Europa und Asien nicht ernähren. Um die Welt wieder auf die Beine zu bringen, brauchte es Institutionen, die sich um globale Finanzen und Märkte und um Entwicklung und Wachstum kümmern konnten. So entstand die Idee, eine Weltbank zu gründen. 1944 wurden sie und auch ihr Bruder, der Internationale Währungsfonds (IWF) in Bretton Woods im US-Bundesstaat New Hampshire aus der Taufe gehoben.1 Die Weltbank sollte dort für Geld sorgen, wo die privaten Banken keinen Kredit gaben, weil die Sicherheit zu gering und die Verschuldung zu hoch war. Ihre Aktivitäten konzentrierten sich zunächst auf den Wiederaufbau Europas, später vor allem auf Entwicklungs- und Schwellenländer. Mittlerweile arbeiten unter ihrem Dach über 10000 Experten, zwei Drittel in Washington und etwa 3000 in mehr als 100 Länderbüros. Die Bilanzsumme der Weltbank liegt zur Jahrhundertwende bei rund 50 Milliarden US-Dollar. Das ist verglichen mit der Bilanzsumme der Deutschen Bank (1906 Milliarden) wenig, aber ihr Kapital ist höchst effektiv.

Als Gründungsvater war der damalige US-Präsident Roosevelt davon überzeugt, dass die beiden Institutionen auch die Interessen Amerikas und der freien Welt in der Nachkriegszeit vertreten würden.2 Dieser Auftrag begleitet ihre Arbeit bis zum heutigen Tag. Allerdings nicht immer zum Nutzen der gesamten Welt, und das kommt nicht von ungefähr, sondern liegt in den Mehrheitsverhältnissen begründet.

»Ein Dollar, eine Stimme« heißt die Regel, nach der Macht und Einfluss in der Weltbank verteilt sind. Und weil die USA den größten Anteil am Bankvermögen besitzen, haben sie auch den größten Stimmenanteil mit 16,4 Prozent. Das entspricht der Sperrminorität und kann alles von der Tagesordnung fegen, was nicht auf die politische Agenda der USA passt. Das Gewicht der Entwicklungsländer zählt dagegen kaum. Die 44 afrikanischen Länder kommen zusammen nur auf einen Stimmenanteil von 6 Prozent.

Stimmenverteilung in der Weltbank 2011 (nach Anteilseigentum)3
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Damit ist klar, wem die Bank verpflichtet ist: den Industrieländern, denn sie haben gemeinsam immer mehr als 52 Prozent der Stimmen.4

Die Weltbank residiert in Washington in Rufweite zum Weißen Haus. Wer die Pennsylvania Avenue hinuntergeht, kann ihre grau-schwarze Fassade unter der Nummer 1818 H Street kaum verfehlen. Im Eingangsbereich prangt die Inschrift »Unser Traum ist eine Welt ohne Armut« und ein Denkmal zeigt einen Jungen, der einen blinden alten Mann führt. Beide erinnern an die Zeit ab 1968, als sich die Bank unter ihrem Präsidenten McNamara verstärkt dem Kampf gegen die Armut widmete. Dies nicht allein aus humanitären, sondern aus politischen Erwägungen. Es ging darum, im Kampf gegen den Kommunismus möglichst viel Land zu gewinnen für eine Wirtschaft nach amerikanischem Muster. »Unsere Entwicklungsstrategie zur Verringerung der Armut […] besteht darin, ein gutes Investitionsklima zu schaffen, um Unternehmertum zu ermutigen und private Investitionen zu steigern«, schreibt die Bank selbst auf ihrer Website in der Rubrik der häufig gestellten Fragen.5 Diese Ziele verfolgt die Bank durch eine Gruppe von Töchtern.

Die wichtigste ist die Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD). Sie kümmert sich um das Geldgeschäft im engeren Sinn mit Staaten, die ein mittleres Einkommen und einen kreditwürdigen Ruf besitzen. Daneben gibt es die Internationale Entwicklungsorganisation (IDA), die für die Ärmsten der Armen zinsfreie Kredite und Programme zur Verfügung stellt, und drei weitere Töchter, die als Zuträger und Konfliktlöser eng in die Bank eingebunden sind: die Internationale Finanz-Corporation (IFC), zuständig für die Entwicklung des freien Unternehmertums durch Geld und Beratung; die Multilaterale Investitions-Garantie-Agentur (MIGA), sozusagen die Kreditversicherung für alle, die sich unter der Fahne der Weltbank in Entwicklungsländer begeben und dort auf unsicherem Boden wirtschaften; das Internationale Zentrum für die Beilegung von Investitionsstreitigkeiten (ICSID) hat die Aufgabe, Streitigkeiten zwischen Investoren und Staaten zu schlichten als eine Art globaler Ombudsmann.

Alle fünf bilden das, was sich heute World Bank Group nennt.

Die wirtschaftsliberale Grundhaltung der Bank drückt sich in ihren Geschäftsbedingungen aus, dem sogenannten Washington Consensus. Nach diesem Regelwerk, das sich Weltbank und IWF gemeinsam 1990 gaben, sind Wohlstand und Wachstum nur für die Staaten erreichbar, die sich an Haushaltsdisziplin halten, dem freien Handel nichts in den Weg stellen, öffentliche Unternehmen und Güter privatisieren, privates Eigentum fördern, die eigenen Gesetze deregulieren, Steuern senken, ausländische Investitionen ins Land lassen und in Straßen, Schienen, Häfen, Ausbildung und Gesundheit investieren. Nur Staaten, die diese Bedingungen erfüllen oder sich entsprechend anpassen, können mit der Unterstützung der Weltbank rechnen.6

Ein Rezept für alle, die von der Freiheit der Märkte und der Offenheit der Grenzen profitieren konnten – am ehesten die Industrien der Industrieländer. Und so kam es auch. Der Washington Consensus brachte viele Länder in eine Schuldenspirale, die am Ende nur denen nutzte, die mit ihren Produkten und ihrem Kapital die daniederliegenden Volkswirtschaften »retten« konnten. Nach 20 Dienstjahren zog der ehemalige Chefökonom der Weltbank, Joseph Stiglitz, eine bittere Bilanz: »Ich persönlich war mit dem Washington Consensus und seiner impliziten Doppelmoral im Hinblick auf das, was für die Industrieländer und die Entwicklungsländer das ›Richtige‹ sei, sehr unglücklich.«7

Doch ändern konnte auch er daran nichts, und so setzt sich fort, was von Anfang an in den Mehrheitsverhältnissen der Weltbank angelegt war, die Industrialisierung der Welt nach US-amerikanischem Muster. Das Gleiche gilt für die Rolle der Bank in der Weltlandwirtschaft.

Wenn die Bank landwirtschaftliche Projekte förderte, dann waren es Demonstrationsfarmen für Schlepper, Pflüge, Mähdrescher, Kunstdünger und Agrarchemie, Pflückmaschinen und Verarbeitungsfabriken für den Export von weltmarktfähigen Produkten. Allerdings war diese Strategie nicht von Erfolg gekrönt. Zu häufig erwiesen sich die Projekte als Fehlschläge. Sie waren zu sehr auf den Export festgelegt, das wurde ihnen zum Verhängnis. Entweder konnten sie die Standards der Industriestaaten nicht einhalten, oder aber die Preise verfielen, weil von der Weltbank immer die gleichen Exportgüter empfohlen wurden, wie zum Beispiel Kaffee.8

In Vietnam förderte die Weltbank den Kaffeeanbau und machte das Land international zum größten Kaffeeerzeuger. Allerdings verfuhr sie genauso mit Äthiopien, Kenia und Uganda. So kam es, dass die Kaffeepreise auf dem Weltmarkt binnen Kurzem um 50 Prozent einbrachen und die betroffenen Kleinbauern nach der Weltbankaktion weniger hatten als zuvor. Allein in Kolumbien beförderte der Preisrutsch 2 Millionen Menschen ins Elend.9

Solche Misserfolge scheinen eine Missstimmung erzeugt zu haben, die sich am Ende gegen den ganzen »grünen« Bereich in der Bank wandte. Weitere Investitionen in die Landwirtschaft seien ökonomisch nicht zu rechtfertigen, stellte man fest und rechtfertigte damit in den 1990er Jahren den Rückzug der Weltbank aus der Landwirtschaftsförderung. Mit ihr stahlen sich auch viele andere Geber aus der Verantwortung.

So sank der Anteil landwirtschaftlicher Projekte an den Empfängern offizieller Entwicklungshilfe zwischen 1979 und 2007 von 20 bis auf 4 Prozent. Auch in Staaten, in denen die Mehrheit der Menschen als Kleinbauern auf dem Land lebten, verlor die Landwirtschaft den finanziellen Rückhalt.

Was mit dem Kürzen der Weltbankkredite begann, setzte sich in den nationalen Agrarbudgets der Nehmerländer fort. Ländliche Banken, die sich um das Geschäft mit den Bauern kümmerten, wurden reihenweise geschlossen, landwirtschaftliche Berater abgezogen, Hilfsprogramme für Kleinbauern ausgedörrt, Landwirtschaftsschulen geschlossen. Und der Rückzug der Bank endete nicht selten in einer rabiaten Öffnung der jeweiligen Länder für die Produkte des Weltmarkts, sprich, für Produkte der hoch subventionierten amerikanischen und europäischen Exportlandwirtschaft.

ÖFFNUNG FÜR DEN WELTMARKT

In Kenia bildete die Baumwolle das finanzielle Rückgrat vieler Kleinbauern. Mit der Öffnung der Märkte Mitte der 1980er Jahre fiel die Produktion von 70000 auf weniger als 20000 Ballen. In Ghana brach die Hühnerhaltung zusammen, die vor allem ländlichen Haushalten ein Zubrot verschafft hatte, bevor die Importschranken für billige Hühnerteile aus Europa und den USA auf Druck der Bank wegfielen. Dadurch wurden vor allem Kleinbäuerinnen, die das Geschäft mit den Hühnern betrieben, vom Markt verdrängt. Der Selbstversorgungsgrad mit Geflügel in Ghana sank daraufhin von 95 auf 5 Prozent. Das Gleiche ereignete sich im Nachbarstaat Kamerun. Hier stiegen die Importe von 48000 (1996) auf 200000 Tonnen im Jahr 2004. Ein großer Teil davon kam zu Dumpingpreisen von 0,75 Euro pro Kilo ins Land und zerstörte die heimische Hühnerhaltung, deren Preise von 1,50 Euro pro Kilo Geflügelfleisch nicht mehr zu halten waren.10

Allein in Afrika südlich der Sahara führte diese Politik der offenen Märkte zwischen 1985 und 2005 in der heimischen Landwirtschaft durch Billigimporte zu Einkommensverlusten von 272 Milliarden US-Dollar – nach Berechnungen des britischen Entwicklungsdienstes Christian Aid so viel wie die Entwicklungshilfe, die in derselben Zeit in die Länder floss.11 Legt man die Ergebnisse ihrer eigenen Evaluationsabteilung zugrunde, ist die Bilanz der landwirtschaftlichen Entwicklungsarbeit der Weltbank über die ersten 30 Jahre seit 1944 »erstaunlich negativ«.12

Die Erkenntnis, dass diese Strategie der offenen Märkte in eine Sackgasse führte und alles andere als eine ländliche Entwicklung ermöglichte, hat sich in Washington nicht durchgesetzt. Sie konnte es vielleicht auch nicht, weil die Bank selbst dazu beitrug, dass ihr landwirtschaftlicher Braintrust immer weiter schrumpfte. Eine Untersuchung des International Food Policy Research Institute (IFPRI) in Washington förderte zutage, dass die Bank ihr agrarisch gebildetes Personal schon in den 1980er Jahren bis auf einen Rest von Vorruheständlern »marginalisiert« hatte.13 Das hat Gründe. Sie liegen darin, dass die Bank sich nun weniger um Traktoren und Mähdrescher, also um die Hardware der Landwirtschaft, kümmerte, sondern mehr um die Software, um Gesetze und Verordnungen, die den Weg zum freien Unternehmertum und zu offenen Märkten blockierten und die es an den wirtschaftsliberalen Kurs der Bank anzupassen galt. Deutlich wird dies in den Etats der Bank und ihrer Töchter.

So spielt die Landwirtschaft in der Bilanz der Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung mit weniger als 10 Prozent Anteil am Etat nur noch eine untergeordnete Rolle. Dagegen beträgt der Anteil für Recht, Gesetz und öffentliche Verwaltung fast ein Viertel. Wir werden später sehen, welche Wirkung damit erzielt wurde.

Erst im Mai 2008 änderte sich das Desinteresse der Bank an der Landwirtschaft. Robert Zoellick, der neue Präsident der Weltbank, trat in Washington vor die Presse und erklärte, er und die Bank wollten die Welt aus der Finanz- und Ernährungskrise retten, die sie seit 2007 erschütterte. Sein Auftritt war eine Reaktion auf das, was sich vor dem Tresen der Weltbank abspielte. Die Nachfrage nach Krediten, Zuschüssen und Finanzgarantien war in der Krise unerwartet gestiegen, innerhalb von wenigen Wochen um 54 Prozent. Viele Länder standen vor politischen Unruhen, sie mussten Zeichen setzen. Zoellick kündigte einen »New deal for global food policy« an.

Doch die Führungsrolle, die die Weltbank beanspruchte, brachte auch nach Abflauen der Krise 2008 nicht wie versprochen mehr Nahrungssicherheit. Die Untersuchung des amerikanischen Oakland Institute über die Programme der Weltbank kam zu dem vernichtenden Urteil, dass die Politik und die Bemühungen der Weltbank geradewegs zum Gegenteil führten.14

Statt, wie in internationalen Verpflichtungen festgelegt, den Hunger durch Hilfen für die Kleinbauern und die ländliche Bevölkerung zu bekämpfen, führte die Bank ihre alte Politik fort, die sich an die produktiveren und wohlhabenderen Bauern wandte. Die Industrialisierung der Landwirtschaft blieb ihr Ziel, die Privatisierung von Boden und die Öffnung der Märkte blieben ihre Mittel der Wahl.15

Als die eigentlichen Exekutoren der Weltbankpolitik verstehen sich zwei ihrer Töchter. Sie öffnen die Türen für die großen Deals um Grund und Boden. Die eine, die Internationale Finanz-Corporation, hat die Aufgabe, die politisch-ökonomischen Rahmenbedingungen für die Geschäfte mit und auf dem Land zu verbessern. Sie nennt ihr Produkt »Investment Climate Advisory Services«. Ihre Schwester firmiert unter dem Namen Foreign Investment Advisory Service (FIAS). Zu deren Aufgaben gehört es, für gute Stimmung bei den Investoren und in den Zielländern für ein freundliches Investitionsklima zu sorgen, sowie Kredite zu beschaffen, damit die Investitionen auch zügig Früchte tragen. Beide gemeinsam bereiten ein gutes Geschäftsklima vor, was im Jargon der Weltbank »Business-enabling environments« für ausländische Direktinvestitionen heißt. Dabei können sie sich der Nachfrage kaum erwehren.

Seit 2008 quellen ihre Auftragsbücher über. Ihr Umsatz stieg allein in Afrika südlich der Sahara von 170 Millionen auf 1,8 Milliarden US-Dollar im Jahr. Die IFC musste zusätzlich insgesamt 1,3 Milliarden Dollar heranschaffen, um die doppelte Zahl an Projekten zu fördern.16

Der Weg des Geldes zeigt deutlich, in welche Richtung die Weltbank geht. Im Jahr 2008 investierte die IFC 2 Milliarden US-Dollar in die industrielle Landwirtschaft und dort vor allem in Agrosprit-Unternehmungen. Der größte Scheck über 625 Millionen US-Dollar ging in einen Fonds mit dem schillernden Namen »Altima One – World Agriculture Development Fund«. Und der wiederum versteht sich als »first Exxon Mobil of the farming sector«, als der größte Ölkonzern der Agrarwirtschaft.17

Auch vor öffentlichen »Partnerschaftsanzeigen« schrecken die Töchter nicht zurück, so hat FIAS im Internet eine Suchanzeige. Unter der Rubrik »Worum es geht« kommen die Freunde eines fruchtbaren Geschäftsklimas gleich zur Sache: Angepriesen werden »wirkungsvolle« Wege, mit denen Land für neue Investitionen verfügbar gemacht werden kann, und »einfache und durchschaubare Verfahren« für Investoren, die preiswert an Landrechte kommen wollen. Angeboten werden Kosten- und Zeitersparnis beim Weg durch den Dschungel der nationalen Bürokratien, insbesondere beim Überwinden von Hürden in Genehmigungsverfahren und beim investitionsfreundlichen Gestalten von Umwelt-, Naturschutz- und Bauauflagen.

Zusätzlich gilt es, für die angebahnten Geschäfte den Schein moralischer Sauberkeit zu wahren. Die Zauberworte heißen »idle or underutilized«, brachliegend oder unproduktiv. Dieses Etikett auszustellen, gehört auch zu den investitionsfördernden Leistungen des Weltbankteams. So zum Beispiel in Äthiopien, wo die Regierung 3 Millionen Hektar entsprechend etikettierte, in der Absicht, das Land für ausländische Investoren attraktiv zu machen. Dass dort Hirten ihr Vieh weiden und Bauern ihre Wechselfeldwirtschaft betreiben, zu der es gehört, dass der Boden zwischendurch brachliegt, um sich für die nächste Ernte zu erholen, wird von den Vermittlern der Bank einfach ignoriert. Denn es passt nicht in ihre Geschäftsidee, die darauf fußt, dass Afrika angeblich ungenutztes Land im Überfluss besitzt.

In sogenannten Country Reports, die bei Lichte besehen nichts anderes sind als Verkaufsprospekte, preist die Bank den Vorteil des Kontinents wieder und wieder an, etwa beim ostafrikanischen Staat Tansania: »Tansania verfügt über 88 Millionen Hektar fruchtbares Land, von dem 60 Millionen Hektar für die Viehwirtschaft geeignet sind. Zurzeit werden davon aber nur 5,5 Prozent genutzt. Das Land genießt einen Überfluss an fruchtbarem Boden, auf dem sich Gartenbaubetriebe ansiedeln können.«18

Ungesagt in diesem Werbetext bleibt, dass 37 der 88 Millionen Hektar in tansanischen Nationalparks liegen und auf der anderen Hälfte Hirtenvölker wie die Massai ihre Rinder weiden. Sie besitzen keine Bodenrechte. Ihr Land gehört zur Kategorie »brachliegend oder unproduktiv« und steht damit dem Bodenmarkt zur Verfügung, so wie die Weltbank ihn definiert.19

Der Schwindel mit der Produktivität des Landes scheint eine Grundlage für die Geschäfte zu sein, die die Weltbanktöchter anbahnen. Und in dieser Frage hat das Mutterhaus im Jahr 2010 noch einmal nachgelegt. In ihrem Bericht »Rising Global Interest in Farmland« veröffentlichte die Bank eine Art Weltbodenkataster, das allen Interessenten ländergenau bekannt gibt, wo es sich wirklich lohnt, in Boden zu investieren.

FILETSTÜCKE DER WELTAGRARLANDSCHAFT

Zehn Staaten rangieren für die Bank bei ihren Empfehlungen für Investoren besonders weit oben, weil sie viel Land, wenige Menschen, geringe Ernten, viel Wasser und genügend Potenzial für steigende Erträge haben. Fünf von ihnen liegen in Afrika. Insgesamt machen die Banker über 445 Millionen Hektar Land aus, das »ungenutzt« und frei von Wald ist, nicht unter Naturschutz steht und eine Bevölkerungsdichte von weniger als 25 Personen pro Quadratkilometer hat. Das entspricht einem Drittel des kultivierbaren Landes auf der Welt (insgesamt 1,5 Milliarden Hektar).

Potenzial an unkultiviertem Land in verschiedenen Erdteilen20
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Aber damit ist die Dienstleistung für Interessenten noch nicht erschöpft, auch die Reisezeit zu den Latifundien wurde gleich miterrechnet. So erfährt man, dass in Lateinamerika 76 Prozent des Landes weniger als 6 Stunden vom nächsten Markt entfernt liegen, in Osteuropa aber 83 Prozent.

Die Weltbank reicht noch eine Aufstellung über Länder nach, in denen es viel brauchbares Land, aber geringe landwirtschaftliche Kenntnisse gibt (siehe die Grafik zur »Ertragslücke«). Das eröffnet neuen Bewirtschaftern beste Chancen, deutlich mehr aus dem Boden zu holen als bisher.

Dass in diesem Diagramm wieder jene Staaten ganz vorn liegen, die schon 2008 zu den Favoriten der Investoren zählten, verwundert nicht, aber jetzt kennen zumindest alle das Potenzial, das auf den Äckern von Madagaskar, Mosambik, Sambia, dem Sudan, der Demokratischen Republik Kongo, von Tansania, Äthiopien und Ghana wartet. Statt in Afrika lohnt es sich auch, die Milliarden in Südamerika zu investieren, wo Uruguay, Brasilien, Argentinien und Kolumbien für die Weltbank zu den attraktivsten Zielgebieten gehören.

Dort, wo es kaum Bewohner gibt, so die Weltbank, liegen die besten Chancen für eine großflächige, voll mechanisierte Landwirtschaft und beste Voraussetzungen für auswärtige Investoren, vorausgesetzt, die jeweiligen Länder richten ihre Gesetze und ihre Verwaltung darauf aus und schaffen die entsprechende Infrastruktur mit Straßen, Häfen, Flughäfen, Wasserleitungen und Elektrizität.

Nun, da die Filetstücke der Weltagrarlandschaft mithilfe der Weltbank eindeutig geortet sind, kann der Bodenboom neue Kraft entfalten. Stützen dürfen sich die potenziellen Investoren dabei auf die umfassende Vorbereitung durch die Weltbanktöchter.
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Ertragslücke, Verfügbarkeit von unkultiviertem und kultiviertem Land pro ländlichem Einwohner in ausgewählten Staaten südlich der Sahara sowie in Lateinamerika und der Karibik21

Es gehört zu den Spezialitäten von IFC und FIAS, die Gesetze des »Partnerlandes« investorenfreundlich »umzuschreiben«. Am wichtigsten sind die Gesetze über das Bodeneigentum. Denn die traditionellen Landrechte in den jeweiligen Gastländern stehen den Prinzipien der Bank meist im Wege. Im Gegensatz zu den Industriestaaten herrscht in Entwicklungsländern der Gemeinschaftsbesitz an Grund und Boden vor. Dörfer, Stämme oder der Staat erlauben meist kein privates Bodeneigentum.

Dies gilt es im Interesse des Investors schnell zu ändern. So führte FIAS im Südsudan der Regierung die Feder, als es darum ging, Boden- und Wirtschaftsgesetze für ausländische Investoren »effizienter« zu gestalten. Sechs Gesetze und fünf Verordnungen tragen seither die Handschrift der Weltbanktochter. Darunter ein Gesetz, das dem Investor mehr Spielraum bei seinen Geldanlagen einräumt.

Jean Philippe Prosper, Direktor des IFC für Afrika, kam 2008 nach einer Inspektionsreise durch den Südsudan zu dem Schluss, dass die neu gewonnene Stabilität und das verbesserte Geschäftsumfeld die richtigen Bedingungen geschaffen haben, um neue Investitionen in den Südsudan zu ziehen.22 Und er sollte recht behalten.

Der Südsudan gehört zu den Regionen der Welt, die mittlerweile die größten und die meisten Landgeschäfte mit Ausländern machen. Seit 2008 wurden zehn Mammutdeals registriert von insgesamt über 1 Million Hektar, unter anderem mit Unternehmern aus Saudi-Arabien, Südkorea und den USA.23

Ist der Rahmen erst einmal abgesteckt, sorgen die Weltbanktöchter in den Ländern ihrer Wahl für bleibende »Nachkommen«, die ihre Geschäfte im nationalen Gewand, aber in ihrem Sinne weiterbetreiben. So zum Beispiel in Tansania. Hier wurde das Tanzania Investment Centre (TIC) gegründet. Es fördert die Vergabe von Lizenzen und regierungsamtlichen Genehmigungen, vor allem aber vermittelt es Land zur langfristigen Pacht. In Tansania brachte das TIC 2,5 Millionen Hektar fruchtbaren Boden für Investoren an den Markt. Auch in Ghana, Ruanda, Madagaskar, Senegal, Kamerun, Mali, Äthiopien und der Demokratischen Republik Kongo leisteten die Weltbanktöchter der jeweiligen Regierung gute Dienste.

Für das Jahr 2010 weisen die Bücher der IFC 200 Landpachtprojekte im Gegenwert von rund 1,4 Milliarden US-Dollar aus. Das spricht für Durchsetzungsfähigkeit gegenüber den Widrigkeiten des Gastlandes, insbesondere aber für eine wirkungsvolle Strategie, um den Widerstand der ansässigen Kleinbauern und Hirten zu überwinden.24

Wie weit die Dienstleistung der Weltbanktöchter geht, zeigen Beispiele aus Pakistan, Sierra Leone und Liberia.

Nach Weltbankphilosophie könnte sich Pakistan zur Kornkammer gleich mehrerer zahlungskräftiger Länder entwickeln. Unter der fachkundigen Geburtshilfe von IFC und FIAS wurde der erste Vertrag mit den Vereinigten Emiraten 2008 geschlossen. Es geht um rund 200000 Hektar, auf denen Reis und Weizen für den Export produziert werden sollen. Auch Saudi-Arabien, Katar und China stehen als Investoren bereit. Sie verhandeln über großflächige Agrarfabriken und Molkereien und um Summen von insgesamt rund 5 Milliarden US-Dollar.

Möglich sind solche Abschlüsse nur durch die Vorbereitung der IFC. Seit 2006 arbeitet die Corporation daran, das Investitionsklima in Pakistan zu verbessern. Sie sorgte dafür, dass das Bodenrecht für Ausländer geöffnet und ein Recht auf den Export der gesamten Ernte geschaffen wurde, außerdem machte sie Pachten mit einer Laufzeit von über 90 Jahren genehmigungsfähig. Hinzu kommt eine zehnjährige absolute Steuerfreiheit für die Investoren.25

Die IFC steht der pakistanischen Regierung auch weiterhin im »Business Council« bei, um das Investitionsklima zu beleben.26

Menschenrechtsorganisationen beklagen, dass durch diese Investitionen 25000 Bauernfamilien ihr Land verlieren und damit ihre Existenzgrundlage. Doch das ist für die Investoren ebenso wie für ihre Wegbereiter aus der Weltbank kein Thema. Dass die Vertreibung zu Konflikten führen könnte, haben die Vertragspartner bereits eingeplant. Die Regierung in Islamabad bietet dem Investor und seinem Personal maximale Sicherheit an. Einmal durch eine Lebensversicherung für den Fall, dass sich Selbstmordattentäter dem Geschäft in den Weg stellen sollten.27 Und wem das nicht reicht, der kann auf militärischen Schutz zählen. In den Verabredungen zwischen Pakistan und Saudi-Arabien ist festgelegt, dass eine eigene Armee von bis zu 100000 Sicherheitskräften die Felder und die Getreidetransporte der Saudis bewacht, falls Ausschreitungen drohen.28

Auch in Sierra Leone hat die Beratertätigkeit der Weltbanktöchter ihre Spuren hinterlassen.

Die Voraussetzungen waren günstig. Nach einem mörderischen Bürgerkrieg, der 2002 endete, lag das Staatswesen am Boden. Straßen, Brücken, Städte und Dörfer waren zerstört. 70 Prozent der Bevölkerung, 6 Millionen Menschen, lebten unterhalb der Armutsgrenze. Die IFC eröffnete 2003 ein Büro in der Hauptstadt und begann zunächst, sogenannte Handelsbarrieren abzubauen. Es ging um Zeit und Kosten für die Unternehmensgründung von Ausländern. Nachdem die Gebühren dafür von 1500 auf 50 US-Dollar gesenkt worden waren, wurden die Regeln für den Import vereinfacht – weniger Dokumente, weniger Kontrollen, keine Einfuhrsteuern mehr. Der Bericht des Oakland Institute 2010 stellte fest, dass IFC und FIAS mit ihren Empfehlungen an Regierung und Gesetzgeber das Investitionsklima in Sierra Leone grundlegend verändert haben.29

Seither steht Sierra Leone im Ranking um das beste Land für Agrarinvestitionen weit oben. Agrosprit und Biogemüse gelten als die Zugpferde. Im Februar 2010 unterzeichnete die Regierung einen Vertrag über 275 Millionen US-Dollar mit dem Schweizer Agroenergiekonzern Addax & Oryx. Dem folgte ein Vorvertrag mit Saudi-Arabien über eine Plantage für Exportreis. Eine Handels- und Investitionsmesse, in der sich Sierra Leone zu Markte trug, wurde von mehr als 1000 Interessenten besucht, und der Außenminister kündigte an, er werde in seinem Land einen »One Stop Shop« für Investoren einrichten, eine Agentur, die alle Wege und Verträge unbürokratisch abwickelt. Seither boomt der Bodenmarkt, allerdings nicht zur Freude der Dorfbewohner in Sierra Leone.30

Gleiches widerfuhr den Menschen in Liberia. Auch dieses Land steht im »doing-business«-Ranking der Weltbank für Afrika weit oben.31

Der Index legt offen, wo die Risiken für den Investor am geringsten und der Profit am größten ist. Durch 21 gezielte Maßnahmen für das Geschäftsumfeld in einer Rekordzeit von nur vier Monaten, so lobt sich die Weltbanktochter IFC selbst, habe sie das Investmentklima in Liberia deutlich verbessert. Auch hier locken geringere Kosten, weniger Vorschriften, weniger Steuern, günstigere Ein- und Ausfuhrregeln sowie mehr Freiheit beim Bauen und Kultivieren. Das alles hat das Land im Ranking nach vorn gebracht, mit den erhofften Folgen.

Im April 2009 wurde der erste Kontrakt mit einem ausländischen Investor geschlossen. Für 847 Millionen US-Dollar bekam der Konzern Sime Darby aus Malaysia den Zuschlag für Palmöl- und Kautschukplantagen in der Größenordnung von 220000 Hektar. Versprochen wurden Arbeitsplätze für 20000 Liberianer, die Kleinbauern außerhalb der Plantagen sollten durch ein »Outgrowers«-Programm dem Konzern Rohprodukte zuliefern können. Die Konditionen blieben ungenannt.32

Im Januar 2010 begannen Verhandlungen mit dem größten Konzern im Palmölgeschäft, der indonesischen Gesellschaft Golden Agri-Veroleum. Sie will den bedeutendsten Deal in der Geschichte des Landes abschließen, bei dem es um über 240000 Hektar und 1,6 Milliarden US-Dollar geht. Das Kapital soll in Plantagen und Ölmühlen investiert werden. 35000 Arbeitsplätze und für Kleinbauern ein »Outgrowers«-Programm stellt das Angebot des indonesischen Konzerns in Aussicht. Über eine Entschädigung für Bauern und Hirten, die das Land heute bewirtschaften, schweigt sich die offizielle Presseerklärung aus.33

Der Sprecher der liberianischen Regierung, Matt Karinen, verbreitete 2010 nationalen Optimismus. Durch die Verträge mit Sime Darby aus Malaysia und der indonesischen Gesellschaft Golden Agri-Veroleum werde Liberia zu einem der größten Palmölproduzenten der Welt aufsteigen. Dass sich das Land gleichzeitig in eine bis dahin nicht gekannte Abhängigkeit von zwei multinationalen Großkonzernen begab, davon war an diesem Tag nicht die Rede.34

In die Chronik der Weltbank geht auch dieser Deal als Erfolg ein. Sie darf sich mit dem Titel schmücken: Bester Dienstleister für Großinvestoren.

Für die interne Bewertung ihrer Arbeit ziehen die Weltbanktöchter eindeutige Indikatoren heran. Zum einen die generelle Kundenzufriedenheit, zum anderen die Zahl der Reformen, die Zeit- und Kosteneinsparungen von mindestens 10 Prozent für den Investor zur Folge haben. Auch die Höhe des eingeworbenen Privatkapitals, die Exporterfolge und die Zahl der erfolgreich angesiedelten Unternehmen fließen in die Bewertung der eigenen Leistung und in die bankinterne Bilanz ein. Je mehr Landgeschäfte eingefädelt wurden und je höher der Umsatz dabei war, desto besser das Ranking im eigenen Hause und desto günstiger die Aufstiegschancen für die Mitarbeiter in der Weltbankgruppe.

Angaben über Menschen, die nicht mehr hungern müssen, weil ihr Boden mit besseren Ochsen und schärferen Pflügen bestellt wird, oder über Felder, die durch besseres Saatgut und Dünger mehr Ertrag bringen, gehören nicht zu den Daten, mit denen sich die Weltbanktöchter hausinterne Meriten verdienen können. Solche Daten werden nicht erhoben, ebenso wenig wie die Zahl der geschaffenen Arbeitsplätze, die Schwankungen in der Hunger- und Armutsstatistik, die Veränderung im Durchschnittseinkommen der lokalen Bevölkerung – über all das sagen die Erfolgszahlen nichts aus. Die sozialen Kosten, die mit der Arbeit der Bank einhergehen, das bestätigt auch ihr ehemaliger Chefökonom Joseph Stiglitz, bleiben in ihrer Bilanz unbewertet.35

Die Frage bleibt, ob dieser Mangel an Sensibilität dem Zufall oder dem System Weltbank zuzuschreiben ist. Wenn man den Ausführungen von Joseph Stiglitz Glauben schenkt, dann handelt es sich eher um ein systemisches Problem: »Die öffentliche Informationspflicht von IWF und Weltbank bleibt noch immer weit hinter den Standards zurück, die für Regierungen in Demokratien wie den Vereinigten Staaten, Schweden oder Kanada gelten. Sie versuchen, kritische Berichte unter Verschluss zu halten […].«36

Das gilt auch für den Bericht aus dem Haus der Weltbank, der Klarheit schaffen sollte über das globale Phänomen des »Land Grabbing«. Er lüftete den Schleier der Geheimhaltung um keinen Zentimeter. Angeblich, weil die Weltbank keinen Einblick in das nehmen durfte, was weltweit seit 2008 verkauft und verpachtet wurde, weil die betroffenen Regierungen die Geschäfte totschwiegen und weil die infrage kommenden Finanz-, Öl-, Agrar- und Lebensmittelkonzerne ihre Akten nicht offenlegten.

Die Weltbank ohne Informationen über das, was auf der Welt passiert? Waren es nicht ihre Töchter FIAS und IFC, die Milliarden von Dollar in die Vorbereitung dieser Deals gesteckt hatten? Dieser partielle Wahrnehmungs- und Gedächtnisverlust einer Weltinstitution warf und wirft Fragen auf. Könnte es sein, dass die Geldgeber der Weltbank und ihre Lobby ein Veto eingelegt haben, als es darum ging, die wirkliche Tragweite des Bodenrausches aufzudecken? Könnte es sein, dass die Aufzeichnungen, in denen Ross und Reiter der größten Landtransaktionen in der jüngeren Geschichte genannt wurden, einfach nicht in den Büchern der Weltgeschichte nachzulesen sein sollten? Zumindest das ist der Bank mit ihrem Bericht gelungen, sie hält ihr Privatisierungsgeschäft weiter im Dunklen.

Das Fazit des Oakland Institute zur Rolle der Weltbank im globalen Bodenrausch fällt im Lichte der Menschrechte wenig schmeichelhaft aus: »Abschießend geurteilt, sind deren Aktivitäten von größtem Nutzen für Investoren aus der Ersten Welt und vielleicht für die Regierungen der Gastländer, aber nicht für die Menschen vor Ort.«37

Dieses Defizit in Fragen der Menschenrechte zeigt die Bank auch in ihren Grundsätzen zum verantwortungsvollen Umgang mit Landgeschäften, den »Principles for Responsible Agricultural Investment that Respects Rights, Livelihoods and Resources«. Der Pferdefuß bei diesem Verhaltenskodex: Er ist nicht verbindlich, sondern freiwillig; als ob man dem Bodenrausch des 21. Jahrhunderts mit Benimmregeln die Schärfe nehmen könnte (siehe auch Kapitel »Dem Bodenrausch den Boden entziehen«).

Dennoch, nach ihren eigenen Prinzipien muss die Weltbank ihren Anteil am globalen Bodenrausch als Erfolg einstufen. Gemessen am Washington Consensus ist alles bestens gelaufen und über jede Kritik erhaben. Dem freien Handel wurde der Weg geebnet, öffentliche Unternehmen und Güter wurden privatisiert, die nationalen Hindernisse und Gesetze dereguliert, Steuern gesenkt, und vor allem wurden ausländischen Investitionen die Grenzen geöffnet. In diesem Sinne hat die Bank mit ihren Töchtern ganze Arbeit geleistet.

MILLENNIUM CHALLENGE CORPORATION

Für die USA war die Weltbank von Anfang an ein Mittel der eigenen Politik. Ihre Strategie war aber auch immer ein Zankapfel, sie war für das konservative Amerika nicht amerikanisch genug. Die USA stellten zwar stets den Weltbankpräsidenten, aber der musste sich die Mehrheiten für seine Politik suchen. Die Regierung von George W. Bush machte dem ein Ende. Der Präsident der Vereinigten Staaten gründete im Jahr 2004 seine eigene »Weltbank«, die Entwicklung nach amerikanischem Muster fördern sollte: die Millennium Challenge Corporation (MCC).

Ausgestattet mit ihrem eigenen Entwicklungshilfefonds ist die MCC nur dem Präsidenten und dem Kongress gegenüber rechenschaftspflichtig. Nach einem strengen Auswahlverfahren sollen nur Staaten gefördert werden, die das Prinzip der »wirtschaftlichen Freiheit« wirklich unterstützen. Wie schon bei der Weltbank sollen in diesem Sinne die nationalen Gesetze der »Partnerländer« so umgeschrieben werden, dass sie die geforderte Freiheit ermöglichen. Jährlich 6,8 Milliarden US-Dollar stehen dem Fonds zur Verfügung, um »marktwirtschaftliche Lösungen für Ernährungssicherheit« zu fördern. Hinter diesem Wortgeklimper steht jedoch ein ganz konkretes Ziel: Boden. Es geht darum, afrikanischen Boden zunächst zu privatisieren, um ihn dann zu einem käuflichen Produkt zu machen, mit dem Investoren Geld verdienen können, amerikanische Investoren, versteht sich.38

Das erste Projekt der Millennium Challenge Corporation 2004 war allerdings ein Fehlgriff. Als gelobtes Land für wirtschaftliche Freiheit hatte die MCC Madagaskar ausgewählt. Dort war eine Regierung von Landräubern am Werk, die im Stillen die Hälfte des fruchtbaren Bodens der Insel einem koreanischen und einem indischen Investor versprochen hatte. Das Geschäft hätte MCC gerne befördert, aber es kam nicht so weit, stattdessen erhob sich das Volk und verjagte die alten Machthaber. Damit war auch der Freiheit, die MCC meinte, der Boden entzogen und der Fonds zog weiter auf der Suche nach Willigen. Die fand er 2006 in Mali.

Dort ließ sich die MCC ihr eigenes Stück Land aus dem Staatsgebiet schneiden, 20000 Hektar fruchtbarstes Ackerland mit garantiertem Wasseranschluss. Das »Exterritorium« lag im Office du Niger, dem größten Gebiet mit Bewässerung in ganz Westafrika. Zunächst gliederten die Statthalter der MCC einen Teil des Landes in kleine Parzellen auf. 5 Hektar sollten reichen, um davon eine Familie zu ernähren. Das Land wurde von einigen Kleinbauern der Gegend gekauft, nicht von allen, denn einige waren Hirten und andere hatten von dem Angebot überhaupt nichts erfahren.

Ab 2011 ging das Projekt in die zweite Phase. Nun wurden 10-Hektar-Blocks abgeteilt, um auch die an Bauern zu verkaufen, und in der dritten Phase ab 2012 sollen die Parzellen 30 Hektar umfassen. Auf diese Weise entstanden rund 1800 Eigentumstitel. Damit war das Hauptziel des MCC erreicht, die Privatisierung des Bodens als Hardware des Projekts.

Für die Software wurde eigens eine US-Firma eingeflogen, die den Kleinbauern beibringen sollte, wie Landwirtschaft nach dem amerikanischen Modell funktioniert, nämlich mit Hochleistungssaatgut, Stickstoffdünger, Pestiziden und Maschinen, die mit Diesel betrieben werden müssen. Ein Starterset sorgte dafür, dass alle mit den gleichen Voraussetzungen anfingen. Aber schon zu Beginn war klar, dass die ersten Siedler nach Abzug von persönlichen Fehlschlägen, also ihrem Lehrgeld, und nach Abzug der Kosten für Betriebsmittel in einer Schuldenfalle landen würden. Eine Falle, aus der sie sich nur dann befreien können, wenn sie ihr gerade erworbenes Land weiterverkaufen. Das gleiche Schicksal droht den 10-Hektar-Bauern und nach ihnen denen mit 30 Hektar Anbaufläche, denn auf lange Sicht ist auch das nicht genug, um mit Agrarfabriken von mehr als 100000 Hektar zu konkurrieren, die bereits in der Nachbarschaft entstehen.39 Damit wäre dann das Planziel erreicht, der Boden privatisiert, und das Land fiele in die Hände der Agrarindustrie. Systemexport geschafft. »Mission accomplished«, um in den Formeln der Bush-Ära zu sprechen.

Allein steht die MCC im Office du Niger nicht, Libyen hat 100000 Hektar auf seine Seite gebracht, Saudi-Arabien spricht von über 20000 bis 100000 Hektar und die Wirtschaftsgemeinschaft der Westafrikanischen Staaten (ECOWAS) ist dabei, ebenfalls ein Projekt über 100000 Hektar in privater Hand aufzulegen.40

Für die MCC ist ihr Projekt die Keimzelle zum Umbau der Region, Anstoß einer Privatisierungswelle in ganz Afrika. Ähnliche Projekte errichtete sie über den afrikanischen Kontinent verteilt in Mosambik ebenso wie in Ghana und Benin.

In Ghana versuchte die Corporation mit einem Programm zum Aufbau einer Ananasindustrie die Privatisierung des Bodens voranzubringen. Mit Erfolg, das Land wurde an interessierte Kleinbauern verteilt. Aber der Ananasmarkt brach zusammen, weil die europäischen Importeure beschlossen hatten, nur noch eine Sorte Ananas für Europa zuzulassen, und zwar MD2, genannt die »Goldene«, die die großen Konzerne Dole und Delmonte anbauten. Die Sorte der ghanaischen Kleinbauern »Sweet Cayenne« war nicht mehr gefragt und eine Umstellung konnten die Bauern nicht finanzieren.

Von den 65 einheimischen Ananas-Exporteuren des Jahres 2005 blieb keiner am Markt. Heute kontrollieren zwei Konzerne, darunter Dole/Compagnie Fruitière und die Schweizer HPW AG, den Markt in Ghana und kaufen sich Stück für Stück in das privatisierte Land ein. Von 150 Hektar wuchs Dole/Compagnie Fruitière auf die stattliche Größe von 3000 Hektar Plantagenland. Auch Chiquita soll über die MCC einen festen Platz in der Ananas-Industrie des Landes erhalten haben. Damit wäre das Projekt im Sinne von MCC in »wirtschaftlicher Freiheit« gelandet.41

Eine ganz andere Form der Freiheit entwickelt sich in Benin. Dort organisierte eine der prominentesten amerikanischen Versicherungsgesellschaften den Bodenmarkt um. Stewart International überwachte die Neugestaltung der gesamten Landpolitik Benins im Rahmen eines MCC-Programms. Satellitenaugen scannten die Landfläche und Techniker ordneten dem Erdbild die regionalen Wetterdaten zu, ebenso die Daten über Bodenqualität und Wasserreserven. Zusätzlich schätzten sie Flutgefahr und Dürrerisiko ab. Alle Informationen zusammen ergeben ein klares Bild, aus dem sich die Chancen für Gewinn und Verlust auf einem Stück Land ableiten lassen. Es bietet damit die ideale Grundlage für Interessenten, ihr Risiko realistisch zu bewerten.

Durch diese Expertise kann jeder, ob in New York oder Los Angeles, die Rechnung aufmachen, ob sich für ihn die Investition in die Äcker Benins lohnt oder nicht. Und wer fürchtet, dass es beim Erwerb Schwierigkeiten geben könnte, weil ein anderer, ein Dorf oder ein Stamm, auf seinen Rechten besteht, dem empfiehlt sich der Abschluss einer Titelausfallversicherung von Stewart International, einem der größten Titel- und Kreditausfallversicherer der USA. Für ausländische Investoren in Entwicklungsländern ist eine solche Police mittlerweile ein Muss, denn sie bietet mehr als nur die Absicherung der Investition. Sie dient auch noch dazu, die jeweilige Rechtsordnung auszuhebeln.

So verkaufte Stewart International, nach den Recherchen der Internetplattform Grain, eine spezielle Titelversicherung an US-Amerikaner, die in Mexiko Land erwarben. Ihr Ziel war Ejido-Land, das gemeinschaftliche Eigentum eines Dorfes oder Stammes.42

Dieses Land wurde durch eine Änderung des mexikanischen Bodengesetzes zum Verkauf freigegeben, und die Käufer griffen zu. Sie ließen sich den Titel durch Stewart International absichern. Und erhielten als Zugabe ein weiteres Geschenk: das Recht der USA. Denn dank der Titelversicherung unterlag das Ejido-Land nicht mehr mexikanischem, sondern US-amerikanischem Recht.43

Wenn das Beispiel auch in Afrika Schule macht, dann wird über das trojanische Pferd der MCC – Landprivatisierung plus Titelversicherung von Stewart International – amerikanisches Recht exportiert, dessen Kern das private Eigentum ist. Und damit steht dem Weg zu sicheren Anlagen in afrikanischen Boden nichts mehr im Wege. Der Ausverkauf Afrikas dürfte mit dieser Unterstützung noch an Drehzahl zulegen.

Als weiterer Türöffner bietet sich die »Alliance for a Green Revolution in Africa« an. Eine Allianz, die sich als Galionsfigur den ehemaligen Generalsekretär der Vereinten Nationen, Kofi Annan, ausgesucht hat. Hinter seiner integeren Fassade versammeln sich all jene, die in der industriellen Landwirtschaft Stimme und Einfluss haben. Seit Juni 2008 sitzt auch die MCC mit im Boot und sicherte sich schon über ein »Memorandum of understanding« den Einfluss auf den Kurs der grünen Revolution. Mit welchem Ziel?

Wie hatte es der Vorsitzende der MCC im Juni 2008 formuliert: »Die afrikanischen Partner der MCC stehen bereit fürs Geschäft.«

Und auf dem Treffen der »American Land Title Association«, der amerikanischen Landeigentümer-Versammlung, im Oktober 2008, legte Jolyne Sanjack, Managing Director der MCC, noch einmal nach, was die Ziele betrifft. Es gehe darum, rechtliche Reformen in Gang zu bringen, die überall den Weg zu Landtiteln ebneten. »Das letztendliche Ziel ist ein besser vernetzter globaler Marktplatz.«44

Hier fragt sich nicht mehr, wer auf diesem Marktplatz wessen Land einkauft. Die Frage hat sowohl die Weltbank als auch die Millennium Challenge Corporation schon entschieden: derjenige, der den Regeln des freien Marktes folgt und den besten Preis zahlen kann. Afrikas Kleinbauern werden auf diesem Markplatz nicht nur keine Chance haben, weil ihnen das Kapital fehlt. Was ihnen droht, ist eine zweite Enteignung. Die erste begann 1884 mit der Berliner Afrika-Konferenz, auf der die koloniale Besetzung des afrikanischen Kontinents beschlossen wurde.

Der moderne Bodenrausch hat Vorreiter in der Geschichte der Kolonialisierung. Deren Folgen sind nicht vergessen, sie stechen nicht nur in den linealgeraden Grenzen Afrikas ins Auge, sondern begegnen uns auf Schritt und Tritt bei denen, die heute erneut die Grenzen der Kontinente abstecken, den Kolonialherren des 21. Jahrhunderts. Ihre Jagd auf die Äcker der Welt wird sich in Zukunft noch verschärfen, denn das Objekt ihrer Gier wird immer kostbarer. Der fruchtbare Boden der Welt schwindet und gleichzeitig steigt der Bedarf nach seinen Produkten. Damit tut sich eine Schere auf, deren Schärfe wir in den nächsten Kapiteln kennenlernen werden.








TEIL II

Peak Soil – die Grenzen des Wachstums
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Schwund. Warum der Boden knapper wird

Bodenerosion und Wassermangel reißen immer größere Löcher in die globale Fläche an fruchtbarem Land. Dieser Schwund zermürbt die Fundamente der Welternährung zusehends und macht die verbleibenden unversehrten Agrarlandschaften zu einem noch wertvolleren Gut.

Die folgenden Kapitel wollen einen Überblick über das Ausmaß des Ressourcenschwunds geben. Wir beginnen mit dem Boden, der neuerdings mit spektakulären Ereignissen auf seine angegriffene Gesundheit aufmerksam macht. In Wirklichkeit handelt es sich beim Bodenschwund jedoch um eine chronische Krankheit, die langsam voranschreitet und tödlich endet.

EROSION DURCH WIND UND WASSER

Ein Symptom der dramatischen Erkrankung unseres Bodens zeigte sich am 8. April 2011 in Mecklenburg-Vorpommern, als bereits der übliche Wochenendverkehr über die Autobahn A 19 rollte.

An diesem Freitag zieht ein Sturm über Mecklenburg-Vorpommern. Auf den leeren Äckern um Kavelstorf ist nach langer Trockenheit mittlerweile jeder Halt verloren gegangen. Der Sturm wirbelt den Boden auf und bläst ihn in Richtung Autobahn. In einer Senke zwischen der Anschlussstellen Kavelstorf und Laage, südlich von Rostock, ballt sich die Bodenwolke zu einer Wand zusammen und versperrt um 12.50 Uhr auf der A 19 jegliche Sicht. Dumpfes Krachen, Feuer, Explosionen – innerhalb von Sekunden stockt der Strom der Reisenden. Als sich die Wolke auflöst, bietet sich ein Bild des Entsetzens: 80 Autos rasten ineinander, 30 gingen in Flammen auf. Acht Menschen starben, 131 wurden verletzt. »Das ist der schlimmste Verkehrsunfall, den Mecklenburg-Vorpommern je erlebt hat«, so die Sprecherin der Polizei.

Für Dr. Monika Frielinghaus, Forscherin am Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung und Mitglied der Deutschen Bodenkundlichen Gesellschaft, war dies vorhersehbar.1 Sie weiß, dass Äcker ohne Grün in einer Jahreszeit, in der es wenig regnet und viel Wind weht, auf Reisen gehen. Winderosion sei für den Landstrich in Mecklenburg-Vorpommern nichts Ungewöhnliches.

Ungewöhnlich sei nur, dass niemand daraus bisher die richtigen Konsequenzen gezogen habe. Weder die Bauern, die ihre Äcker schon seit Langem zu dieser Jahreszeit ungeschützt liegen lassen, weil sie immer mehr Mais für Biogasanlagen anbauen, noch die Straßenplaner, die mit Hecken oder Wällen den Wind brechen müssten. Beides sei nicht geschehen, trotz Warnung aus der Wissenschaft.

Den Unwillen zuzuhören erlebt nicht nur Monika Frielinghaus, die Bodenforscherin aus Müncheberg. Wenn es um den Boden geht, machen Landwirte seit Generationen die gleichen Fehler und verlieren darüber immer mehr an Ackerkrume. Solange sich aber die entstehenden Defizite durch mehr Dünger ausgleichen lassen, scheint die Erkenntnis, dass der Boden äußerst anfällig ist, in den Reihen der Praktiker nicht zu fruchten.

Auch die Bereitschaft, aus der Geschichte zu lernen, scheint nicht groß. Denn was sich in Kavelstorf ereignete, hat historische Parallelen, aus denen die industrielle Agrarkultur hätte lernen können. Welche Risiken die moderne Landwirtschaft für den Boden mit sich brachte, erlebten die Menschen zum ersten Mal in einem spektakulären Schauspiel, das sich in den 1930er-Jahren im Mittleren Westen der USA abspielte. Es ging unter dem Namen »The Oklahoma Dust Bowl« in die Annalen ein.

Am 9. Mai 1934 fegte der Wind über Montana, Wyoming und Dakota in Richtung Osten. Die Prärie lag offen da, die Felder waren bestellt, aber es hatte lange nicht geregnet. Die staubtrockenen Äcker flogen davon. Der Wind blies mit über 100 Kilometer pro Stunde und riss mehr als 300000 Tonnen fruchtbaren Boden mit sich. Die Staubwolken waren so dicht, dass über Buffalo im Staat New York kein Licht mehr den Tag erhellte. Eine riesige braune Wolke konnte weit vom Atlantik aus gesehen werden, als der Boden der Prärie Boston und Washington erreichte. Die Existenz von Hunderttausenden Siedlern im Mittleren Westen der USA war ruiniert.

Weltweit fliegt Boden auf einem Gebiet von 550 Millionen Hektar davon. Mehr als das 40-Fache der deutschen Ackerfläche. Besonders stark betroffen sind Asien und Afrika. Dort verschwindet im Jahr ein Vielfaches von dem, was sich an Boden neu bilden kann. Der Grund ist immer gleich: falsche Bewirtschaftung.

Neben dem Wind reißt der Regen große Lücken in die Ackerböden. Auch dieses Phänomen ist historisch belegt und weithin bekannt, es bietet aber ebenfalls keinen Anlass zum Nachdenken. Das demonstrativste Beispiel dafür ist der Gelbe Fluss in China, der Huanghe.

Wer schon einmal an seinem Ufer gestanden hat, fragt sich, woher diese ockerbraune Brühe ihre Farbe bekommt. Sie stammt aus dem Herzen Chinas, vom Löss-Plateau mit über 600000 Quadratkilometer Größe. Die Landschaft dort ist von tiefen Canyons durchzogen, den Erosionsfurchen, durch die der Regen den fruchtbaren Boden abtransportiert.

Schuld daran ist auch hier die Bewirtschaftung. Heute trägt der Gelbe Fluss mit jedem Kubikmeter Wasser 34 Kilogramm Löss und Schwemmsand fort. Das sind jährlich circa 1,6 Milliarden Tonnen. So verliert Chinas Kornkammer immer mehr ihrer einst sagenhaften Fruchtbarkeit.2

Bruce Wilkinson, Geologe an der Universität von Michigan, untersuchte die Überreste urzeitlicher Schwemmlandschaften auf die Frage hin, wie viel Boden heute und wie viel vor unserer Zeit von der Natur abgetragen wurde. Seine Antwort fiel bestürzend aus. Der durchschnittliche Bodenverlust lag in den 500 Millionen Jahren vor dem Erscheinen des Homo sapiens auf unserem Planeten bei 2,5 Zentimeter in jedem Jahrtausend. Heute reichen 40 Jahre, um die gleiche Menge Boden vom Acker zu schaffen.3

David Pimentel forscht als Professor für Bodenkunde an der Cornell University, New York. »Warum gelangt dieser Bodenverlust nicht auf die Tagesordnung der Weltpolitik?«, fragt er eher rhetorisch. Er weiß nur zu genau, dass nicht einmal die Bauern reagieren, wenn ihnen der Boden unter den Füßen schwindet, weil sie es nicht wahrnehmen. Denn den Alltag der Erosion bilden weder die Staubwolke der Oklahoma Dust Bowl noch der Gelbe Fluss, der Alltag spielt sich im Millimeterbereich ab. Ein Sturzregen hier, ein Windstoß dort, wenn 1 Millimeter Boden nachts von Wind oder Wasser davongetragen wird, dann fällt das gar nicht auf. Aber wehe, wenn man alles zusammenrechnet. In Asien, Afrika und Südamerika liegen die jährlichen Verluste bei 30 bis 40 Tonnen pro Hektar. Das ist 30- bis 40-mal mehr, als die Natur von sich aus wieder herstellen kann. Denn Boden hat einen langen »Produktionszyklus«. Die Bodenschicht, von der wir leben, ist durchschnittlich 150 Millimeter dick. Und um sie zu ersetzen, benötigt die Natur rund 1500 Jahre oder 50 Generationen. Für den Bodenkundler David Pimentel steht fest: »So schnell, wie wir den Boden zerstören, kann die Natur ihn nicht ersetzen. Darauf ist sie nicht eingestellt, das müssen wir begreifen.«4

Und es gibt Böden auf der Welt, da gehen die Erneuerungsraten gegen null. Sie stammen alle aus den Überresten des urzeitlichen Gondwana-Kontinents und liegen heute in Australien, Südafrika, Indien und Südamerika. Hier führt jeder Verlust zur unwiederbringlichen Entwertung.5

Die weltweite Bodenerosion könnte auf mehr hindeuten als nur auf Landverlust. Für den amerikanischen Bodenforscher David R. Montgomery entspricht der Zustand des Bodens dem Zustand der jeweiligen Zivilisation. Seine Forschungen führen weit zurück ins Griechenland der Antike. In dessen fruchtbaren Böden lag einst für Platon eine Erklärung dafür, dass in Hellas überhaupt Städte entstanden. Sie brauchten ein produktives Umland, das ihre Bewohner ernährte. Aber mit dem Bevölkerungswachstum war das Ende der Fruchtbarkeit vorprogrammiert. Um mehr Menschen ernähren zu können, wanderten die griechischen Bauern mit ihren Feldern aus den Tälern an die Hänge der Berge. Und der Pflug sorgte dafür, dass der Boden Wind und Wetter ausgeliefert war. Was damals an Erde hinab ins Tal geschwemmt wurde, lässt sich heute noch messen. Eine bis zu 90 Zentimeter dicke Humusschicht, so stellte Montgomery fest, ging an den Hängen des griechischen Hochlands verloren. Dieser Bodenverlust markierte das Ende des griechischen Zeitalters.

Das Römische Imperium stürzte aus geologischer Sicht ebenfalls über seinen Umgang mit dem Boden. Als die Römische Republik Ende des 6. Jahrhunderts v. Chr. gegründet wurde, lagen die römischen Äcker noch in Mittelitalien und galten als äußerst fruchtbar. Die frühen römischen Bauern bewirtschafteten ihre Felder per Hand, erst mit der Einführung des Pflugs begann auch hier der Niedergang. Pro Jahrhundert kostete die römische Wirtschaftsweise das Land 10 Zentimeter Ackerkrume. Dass der frühere Hafen Roms in Ostia heute kilometerweit von der Küste entfernt liegt, ist nichts anderes als die Folge der Bodenerosion am Lauf des Tibers zu Zeiten des Römischen Reichs.6

Inwieweit der Verlust der Bodenfruchtbarkeit zum Ende des Römischen Reichs beigetragen hat, ist nicht endgültig geklärt. Aber dass der Niedergang von Kulturen mit dem Niedergang ihres Nutzlandes einhergeht, lässt sich nicht von der Hand weisen. Im Fall von Griechenland und Rom vollzog sich dieser schleichende Prozess innerhalb von rund neun Jahrhunderten.

DAS SALZ DER ERDE

Die moderne Landwirtschaft scheint in der Frage des Niedergangs »effektiver« vorzugehen. Sie greift den Boden nicht nur mit dem Pflug an, sondern auch mit Bewässerungsanlagen. In Indien und Australien, in China und Amerika, in Afrika und Asien, überall, wo die Sonne brennt, versuchen die Bauern mit künstlichem Regen der Natur nachzuhelfen. Doch das fördert auf lange Sicht nur eines: die Versalzung. Denn Wasser, das in den Boden eindringt, löst Mineralien und Salze. Das soll es auch, schließlich können die Wurzeln der Pflanzen nur so die notwendigen Nährstoffe aufnehmen. Wenn aber die Sonne den Boden aufheizt, zieht sie das Wasser an die Oberfläche, bevor die Wurzeln es nutzen können, und es verdunstet. Zurück bleibt das pure Salz.

Was dieser Effekt anrichtet, bekommen die Farmer in der Kornkammer Australiens längst zu spüren. Das Murray-Darling-Becken versalzt. Da das Verfahren bereits seit fast einem Jahrhundert praktiziert wird, hat das Salz eine Konzentration erreicht, die immer deutlicher auf die Ernten durchschlägt. Schon denkt Australien laut darüber nach, Neuland zu erschließen, zum Beispiel auf Tasmanien. Denn irgendwann wird es sich nicht mehr lohnen, Weizen, Mais oder Raps im Murray-Darling-Becken anzubauen, weil der Boden versalzen ist.7

Das Salzproblem ist kein australisches Phänomen, auch in den USA, Indien, Ägypten, im Irak, auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion und in Afrika drohen landwirtschaftliche Flächen dem Salz zum Opfer zu fallen. Schuld daran ist auch hier die künstliche Bewässerung. Sie nimmt immer weiter zu. Zur Beginn des Jahrhunderts werden weltweit 268 Millionen Hektar künstlich mit Wasser versorgt, das entspricht 18 Prozent der gesamten Ackerfläche. Der künstliche Regen macht doppelte und dreifache Ernten möglich, sodass auf diesen 18 Prozent des fruchtbaren Landes 40 Prozent der Nahrungsmittel erzeugt werden – aber eine Zukunft hat diese Produktivität nicht.8

Die Versalzung bedroht mittlerweile ein Drittel aller Äcker weltweit, der kurzfristige Segen der Bewässerung wird langfristig zum Fluch. Diesen Verlust von fruchtbarem Boden stufte der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen bereits 1994 als ebenso bedrohlich ein wie den Klimawandel und den Verlust biologischer Vielfalt.9

Es wird eng für die menschliche Ernährung. Tony Fischer vom Australian Centre for International Agricultural Research in Canberra kam schon 1991 zu dem Ergebnis, dass mehr als ein Drittel unserer Ackerböden ihre Fruchtbarkeit teilweise oder ganz verloren haben.10

Wenn man diesen Trend mit den Verlusten der vergangenen 20 Jahre fortschreibt, wo steht die Welt dann heute? Wir wissen nicht genau, wie viel Boden wir noch für unser täglich Brot zur Verfügung haben. Wir wissen nur, dass wir immer mehr davon einbüßen. Die Umweltagentur der Vereinten Nationen lehrt uns in ihrer Weltkarte der Bodengesundheit, dass Ackerland dort am schnellsten verloren geht, wo es in Zukunft am nötigsten gebraucht wird. Ungesunde rote und orange Flecken breiten sich aus, wo die Bevölkerung am schnellsten wächst, in Afrika und Lateinamerika, in Indien und China. Zwei Drittel der Bauern in den Entwicklungsländern plagen sich auf ausgezehrten Böden.11

Wie lange werden unsere Bodenvorräte ausreichen, um eine wachsende Weltbevölkerung zu ernähren? Tatsache ist: Pro Kopf schrumpfen die Vorräte seit Jahren. In den Ländern des Südens schneller als in den Industriestaaten und auch dramatischer. Waren es in den 1960er-Jahren noch 0,44 Hektar Boden pro Kopf, so verringerte sich diese Fläche bis zum Jahr 2000 auf 0,22 Hektar, und bis 2050 wird sie sich auf 0,15 Hektar belaufen. Allerdings nur, wenn die weltweit verfügbare Fläche an fruchtbarem Land größenmäßig auf dem Niveau des Jahres 2000 bleibt.12

Doch Erosion und Salz sprechen dagegen. Und es gibt mindestens drei weitere Gründe, die die Bodenvorräte schneller schrumpfen lassen werden als bisher angenommen: der Landhunger von Städten und Industrie, die schwindenden Wasserreservoirs und der absehbare Mangel an Dünger.

STÄDTE, STRASSEN UND INDUSTRIE

Der Bau von Städten, Straßen und Industrieanlagen findet vor allem in den fruchtbaren Regionen der Welt statt und sorgt so für weitere Landverluste. Städte wurden bevorzugt dort gebaut, wo die Versorgung sicher war, in fruchtbaren Tälern – und das ist bis heute die Tücke der Stadtentwicklung, wie das Beispiel der ägyptischen Hauptstadt im Niltal zeigt.13

Zu Beginn der 50er Jahre lebten in Kairo knapp 3 Millionen Menschen. Heute sind es laut offiziellen Angaben 17 Millionen. Das allein wären schon fast so viele Einwohner wie in ganz Nordrhein-Westfalen auf einer Fläche, die der von Köln entspricht. Dabei sind die 17 Millionen nur eine statistische Größe. Tatsächlich gibt es riesige, sogenannte informelle Stadtgebiete. Die Bewohner haben sich nie bei irgendeiner Behörde gemeldet. Experten schätzen deshalb, dass mindestens 20 Millionen Menschen in der Metropole wohnen. Viele jedoch am Rande dessen, was wir unter Wohnen verstehen.

Kairo ist kein Einzelfall, in den Megastädten aller Schwellenländer frisst die Besiedelung das Umland. Wenn man nur die bis zur Jahrtausendwende bebauten Flächen weltweit zusammenrechnet, kommt eine Größe von 4,75 Millionen Quadratkilometern zustande. Das entspricht der Hälfte der Staatsfläche der Vereinigten Staaten oder Chinas. Doch die Rechnung berücksichtigt nur den städtischen Kern.14

Hinzu kommen die Versorgungsgürtel der Megastädte mit Fabriken, Schulen, Dienstleistungsunternehmen. Sie nehmen weltweit noch einmal 20000 bis 40000 Quadratkilometer ein. Und rechnet man das weitere Einzugsgebiet mit Erholungsregionen, Sport- und Landschaftsparks, Golfplätzen und Reitställen hinzu, dann verschlingen die zukünftigen Städte unter dem Strich noch einmal das Drei- bis Zehnfache des städtischen Kerns. Boden, der in der Regel zu dem Fruchtbarsten gehört, was ein Land zu bieten hat.

Wenn hierfür Ersatz gesucht werden müsste, so dürfte der Bedarf bei einem Vielfachen der versiegelten und ungenutzten Flächen liegen. Denn häufig stehen in solchen Fällen nur weniger wertvolle Böden zur Verfügung. Der Australier Julian Cribb rechnet damit, dass 5 bis 10 Hektar als Ersatzland für 1 Hektar asphaltierter oder betonierter Fruchtbarkeit neu erschlossen werden müssten.15

Die Erfahrung zeigt, dass auf dem Weg in die Industriegesellschaft ungefähr 40 Hektar Land je 1000 Einwohner auf der Strecke bleiben. Wenn die Weltbevölkerung bis 2030 weiter wächst, wird der Landverbrauch rasant zunehmen. Experten der FAO schätzen, dass allein für Wohnen und Arbeiten Bodenreserven von 100 Millionen Hektar verbraucht werden. Zum Vergleich: In den vergangenen 20 Jahren verschwanden »nur« 2 Millionen Hektar unter dem Beton neuer Stadtlandschaften.16

Neben der bloßen Flächenkonkurrenz zeichnet sich eine zweite Rivalität zwischen den Städten und der Landwirtschaft in ihrem Umland ab. Es ist der Kampf um das knapper werdende Wasser.

KAMPF UM WASSER

Trinkbares Wasser wird zu einem der knappsten Güter angesichts einer wachsenden Bevölkerung. Rund 3800 Kubikkilometer Wasser standen im Jahr 2010 für den Durst der Welt zur Verfügung. Der größte Teil (70 Prozent) fließt auf die Felder der Bewässerungslandwirtschaft, besonders in den Ländern des Südens. Die Industrie beansprucht 20 Prozent, und für die Menschen bleiben 10 Prozent des globalen Wasservorrats. Allein China und Indien verbrauchen zusammen ein Drittel der Weltwasserförderung.

Jährlich wächst die Nachfrage nach Wasser weltweit um rund 60 Milliarden Kubikmeter. Bis zur Mitte des Jahrhunderts dürfte das den globalen Wasserverbrauch auf 6000 Kubikkilometer Wasser in die Höhe treiben. Dies besonders in Asien, wo die Bevölkerung bis 2050 um 1 Milliarde auf 4,2 Milliarden Menschen wachsen wird. Der Wasserbedarf wächst mit und erreicht dort zusätzliche 3000 Kubikkilometer, was dann die Hälfte des Weltverbrauchs ausmachen wird.17

Betroffen davon sind vor allem die großen Flusslandschaften, die Täler des Gelben Flusses und des Perlflusses in China, des Indus, aber auch die Flusssysteme von Nil, Mississippi, Euphrat und Tigris. Hier werden die Pumpen mehr als 100 Kubikkilometer Wasser pro Jahr zusätzlich fördern müssen. Noch weit mehr, nämlich 200 Kubikkilometer Wasser an zusätzlichem Bedarf, werden an Jangtsekiang und Ganges vorhergesagt.18 Vor allem die Bewässerungslandwirtschaft treibt diesen Mehrverbrauch voran.

In erster Linie im Mittleren Osten und in Afrika südlich der Sahara rechnen die Hydrologen mit dramatisch wachsendem Durst. Wegen der schnell zunehmenden Bevölkerung wird der Bedarf dort voraussichtlich bis zur Mitte des Jahrhunderts um das Acht- bis Zehnfache steigen.

Für 50 Prozent des globalen Wasserreservoirs meldet die Welternährungsorganisation aber heute schon »Wasserstress«. Dabei ziehen sich die Hotspots für zukünftige Wasserkonflikte wie ein Gürtel rund um den Globus. Vom Westen der USA, wo der Colorado River bis auf den letzten Tropfen von Landwirtschaft und Industrie ausgewrungen wird, über den Aralsee, der noch vor 40 Jahren der viertgrößte Binnensee der Erde war und heute zu fast 80 Prozent ausgetrocknet ist, bis nach Nordafrika, wo fast alle Staaten von einem gemeinsamen Grundwasserreservoir leben, dessen Ende absehbar ist. Gleiches gilt für Indien und Bangladesch, wo mehr als 1 Million Pedalpumpen bereits so viel Grundwasser abgepumpt haben, dass schon Arsen, das natürlich in tieferen Erdschichten vorkommt, mit an die Oberfläche gespült wird. Das rote Band erreicht schließlich China, dessen Norden immer mehr Wasser für seine Felder bräuchte, aber auf immer weniger zurückgreifen kann. Auch hier wachsen die Konflikte, denn was in den großen Flüssen durch das Reich der Mitte fließt, muss unter immer mehr Interessenten aufgeteilt werden. Die Landwirtschaft bekommt den Rest, und der geht in den nördlichen Teilen des Landes vielfach gegen null.

In China könnte die Wasserfrage zukünftig zu einer Frage der nationalen Sicherheit werden. Ursache sind die großen Unterschiede zwischen dem regenreichen Südosten und dem trockenen Nordwesten des Landes. Noch liegt die durchschnittliche Wasserversorgung mit 2100 Kubikmetern pro Kopf und Jahr deutlich über der Warnschwelle der FAO.

Wer aber im Februar 2009 den Nordwesten des Landes besuchte, konnte mit eigenen Augen sehen, dass Durchschnittswerte für die chinesische Wirklichkeit hier längst nicht mehr zutreffen. Bauern hocken kopfschüttelnd in ihren Reisfeldern und halten in der Hand, was die Trockenheit von ihren Reispflanzen übrig gelassen hat. Eine solche Dürre haben sie noch nicht erlebt. Eigentlich sollten die Felder im Februar in üppigem Grün leuchten, doch statt kräftiger Pflanzen trägt der staubtrockene Acker nur Stroh. Der Gelbe Fluss, aus dem sich in normalen Zeiten die Bewässerung speist, führt kaum noch Wasser. Die chinesische Regierung hat den Wassernotstand in 15 Provinzen ausgerufen. Besonders heftig hat es die Provinz Henan getroffen, die Kornkammer Chinas. Dort sind 10 Millionen Hektar Getreidefelder ohne Wasser. Von der schlimmsten Dürre seit 60 Jahren sprechen die Menschen.

Im Februar 2011 wiederholt sich das Szenario. Der Premier Chinas, Wen Jiabao, tritt vor die Presse und spricht von der katastrophalen Trockenheit, China müsse mit dem Schlimmsten rechnen. Diesmal sind acht Provinzen betroffen, in denen normalerweise mehr als 80 Prozent des Getreides im Land geerntet werden. Im zweitgrößten Anbaugebiet, in Shandong, reden die Bauern von der längsten Dürreperiode seit 200 Jahren. »Die Situation könnte kritisch werden«, meldet das Frühwarnsystem der FAO.19 Der Wassernotstand droht.

Zur Entlastung des Nordens plant die Regierung ein Kanalsystem, das das Wasser des größten Flusses Chinas umleiten soll, um damit Peking und sein Umland zu versorgen. Die Stadt leidet unter chronischem Wasserstress. Doch Peking exportiert mit der Umleitung des Jangtsekiang sein Wasserproblem in die flussabwärts liegenden Provinzen. Auch wenn dies heute am Reißbrett der Wasserbautechniker noch keine Fragen aufwirft, weil der Jangtse derzeit noch genügend Wasser führt, so wird sich das doch zukünftig ändern.

Die wachsenden Städte und die Industrie am Fluss verbrauchen mehr Wasser, gleichzeitig wird die steigende Erderwärmung zu höherem Bedarf in der Bewässerungslandwirtschaft führen. Hinzu kommt, dass voraussichtlich Gletscher im Himalaja abschmelzen werden, die bisher einen Teil des Jangtse-Wassers speisen. Die Frage, wer in Zukunft wie viel aus den Fluten des Jangtsekiang schöpfen darf, ist ungelöst. Konflikte zwischen den Provinzen, aber auch innerhalb der Provinzen Chinas, deuten sich an.

Die gleiche Frage stellt sich in Indien, wo der Indus den Osten des Landes versorgt. Auch er könnte eines Tages weit weniger Wasser führen als heute, weil seine Quellen im Himalaja versiegen, gleichzeitig werden aber immer mehr Menschen an seinen Ufern leben und ackern. Die Bevölkerung Indiens wächst schnell und ihre Zahl wird die Chinas zum Ende des Jahrhunderts deutlich übersteigen.20

Im Nahen Osten droht Ähnliches im Becken von Euphrat und Tigris. Hier versiegen die Flüsse nicht, weil die Gletscher schmelzen, sondern weil ihr Wasser nach politischen Kräfteverhältnissen ungleich verteilt wird. Es geht um das größte Wasserprojekt der Region, das Südostanatolien-Projekt, in der Türkei als Güneydoğu Anadolu Projesi (GAP) bekannt.

Seit alters war der Zugriff auf das Wasser von Euphrat und Tigris umstritten, denn insgesamt drei Staaten, die Türkei, Syrien und der Irak, können Ansprüche auf das Wasser der Flüsse geltend machen. Aber das Recht nahm sich in diesem Fall der Stärkste, die Türkei. Mit dem Argument, die Quellen beider Flüsse lägen auf türkischem Gebiet, forderte der türkische Staatspräsident Demirel 1993 den größten Teil für die Türkei und erklärte: »Mit dem Wasser ist es wie mit dem Öl. Wer an der Quelle sitzt, hat ein Recht darauf, das ihm niemand streitig machen kann.«

Mit diesem Jahrhundertprojekt mache sich die Türkei zum »Wassermonopolisten« im Mittleren und Nahen Osten, urteilt der Wasserforscher Jörg Barandat.21

Auch am Nil spitzen sich Nutzungskonflikte zwischen mehreren Staaten zu. Das Wasser des Nils ist eigentlich schon seit 1929 durch das Nilwasser-Übereinkommen aufgeteilt. Die damalige Kolonialmacht England hatte Ägypten den größten Teil (55 Milliarden Kubikmeter) zugesprochen. Einen wesentlich kleineren Teil (18 Milliarden Kubikmeter) sollte der Sudan nutzen dürfen. Damit waren 87 Prozent des Flusswassers verteilt. Die übrigen Staaten am Nil sollten sich mit den Rest zufriedengeben. Doch im Jahr 2010 wendete sich das Blatt. Die bisher rechtlosen Staaten am Oberlauf des Flusses trafen ihr eigenes Abkommen. Äthiopien, Uganda, Ruanda und Tansania teilten das Wasser des Nils nach ihren Interessen auf, auch Kenia will dem Vertrag zustimmen.

Hinter dieser Neuverteilung stehen der Bevölkerungsdruck in den beteiligten Ländern und die neuen Landeigentümer, die sich neben ihrem Recht auf Land nun auch das Recht auf Wasser sichern wollen. Der Konflikt könnte eskalieren, wenn den Beschlüssen Taten folgen und Stauwerke und Bewässerungskanäle gebaut werden. Denn Ägypten ist auf das Nilwasser angewiesen. Es ist heute schon nicht in der Lage, seine 80 Millionen Bürger vom eigenen Boden zu ernähren, muss 18 Millionen Tonnen Weizen pro Jahr importieren und gehört damit zu den größten Weizenimporteuren der Welt. Das Nilwasser reicht gerade, um den Rest an Selbstversorgung zu sichern. Doch bald wird das nicht mehr möglich sein. Denn die Bevölkerung wächst, und das nicht nur im Schatten der Pyramiden, sondern auch am Oberlauf des Nils im Sudan und in Äthiopien.

Rechnet man alle derzeit mit Verträgen an den Fluss gebundenen Staaten zusammen, ergibt sich eine Bevölkerungszahl von 330 Millionen (2009). Die Vereinten Nationen gehen in ihren Prognosen davon aus, dass sich diese Zahl bis 2050 verdoppelt. Das wäre innerhalb von 40 Jahren ein Zuwachs von 330 Millionen Kindern, Frauen und Männern, die dann vom Wasser des Nils leben wollen.22

Ein ernst zu nehmendes Konfliktpotenzial, noch dadurch verstärkt, dass seit 2008 Südkorea, Indien, China und die Golfstaaten am oberen Nil Fuß gefasst haben. Auch sie beanspruchen das Wasser des Flusses für ihre jüngst erworbenen Latifundien. Damit liefern der Nil und sein Wasser politischen Sprengstoff für die kommenden Jahrzehnte.23

Das zeichnet sich am unteren Nil schon ab. Die ägyptische Wasserbehörde streicht Bauern ihre Ration, wie im Fall von Hajid Gnedi. Er gehört zu den Landbesitzern im Nildelta und hat seine 5 Hektar an acht Fellachen verpachtet, die darauf im Sommer Baumwolle, Reis und Mais anbauen und im Winter Zuckerrüben, Klee und Weizen. Nur noch vier Tage komme das Wasser für seine Felder, dann sechs Tage nicht – das reiche nicht aus für seine Pächter. Großbauer Hajid Gnedi ist aufgebracht, nicht gegen die ägyptische Regierung, sondern gegen die Staaten am Oberlauf des Nils, gegen Äthiopien und Uganda, die jetzt schon viel mehr Nilwasser abzweigten, als ihnen zustehe, schimpft er.24

Die Lage am Fluss spitzt sich zu. Der politische Umbruch im Land könnte die Missstimmung leicht in Aggression verwandeln, wenn ägyptische Bauern erstmals wirklich auf dem Trockenen sitzen sollten.

Nicht immer ist es das Wasser der Flüsse, das hier für Spannungen sorgt, ein noch drängenderes Problem stellt das Wasser im Untergrund dar. In vielen Fällen kann es nur einmal genutzt werden, weil sich die Speicher nicht wieder auffüllen. Dort, wo es heute noch für grüne Ebenen sorgt, könnte morgen schon Wüste sein.

Die Weltkarte der Grundwasservorräte zeichnet die Lage in Mauretanien, Tunesien, Algerien, Libyen, Ägypten, auf der arabischen Halbinsel sowie im Iran und in Pakistan in äußerst düsteren Farben.25 Von Nordafrika bis zum Iran und bis Indien wird mehr Wasser aus dem Untergrund gepumpt, als sich durch Regen erneuern kann.

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts leben schon 42 Staaten der Welt über ihre Verhältnisse, was den Wasserverbrauch betrifft. Diese Staaten sind die zukünftigen Brennpunkte einer Weltwasserkrise. Neben dem Nahen Osten gehören auch Indien und China dazu.

In Indien drohen interne Konflikte, weil die unkontrollierte Ausbeutung des Grundwassers teilweise schon heute die Wasserversorgung gefährdet, wie der Wassernotstand um Neu-Delhi zeigt. Die theoretisch verfügbare Gesamtwassermenge von 1500 Kubikmeter jährlich pro Kopf liegt hier bereits unter dem Mindestwert, den die FAO ermittelt hat. Um ein menschenwürdiges Leben führen zu können, hält die Weltorganisation 1750 Kubikmeter Wasser im Jahr für notwendig.26

Mit einem vorhersehbaren Bevölkerungswachstum Indiens von derzeit rund 1,2 auf 1,7 Milliarden Menschen bis 2025 droht weitere Verknappung. Ein Rückgang pro Kopf auf das Niveau eines Wüstenstaates wie Algerien, und damit weit unter die Notstandsschwelle der Weltbank von 1000 Kubikmetern, ist zu befürchten. Damit dürften die inneren Spannungen in Indien zunehmen, ebenso wie in China.

Der Kampf um Wasser wird, so die Einschätzung der Experten, zur zentralen Herausforderung des 21. Jahrhunderts. Er verschärft die Lage auf den Bodenmärkten genauso wie das Problem der Erosion, die sich ausbreitende Versalzung, der Flächenfraß durch Städte und Industrien. Hinzu kommt ein Stressfaktor, der bisher noch gar nicht von den Radarschirmen der Zukunftsforscher erfasst wurde – der Mangel an preiswertem Dünger. Nach 100 Jahren intensiver Landwirtschaft geht dem Hochleistungssystem der Treibstoff aus oder er wird so knapp, dass er für viele Bauern unerschwinglich werden könnte. Ohne künstlichen Dünger jedoch werden die hohen Erträge auf den Äckern der Welt in sich zusammenbrechen.

MANGEL AN DÜNGER

Wie es sich mit einer Landwirtschaft ohne den Treibstoff des industriellen Zeitalters lebt, zeigt ein Blick zurück in die Zeit, als es noch keine künstlichen Düngemittel gab. Lang ist es nicht her, das 19. Jahrhundert, in dem Justus von Liebig geboren wurde und Thomas Malthus starb.

Es war eine Zeit, als der Hunger allzu oft den Alltag in Europa bestimmte und steigende Nahrungsmittelpreise die Bevölkerung vielerorts an den Rand des Abgrunds brachten. Selbst wer Arbeit hatte, wurde kaum satt, der Brotpreis kletterte im 19. Jahrhundert immer höher. So stiegen die Ausgaben für die Ernährung einer fünfköpfigen Familie zu jener Zeit von 78 auf 86 Prozent des Einkommens.27 Zum Vergleich: Im Jahr 2009 lagen die Ausgaben für die Ernährung in einem durchschnittlichen deutschen Arbeitnehmerhaushalt bei rund 11 Prozent des Einkommens.

Thomas Malthus, Professor für Geschichte und politische Ökonomie, schrieb 1798 seinen Essay on the Principle of Population. Er legte dar, dass die wachsende Bevölkerung in Zukunft mit immer weniger Lebensmittel pro Kopf auskommen müsse. Denn nach seinen Berechnungen wuchs die Bevölkerung weit schneller als die Ernten. Die Konsequenz waren steigende Preise. Und weil die nicht von den Löhnen aufgefangen wurden, hielt Malthus die fortschreitende Verelendung der Bevölkerung für unausweichlich.

Die Verhältnisse gaben ihm recht. Die Zahl der Menschen erreichte um 1800 die Schwelle von einer Milliarde und stieg in der Folge weiter steil an. Doch die Ackerflächen nahmen nicht zu, im Gegenteil. Sie laugten aus, weil die wachsende Stadtbevölkerung immer mehr Nahrung verlangte. Immer mehr Nährstoffe aus dem Boden wurden mit Getreide und Kartoffeln in die Städte geschafft, ohne dass die Reserven auf den Äckern wieder aufgefüllt wurden. Dieser Nährstoffabfluss bewirkte in England einen chronischen Phosphatmangel der Ackerböden. Nur die Entdeckung von Guano als Phosphatdünger bewahrte die Insel vor Schlimmerem. Aber es reichte noch nicht, um genügend Nahrung für die wachsende Bevölkerung wachsen zu lassen. So entstand ein Getreidedefizit, das England durch Importe ausgleichen musste.28

Entspannung auf den Märkten trat erst ein, als die Lehren des Chemikers Justus von Liebig ab 1860 auf den Feldern umgesetzt wurden. Er hatte entdeckt, dass sich Pflanzen von mineralischen Stoffen ernähren, von Phosphaten, Kali- und Magnesiumsalzen, Kalk, Sulfaten, Ammoniaksalzen und Nitraten. Und dass diese Stoffe in einem bestimmten Verhältnis zueinander stehen müssen, wenn die Pflanzen gut gedeihen sollen. Mangelt es nur an einem einzigen Stoff, nützt auch ein Übermaß an anderen nicht, die Pflanzen verweigern Wachstum und Früchte. Was es mit dem notwendigen Minimum an Stoffen genau auf sich hat, war die entscheidende Erkenntnis Liebigs.

Der Stickstoffdünger wurde ab 1920 zum zentralen Treibstoff der industriellen Landwirtschaft. Seit seiner Einführung konnten sich die Ernten unabhängig vom Mist und Dung der Viehwirtschaft entwickeln. Zunächst kam der Stickstoff in Form von Guano, der nichts anderes als Vogelmist war, aus Südamerika per Schiff nach Europa. Die Lagerstätten waren jedoch begrenzt. Erst als man eine Technik gefunden hatte, mit der sich Stickstoff aus der Luft in fester Form binden ließ, begann die hohe Zeit der künstlichen Düngung.

Wenn die Landwirtschaft heute ohne Stickstoffdünger arbeiten müsste, würden wir rund 170 Prozent mehr Ackerland benötigen, um die Teller von 7 Milliarden Menschen zu füllen.29

Der massenhafte Einsatz von Stickstoffdünger hängt jedoch vom Preis für Energie ab. Denn das technische Verfahren, das zur Herstellung von künstlichem Stickstoff verwendet wird, das Haber-Bosch-Verfahren, benötigt erhebliche Mengen Brennstoff. Um 1 Kilogramm Stickstoff aus der Luft zu binden, benötigte man den energetischen Gegenwert von 1 Liter Diesel.30 Umgerechnet werden auf deutschen Äckern pro Hektar allein für die Stickstoffdüngerproduktion 174 Liter Dieselkraftstoff aufgewendet. Das mag bei Ölpreisen von weniger als 50 US-Dollar pro Barrel erträglich sein. Bei einem zukünftigen Ölpreis von 200 US-Dollar und mehr pro Barrel wird es kritisch.

Die Spirale zwischen Energie- und Stickstoffpreis setzt zwangsläufig die Nahrungsmittelpreise weiter unter Druck und weckt neue Begehrlichkeiten auf Böden, die von Natur aus über eine solide Nährstoffbasis verfügen, wie die Schwarzerde- und Lössregionen der Welt. Verstärkt wird diese Entwicklung noch durch einen zweiten für das Wachstum der Pflanzen unabdingbaren Stoff, durch Phosphat.

Auch die Preise für Phosphat schießen seit 2006 in die Höhe, und zwar noch extremer als bei Stickstoff. Während die Tonne Rohphosphat, der Ausgangsstoff des Phosphatdüngers, 2006 für 44 US-Dollar zu kaufen war, explodierte der Preis in der Folge und erreichte im August 2008 das Allzeithoch von 430 US-Dollar, eine Steigerung um das 10-Fache.31

Der Preisverlauf zeigt, dass die Vorräte an Rohphosphat schrumpfen. Ihren genauen Umfang abzuschätzen ist nicht nur eine Rechenaufgabe, sondern auch eine Frage der Bewertung, denn in den Lagerstätten besitzt der Stoff eine sehr unterschiedliche Qualität. Was heute abgebaut wird, ist schon zweite Wahl. Der Anteil an Phosphat im Rohstoff liegt bei weniger als 50 Prozent, früher interessierten die Düngerwirtschaft nur Lager mit 70 Prozent Anteil oder mehr. Das zeigt das wachsende Interesse am Rohstoff, aber es macht auch deutlich, wie schwer es ist, genau abzuschätzen, wann die letzte Tonne geschürft sein wird.

Selbst das International Fertilizer Development Center mag sich nicht genau festlegen. In seiner Schätzung von 2010 geht es von 300 bis 400 Jahren aus, bis die Lagerstätten erschöpft sind. Das scheint eher taktisch begründet zu sein, denn wissenschaftliche Studien kommen zu wesentlich kürzeren Zeiträumen von 100 bis 125 Jahren.

Ob es nun 100 oder möglicherweise doch 400 Jahre sind, in denen die Welt noch auf Phosphatreserven zurückgreifen kann, ist für den Wissenschaftler Chris Dawson Spiegelfechterei. Entscheidend sei, so sagt er, dass wir nur noch in einem historisch gesehen sehr engen Zeitfenster einen Stoff zur Verfügung haben, von dem wir absolut abhängig sind und der durch keinen anderen ersetzt werden kann.

Für Dawson ist klar, dass auf dem Weg in die Zukunft Phosphat zum politischen Sprengstoff werden könnte. Denn Phosphatlagerstätten von größerem Umfang sind auf nur drei Staaten konzentriert. In den USA lagern noch 1,8 Milliarden Tonnen, in China 3,7 Milliarden, die ergiebigsten Lagerstätten mit 51 Milliarden Tonnen befinden sich aber in Marokko. Europa besitzt keine nennenswerten Vorkommen.32

Der Höhepunkt der Förderung könnte schon 2030 erreicht sein, prognostizieren die Rohstoffforscher an der Universität Sydney. »Die Zeiten billiger Düngemittel gehören der Vergangenheit an«, erklärt Dr. Dana Cordell vom Institute for Sustainable Futures. Und sie weiß, dass die Phosphatreserven nicht nur in ihrer Menge, sondern auch in ihrer Qualität weiter abnehmen werden.33

So könnte sich zwei Jahrhunderte nach Malthus seine Theorie doch noch bewahrheiten, die besagt, dass die Felder zu begrenzt sind, um eine immer weiter wachsende Weltbevölkerung zu ernähren.

Bis zur Mitte des Jahrhunderts wollen mehr als 9 Milliarden Menschen satt werden. Bei schwindenden Ressourcen führt uns das unweigerlich in ein Dilemma. Und die Lage verschärft sich noch durch die Entwicklung der Nachfrage nach mehr Fleisch und mehr Biosprit. Wie weit, das werden wir im folgenden Kapitel untersuchen.








Fleisch, Fisch und Biosprit. Der Bodenhunger wächst

Dem galoppierenden Bodenschwund steht ein wachsender Bodenbedarf gegenüber. Die Lust auf Fleisch hat gerade erst die Städte der Schwellen- und Entwicklungsländer erreicht und entfacht dort eine enorme Nachfrage nach Futtermitteln für die Mastfabriken. Schon heute verschlingen die Masttiere der Fleischindustrie die Erträge von einem Drittel der Ackerfläche weltweit. Hinzu kommt die Angst vor dem Ende des Rohöls. Nachwachsende Rohstoffe gelten als die großen Hoffnungsträger. Aber auch sie beanspruchen immer mehr Ackerfläche. In welchem Ausmaß Fleisch, Fisch und Biosprit den Run auf die Äcker der Welt vorantreiben, ist das Thema dieses Kapitels.

MEHR GETREIDE FÜR DEN TROG

Die Konkurrenz zwischen Trog und Teller wächst, schuld daran ist der weltweit zunehmende Hunger auf Fleisch und Fisch. Das schwergewichtige Vorbild gibt der Durchschnittsamerikaner mit einem Fleischkonsum von 130 Kilogramm pro Kopf ab. Mit rund 80 Kilogramm liegen die Europäer ebenfalls deutlich über dem Weltmittel von 40 Kilogramm.
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Steigerung des globalen Fleischkonsums 1961–2009 in Tonnen1

Am schnellsten nimmt die Lust auf Fleisch in China zu. Wachsende Städte, wachsende Einkommen und fallende Fleischpreise sorgen für einen wachsenden Zuspruch der Kundschaft, vor allem auf den Schweinemärkten. Fleisch, das bedeutet für Chinesen vor allem Schweinefleisch. Im Speckgürtel der Metropolen schießen immer mehr Mastfabriken aus dem Boden, die in ihrer Größe kaum Vorbilder kennen. Bis zu 100000 Schweine werden hier mit Importfutter aufgezogen und auf die Schlachtbänder geschickt. Und das ist noch nicht die Kapazitätsgrenze. Industrielle Mastanlagen, die 500000 Schweine im Jahr schlachtreif füttern, sind auf dem Weg vom Reißbrett in die Realität.

Chinas Bauern gewinnen nichts an dieser gigantischen Schweineschwemme. Im Gegenteil: Ihre Zeit als Schweinemäster ist abgelaufen. Drei oder vier Schweine mit Familienanschluss, das Modell hat ausgedient. Seit 1990 wendet sich der Schweinemarkt ab von den bauchbetonten Hausschweinen, die millionenfach in Dörfern und in den Hinterhöfen der Kleinstädte gehalten wurden, hin zu muskelbepackten Fleischhybriden, die nur in total kontrollierten Massenställen gedeihen. Nicht bäuerliche Handarbeit, sondern industrielle Fleischproduktion heißt das Etappenziel, das Peking auch für die kommenden fünf Jahre festgelegt hat und das planmäßig umgesetzt wird.

Das große Geschäft mit dem Schweinefleisch teilen sich einige wenige Konzerne. Von der Sau bis zum Mastschwein, vom Schlachthof bis zum Supermarkt – Chinas Schweineproduktion bildet eine weitgehend geschlossene Kette, von der Geburt bis zum Kühlregal, wo das Fleisch luftdicht abgepackt unter die Kundschaft gebracht wird, und dies zu einem konkurrenzlos niedrigen Preis. Dass die kleinbäuerlichen Schweinezüchter da nicht mehr mithalten können, ficht die Regierung nicht an. Sie setzt auf die Fließbandmast, denn ein niedriger Fleischpreis ist wichtig in einem Land, in dem das Schwein ganz oben auf der Speisekarte steht und die Löhne der Arbeiter eher am unteren Ende der Einkommensskala rangieren.

Der Schweinefleischpreis in China ist ein politischer Preis. Wer billiges Fleisch verspricht, dem gehören die Stimmen der Massen. Und die Massen sind empfindlich. Hunger auf Schweinefleisch birgt in China den Keim von Umsturz und Aufstand in sich. Deshalb haben die Regierenden in Peking auch für eine Reserve gesorgt, die weltweit ihresgleichen sucht: eine nationale Schweinefleischreserve. Sie soll die Versorgung auch in Krisenzeiten garantieren. Und Krisen sind am Fleischmarkt nicht mehr auszuschließen angesichts der zunehmenden Abhängigkeit von Futtermittelimporten. Schon 2010 wuchsen in chinesischen Ställen 660 Millionen Schweine auf. Geschlachtet wiegen sie mehr als 50 Millionen Tonnen, das ist die Hälfte dessen, was weltweit pro Jahr vom Schlachtband rollt.2

Die eigenen Ackerflächen reichen längst nicht mehr aus, um den Hunger der Schweine zu befriedigen. So stiegen seit der Jahrtausendwende innerhalb von nur zehn Jahren die Importe von Soja für die Schweinemast um das Hundertfache von 500000 Tonnen auf 50 Millionen. Und mit jedem neuen Maststall in China muss auch ein neues Frachtschiff mit Soja oder Mais in Brasilien oder den USA geordert werden.
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Chinas Sojabohnen-Produktion, Import und Export 1978–20083

Mittlerweile importiert China mehr Futtersoja als irgendein anderes Land der Welt. Sein Anteil am Welthandel liegt bei 58 Prozent. Die Herkunft des Sojas wechselt je nach Jahreszeit. Im Herbst landen US-Sojabohnen an, ab Mai kommt die Fracht aus Brasilien. Umgerechnet entsprechen die jährlichen Schiffsladungen mit Schweinefutter einer Ackerfläche (bei 3 Tonnen Ertrag pro Hektar) von rund 17 Millionen Hektar. Das ist mehr als die gesamte deutsche Ackerfläche von rund 13 Millionen Hektar.

Und der Futtermittelbedarf wird weiter steigen, denn der Fleischhunger in China wächst derzeit noch ungebremst. Neben Schweinefleisch erfreuen sich Rind- und Geflügelfleisch zunehmender Beliebtheit, die Prognosen liegen aktuell bei einem Plus von jährlich 12 Prozent.

Damit geht China als bevölkerungsreichstes Land der Erde auf einen Kurs, auf dem ihm schon bald Indien folgen könnte. Vom chinesischen Fleischkonsum ist Indien zwar heute noch weit entfernt, aber auch hier sorgen steigende Einkommen in der Mittelschicht für mehr Hunger auf Fleisch. Allerdings bevorzugen Inder Geflügelfleisch, was den Bedarf an Importgetreide nicht ganz so schnell nach oben treibt wie die Mast von Schweinen. Denn Geflügel verwertet das Kilogramm Getreide fast eins zu eins, während ein Schwein 4 Kilogramm Futter braucht, um 1 Kilogramm Fleisch zuzulegen. Angesichts der absoluten Zahlen ist dies für die Experten der FAO nur ein schwacher Trost, denn die Bevölkerung beider Staaten wird bis zur Mitte des Jahrhunderts von 2,4 (2008) auf mehr als 3,5 Milliarden Menschen anwachsen.
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Anteil von Fischfang und Aquakultur am Konsum 1970–20084

Nicht nur Rind, Schwein und Geflügel, auch Fisch wird in Zukunft von den Äckern der Welt gefüttert werden. Es gibt immer mehr Fischfarmen. Die FAO schätzt den globalen Zuwachs auf jährlich 9 Prozent, dreimal höher als in der Fleischindustrie. Der Konsum wächst besonders bei Fischen aus Teichen, Becken und Käfigen. Der steilste Anstieg der Verbrauchskurve ist in China zu beobachten (siehe Grafik). Bei einem so rasanten Wachstum kann die bisherige Futtergrundlage nicht mithalten. Sie kommt in Form von Fischmehl aus den Meeren der Welt, doch viele Fanggründe sind bedroht. Bereits 2006 galten drei Viertel der Weltfischbestände als überfischt oder völlig ausgebeutet.5

Etwa 70 Prozent der Teichkulturen liegen in China. Das Reich der Mitte ist damit heute der weltgrößte Fischproduzent. Der liebste Fisch der Chinesen ist der Karpfen. Er frisst Gras und gehört damit zu den Vegetariern unter den Fischen, außerdem ist er einfach zu halten und stellt, ähnlich wie das Hausschwein, keine großen Ansprüche an den Lebensraum.6

Auch unsere Raubfische, wie Lachs, Wolfsbarsch oder Kabeljau, lassen sich weitgehend auf vegetarische Kost umstellen. Das mag den Fischfreund freuen, weil es damit keine Grenze bei der Futtergrundlage mehr gibt. Die Bodenmärkte aber setzt es zusätzlich unter Druck.

Bis 2030 rechnet die FAO beim Verzehr von Fisch mit einem Zuwachs von derzeit 17 auf 23 Kilogramm pro Kopf und Jahr, beim Fleisch von 40 auf 45 Kilogramm. Dies bedeutet in Tieren ausgedrückt 390 Millionen zusätzliche Rinder, 560 Millionen zusätzliche Schafe und Ziegen sowie 190 Millionen zusätzliche Schweine. Die Fischmast könnte bis 2030 eine Menge von 100 Millionen Tonnen Mastfisch erreichen, das wäre doppelt so viel wie zu Beginn des Jahrhunderts.7

Die wachsende Nachfrage nach Fleisch und Fisch wird den Markt für Futtergetreide gewaltig an- und aufheizen. Bis zur Mitte des Jahrhunderts müssten wir doppelt so viel Futtergetreide anbauen wie heute. Die Berechnungen der FAO kommen unter dem Strich auf zusätzlich 1 Milliarde Tonnen allein bis 2030. Das bedeutet einen Mehrbedarf an Fläche von mindestens 20 Prozent allein für Steaks, Hähnchenbrust und vor allem Schweinebraten. Ob eine derartige Steigerung überhaupt möglich sein wird, darüber zerbrechen sich die Experten noch den Kopf.8

ZWISCHEN TANK UND TELLER

Weiter verschärft wird die Konkurrenz um den Boden derzeit vor allem durch die Agrospritpläne der USA und Europas. Amerika will ein Drittel, Europa 20 Prozent seiner Flächen für die eigene Pkw- und Lkw-Flotte abzweigen. Das macht den Ölpreis zur treibenden Kraft für die Boden- und damit auch die Nahrungsmittelmärkte. Eine Entwicklung von großer Brisanz.

Die FAO stempelt in ihrem Bericht »How to Feed the World 2050« die weitere Umsetzung der Agrospritpläne zur Gefahr für die Welternährung ab. Wie real diese ist, zeigte sich bereits 2007, als die Konkurrenz zwischen Tank und Teller in zwei Dutzend Ländern weltweit zu Aufständen der Zivilbevölkerung führte.

In Mexiko-Stadt zogen am 31. Dezember 2007 mehr als 100000 Arbeiter und Bauern durch die Straßen. Ihr Protest richtete sich gegen den dramatischen Anstieg der Tortillapreise im Land: Innerhalb weniger Wochen verlangten die Straßenhändler 10 statt wie zuvor 5 Peso für das Kilo der Teigwaren. Unbezahlbar für Menschen, die nicht mehr als 50 Peso am Tag verdienen und eine achtköpfige Familie zu ernähren haben, wie in vielen mexikanischen Arbeiterhaushalten.9

Die Presse nannte den Aufstand »Tortillarevolte«. Die Wut der Demonstranten richtete sich vor allem gegen die USA. Die hatten Mexiko in den Jahren zuvor mit Billigmais überschwemmt und es so von einem Maisexporteur zu einem -importeur gemacht. 2007 kam dann der Schock: Die Importe stockten und die Preise stiegen innerhalb kurzer Zeit auf das Doppelte, weil die USA nun den Mais selbst nutzen wollten: Die US-amerikanischen Biospritunternehmen hatten die Ernte landesweit unter sich verteilt, den Maismarkt leergefegt und die Preise hochgetrieben, und das schlug durch bis auf das Mehl der mexikanischen Tortilla. In der Konkurrenz von Tank gegen Teller hatten die mexikanischen Arbeiter verloren.

Die Lage hat sich seit 2007 nicht grundlegend geändert. Amerika träumt weiter seinen Traum von der Befreiung vom Rohöl durch Biosprit, und dies umso intensiver, je schwieriger es wird, neue Quellen anzuzapfen. Wie riskant das Bohren nach den letzten Reserven mittlerweile geworden ist, führte die Explosion der Plattform Deepwater Horizon 2010 der Welt vor Augen. Die Ölpest im Golf von Mexiko bestätigte Regierung und Agrospritindustrie darin, dass ihr Weg in die Agroenergiewirtschaft der einzig sichere und ökologisch verträglichere sei. Seither sehen sich die amerikanischen Maisfarmer im Aufwind.

Amerika lieferte 2008 bereits ein Viertel seiner Maisernte in die Bioraffinerien. Das energiepolitische Etappenziel der USA liegt bei einem Drittel der Maisanbaufläche. Der Biospritboom wird von Washington gesteuert und mit erheblichen Subventionen von rund 6 Milliarden US-Dollar in Schwung gehalten. Die Regierung schießt nach Berechnungen der FAO pro Liter Ethanol durchschnittlich 28 US-Cent zu, bei Biodiesel erreichen die Subventionen bis zu 55 US-Cent pro Liter. Zusätzlich schenkt der Staat den Agrospritkonzernen noch einmal 13 Cent an Steuern für jeden verkauften Liter Biosprit.10

Anders als die USA setzen die Europäer vor allem auf Biodiesel, der nicht aus Mais, sondern aus Ölpflanzen wie Raps und Sonnenblumen gepresst wird. Bis 2020 sollen die europäischen Bauern nach dem Willen der Brüsseler Kommission 10 Prozent des EU-Spritbedarfs decken. Bis zur Mitte des Jahrhunderts, so das politische Ziel, soll die Hälfte des Kraftstoffs aus erneuerbaren Quellen stammen. Auch Europa subventioniert seinen Weg zum Agrosprit mit erheblichen Kosten für die Gemeinschaft. Schon 2006 flossen rund 3,7 Milliarden Euro an Subventionen, davon für Biodiesel 50 Cent und für Ethanol 74 Cent je Liter.11

Die Biotreibstoffrallye wird weiter an Fahrt gewinnen. Die US-amerikanische Produktion von Bioethanol soll sich zwischen 2006 und 2016 verdoppeln, die FAO hält sogar eine erheblich schnellere Steigerung für möglich. Ihr zufolge soll sich im gleichen Zeitraum der Zuwachs verdreifachen.12

In die gleiche Richtung gehen die Erwartungen der Marktforscher von Freedonia. Bis 2020 sehen sie weltweit zweistellige Zuwachsraten bei Biosprit und einen Umsatz von 120 Millionen Tonnen jährlich. Das würde bedeuten, dass sich die Produktion innerhalb von zehn Jahren verdreifachen könnte.13

Getrieben wird diese Expansion durch die staatliche Förderung in Europa, Nord- und Südamerika, aber auch in Indien und Südostasien. Noch kann die Produktion den Bedarf bei Weitem nicht decken. Das Global Biofuels Center in Houston, Texas, prognostiziert, dass bis 2020 der Durst auf Biotreibstoff um 133 Prozent wachsen wird, und damit auch der Flächenbedarf. Weltweit geht es um zusätzliche 240 Millionen Hektar, was etwa dem 20-Fachen der deutschen Ackerfläche entspricht.14

Deutschland ist weit davon entfernt, den Traum vom Biosprit allein umzusetzen. Noch nicht einmal die 10 Prozent Bioethanol, die für das Ziel der Umstellung auf E10 benötigt würden, könnten auf deutschen Äckern wachsen. Obwohl sich die Produktion von Biosprit zwischen 2000 und 2008 verdreifacht hat, lassen sich mit dem Sprit vom Acker nur 2 Prozent des fossilen Treibstoffs in Deutschland ersetzen. Die Bundesregierung selbst stellte fest, dass sich höchstens ein Viertel des Verbrauchs im eigenen Land decken ließe, ohne die Ernährung der Bürger zu gefährden. Drei Viertel müssten also anderswo wachsen.15

Das Biospritprogramm der USA stößt ebenfalls an Grenzen. Selbst wenn die gesamte Maisernte in Ethanol verwandelt würde, könnte dies allenfalls 10 Prozent des US-Spritverbrauchs abdecken.

Mittlerweile macht die Lobby der amerikanischen Nahrungsmittelhersteller wegen der steigenden Rohstoffpreise Druck. Großkonzerne wie Kraft und General Mills drängen darauf, die staatliche Unterstützung für Biosprit einzustellen. Offenbar mit Erfolg: Im Juni 2011 kündigte der US-Senat an, dass die bislang noch üppigen Subventionen in Höhe von 6 Milliarden Dollar möglicherweise gestrichen werden.16

Das gelobte Land für Investoren in Bioenergie ist jedoch nicht Amerika, auch nicht Europa, sondern Brasilien. Dort sprudeln die Quellen für den Treibstoff des 21. Jahrhunderts am üppigsten.17

Die Geschäftsaussichten stehen bestens. Vor allem, wenn in den USA der Widerstand gegen den Sprit von den eigenen Maisäckern wachsen sollte. Für einen solchen Fall rechnet sich Brasilien große Chancen aus, die Biosprittankstelle der USA zu werden.

Brasilien setzt dabei auf Zuckerrohr und auf gigantische Bodenreserven, die noch kostengünstig mobilisiert werden könnten. Die Sonne des Äquators macht es möglich. Sie verhilft dem Zuckerrohr zu so viel Zucker, dass der Treibstoff schon für 51 Dollar pro 1000 Liter zu haben ist. Ab 55 Dollar pro Barrel Rohöl ist er günstiger als herkömmliches Benzin. Das macht Brasilien Mut und weckt das Interesse der US-Investoren.

Bis 2025 möchte das Land Nummer eins am Weltmarkt sein und 10 Prozent des weltweiten Treibstoffbedarfs mit Ethanol aus Zuckerrohr decken. Die Anbaufläche dafür müsste dann allerdings um das Fünffache von 6 auf 30 Millionen Hektar anwachsen.

Das deutsche Hilfswerk Misereor fürchtet, der Biospritboom werde den Boden Brasiliens noch stärker als bisher in den Händen der wenigen Zuckerrohrbarone konzentrieren, die Nahrungsmittelpreise in die Höhe treiben und die Produktion von Grundnahrungsmitteln beeinträchtigen. Misereor belegt dies mit Zahlen aus dem brasilianischen Landwirtschaftsministerium. So hätten die Anbauflächen für Bohnen zwischen 1990 und 2005 um 20 Prozent abgenommen, für Weizen um 12 und für Tomaten um 10 Prozent, während die Zuckerrohrplantagen um 36 und die Sojafelder um 100 Prozent gewachsen seien. Dafür seien aber die Preise für das Grundnahrungsmittel Schwarze Bohnen zwischen 2007 und 2008 um 60 Prozent gestiegen. Für die Notleidenden in der Bevölkerung, die 70 Prozent ihres Einkommens für Lebensmittel ausgeben müssen, eine katastrophale Entwicklung.18

Die zukünftigen Plantagen sollen nach den Plänen der Regierung auch vor Naturschutzgebieten nicht haltmachen. Die Cerrado-Savanne, der Amazonasregenwald und das Feuchtgebiet Pantanal könnten nach und nach dem Zuckerrohr weichen. Bodenerosion und durch Dünger und Agrarchemie verschmutzte Gewässer sind zu befürchten, und da Zuckerrohr besonders viel Wasser benötigt, droht auch Wasserknappheit in den Trockengebieten Brasiliens.19

Dennoch findet sich in Brasilien keine ernsthafte Opposition gegen den Ausbau der Plantagen. Zu stark ist mittlerweile die Lobby, vor der sich auch die Regierung duckt, wenn es darum geht, die Holzfäller in Amazonien zu stoppen. Im Gegenteil, die jüngsten Forstgesetze versprechen sogar eine Amnestie für die großen Motorsägenmassaker im Regenwald.20

Forscher wie Sarah Pilgrim und Mark Harvey von der Universität Essex halten das Biospritkonzept schon vom Flächenanspruch her für nicht durchdacht. Eine große Illusion, die sich am Ende weder rechnet noch politisch durchsetzen lässt.21 Denn selbst wenn die Industriestaaten ihren Treibstoffverbrauch nur zu 20 Prozent auf Biosprit umstellen wollten, würde dies bereits ein Gebiet beanspruchen, das 18-mal der brasilianischen Anbaufläche für Biotreibstoff entspräche – eine gigantische Größenordnung von 120 Millionen Hektar.22

Und wenn der ganze Treibstoffbedarf der Industrieländer (OECD) mit Ackererträgen gedeckt werden sollte, bräuchten wir dafür 90-mal die Biospritfläche Brasiliens. Das liefe auf 600 Millionen Hektar hinaus. Doch unser Globus verfügt nur über rund 1,3 Milliarden Hektar fruchtbares Ackerland. Das heißt, um die Fahrzeugflotte der Industrieländer vom Acker zu versorgen, müsste die Hälfte der Weltackerfläche geopfert werden.

Vor diesem Hintergrund wird klar, warum die Wissenschaftler des Deutschen Umweltrates vor einer marktgesteuerten, unreglementierten Ausweitung der Biospritproduktion warnen und fordern, die Weichen neu zu stellen.23 Ihnen zufolge soll Bioenergie künftig nur dort produziert werden, wo die Ökobilanz stimmt, und auch nur dann, wenn die Welternährung davon nicht in Mitleidenschaft gezogen wird.

Zumindest die zweite Bedingung wird sich kaum erfüllen lassen. Die heute verbreiteten Biotreibstoffe stehen immer in Konkurrenz zu Nahrungspflanzen. Zwischen Tank und Teller kann es auf einem Planeten mit begrenzter Anbaufläche keine friedliche Koexistenz geben. Besonders dann, wenn der Bodenbedarf für die Ernährung weiter steigt. Allein für die wachsende Lust auf Fleisch in China und in anderen Schwellenländern müssten zusätzlich 10 Prozent der Ackerfläche mit Futterpflanzen bestellt werden. Unter diesen Voraussetzungen, so folgert der Beirat der Bundesregierung, dürfe von den vorhandenen Äckern nichts für die Treibstoffproduktion abgezweigt werden. Erst recht nicht, wenn man das Wachstum der Erdbevölkerung berücksichtigt. Was die Menschheit in Zukunft an Boden braucht, darum geht es im folgenden Kapitel.








Weltbevölkerung. Wie viel Land braucht der Mensch?

Es ist etwas mehr als 200 Jahre her, da überschritt die Menschheit die Grenze von 1 Milliarde Erdenbewohnern. Erst um 1500 erreichte sie die 500-Millionen-Marke, 300 Jahre später bereits das Doppelte. Von da an ging es immer schneller. Im Jahr 2000 waren es schon 6 Milliarden und 2011 tickte der Zeiger der Weltbevölkerungsuhr unerbittlich über die 7-Milliarden-Marke hinweg. Sie sagt uns, dass pro Sekunde 3, pro Minute 158 und jede Woche rund 1,5 Millionen zusätzlicher Menschen nach Brot, Wasser und Lebensraum verlangen.

Bereits 2050 werden mehr als 9 Milliarden Menschen zu ernähren sein und für das Ende des Jahrhunderts weisen die Hochrechnungen mittlerweile einen Wert über 10 Milliarden aus.1

Es ist die steil aufwärts gerichtete Bevölkerungskurve, die uns beunruhigt. Sie lässt die alte Angst wieder aufflammen, ob die Fruchtbarkeit der Erde denn auch für alle reicht. Die Befürchtung des englischen Philosophen Malthus steht plötzlich im Raum. Er hatte bereits 1798 in seinem Essay on the Principle of Population dargelegt, dass die Tragfähigkeit unseres Planeten begrenzt und eigentlich seit 200 Jahren ausgeschöpft sei. So gesehen haben wir die Zeit seither notdürftig überbrückt durch Wissenschaft, Pflanzenzucht, Technik und Agrarchemie. Die Grenze wurde nur verschoben. Nun erreicht sie uns doch, wenn nicht heute, dann morgen, denn die Äcker der Welt sind endlich, im Gegensatz zur Zahl der Menschen, die vorläufig weiter steigt, wenn auch nicht mehr so stark wie zuvor.

[image: ]

Wachstum der Weltbevölkerung 1700–21002

Der größte Teil der Weltbevölkerung, rund 2,5 Milliarden Menschen, konzentriert sich in nur zwei Staaten, Indien und China. Das traf für das Jahr 2011 zu, wird aber nicht so bleiben.

Heute liegt China beim Ranking der bevölkerungsreichsten Länder auf Platz eins. Doch schon ab 2025 verschiebt sich das Bild. Indien wird dann nach den Prognosen die Volksrepublik China überholt haben und vor der Herausforderung stehen, rund 1,5 Milliarden Menschen – zur Mitte des Jahrhunderts sogar 1,8 Milliarden – zu ernähren.

Weltbevölkerung 2011 in Millionen3
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Verglichen mit Afrika südlich der Sahara fällt Indiens Wachstum indes noch moderat aus. In Afrika zeichnet sich in den nächsten Jahrzehnten die eigentliche Bevölkerungsexplosion des 21. Jahrhunderts ab.

SIEBEN FRAUEN, 49 KINDER

Arm, chancenlos und kinderreich, das sind die Koordinaten des schwarzen Kontinents. Wer im Niger über Land fährt, bekommt einen Eindruck von dem, was Afrikas Bevölkerungszahlen in die Höhe treibt. Heute und auf absehbare Zeit sprengt Niger alle internationalen Vergleichswerte an Fruchtbarkeit. Warum, das erfahren wir bei einem Besuch in Maradi, der drittgrößten Stadt des Landes.

Maradi liegt im Süden an der Grenze zu Nigeria. Im Norden dominiert die Wüste, im Süden die Landwirtschaft. Die Hacke ist noch immer das wichtigste Instrument der Ackerbauern, und Frauen sind die wichtigsten Arbeitskräfte auf den Feldern, in den Dörfern und den Familien. Laut Verfassung genießen sie die gleichen Rechte wie die Männer, doch dies gilt bislang allenfalls für die Städte. Die Realität auf dem Lande sieht anders aus, wie die Norwegerin Moria Eknes, eine Mitarbeiterin der Hilfsorganisation CARE, berichtet. Dort entdeckte sie Frauen, die mit ihren Kindern hungernd vor den vollen Kornspeichern ihrer Männer saßen. Betreten durften sie diese nicht. Vor dem Gesetz sind Männer und Frauen zwar gleich, doch die Tradition ist in Niger immer noch in erster Linie männlich.4

Frauen auf dem Land haben lediglich das Recht auf einen kleinen Acker, den sie zur Hochzeit bekommen und ab dann selbst bewirtschaften müssen. Dieses Stück Erde ist nicht nur die Basis, sondern auch die Grenze für ihre Ernährung und die ihrer Kinder. Wenn die Ernte aufgezehrt ist, sind sie auf die Mildtätigkeit des Mannes und seiner Familie angewiesen. Eine Mildtätigkeit, die es Frauen gegenüber vielfach gar nicht gibt.

In diesem Fall, so erzählt Moria Eknes, war der Mann auf Arbeitssuche ins Nachbarland Nigeria gegangen, hatte seine Frauen und Kinder zurückgelassen, ihnen aber nicht das Recht eingeräumt, auch seine Vorräte zu öffnen. In manchen Dörfern, so erzählt man, sei es den Frauen sogar verboten, einen Blick in die Getreidespeicher ihres Mannes zu werfen, um sich selbst ein Bild von den Vorräten der Familie zu machen. So hatten die Frauen am Ende keine Wahl, als zu bleiben und zu hungern.

Dieser Umgang mit Frauen bestimmt im Niger den Alltag auf dem Land. Die Verfassung legt zwar fest, dass Frauen offiziell erst mit 15 Jahren verheiratet werden dürfen, sie sollen sich auch ihren Mann aussuchen dürfen, doch die Wirklichkeit sieht anders aus. Die Hochzeit ist nach wie vor Sache der Familien. Sie bestimmen die Ehepartner, und dies schon ab dem zwölften Lebensjahr. Wie der »Gender Index« für Niger feststellt, bekommen die wenigsten Mädchen eine Ausbildung, die meisten aber dafür mehr Kinder, als der Boden ernähren kann. Vor fast jeder Hütte in den Dörfern sitzt mindestens eine Frau, und an jeder Frau hängt mindestens ein Kind, das gestillt werden will. Und sie ist nicht die einzige Frau ihres Ehemannes, es gibt Regionen, in denen Männer sieben Frauen heiraten und von jeder Frau sieben oder mehr Kinder bekommen. Polygamie ist erlaubt im Niger und steht im Einklang mit der Religion, die Mehrheit bekennt sich zum Islam.5

Es sind diese erdrückenden und Frauen verachtenden Verhältnisse, die den Niger zum kinderreichsten Staat Afrikas machen. Kinderehe, versklavte Arbeiter, keine Ausbildung, Diskriminierung und Vielweiberei bilden den Nährboden für die absolute Armut des Landes. Im »Bericht über die menschliche Entwicklung«6 des UN-Entwicklungsprogramms liegt Niger auf dem letzten von 182 Plätzen. Seine Bevölkerung wächst in einer steilen Kurve. Seit der Unabhängigkeitserklärung 1960 haben sich die Menschen im Niger um 500 Prozent auf 16 Millionen vermehrt. Fast alle leben von der Landwirtschaft, aber die gerät immer mehr unter Druck durch Dürren und Überschwemmungen. Niger liegt zu weit abseits, unsichtbar für die Kameraaugen der Weltpresse. Doch das Land zeigt wie unter einem Brennglas, wo das Problem vieler afrikanischer Staaten liegt – in den archaischen gesellschaftlichen Verhältnissen, ganz besonders südlich der Sahara. Im Niger erreicht der Zuwachs in den nächsten Jahrzehnten 300 Prozent, die Bevölkerungszahl schnellt auf 58 Millionen Menschen im Jahr 2050 hoch. Das ist der größte Zuwachs in der Region.7

Niger ist südlich der Sahara kein Sonder- und schon gar kein Einzelfall. Je ärmer das Land, je schlechter die Ausbildung der Frauen, je geringer ihr Stand in der Familie und gegenüber ihrem Mann, desto mehr Kinder drängen sich in ihren armseligen Hütten. Im Niger sind es durchschnittlich acht, in Somalia, Angola, Jemen und Mali mehr als sieben.

Mit 37 Neugeborenen jährlich pro 1000 Einwohner liegt Afrika bei der Geburtenrate an der Weltspitze. Selbst eine Todesrate von 13 Toten jährlich pro 1000 Einwohner kann diesen Schub nicht bremsen. Unter dem Strich bleibt ein Bevölkerungswachstum von 2,4 Prozent. Das übersteigt die Werte in allen anderen Regionen der Welt. Ganz Afrika wird im Jahr 2025 voraussichtlich 1,4 Milliarden Menschen ernähren müssen. In kurzer Zeit macht der Kontinent den Sprung von heute 850 Millionen auf weit über 1 Milliarde. Bis 2050 könnten es dann 2 Milliarden Menschen sein, wenn die Prognosen der Vereinten Nationen zutreffen. Davon wird der überwiegende Teil (1,8 Milliarden) südlich der Sahara leben.

Die Wucht dieser Bevölkerungsexplosion kennt keinen Puffer. Schon heute kann der afrikanische Boden seine Menschen nicht ernähren, nur 700 Millionen werden satt. Wie soll Afrika dann in nur 40 Jahren 2 Milliarden Menschen ernähren, davon die meisten dort, wo der Hunger heute schon am größten ist, südlich der Sahara?8

DIE ZUKUNFT HEISST STADT

Die Zukunft der Weltbevölkerung liegt in der Stadt. Der Bevölkerungsbericht der Vereinten Nationen sagt voraus, dass die Zahl der Stadtbewohner weltweit von 3,3 Milliarden (2008) bis auf 5 Milliarden im Jahr 2030 steigen wird. Das Tempo dieser Veränderung kennt kein historisches Beispiel.9

Von Kinshasa bis Mumbai: Die Städte des Südens wachsen doppelt so schnell wie die Bevölkerung der jeweiligen Länder. Die Megacities der Zukunft entwickeln sich am schnellsten in Asien und Afrika.

Alle zwölf Monate wachsen fünf neue Städte von der Größe Pekings im Süden des Globus heran. Kinshasa, die Hauptstadt der Demokratischen Republik Kongo, einer der ärmsten Staaten der Erde, ist zurzeit die weltweit am schnellsten wachsende Stadt. Nicht anders in Asien, dort wird bis 2025 in den ärmsten Staaten die Zahl der Städter von 90 auf 150 Millionen steigen. Dhaka, die Hauptstadt von Bangladesch, könnte dann die fünftgrößte Stadt der Welt sein, mit 21 Millionen Einwohnern.10

Ein Rückblick auf die alten Städte in Europa und Amerika zeigt, dass sich ihre Entwicklung in einem verhältnismäßig langen Zeitraum von 200 Jahren abspielte. Die nun kommende zweite Welle der Verstädterung in den Ländern des Südens wird in nur 20 Jahren ablaufen und 2 Milliarden Menschen zusätzlich in die Ballungszonen in Afrika und Asien bringen. Schon 2050 werden mehr als 70 Prozent der Weltbevölkerung in einem urbanen Umfeld wohnen – oder vegetieren. In Asien verdoppelt sich die städtische Bevölkerung bis 2030 auf 2,6 Milliarden Bewohner. In Afrika wird sie sich fast verdreifachen, wenn auch auf niedrigerem Niveau (von 290 Millionen auf 740 Millionen).
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Bevölkerungswachstum in ausgewählten Städten 2000–2025 in Millionen11

Es ist vor allem die Landflucht, die den Aufstieg der Städte fördert, wie zum Beispiel im Osten Ugandas. Hier trifft man auf ein gesegnetes Land, aber für die, die davon leben, hat es seinen Segen verloren. Früher kam eine zehnköpfige Familie gut mit dem Ertrag ihres Bodens aus, doch heute reicht das nicht mehr. Das Erbrecht ist schuld, denn es teilt den Boden der Eltern unter ihren Söhnen auf. Das funktionierte früher, erklärt der Dorfälteste, aber mit jeder Generation schrumpfte das Erbteil. Heute sind die Höfe zu klein, um davon noch eine Familie zu ernähren. Die Jungen verlassen die Dörfer. Sie hoffen in der Stadt auf ein besseres Auskommen.

Eine andere Art von Druck hält die Landflucht in Indien in Gang. Hier sind es vor allem die Mitglieder der unteren Kasten, die versuchen, ihren Dorfgemeinschaften zu entkommen, wo sie verachtet werden. Viele flüchten mit der Hoffnung, für ihre Kinder ein besseres Leben zu finden, eine Ausbildung, einen Schulabschluss, der ihnen den Weg aus der Armut ermöglichen könnte.

Leinwandhelden wie im Film Slumdog Millionär gehören zu den Hoffnungsträgern. Und wer sich aufmacht nach Dharavi, dem größten Slum Asiens, der sieht bei seiner Ankunft das Elend nicht als Last, sondern als Chance. Wer sich hier einreiht in die Schar der Tagelöhner, sieht weder den Abfall auf den Straßen, noch riecht er das faulige Wasser oder den Gestank von brennendem Müll und Fäkalien. Er sieht in seiner Hütte aus Plastik, Pappe und Wellblech ein Zuhause, das er mit Glück vielleicht einmal verlassen kann, als »Slumdog Millionär«.

Neben Enge und Diskriminierung gibt es einen dritten Treiber für das Anwachsen der Slums: Flüchtlinge. Vertriebene, die durch den Klimawandel oder Bürgerkriege zum Verlassen ihrer Dörfer gezwungen werden. 34 Millionen Menschen standen 2010 unter der Obhut des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen (UNHCR). Auf 13 Millionen Menschen schätzt das UNHCR die Zahl der sogenannten Binnenflüchtlinge in Afrika. Sie flüchten vor allem südlich der Sahara. 2011 dürfte ihre Zahl durch die Dürre am Horn von Afrika noch einmal deutlich zugenommen haben. Eine Rückkehr in ihr Land, von dem sie vertrieben wurden, ist für die meisten Opfer von Kriegen und kriegerischen Auseinandersetzungen unmöglich oder undenkbar. Die Städte bieten ihnen trotz der Elendsquartiere immer noch mehr Sicherheit und garantieren zumindest das Lebensnotwendige, Trinkwasser und Notrationen aus den Lagern der internationalen Hilfsorganisationen.

Der Druck auf die Ballungszentren wird in Zukunft noch wachsen. Der Bodenrausch vertreibt seit 2008 zusätzlich Menschen von ihren Äckern und aus ihren Dörfern. Die anbrandende Welle aus Hunger und Armut wird die Slums verändern. Sie werden keine Ansammlungen von Holz- und Wellblechhütten mehr sein, die noch die Idee von einem eigenen Zuhause bergen. Die Slums der Zukunft sind bloße Zitate einer städtischen Zivilisation, in der Realität aber Notquartiere aus Plastikplanen und Pappwänden, mehr Verschläge als Behausungen. Sie werden vor allem dort entstehen, wo das Land als unbewohnbar gilt. Etwa in den »Smokey Mountains«, wie die Müllberge von Manila wegen ihrer Schwelbrände genannt werden. Oder sie wachsen in den Erosionsschluchten von Abwasserkanälen, an den Dämmen von Bahntrassen und Schnellstraßen.

»Eine Wette auf die Katastrophe«, nennt Mike Davis diese Siedlungen in seiner Dokumentation Planet der Slums.12 Denn die Elendsviertel sind die ersten, die bei Unwettern von Schlammlawinen begraben oder von Überschwemmungen weggerissen werden.

Insgesamt liegt die Zahl der Slumbewohner weltweit heute bei rund 1 Milliarde. Afrikanische Städte werden von ihren Slums nahezu erdrückt. In Slums wohnt südlich der Sahara die Mehrheit (72 Prozent) der Stadtbevölkerung. Auch in Südasien bestimmen Slums das Bild der Städte. Nordafrika, Südamerika und Ostasien müssen dieses Gewicht einer übermächtigen Armut nicht tragen. Aber auch hier lebt mehr als ein Viertel der Einwohner in Schattenstädten.

Das wirft nicht nur logistische Probleme auf, wie diese Menschen versorgt werden können, sondern auch Fragen der politischen Stabilität. Wenn die landlosen Massen mit sprunghaft steigenden Preisen für ihr tägliches Brot konfrontiert werden, dann könnte sich dort eine politische Sprengkraft entwickeln, ähnlich wie 2011 in den nordafrikanischen Staaten.

Die Kehrseite der städtischen Armut ist wachsende Überernährung. Die Stadtluft verändert den Lebensstil, die Konsummuster; in Kombination mit einem höheren Einkommen beeinflusst sie, was auf den Tisch kommt, und auch, was im Müll landet.

Die Macht der Lebensmittelkonzerne über die Ernährung der Weltbevölkerung wächst, je mehr Menschen sich für die Stadt als neue Heimat entscheiden. Der Diätplan dieser »Welternährer« bereitet der Weltgesundheitsorganisation FAO heute schon alles andere als Vergnügen. Sie beobachtet den Trend zu Nahrungsmitteln mit erhöhter Energiedichte seit Langem mit Sorge. Zu fett, zu süß und zu salzig – der Dreiklang der modernen Ernährungsindustrie bewegt immer mehr Mediziner und Ernährungsphysiologen. Denn der Volkskörper beantwortet diese Angebote mit einer eindeutigen Reaktion: Übergewicht und in der Folge Fettleibigkeit, und dies schon vom Kindesalter an. »In den letzten drei Jahrzehnten hat sich die Rate der Fettleibigen verdoppelt und ist längst kein Problem der westlichen Staaten mehr«, erklärte Professor Majid Ezzati vom Imperial College London 2011.13 Während 1980 nur 5 Prozent der Männer und 8 Prozent der Frauen weltweit in die Kategorie der Fettleibigen eingeordnet wurden, waren es 2008 bei den Männern schon 10 Prozent und bei den Frauen 14 Prozent. Weltweit haben 205 Millionen Männer und 297 Millionen Frauen die Grenze zum chronischen Übergewicht überschritten.

Ein Beispiel für diese Entwicklung ist Kampala, die Hauptstadt von Uganda. Die Stadt boomt, Hochhäuser schrauben sich in den afrikanischen Himmel und das Straßenbild wird bestimmt von auffällig vielen Menschen mit auffällig ausladendem Körperumfang. Das hat Gründe.

In Uganda darf der Schönheitstyp üppige Formen haben, je runder, desto mehr entspricht er dem nationalen Ideal. Das Rezept für die ideale Figur heißt: »big hips, big bums«, dicke Hüften, dicke Hintern. Dieser Formvorlage wird in afrikanischen Staaten schon im Kindesalter nachgeholfen. Volle Teller, volle Backen führen später schneller zum Liebesglück. Diäten oder sportliche Figur gelten in der Hauptstadt Kampala nicht als »sexy«. Auch bei den Männern setzt sich der Bauch durch als Zeichen für Wohlstand und Lebensfreude.

Das Beispiel zeigt, dass Übergewicht nicht länger nur ein Problem der reichen Länder ist. Auch die afrikanische Mittelschicht lässt gern mal den Bierhahn offen und überlädt den Grill mit Fleisch zur Partytime, so wie in Amerika oder Europa. Und auch der einfache Arbeiter in Kampala greift mittags lieber zu Rolex als zum Henkelmann. Rolex steht in diesem Fall nicht für das beliebte Uhrenplagiat, sondern für ein Fladenbrot mit gebratenem Ei.14 Fastfood im Anfangsstadium. Für den pralleren Geldbeutel bieten die einschlägigen Ketten ihre »Menüs«. Schnellrestaurants wie Steers, Nandos und Meathead laden zum Spaß mit Spieß, Fritten und Süßgetränken ein.

Die Kalorienbomben der Nahrungsmittelindustrie ersetzen auch in den Städten Chinas und Indiens immer mehr die Reis- und Teeschalen. Imbissketten, allen voran Kentucky Fried Chicken, gefolgt von McDonald’s, erobern den asiatischen Markt und sorgen für ein Überangebot an schnellen Kalorien.

Was sich da ausbreitet, ist eine übergewichtige Umwelt, ein »obesogenic environment«, wie die Berliner Forscherin Nanette Ströbele es nennt.15 1,5 Milliarden Erwachsene brachten weltweit schon 2008 mehr Gewicht auf die Waage als ihrer Gesundheit zuträglich war. Hinzu kommen 43 Millionen Kinder unter fünf Jahren mit ähnlichen Gewichtsproblemen.16 Ein Blick nach vorn zeigt, dass dies erst der Beginn einer wahren Epidemie sein könnte. Für Großbritannien wird prognostiziert, dass zur Jahrhundertmitte die Hälfte (50 Prozent) der weiblichen und 60 Prozent der männlichen Bevölkerung an extremer Fettleibigkeit leiden werden. Die Kosten beziffern britische Wissenschaftler mit 50 Milliarden englische Pfund bis 2050.17

Zahlen über die Nutzfläche, deren Erträge diese chronische Überernährung indirekt beansprucht, gibt es nicht. Aber wenn man sie für die 1,5 Milliarden Überernährten, also für 20 Prozent der Weltbevölkerung, grob schätzen würde, läge man mit 10 Prozent der Weltagrarfläche sicher nicht daneben.

DER GERUCH VON MÜLL

Durch den lebensgefährlichen Lebensstil in den neuen Stadtlandschaften der Welt erhöht sich der Druck auf die Bodenmärkte weiter, ebenso wie durch die Wegwerfmentalität, die einhergeht mit der städtischen Esskultur. Sie beginnt in den Supermarktketten und endet im heimischen Kühlschrank. Bisher wurde sie schamhaft verschwiegen, doch seit 2011 bricht sich die Erkenntnis der »Waste-World« in unseren Mülleimern auch in Deutschland Bahn, ausgelöst durch den Film Taste the Waste.

Mehr als ein Drittel aller Lebensmittel verderben auf dem Weg vom Verarbeiter über den Supermarkt bis zum eigenen Herd. Das sind 1,3 Milliarden Tonnen. Etwa die Hälfte davon entfällt jeweils auf die Industrieländer und die Entwicklungsstaaten (670 und 630 Millionen Tonnen). Diese Menge entspricht der Hälfte der Weltgetreideernte des Jahrgangs 2009/2010.18

Gefördert wird die Wegwerfmentalität durch die Entwicklung der Einkommen, besonders in den schnell wachsenden Städten und in den Ländern des Südens. Dort erwarten Wirtschaftsexperten nicht nur bessere Lebensumstände, sondern auch im Verhältnis zum Land bessere Berufs- und Verdienstchancen. Während die Einkommen weltweit bis 2050 durchschnittlich um jährlich rund 3 Prozent steigen sollen, werden sie sich in den Ländern der südlichen Halbkugel fast verdoppeln.19 Damit übertragen sich die Konsum- und Wegwerfmuster des Nordens schleichend auf die neuen Stadtlandschaften des Südens.

Wie viel an Nahrungsmitteln wird für die wachsende Bevölkerung weltweit benötigt? Die FAO geht davon aus, dass sich allein bis 2050 die Ernten bei Getreide verdoppeln müssten. Nur so sei der Hunger der dann 9 Milliarden Erdenbürger zu stillen. Das aber stößt an Grenzen, und eine davon ist die verfügbare Ackerfläche. Sie lässt sich nicht beliebig ausweiten, denn was Frucht tragen kann, ist in den meisten Teilen der Welt schon unter dem Pflug. Für den Einzelnen bleibt immer weniger Land übrig.20

Was an Fläche fehlte, wurde in der Vergangenheit vielerorts durch künstlichen Dünger und intensivere Bewirtschaftung ausgeglichen. Im Jahr 1960 standen pro Kopf der Weltbevölkerung noch 0,44 Hektar Ackerland zur Verfügung. Bis 2000 schrumpfte der Anteil auf knapp die Hälfte und zur Mitte des 21. Jahrhunderts hin könnte er pro Kopf nur noch 1500 Quadratmeter ausmachen. In etlichen Ländern Asiens und Afrikas aber ist dieser Wert derzeit schon deutlich unterschritten. China kämpft mit einer Fläche von nicht einmal 800 Quadratmetern pro Einwohner um sein Überleben, und nichts deutet darauf hin, dass sich dieses Missverhältnis verringern würde, im Gegenteil.

Das Mindestmaß, das die Vereinten Nationen für eine ausreichende Versorgung mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen für notwendig halten, liegt bei 1400, bei Vegetariern reichen auch 1000 Quadratmeter pro Person.21 Im Jahr 2025 werden bei einer Weltbevölkerung von über 8 Milliarden voraussichtlich nur noch 1700 Quadratmeter (0,17 Hektar) pro Kopf für die Ernährung zur Verfügung stehen. Damit rückt die Weltbevölkerung gefährlich nah an die Untergrenze des Notwendigen.

Der Bevölkerungsdruck steigt und damit der Druck auf die Äcker der Welt. Überernährung, falsche Lagerung und Wegwerfmentalität bringen zusätzlichen Stress in die Nahrungskette. Die schnell wachsenden Städte und dort besonders die ausufernden Slums verlangen auch aus sicherheitspolitischen Gründen nach einem steten Zufluss von Nahrungsmitteln.

Die Zunahme der Weltbevölkerung entwickelt sich damit zu einem der wichtigsten Faktoren auf dem Markt für Grund und Boden. Denn im Gegensatz zu Fleisch und Biosprit – und zu schwindenden Ressourcen bei Boden und Wasser – lässt sich das Wachstum der Weltbevölkerung heute so gut wie nicht mehr politisch steuern. Die zukünftigen Milliarden von Menschen werden ihre festen Ansprüche auf Nahrung, Wasser und damit auf Boden stellen und im Konfliktfall auch gegen andere Interessen durchsetzen, notfalls mit Gewalt.








Klimawandel. Gefährlicher Brandbeschleuniger

Es ist wie eine Schere, die sich immer weiter öffnet. Auf der einen Seite schwindende Bodenfruchtbarkeit, austrocknende Wasserreservoirs, erschöpfte Düngerreserven, versiegende Ölquellen, und auf der anderen Seite die zunehmende Lust auf Fleisch, wachsender Durst auf Bioenergie und weitere 2 Milliarden Menschen mehr bis zur Mitte des Jahrhunderts. Diese Schere zwischen dem, was die Äcker der Welt liefern können, und dem, was die Weltbevölkerung konsumieren möchte, führt zwangsläufig zu immer höheren Preisen auf den Nahrungsmittelmärkten.

Die Welternährungsorganisation FAO geht davon aus, dass der Aufwärtstrend anhält, allerdings nicht in einer sanft ansteigenden Kurve, sondern in einem wilden Auf und Ab. Der Kurs der Welternährung gleicht einer Achterbahn.1 Und die wilde Fahrt droht sich noch zu beschleunigen, angeschoben durch den Klimawandel, der die bestehenden Ungleichgewichte weiter verschärft. Die Erwärmung der Erde führt zu Hitzewellen, Dürren, Sintfluten, Sturmtiefs und einer Erhöhung des Meeresspiegels, wie wir sie in der menschlichen Geschichte noch nicht erlebt haben. Der Klimawandel wird der Welt einen Teil ihrer kostbaren Äcker nehmen, die Fruchtbarkeit der verbleibenden Böden einschränken und Missernten zur Regel machen.

Der Klimawandel übernimmt beim Auseinanderdriften von Angebot und Nachfrage die Rolle des Brandbeschleunigers. Er jagt die Preise für Boden und Nahrungsmittel noch schneller und weiter nach oben, als sie ohnehin schon durch Fleischkonsum, Biosprit und Bevölkerungswachstum steigen, und verschärft so den Kampf um die Äcker der Welt.

Der Weg in eine neue Klimaperiode ist mit sogenannten Extremwetterereignissen gepflastert. Wetterkapriolen, wie sie 2010 gleich auf drei Kontinenten zu beobachten waren: in Russland, Pakistan und Australien. Ereignisse, die einen schwachen Vorgeschmack auf das liefern, was in einer Welt zu erwarten ist, deren Durchschnittstemperaturen sich um 2 Grad Celsius oder mehr erhöhen.

EXTREMWETTER ALS NORMALFALL

Im August 2010 zogen die ersten Rauchwolken über den Roten Platz in Moskau. Beißender Qualm drang aus dem Umland der russischen Hauptstadt bis ins Zentrum der Macht. Doch die Staatsgewalt war machtlos. Seit Wochen versuchten Löschtrupps, den Flächenbrand in der Kornkammer Russlands einzudämmen, doch auch der Einsatz von Löschflugzeugen blieb zunächst ohne Erfolg. Unter den Augen des russischen Präsidenten verdorrte die Ernte und verbrannten die Felder. Eine Hitzewelle von mehr als 40 Grad Celsius hatte das Land über Wochen ausgetrocknet. Dort, wo die Saat aufgegangen war, verdorrte das Getreide am Halm, noch bevor es Körner ausbilden konnte.

Ende August 2010 schloss die russische Regierung die Grenzen für Getreideexporte. Ein Viertel der nationalen Ernte war der Hitzewelle zum Opfer gefallen. Russland als drittgrößter Weizenexporteur der Welt musste von seinen Kontrakten zurücktreten. Die Preise an der Getreidebörse schossen binnen weniger Tage um 100 Prozent in die Höhe. Ägypten und Bangladesch, die Hauptimporteure des russischen Weizens, wussten nicht, wie sie ihre Bevölkerung über den Winter bringen sollten. Es gelang nur durch teure Notkäufe in Nachbarländern.

Zur gleichen Zeit ging über Pakistan eine Sintflut nieder und vernichtete den größten Teil der Jahresernte. Eine Flutwelle schob sich durch das Land, vom Hochgebirge im Norden Pakistans, wo Hindukusch, Karakorum und Himalaja zusammentreffen, bis zum Arabischen Meer. Über 1500 Kilometer ergoss sich ein Strom, der aus den Monsunwolken Asiens gespeist wurde und eigentlich für Indien bestimmt war, in das Tal des Indus. Die Flut setzte Dörfer und Städte unter Wasser, spülte Brücken und Straßen fort und überflutete die erntereifen Felder, riss Kornspeicher und Bauernhöfe fort. Die Menschen suchten Zuflucht auf den Dächern ihrer Häuser, vorbeischwimmende Tierkadaver ließen nur erahnen, welche Zerstörung die Flut hinterlassen würde.

In einem Land, in dem schon in guten Zeiten ein Viertel der Bevölkerung nicht genügend zu essen bekommt, stürzten weitere Hunderttausende ab in den Hunger. Die Deutsche Welthungerhilfe versuchte, 140000 Menschen mit Notrationen zu unterstützen, das World Food Programme der Vereinten Nationen versorgte 7,5 Millionen Bedürftige.

Der Wiederaufbau der Gehöfte dauerte Monate, die Ernte 2010 war in vielen Gebieten Pakistans verloren. Die Nahrungsmittelimporte des Landes stiegen im zweiten Halbjahr 2010 um 75 Prozent.2

Zu beiden Katastrophen gesellte sich 2010 noch eine dritte.

Ende des Jahres raste der Zyklon Tasha auf die australische Nordostküste zu. Er erreichte am 25. Dezember auf der Höhe von Port Douglas das Festland, und damit auch die Farm von Col Dabelstein.

Tasha hatte sich über dem Pazifischen Ozean mit Wasser vollgesogen und brachte so viel Regen, wie die Meteorologen der Region seit 150 Jahren nicht mehr gemessen hatten. Der Regensturm fegte jedoch über ein Land, das sich von einer jahrelangen Dürre noch nicht erholt hatte. Der Boden war trocken wie eine Betonplatte.

Col Dabelsteins Farm und seine Ernte gingen unter. Er züchtete Avocados, aber die riss die braune Flut mit, die sich über seine Felder wälzte, genauso wie sein Haus. Als der kernige Mann Ostern die Landwirtschaftsmesse in Sydney besuchte, konnte er nichts bieten, alles war vernichtet, auch bei seinen Nachbarn. Ein Teil seiner Äcker war einfach davongeschwommen in Richtung Pazifik. Aber er will weitermachen als Farmer, wie seine Nachbarn, selbst wenn der Boden dafür dünn geworden ist.3

Wetterereignisse wie diese entsprechen ziemlich genau dem, was Klimaforscher seit 2007 vorhersagen.

Der Weltklimarat (Intergovernmental Panel on Climate Change, IPCC) beschrieb in seinem Gutachten 2007 schon sehr detailliert die Risiken, die mit der Erderwärmung auf die Menschheit zukommen. Fluten, Dürren, Hitzewellen, Stürme, Verschiebung des Monsuns, Abschmelzen der Gletscher und Polkappen, und in der Folge eine Erhöhung des Meeresspiegels. All dies wird in Zukunft die Schadenssummen der Versicherer in die Höhe treiben. Ein Blick auf die Bilanzen der Münchener Rück, eine der Größten im Rückversicherungsgeschäft, macht klar, dass die Zukunft bereits begonnen hat. So stieg die Zahl der Stürme seit 1980 im Schnitt von 140 auf 320 und die Menge der Fluten und Überschwemmungen von 100 auf ebenfalls 320. Das ist eine Zunahme um mehr als das Doppelte bzw. Dreifache.
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Klimawirkungen: Wetterbedingte Katastrophen 1980–20084

Aber nicht nur die Zahl, sondern auch die Heftigkeit und damit die Kraft der Verwüstung steigerte sich. Allein der Hurrikan Katrina, der am 23. August 2005 über den Süden der USA fegte, hinterließ Schäden, die dem weltgrößten Rückversicherer deutlich das Jahresziel verhagelten. Zunächst wurde der Schaden auf 15 bis 20 Milliarden US-Dollar taxiert, dann auf bis zu 60 Milliarden US-Dollar hochgerechnet und am Ende auf 125 Milliarden US-Dollar beziffert.5

Kaum einen Monat später, am 18. September 2005, folgte das nächste Extremwetterereignis. Der Hurrikan Rita raste aus dem Golf von Mexiko auf die Küste zu, die das Wüten von Katrina noch nicht verwunden hatte. Diesmal mit 280 Kilometer pro Stunde, der höchsten je gemessenen Windgeschwindigkeit.6

Der Klimawandel, der uns hier in extremen Wetterlagen begegnet, ist eine Konsequenz aus der bereits eingetretenen Erderwärmung, verursacht durch die Treibhausgase, die im 20. Jahrhundert in die Atmosphäre abgegeben wurden. Die globalen Temperaturen stiegen zwischen 1906 und 2005 um durchschnittlich 0,74 Grad Celsius.7

Seit 2005 dürften sie sich weiter erhöht haben. Die Weltorganisation für Meteorologie (WMO) erklärte das erste Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts zum wärmsten in der Klimageschichte des Planeten.8

TEUERUNG BEI LEBENSMITTELN

Schon die bisher eher mäßige Erwärmung der Erdatmosphäre hat Folgen, die sich an Zahlen ablesen lassen. So ergaben die Untersuchungen von David Lobell an der Stanford University, dass seit 1980 die Weizen- und Maisernte weltweit bereits um bis zu 5 Prozent zurückgegangen ist. Sojabohnen und Reis sind weniger stark betroffen, aber die Erträge stagnieren. Dafür stiegen die Preise um 6 Prozent.

David Lobell und seine Kollegen kommen zu dem Schluss, dass das wärmere Erdklima der letzten 30 Jahre die Nahrungsmittelrechnung der Weltbürger bereits um 60 Milliarden US-Dollar verteuert hat.9

Und dies in einer Periode, in der die Temperatur nur 0,53 Grad Celsius über das 30-jährige Mittel gestiegen ist. In Zukunft könnte die Erwärmung des Planeten wesentlich schneller fortschreiten und wesentlich höhere Werte erreichen. Das jedenfalls besagen die Prognosen des IPCC.

Die Klimaforscher haben versucht, die Politiker darauf festzulegen, dass alles getan werden muss, um die Erderwärmung auf plus 2 Grad Celsius zu begrenzen, doch bisher sieht es nicht so aus, als ob dieses Ziel zu erreichen sei. Die Zahlen, die die Internationale Energieagentur (IEA) hierzu in Paris vorlegte, sprechen dagegen.

Am 30. Mai 2011 trat Fatih Birol, Chefvolkswirt der IEA, vor die Presse. Was er zu erzählen hatte, war alles andere als beruhigend. Dr. Birol erklärte, die Aussichten, einen globalen Temperaturanstieg von mehr als 2 Grad zu verhindern, seien schlechter als je zuvor.

Trotz der Weltfinanz- und Wirtschaftskrise 2009 hätten die Schornsteine von Industrieanlagen weltweit 5 Prozent mehr an Klimagasen ausgestoßen als 2008. Auf 30,6 Gigatonnen seien die Emissionen gestiegen. Den größten Zuwachs errechnete die Energieagentur für die Schwellenländer China und Indien. Doch pro Kopf liege deren Beitrag mit 5,8 Tonnen für China und 1,5 Tonnen für Indien im Verhältnis zu den Industriestaaten (mit 10 Tonnen) immer noch auf einem wesentlich niedrigeren Niveau. Aber sie holen auf, und das in Windeseile.

Mit Entlastung sei nicht zu rechnen. Fatih Birol hält eher eine Steigerung für möglich. Doch die Welt befinde sich bereits am Limit. Es dürfe in den kommenden zehn Jahren keine maßgebliche Erhöhung mehr geben, mahnt der Energieexperte, sonst sei das Klimaziel, auf das sich die Regierungen bei der Klimakonferenz 2010 in Cancun geeinigt hatten, nicht zu erreichen.10

Auch die Realität im Jahr 2012 spricht gegen dieses Ziel. Nach der Atomkatastrophe von Fukushima registriert die IEA, dass Kraftwerke mit Kohle, Öl und Gas ausgebaut werden, um die Kernenergie in Zukunft zu ersetzen. Eine Wende beim Ausstoß von Treibhausgasen ist nicht in Sicht. Die größten Verschmutzer, USA und China, haben bisher keiner Verringerung zugestimmt, und auch die Weltklimakonferenz im Dezember 2011 in Durban blieb ohne greifbare Ergebnisse.

Das bedeutet für die Erderwärmung nichts Gutes. Bis zur Mitte des Jahrhunderts droht sich die Atmosphäre um 3 Grad Celsius oder mehr aufzuheizen. Die Ackerpflanzen des 20. Jahrhunderts werden jedoch die Temperaturen des 21. Jahrhunderts nicht oder nur begrenzt ertragen können. Ab plus 4 Grad reagieren fast alle heutigen Nutzpflanzen mit Hitzestress bis zum Zusammenbruch.

Hinzu kommt, dass die höheren Lufttemperaturen auch zu höherer Verdunstung führen werden, das heißt, Pflanzen benötigen für den gleichen Ertrag wesentlich mehr Wasser. Es muss also in den trockenen Gebieten der Welt vermehrt bewässert werden, um den Wasserbedarf der Äcker zu decken. Die FAO rechnet mit 45 bis 125 Millionen Hektar, die zusätzlich bewässert werden müssen. Das alles führt zu einem deutlichen Mehrverbrauch in der Landwirtschaft von bis zu 100 Prozent, und damit zu wachsenden Konflikten mit Industrie, Städten und Naturschutz.11

Dort, wo es heute schon heiß und trocken ist, wird es in Zukunft noch heißer und trockener werden. Wo heute genug Regen fällt, in den Tropen und in den nördlichen Breiten, wird in Zukunft mehr Regen fallen. Das steigert die Wahrscheinlichkeit von Dürren, beziehungsweise Überflutungen. Wo der Regen um 5 Prozent zurückgeht, werden Bäche und Flüsse ein Viertel ihrer Wassermengen verlieren. Die Vegetationszeit wird sich im Norden verlängern, im Süden hingegen verkürzen. Auch der erhöhte Treibhausgasgehalt der Atmosphäre fördert das Pflanzenwachstum nicht, weil höhere Temperaturen den meisten Pflanzen schlecht bekommen.12

Der Weltklimarat warnt davor, dass Vegetationszonen nordwärts wandern, dass Grundwasservorräte schwinden und Oberflächengewässer versiegen, dass der Meeresspiegel steigen und die Welt einen Teil ihrer Kornkammern verlieren könnte. All dies sind die Folgen eines Wandels, der bisher weitgehend ohne jede politische Kontrolle vonstattengeht.

Klimafolgen: Mittlerer Westen der USA

Was dies für den größten Getreideexporteur der Welt, die Vereinigten Staaten von Amerika, bedeutet, lässt sich an den extremen Wetterlagen zu Beginn des zweiten Jahrzehnts im 21. Jahrhundert bereits ablesen.

Auch in den Modellen der Klimaforscher ziehen schwarze Wolken über den Mittleren Westen. Die Kornkammer der USA entwickelt sich im Treibhaus Erde bis 2080 zum Überflutungsgebiet der großen Flüsse Nordamerikas. Denn die werden die gewaltigen Wassermassen der zunehmenden Gewitterstürme nicht mehr fassen können. Von einer Verdoppelung der Starkregenfälle ist die Rede. Und damit verschärft sich das, was beinahe schon jährlich den Mittleren Westen der USA heimsucht, zuletzt im Frühjahr 2011.

Ein Bericht an die US-Regierung warnt, dass Katastrophen, die früher alle 500 Jahre zu erwarten waren, künftig alle zehn bis 15 Jahre auftreten könnten. Auch der IPCC hat diese Entwicklung in seinem vierten Sachstandsbericht 2007 für Nordamerika bereits vorausberechnet.13

Auf der anderen Seite des Extremwetters stehen für die USA Dürre und Regenmangel, eine Wetterlage, die in Kalifornien über Jahre hinweg ebenfalls bereits zum Alltag gehört.

Extremwetter heißt auch die Vorhersage für die Temperaturen im Mittleren Westen der USA. In diesem Jahrhundert könnten sie im Schnitt um 2 bis 3 Grad steigen, rechnen die Klimaforscher vor, im Norden sogar um bis zu 5 Grad. Überschwemmungen und Hitzewellen bringen auch die Pflanzen an die Grenzen ihrer Belastbarkeit. Zusätzlicher Stress bedeutet geringere Ernten. Bei Mais und Soja könnte sich dies in einem Minus von 17 Prozent niederschlagen. Hitze plus Ausfälle durch Regen- und Gewitterstürme könnten sich nach den Prognosen des Weltklimarats zu Verlusten für die amerikanische Landwirtschaft von 3 Milliarden US-Dollar pro Jahr summieren.14

Klimafolgen: Australiens »biggest dry«

Auch in Australien ist das Land nicht mehr sicher. Auch hier wechseln Jahrhundertfluten mit Jahrhundertdürren ab. Nach den Prognosen des Weltklimarates übernimmt die Wüste mehr und mehr das Regime auf dem Kontinent. Das könnte sich über kurz oder lang auch auf die Weltmarktpreise auswirken, denn Australien steuert 14 Prozent zum Weltgetreidemarkt bei.15

Im Zweistromland zwischen Murray und Darling im Südosten Australiens liegt die Kornkammer des Kontinents und für Teile der Welt. Doch wie lange noch? Die Krise auf den Weltmärkten für Nahrungsmittel war 2008 zum Teil eine Krise der australischen Anbaugebiete. Dort herrschte Dürre, und zwar im zwölften Jahr in Folge. Als wären die Prognosen der Klimaforscher schon eingetroffen, ging dem Land südwestlich von Melbourne und Sydney das Wasser aus. Die Flüsse führten so wenig Wasser, dass sie nur noch an jedem vierten Tag das Meer erreichten. Bäche, Brunnen, Wasserlöcher fielen trocken. Die Farmer sprachen nur noch von »the biggest dry«, der größten Dürre.16

Erst im 13. Dürrejahr, im Herbst 2010, kam der Regen zurück in den Südosten Australiens. Aber die Warnungen der Klimaforscher bleiben. Down Under begann sich auf das Unausweichliche vorzubereiten. Im Juli 2011 kündigte die Universität von Melbourne eine internationale Konferenz an mit dem Titel: »Four degrees or more? Australia in a hot world«, vier Grad oder mehr? Australien in einer heißen Welt.

Penny Whetton, Mitautorin des australischen Klimaberichts, kommt bei ihren Berechnungen zu dem Schluss, dass sich der Kontinent bis 2070 um bis zu 5 Grad erwärmen wird, im Inland mehr als an der Küste.17 Gleichzeitig bleibt der Regen im Winter und Frühjahr häufiger aus. Ein Drittel weniger hält sie für möglich, gemessen an regenarmen Jahren. Nach diesen Berechnungen steht Australien »the biggest dry« aber erst noch bevor.

Und damit könnte ein großer Teil des Ackerlandes von heute zum Brachland von morgen werden. Es geht um erhebliche Flächen. Allein das Land zwischen Murray und Darling ist dreimal so groß wie die Bundesrepublik Deutschland, dort wachsen zwei Drittel der australischen Ernte. Und ein Teil davon versorgt den Rest der Welt.18

Für den IPCC liegt das im Trend. Australien gehört auf der Klimakarte zu den besonders gefährdeten Regionen. Und das heißt Dürre, Wassermangel und Hitzewellen.19

Auch Europa musste seine Klimalektion bereits lernen. Das Jahr 2003 brannte sich ein in das kollektive Gedächtnis als das heißeste Jahr in der jüngeren europäischen Geschichte.

Klimafolgen: Europa

Juni, Juli und August 2003 bescherten Europa über drei Monate hinweg Temperaturen wie in einem Backofen. Sie stiegen um 6 Grad über den langjährigen Durchschnitt. Ein Drama, wenn man bedenkt, dass die Differenz zwischen unserem Klima und dem der letzten Eiszeit im Durchschnitt nur bei 3 Grad Celsius liegt.

In den Städten brodelte der Asphalt bei Temperaturen über 40 Grad. Autobahnen wurden gesperrt, weil die Reifen in der aufgeweichten Teerdecke stecken blieben. Zur Hitze gesellte sich die Trockenheit. Im Sommer 2003 blieb der Regen in vielen Regionen Europas aus. Die Maisernte in Oberitalien, dem Brotkorb des Landes, blieb um ein Drittel unter dem Durchschnitt. Das Gleiche in Frankreich, besonders betroffen waren hier die Obst- und Weinbauern am Mittelmeer, die Milchbauern im Zentralmassiv wussten nicht mehr, wie sie ihre überhitzten Milchkühe kühlen sollten. Die Verluste für die europäische Landwirtschaft durch die Hitzeattacke beliefen sich am Ende auf 13 Milliarden Euro. Und das waren nur die wirtschaftlichen Folgen, hinzu kam der Tod von mehr als 35000 Menschen, vor allem in den aufgeheizten Städten des Südens. So erlebte Europa 2003 eine der größten Naturkatastrophen der Neuzeit. Wenn die Klimaprognosen des IPCC sich bewahrheiten, wird es nicht die letzte dieser Art gewesen sein. Vor allem der Süden Europas ist bedroht. Der Norden kommt in den Prognosen des IPCC glimpflicher davon, und unter dem Strich könnte er zu den Gewinnern des Wandels gehören.

Auch für Deutschland stehen die Zeichen auf Zuversicht. Die Vorhersagen für die Mitte des Jahrhunderts bedeuten: Mittelmeerklima zwischen Alpen und Ostsee, moderate Erwärmung mit einigen trockenen Inseln im Landesinneren. Im Norden könnte der Ackerbau sogar vom Klimawandel profitieren, wärmere Winter, früherer Frühling. Schon 2011 begann der Frühling 14 Tage früher. Und auch der Herbst zieht später ins Land, das macht mehr möglich auf dem Acker, vielleicht auch eine zweite Ernte.

Der Sommer 2003 vermittelte einen Vorgeschmack auf das, was zur Mitte des Jahrhunderts vor allem in Südeuropa das Klima bestimmen wird. Spanien gehört eindeutig zu den Verlierern des Klimawandels in Europa.

Der Weltklimarat kommt für die zweite Hälfte des 21. Jahrhunderts zu dem Ergebnis, dass sich die Temperaturen in Spanien und im Südwesten Frankreichs um bis zu 6 Grad aufheizen könnten. Die Niederschläge würden gleichzeitig um bis zu 70 Prozent abnehmen. Dürreperioden kämen häufiger und früher und blieben länger, das träfe besonders die Iberische Halbinsel, aber auch die Ostküste der Adria und das südliche Griechenland. Auch Frankreich und Zentraleuropa müssten mit doppelt so vielen Dürreperioden rechnen wie bisher.20

Nach den Karten des IPCC ist auch Spaniens Zukunft heiß. In der zweiten Hälfte des Jahrhunderts könnte sich die Region zwischen Mittelmeer und Atlantischem Ozean zu einem glühenden Ofen entwickelt haben: Hitzewellen für Spanien, Italien, die Balkanstaaten, Griechenland, die Türkei, ganz Nordafrika und die Inseln im Mittelmeer.

Wer in Europa, Amerika oder Australien vom Weltklimawandel getroffen wird, hat noch Chancen, davonzukommen. Auch wenn er seinen Hof und seine Felder verliert, er kann überleben. In Afrika südlich der Sahara jedoch sinken diese Chancen mit jedem Grad Celsius, auch im »Land der Aufrechten«, wie Burkina Faso in deutscher Übersetzung heißt. Es liegt in Westafrika, umgeben von den Savannen des Sudans und der Sahelzone. Es grenzt an Mali, Niger, Benin, Togo, Ghana und die Sahara. Burkina Faso gehört zu den ärmsten Ländern der Welt. Und es erfährt heute schon, was der Klimawandel bedeutet.

Dürre für Afrika

Harmattan heißt der Wind, der im Frühjahr den Saharastaub von Burkina Faso bis Marokko verteilt. Im Norden von Burkina Faso standen vor 20, 30 Jahren noch Wälder, heute gibt es dort einzelne Bäume und Sträucher, mehr Steppe als Wald. Die Wüste macht sich breit, frisst sich weiter ins Land. An der Straße nach Kongoussi ergreifen Sanddünen und Dornenbüsche von der Gegend Besitz.

Nabu, mit über 60 Jahren einer der Ältesten im Dorf, erinnert sich an seine Jugend, eine Zeit, in der alles anders war. Vor allem grüner, überall Bäume und Gras. Auf den Feldern wuchsen Sorghum und Hirse, genug für alle. Die Vorräte reichten immer bis zur nächsten Ernte, ein ganzes Jahr. Aber damals gab es auch noch Regen, viel mehr Regen.21 Afrika südlich der Sahara hat eine schlechte Prognose vom Weltklimarat bekommen. Es wird zu den Regionen der Welt gehören, in denen die Äcker austrocknen und selbst in guten Jahren nur noch eine schlechte Ernte abliefern.

Unter dem Schirm der Royal Society veröffentlichte Philip K. Thornton 2011 seine Studie über die Folgen des Klimawandels für die Landwirtschaft Afrikas bis 2050.22 Thornton und seine Kollegen haben darin das gesamte verfügbare Wissen zusammengetragen und bewertet. Was sie zutage förderten, unterstreicht die Ergebnisse, zu denen der Weltklimarat schon 2007 kam und die auf dem politischen Parkett nur Wegschauen zur Folge hatten.

Bis zur Mitte des Jahrhunderts werden demnach die Ernten für Mais um 19 Prozent und die für Bohnen sogar um 47 Prozent schrumpfen. Nur wenige Maisarten können Hitze und Dürre widerstehen. Afrikaweit werden die Bauern auf einer Fläche von 1,3 Millionen Quadratkilometern ihre gemischte Landwirtschaft aufgeben müssen und sich auf Viehhaltung konzentrieren, soweit der Regen überhaupt noch Gras wachsen lässt. Damit öffnet der Klimawandel die Schere zwischen Hungern und Ernten in Afrika weiter. Und auch über 2050 hinaus geben die Computermodelle keine Entwarnung.

Der Monsun dreht ab

Dahinter steckt auch die größte Regenmaschine der Welt, der Monsun. Sein Einfluss reicht von Westafrika bis nach China und Südostasien. Ein Drittel der Erde hängt vom Monsun ab, von seiner Pünktlichkeit und seinen verlässlichen Regenmengen, doch auch damit ist es seit 2010 nicht mehr weit her.

Als im Sommer 2010 die pakistanische Flusslandschaft in einer Sintflut unterging, dachte niemand daran, dass dies die Folge eines fehlgeleiteten Monsuns sein könnte. Meteorologen sprachen von einem atmosphärischen Unfall. Die Hitzewelle über Russland sorgte dafür, dass der Monsun nach Süden abgedrängt wurde. So prallten die geballten Wassermassen der Monsunwolken auf die pakistanischen Bergketten.

Klimafolgen oder nur atmosphärische Entgleisung? Die Ergebnisse der Klimaforschung sprechen nicht für einen Zufall. Denn schon länger fällt auf, dass der Monsun, der in jedem Jahr zwischen Juni und September über das Land zieht, nicht mehr so pünktlich kommt wie zuvor und dass seine Wolken schwärzer geworden sind, weil sie mehr Wasser mit sich führen. Wenn sie sich öffnen, dann fällt der Regen heftiger und führt zu größeren Überschwemmungen. Allerdings nur in seinem Mittellauf. Dort, wo der Monsun beginnt, im Westen Afrikas, lässt er neuerdings die eine oder andere Regenzeit ganz aus.

Auch in Indien zieht der Monsun neue Saiten auf. Seine Niederschläge schwanken von Jahr zu Jahr um mehr als 20 Prozent. Besonders schwere Regenfälle und Überschwemmungen wechseln sich ab mit spärlichen Niederschlägen und Dürreperioden. Der neue Fahrplan des Monsuns schlägt sich bereits in der indischen Erntestatistik nieder. Sie verzeichnet stagnierende Erträge auf den Feldern.

Bei einer wachsenden Bevölkerung bedeutet das, dass die Rationen pro Kopf schrumpfen. Auch die indische Regierung sieht den Ernst der Lage. Die Statistiken zeigen, dass Indien auf eine Versorgungskrise zusteuert. Das schürt die Angst. Denn Hungersnöte durch schwankenden Monsun sind den Menschen auf dem Indischen Subkontinent in schlechter Erinnerung. Zwischen 1899 und 1901 kamen 15 Prozent der Bevölkerung im Westen Indiens um, weil es nichts mehr zu essen gab.

Auch der IPCC kann dem Indischen Subkontinent mit seinem Sachstandsbericht 2007 keine Hoffnung machen. Bei steigender Erderwärmung verringert sich die Sicherheit der Ernten. Die Zahl der Tage, an denen das Thermometer über 30 Grad Celsius anzeigt, wird sich von 60 auf 160 erhöhen. Und die Zahl der Tage mit sintflutartigen Regenfällen von zwei auf zehn. Extremwetterereignisse bestimmen damit mehr als ein Drittel des Jahres. Die Modellrechnungen zeigen, dass schon bei einem Anstieg der Temperaturen im Jahresmittel um nur 2 Grad die Ernten leiden. Die Reisernte könnte um bis zu 12 Prozent, die Weizenernte sogar noch deutlich stärker einbrechen.23

Klimafolgen: China

»Notstand ausgerufen«, unter dieser Schlagzeile meldete die China Daily im Februar 2009 die schwerste Dürre seit 50 Jahren. In den meisten Teilen Nord- und Zentralchinas hatte es bis zu 80 Prozent weniger geregnet. Mehr als 10 Millionen Hektar waren betroffen. Die Dürre begann unerwartet schon im November. Für 4 Millionen Menschen und 2 Millionen Tiere fehlte das Wasser.

Am 20. Juni 2010 änderte sich das Bild schlagartig. In den Provinzen Yunnan, Guizhou und Guangxi gingen sintflutartige Regenfälle nieder. Der knochentrockene Boden konnte den Regen nicht aufnehmen. So schossen die Wassermassen talwärts, zerstörten Dörfer, setzten Schlammlawinen frei und hinterließen Tod und Verwüstung. Was sich im Juni 2010 ereignete, wiederholte sich im Juni 2011.

Doch das ist vielleicht nur ein Vorgeschmack. Der Weltklimarat befürchtet, dass die Getreidepreise bis 2080 in China um 300 Prozent steigen. In Asien könnte der Klimawandel in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts zusätzlich 200 bis 300 Millionen Menschen ins Elend stürzen.

Südamerika – Kaffeepleite

Südamerika könnte durch Hitze und Trockenheit bis zu 30 Prozent seiner Ernten verlieren. Das trifft die Länder je nach Breitengrad und Höhenmeter unterschiedlich stark. Am heftigsten werden die Regionen den Klimawandel zu spüren bekommen, die heute schon unter Regenmangel leiden, wie der Nordosten Brasiliens.24 In den tropischen und subtropischen Regionen des Landes, wo der Hitzestress der Ackerpflanzen bereits hoch ist, wird in Zukunft kaum noch Ackerbau möglich sein. Die Erträge könnten sich um zwei Drittel verringern. Der Weizen verträgt die neuen Klimabedingungen besonders schlecht, seine Wohlfühltemperatur liegt zwischen 17 und 23 Grad. Der Mais liebt 25 bis 30 Grad. Nur Sojabohnen scheinen weder unter Hitze noch unter Trockenheit zu leiden.

Vor allem in den Kaffeeanbauregionen Südamerikas hat das neue Klima womöglich existenzielle Folgen. Für viele Kaffeepflanzen wird es zu heiß und zu trocken, 75 bis 97 Prozent der heutigen Plantagen könnten das nicht überleben. Dafür aber fühlt sich ein Insekt, das die Blätter der Kaffeepflanzen unterminiert, in den Kaffeeplantagen immer wohler. Eine Miniermotte profitiert von steigenden Temperaturen. Bis 2080 könnte sie 60 Prozent der Plantagen in Brasilien ausgelöscht haben.25

In Kolumbien kämpft der Kaffeefarmer Luis Garzón mit einem Rostpilz, der sich in seiner Arabica-Plantage breitmacht. Er liebt es warm und feucht, und genau dieses Klima bekommt er jetzt im Kolumbiens Region Cauca häufiger. Die Regenmengen liegen schon um ein Viertel über dem langjährigen Durchschnitt, und auch die Temperatur ist um 1 Grad geklettert. »Schon ein halbes Grad macht bei Kaffee einen großen Unterschied«, sagt Nestor Riano, Agroklimaspezialist im Kaffeeanbaugebiet. In seiner Region bringen die Plantagen noch nicht einmal die Hälfte ihres früheren Ertrags. Für Arabica-Liebhaber sieht das nicht gut aus. Der Farmer Luis Garzón müsste eine neue, widerstandsfähige Sorte pflanzen, aber er fürchtet, dass dann der Geschmack nicht mehr stimmt, und das wäre dann sein endgültiger Ruin.26

LANDUNTER IM DELTA

Mehr als 1 Milliarde Menschen wohnen weltweit in Küstennähe, allein 16 Großstädte mit jeweils mehr als 10 Millionen Einwohnern liegen am Meer oder Ozean. Für sie und ihr Umland hält der Klimawandel gleich zwei Bedrohungen bereit, den Anstieg des Meeresspiegels und das Risiko zukünftiger Flutwellen.27

Hurrikans, Taifune und Zyklone werden in Zukunft weit mehr Kraft auf ihrem Weg über die überhitzten Ozeane der Welt sammeln können als in der Vergangenheit, weil sich das Wasser stärker erwärmt. Bei Wassertemperaturen von über 30 Grad verdampft das Meerwasser schneller und baut sich zu weit massiveren und höheren Wolkentürmen auf als bisher. Als Riesenkreisel bewegen sie sich mit ungeheuren Wassermassen vom Meer ins Land. Ihre Geschwindigkeit scheint in Zukunft keine Grenzen zu kennen. Der Hurrikan Rita kam 2005 schon auf 280 Kilometer pro Stunde. Die Energie, die sie aufnehmen, liegt weit über dem 100-Fachen dessen, was in den Stromnetzen der Welt pulsiert.

Die Wucht der tropischen Stürme und das Steigen des Meeresspiegels ergeben im 21. Jahrhundert eine massive Bedrohung für die Deltaregionen weltweit, und damit für die fruchtbarsten Böden, die die Welt zu bieten hat.28
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Verwundbarkeit der Deltagebiete nach der Bevölkerung, die durch die Erhöhung des Meeresspiegels bis 2050 vertrieben werden könnte29

Das Aufheizen der Erdatmosphäre wirkt besonders dramatisch um die Pole herum. Das große Schmelzen, das wir heute schon beobachten können, wird sich beschleunigen. Für die Mitte des Jahrhunderts rechnen die Modelle des IPCC mit steigendem Meeresspiegel. Allerdings ist ihre Annahme von 59 Zentimetern wohl eher optimistisch. Eine Forschungsgruppe des Arktischen Rates, der die Interessen der indigenen Bevölkerung wahren soll, kam im März 2011 zu dem Schluss, dass das Schmelzen doch schneller vorangeht als bisher angenommen. Nach ihren Modellen könnte der Meeresspiegel bis 2100 sogar um 1,60 Meter steigen.

Der britische Forscher Robert J. Nicholls hält bis zum Ende des Jahrhunderts sogar einen Anstieg von mehr als 2 Metern für möglich. Der Grund liegt in der Antarktis und im Eisschild auf Grönland. Wenn dort der Eispanzer schmilzt, fließt so viel zusätzliches Wasser in den Nordatlantik, dass der Wasserpegel erheblich steigen muss.30

Große Teile Floridas könnten so verloren gehen. Bangladesch würde fast zur Hälfte von der Landkarte verschwinden. Auch die europäischen Küsten, wie die der Nordseeanrainer und die friesischen Inseln, wären nicht mehr sicher.31

Im Nildelta würde ein Anstieg des Meeresspiegels um nur 30 Zentimeter reichen, um die Stadt Alexandria und ihr Umland zu überfluten. Eine halbe Million Ägypter wäre davon betroffen und 200 Quadratkilometer fruchtbares Land würden im Meer untergehen. Damit nicht genug. Das Meer würde weit ins Binnenland vordringen, weil der Nil ihm immer weniger Widerstand entgegensetzen kann. Denn seine Wassermasse schrumpft, weil die Bewässerungskanäle am Mittellauf immer mehr abfangen. Die Wasserqualität des Flusses schlüge dann schon weit vor dem Delta um, von Süß- in Salzwasser. Das wiederum würde die Trinkwasserversorgung der großen Städte und die Bewässerung der Landwirtschaft am Unterlauf gefährden. Die einstige Kornkammer Ägyptens droht so ihre Grundlage, das Wasser, zu verlieren.

Es geht aber nicht mehr um 30 Zentimeter, es geht um einen Anstieg des Meeresspiegels um bis zu 2 Meter innerhalb der kommenden 90 Jahre. 187 Millionen Menschen, so prophezeit Robert J. Nicholls, könnten dann weltweit ihre Häuser und Hütten, ihre Äcker und Weiden, ihre Fisch- und Jagdgründe, ihren Lebensraum verlieren. Man muss kein Hellseher sein, um die Völkerwanderung vorauszusehen, die dieser Anstieg auslösen wird.

Auch in den Hochgebirgsregionen der Welt schmilzt das Eis. Die Gletscher wechseln ihren Aggregatzustand von fest zu flüssig. Sie enthalten zwei Drittel der Süßwasservorräte. Ihr Beitrag zum Anstieg des Meeresspiegels ist, verglichen mit den Eisschilden von Antarktis und Grönland, eher gering. Aber dafür ist ihre Bedeutung für das Land, das sie mit ihrem Wasser versorgen, umso größer. Für 40 Prozent der Bewässerungslandwirtschaft weltweit kommt der Rohstoff aus den Gletschern der Hochgebirge, insbesondere des Himalajas.32

Ganges, Mekong und Jangtsekiang entspringen im Himalaja. 1 Milliarde Menschen leben vom Schmelzwasser der großen Himalajagletscher. Was passiert, wenn es versiegen sollte, lässt sich schon heute am Ganges erahnen.

Die Quellen des Ganges liegen hoch oben im südwestlichen Himalaja, hinter den Toren zweier mächtiger Gletscher mit einer Größe von 350 Quadratkilometern. Hier zeigt der Klimawandel bereits Wirkung. Die Gletschertore weichen mit überraschender Geschwindigkeit zurück. Nach Messungen des indischen Geologen Syed Iqbal Hasnain liegt die Rückzugsgeschwindigkeit seit 1985 bei durchschnittlich 23 Metern im Jahr. Gleichzeitig verliert der Gletscher um 2 bis 3 Meter an Höhe. Schon in einigen Jahrzehnten könnten die Himalajagletscher auf ein Fünftel ihrer heutigen Größe zusammengeschmolzen sein.33

Flüsse wie der Ganges, so fürchtet der Weltklimarat, würden dann in Zukunft nur noch ein Drittel ihrer einstigen Wassermengen führen. Für Millionen Bauern, die in der fruchtbaren Ebene vom Wasser des Ganges abhängig sind, wäre dies eine Katastrophe.

Das Wasser zum Bewässern ihrer Felder holen sie aus Brunnen am Fluss. Noch ist der Ganges ihr Lebensquell. Doch Experten stellen bereits fest, dass der Durchfluss schwächer wird. Wenn erst die Himalajagletscher abgeschmolzen sein werden, hängt alles allein vom Monsun ab. Der Monsun aber bringt nur über drei Monate hinweg Regen nach Indien und füllt das Flussbett des Ganges. Was soll in der Zwischenzeit auf den Bewässerungsfeldern entlang seinen Ufern wachsen?

DEMOGRAFISCHE BRENNPUNKTE

Die Abteilung für Bevölkerungsfragen der Vereinten Nationen markiert die demografischen Brennpunkte des kommenden Wandels auf einer Weltkarte der Hotspots.

Und was wir sehen, bestätigt unser Wissen über die zukünftigen Krisengebiete der Welt. Sie liegen in Afrika südlich und nördlich der Sahara, im Nahen Osten, im Fernen Osten, in Südostasien und im mittleren und südlichen Amerika. Darunter befinden sich fast alle Zielländer des größten Landraubs im 21. Jahrhundert. So finden wir auf der Karte die großen Bodenverkäufer Sudan, Äthiopien und Kenia. Sie eint neben einem hohen Bevölkerungswachstum eine geringe Anpassungsfähigkeit an den Klimawandel und bereits aufkommender Wasserstress.

Auch Madagaskar, Mosambik, die Republik Kongo, Sierra Leone, Laos, Kambodscha, Bolivien und Paraguay besitzen neben einem hohen Bevölkerungswachstum wenig Spielraum, um sich an das Klima der Zukunft anzupassen. Hinzu kommen Tansania, Mali, Senegal und Ghana, sie weisen ebenfalls ein hohes Wachstum der Bevölkerung auf sowie eine sinkende Agrarproduktion und geringe Anpassungsfähigkeit an den Klimawandel.

Wenn die Bevölkerung wächst, der Klimawandel die Ernten verringert und zusätzlich das Wasser knapp wird, kann es sich ein Staat dann noch leisten, Land an Dritte abzutreten? Nur wenn er genug davon hat. Aber gibt es in den Staaten, die heute den Ausverkauf des eigenen Ackerlandes betreiben, noch genügend Land, um die kommenden Generationen zu ernähren – eine um das Doppelte bis Dreifache gewachsene Bevölkerung?

Es ist nur eine Frage der Zeit, bis die Hotspots auf der Weltkarte des Klimawandels zu einer kritischen Masse verschmelzen, die einen politischen Flächenbrand auslösen könnte, so wie 2011 in Nordafrika und im Nahen Osten. Und dies nicht nur in Afrika, die Flammen könnten leicht auf Indien übergreifen, einen Kontinent, der drei Risikofaktoren auf sich vereint: hohes Bevölkerungswachstum, starke Ernteeinbrüche und geringe Anpassungsfähigkeit an den Klimawandel.

Nach neuesten Berechnungen im Auftrag der Hilfsorganisation Oxfam wird der Klimawandel die Weltmarktpreise nicht wie vom IPCC erwartet nur um 30 Prozent nach oben treiben, sondern um 120 bis 180 Prozent bis zum Jahr 2030.34

Die Realität könnte noch schlechter ausfallen, wenn es nicht gelingt, den Ausstoß an Treibhausgasen bis 2050 deutlich zu verringern. 2012 gibt es hierfür jedoch kein ernst zu nehmendes Anzeichen. Das wird den Boden weiter verknappen und den Run auf die Äcker der Welt verschärfen, besonders auf die Flächen, die vor den Folgen der Erderwärmung am wenigsten zu befürchten haben, und die liegen in den nördlichen Breiten.








TEIL III

Verlorenen Boden wiedergutmachen
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Schwarze Erde. Aus eigener Herstellung

Im zweiten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts sitzt die Weltgemeinschaft in der Klemme. Sie kann ihre derzeit rund 7 Milliarden Menschen nicht ausreichend ernähren. Dennoch setzt sie einen immer größeren Teil ihrer Äcker für die Produktion von Biosprit und Fleisch ein und duldet eine Landwirtschaft, die den Boden aus den Augen verloren hat.

Die Aussichten sind düster in einer Welt, die weit mehr Land verschlingt, als sie tatsächlich zur Verfügung hat. Wenn man die geballte Nachfrage dieses Jahrhunderts umrechnet in den Boden, der dafür benötigt würde, fällt das Resultat erschreckend aus. Nach Schätzungen der FAO müssten die Ernteerträge für eine Weltbevölkerung von mehr als 10 Milliarden Menschen bis 2100 um mindestens 100 Prozent wachsen.1

Wir bräuchten also etwa das Doppelte der landwirtschaftlichen Fläche von heute, denn mit maßgeblichen Zuwächsen der Produktivität ist aus heutiger Sicht kaum zu rechnen. Dazu fehlt es an Forschung und Innovation. Unter dem Strich würden wir zwei Erden benötigen, um die Menschen in Zukunft satt zu machen. Hinzu kommen die Flächen, die für den eingeschlagenen Weg in der Bioenergiepolitik gebraucht werden, umgerechnet noch einmal die Hälfte der Ackerfläche weltweit. Insgesamt verlangen der Lebensstil der Industrieländer und der Zuwachs der Weltbevölkerung also Neuland in einer Größenordnung, die dem Zweieinhalbfachen der heutigen Anbaufläche entspricht.

Es versteht sich von selbst, dass eine solche Entwicklung jeder Basis entbehrt. Dieses Zukunftsszenario zeigt, warum der globale Bodenmarkt plötzlich so vehement in Bewegung geraten ist. Die Jagd auf die Böden der Welt spiegelt eine erdrückende Knappheit.

Entspannung durch Zukauf oder Eroberung neuer Planeten können wir für dieses Jahrhundert ausschließen. Auch Zugewinne durch Roden und das Gewinnen von Neuland im Meer oder in der Wüste scheiden weitgehend aus. Daher bleibt nur übrig, unseren Umgang mit den vorhandenen Äckern zu ändern und Boden gutzumachen, wo er durch die bisherige Bewirtschaftung unfruchtbar geworden ist.

Hierbei handelt es sich immerhin um rund 33 Prozent der globalen Ackerfläche, und damit um rund 400 Millionen Hektar.2 Das entspricht ungefähr dem 33-Fachen der deutschen Ackerfläche. Hinzu kommen jene Flächen, die durch die gegenwärtige intensive Bearbeitung laufend an Fruchtbarkeit verlieren. Derart geschwächte Böden brauchen Erholung und Anbaumethoden, die den Kräften in der Erde wieder eine Chance geben. Das ist aber nur eine Seite der Medaille. Auf der anderen heißt es, den Boden widerstandsfähig zu machen gegenüber dem kommenden Stress durch den Klimawandel.

Die Wetterextreme, die wir zurzeit bereits spüren, werden weiter zunehmen, sagen die Klimatologen. Die Böden werden diese Extreme in Zukunft abpuffern müssen, um massive Ernteausfälle zu vermeiden. Um Dürren zu meistern, muss der Boden mehr Feuchtigkeit speichern, um Überschwemmungen Stand zu halten, muss das Wasser im Boden schnell versickern können. Um Stürme zu überstehen, muss der Boden bedeckt bleiben.

Auch die Landwirtschaft selbst heizt den Klimawandel mit an. Vor allem durch Lachgas und Methan. Das eine stammt aus der Stickstoffdüngung, das andere größtenteils aus dem Anbau von Nassreis und aus der Rinderhaltung. Insgesamt liegt die direkte Klimawirkung der Landwirtschaft so hoch wie die des Verkehrs. Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) hält die Hälfte dieser Belastung für vermeidbar. Das Meiste könnte abgepuffert werden durch »eine vermehrte Kohlenstoffaufnahme der Böden und durch ein besseres Management von Acker und Weideland«.3 Auch der kommende Mangel an Nährstoffen wie Phosphat und Kali sowie die zu erwartenden Preisschübe bei Stickstoff fordern neue Konzepte.

Das heißt, insgesamt müssen die Äcker der Zukunft weit schonender, produktiver und klimafreundlicher bearbeitet werden, wenn sie eine Weltbevölkerung von mehr als 10 Milliarden Menschen ernähren, die Klimabilanz entlasten, Klimaextreme abfedern, knappere Nährstoff- und Energievorräte schonen und ihre Fruchtbarkeit erhalten sollen.

Auf der Suche nach Alternativen zur gegenwärtigen Praxis lohnt sich ein Blick zurück in die Geschichte und in eine Region der Welt, die so gut wie keine natürliche Bodenfruchtbarkeit besitzt, das Amazonasbecken in Südamerika.

DAS GEHEIMNIS DER INKAS

Wie Boden wieder gutgemacht werden kann, verstanden die Inkas vielleicht besser als die Ackerbauern des 21. Jahrhunderts. Sie konnten den Stoff, aus dem das Leben wächst, vor 500 Jahren selbst herstellen. Auf Terra Preta bauten die Völker zur Zeit der Inkas ihr Reich. Aber genauso wie ihr Reich ist auch das Wissen um die Terra Preta in Vergessenheit geraten. Erst in jüngster Zeit wird es wiederentdeckt.

Die Terrassen von Pisac kleben fast trotzig an den Hängen der Anden, als wollten sie dem gigantischen Hochgebirge das Letzte abringen. Steinwände stützen die handtuchbreiten Felder den Berg hinauf bis zur Grenze der Vegetation. Ein ausgeklügeltes Bewässerungssystem versorgt Mais und Kartoffeln, Bohnen und Kürbis, Amarant und Maniok, Paprika und Avocados. Die Inkas entwickelten ihre Landwirtschaft vom Amazonasbecken bis hinein in die Täler der Anden im Grenzbereich zwischen Kälte und Dürre und am Rande jeder Fruchtbarkeit. Sie waren gezwungen, der Natur die Regeln abzuschauen, damit aus einem Stück Gebirgslandschaft ein Stück Ackerland entstehen konnte.

Auch die Bewohner des Tieflandes am Amazonas kannten diese Regeln. Und sie zu befolgen, erlaubte ihnen ein Leben, dessen Reichtum sich heute nur noch erahnen lässt. Die ersten Europäer, die Spuren davon zu sehen bekamen, ruderten in einem Boot im Juni 1542 den Amazonas entlang. Es waren 60 Spanier unter dem Befehl von Francisco de Orellana, getrieben von der Gier nach den sagenumwobenen Schätzen der Amazonasindianer, auf dem Weg zur goldenen Stadt Eldorado. Was Orellana in sein Bordbuch notierte, bewegt noch heute die Wissenschaft.

Er berichtet von einem dicht besiedelten Land. An den Ufern des Flusses reihte sich Dorf an Dorf, nur einen Bogenschuss weit voneinander entfernt. Er sah Menschen, die feierten und ihren Wohlstand genossen, verfolgte aber auch das geschäftige Treiben bewaffneter Heere. Francisco de Orellana schloss daraus, dass er hier keine Chance hatte, Reichtümer zu rauben, und zog sich zurück. Hinter ihm verschwanden die Amazonasindianer zunächst im Dunkel der Geschichte. Was blieb, waren seine Aufzeichnungen über das pralle Leben in dieser Region.4 Zum Erstaunen späterer Expeditionen fanden sich am Amazonas jedoch weder Menschen noch Dörfer, und schon gar keine Städte. Hatte Orellana nur einen Fiebertraum in seinem Logbuch notiert?

Die Archäologin Betty Meggers wollte es in den 1950er-Jahren noch einmal genau wissen. Gemeinsam mit ihrem Ehemann nahm sie die Spur des Francisco de Orellana wieder auf und suchte nach den Wurzeln seiner Geschichten. Doch auch sie fand nur Urwald vor und unter den Kronen der Bäume einen Boden, der so arm an Nährstoffen war, dass dort niemals ganze Völker hätten leben, geschweige denn einen solchen Wohlstand entwickeln können. Zu demselben Befund kamen Farmer, die sich am Amazonas niederlassen wollten. Sie tauften die Region auf den Namen »wet desert«, feuchte Wüste.5 Damit schien das Kapitel der reichen Amazonasvölker als Fantasie enttarnt und galt auch in wissenschaftlicher Hinsicht als abgeschlossen.

Erst 1994 kam wieder Bewegung in die Amazonasgeschichte, als sich Michael Heckenberger und James B. Petersen auf die Suche machten nach einer geheimnisvollen Mischung, von der sie gehört und gelesen hatten: Tonscherben, Knochen, verkohlte Pflanzenreste, Dung und Exkremente – die Terra Preta. Unweit eines indianischen Dorfs namens Açutuba fanden sie am Hochufer des Flusses einen Streifen von 3 Kilometer Länge, übersät mit zerbrochener Keramik. Bei genaueren Untersuchungen stellte sich heraus, dass es sich hier tatsächlich um die sagenumwobene Terra Preta handelte. Nahe der Mündung des Rio Negro in den Amazonas entdeckten sie 30 weitere Terra-Preta-Felder. Alles deutete darauf hin, dass in der Gegend einst städtisches Leben pulsiert hatte. Denn nicht weit von den Feldern entfernt stießen die Forscher auf einen zentralen Platz von mehreren hundert Metern Seitenlänge. Außerdem gab es einen Kanal, dessen Zweck sie nicht vollends klären konnten: 100 Meter lang, 6 Meter breit, 2 Meter tief. Gewaltige Ausmaße für die Zeit seiner Entstehung.6

Wim Sombroek, ehemals Direktor des Bodenkundezentrums im niederländischen Wageningen, entdeckte am unteren Amazonas bei der Stadt Santarém ein Areal von 7 Kilometer Länge und 1 Kilometer Breite, das ebenfalls mit Terra Preta gefüllt war und auf eine großräumig angelegte Siedlung hindeutete. Diese Stelle am Fluss erwähnte auch schon Francisco de Orellana in seinen Aufzeichnungen. Er notierte, bei seiner Ankunft hier seien so viele Menschen vom Steilufer herabgekommen, dass er mit seinen Leuten schleunigst umgedreht und geflohen sei. Der Geograf William I. Woods von der Southern Illinois University, New York, stützte diese Beschreibung. Nach seinen Untersuchungen der Terra-Preta-Funde kam er zu dem Schluss, dass bei Santarém einmal 200000 bis 400000 Menschen gewohnt haben müssten, und zwar bevor die Spanier das Land im 16. Jahrhundert in Besitz nahmen. Woods’ Berechnungen lassen eine Stadt entstehen, die so groß war wie Tenochtitlán, die Hauptstadt des Aztekenreiches, die damals als größte Stadt der Welt galt.7

An der Grenze zu Bolivien entdeckten der Archäologe Clark Erickson und der Anthropologe William Balée ebenfalls Überreste, die auf ein großes Stadtgebilde jener Zeit in Amazonien schließen lassen.

Landschaft mit Bauminseln

Die Forscher reisen im Flugzeug an. Als ihr Gefährt an der Grenze zwischen Bolivien und Brasilien durch die niedrig hängenden Wolken bricht, sehen sie weit unten die bolivianische Provinz Beni liegen. »Beni« heißt: ein Land im Wasser. Wenn der Schnee in den Anden schmilzt und die Regenwolken tief übers Land ziehen, versinkt die Landschaft und taucht erst wieder auf, wenn der Wasserspiegel in der Trockenzeit sinkt. Aus dem ansonsten topfebenen Land erheben sich Inseln, die bis zu 20 Meter aus dem Wasser ragen und so groß wie ein oder mehrere Fußballplätze sind. Dort wachsen Bäume, die sich im überfluteten Land eigentlich nicht ansiedeln konnten.

Das Areal dieser Waldinseln umfasst 30000 Quadratkilometer und mehr. Sie sind jeweils umgeben von aufgeschütteten Feldern, wie Warften auf den Halligen der Nordsee, und miteinander durch schnurgerade Dämme verbunden. Eine ideale Konstruktion, um der Überflutung zu entgehen, die die Landschaft alle sechs Monate heimsucht, und in den Wachstumszeiten die Äcker auf den Inseln frei von Wasser zu halten. In den trockenen Monaten bilden die Dämme zwischen den Inseln eine Art Rückhaltebecken. Das Wasser, das sich dort sammelte, diente zur Versorgung der Felder, der Menschen und auch zur Fischzucht. Fische wurden mit Netzen, die zwischen die Dämme gespannt wurden, gefangen.

Aufgrund dieser und anderer Funde halten Erickson und Balée das gängige Bild von den Indianern Amerikas vor Kolumbus’ Ankunft schlichtweg für falsch. Ihre Theorie geht davon aus, dass Süd- und Nordamerika einst dicht besiedelt war und weite Flächen nachhaltig bewirtschaftet wurden. Damit stellen sie das alte amerikanische Bild vom leeren, wilden Land grundsätzlich infrage. Charles C. Mann versucht, dies in seiner Streitschrift »1491« zu belegen, und behauptet, die Neue Welt sei vor der Begegnung mit der Alten Welt viel bevölkerter und kultivierter gewesen als Europa zur gleichen Zeit, auch was die Landwirtschaft anbetraf.

Der Ackerbau im Amazonasbecken, so viel weiß man heute, war kombiniert mit einer etagenweise angelegten Waldwirtschaft. Ganz oben standen die Bäume, deren Früchte man essen konnte. Darunter wuchsen Sträucher mit Früchten, und unten am Boden wurden Gemüse und Getreide angebaut. Charles R. Clement, Anthropologe und Botaniker am Brasilianischen Nationalinstitut für die Erforschung des Amazonas, hat Anzeichen dafür gefunden, dass in dieser Etagenkultur mehr als 140 unterschiedliche Pflanzenarten wuchsen. Viele davon waren mehrjährig und konnten über lange Zeit beerntet werden. Dieses Agroforstwirtschaft genannte System vereint Land- und Waldwirtschaft. Clement schätzt, dass 12 Prozent des wasserfreien Amazonasbeckens Ergebnis menschlicher Kultivierung sind, vielleicht auch mehr. Die Erforschung hat gerade erst begonnen.8

Amazonien – eine Kulturleistung?

Insgesamt nimmt der »künstliche« Boden im Amazonasbecken eine Fläche von der Größe Frankreichs ein. Der überwiegende Teil ist heute noch mit Terra Preta überdeckt und hat nicht nur die Eigenschaft, Nährstoffe und Feuchtigkeit zu binden, sondern lässt Wasser auch bei Überflutung passieren, ohne ausgewaschen zu werden. Er gibt die gespeicherten Nährstoffe und das Wasser genau dann an die Pflanzen ab, wenn sie es brauchen.

Diese Eigenschaft konnte bisher nur beobachtet, aber nicht erklärt werden. Ebenso wenig gibt es eine Erklärung dafür, warum Terra Preta die Böden von selbst wachsen lässt und warum Regen die geheimnisvolle Mischung nicht wegschwemmt. Der Wissenschaftler Joseph M. McCann vermutet, dass Terra Preta die Fähigkeit besitzt, sich biologisch selbst zu erneuern, wie ein Superorganismus.9

Wie diese Böden einst belebt wurden, lässt sich bisher nur vermuten. Ein Erklärungsversuch stützt sich auf die Herstellung von Sauerteig. Wie beim Sauerteig nimmt man einen Teil der alten Mischung und impft damit die neue. Dies könnte auch erklären, wie sich Terra Preta über weite Landstriche verbreitete. Ein bakterienreiches Stück Erde wurde auf das neue Gemisch aus Ton, Knochen, Biokohle und Fäkalien übertragen. Aber das eigentliche Geheimnis blieb bisher ungelüftet. Könnte man das Rätsel der Terra Preta lösen, so William I. Woods von der Southern Illinois University, New York, wäre dies das letzte große Geschenk jener Menschen, die uns schon mit Tomaten, Kartoffeln und Mais beglückt haben.10

Wenn sich die These erhärten sollte, dass Amazonien eine der bedeutenden Kulturleistungen der Menschheit darstellt, dann würde dies nicht nur sämtliche Vorstellungen, die wir heute über den amazonischen »Urwald« haben, über den Haufen werfen. Es würde auch der Behauptung den Boden entziehen, dass alle Agrikultur vor der Erfindung von Pflug, künstlichem Dünger, Agrarchemie und Hochleistungssaatgut primitiv war und ihre Völker nicht ernähren konnte.

Professor Bruno Glaser erforscht am Institut für Bodenkunde und Bodengeographie in Bayreuth das Geheimnis der Terra Preta. Ihn fasziniert ebenfalls die Tatsache, dass die Amazonasvölker ihre intensive Landwirtschaft über Jahrhunderte praktizierten und dabei den Boden nicht zerstört, sondern verbessert haben. Wenn es uns gelänge herauszufinden, wie Terra Preta genau gebildet wird, meint Glaser, dann könnten wir einer Welt mit mehr Menschen, weniger Boden, weniger Wasser, weniger Dünger, mehr Dürren und Überschwemmungen sowie steigenden Temperaturen besser entgegentreten als heute.11

Glaser schätzt den Ertragszuwachs durch Terra Preta auf das Doppelte, gemessen an anderen Böden der Region. Allerdings bezieht sich dies auf das Amazonasgebiet. Wird sich das Gemisch in Mitteleuropa, Asien und Afrika genauso verhalten? Sicher ist, dass Terra Preta eine gewaltige Speicherkraft besitzt, dank einer extrem porösen Struktur der Biokohle: 1 Gramm kann bis zu 2000 Quadratmeter Innenfläche aufweisen. Deshalb werden auch mehr Nährstoffe gespeichert als in anderen Böden.12

Als Regel lässt sich aus den bisherigen Forschungen ableiten, dass Terra Preta mehr Phosphat, Kalzium, Schwefel und Stickstoff bindet als die Böden der Umgebung. Und als Kohlenstoffsammlerin ist sie unübertroffen. Auf 1 Hektar und bis zu 1 Meter tief kann Terra Preta 250 Tonnen Kohlenstoff binden. Im Verhältnis dazu schneidet normaler Boden mit 100 Tonnen Kohlenstoffbindung eher mäßig ab. Diese Fähigkeit, Kohlenstoff zu sammeln, verleiht Terra Preta zusätzliches Gewicht als Mittel im Kampf gegen die wachsende Klimagasbelastung.

EUROPA IM BIOKOHLEZEITALTER

Auch in Europa beginnt das Zeitalter der Terra Preta, wenngleich zaghaft. Im rheinland-pfälzischen Morbach arbeitet ein Schwelofen, der aus den Abfällen einer Biogasanlage und dem Grünschnitt eines Bauernhofs Biokohle herstellen soll.

Der Motor dieser Bewegung in der Westpfalz heißt Joachim Böttcher, er gehört zu den Gesinnungstätern, die schon gegen Atompolitik und Startbahn West auf die Straße gegangen sind. Auf dem Hengstbacherhof, einem Weiler in der Westpfalz, hat er seine strategische Basis als »Schwarzerde-Pionier«, wie ihn die Tageszeitung taufte, eingerichtet.13

Seit 2008 wächst in seinem Garten alles auf Terra Preta. Viel zu schnell, wie er versichert. Die Radieschen erreichen Hühnereiergröße und die Kartoffeln wiegen bis zu 1 Kilo pro Knolle. Das Gießen im Sommer sei bei ihm nicht mehr nötig, die Pflanzen bekämen genügend Feuchtigkeit aus ihrer schwarzen Erde.

Seit 2005 versucht er, das Geheimnis der Amazonasindianer zu lüften. Seine Pflanzen zeigen ihm, dass er den richtigen Riecher hatte. Im September 2010 ging der erste Schwelofen auf dem Hengstbacherhof in Betrieb. Über eine Vertriebsgesellschaft unter dem Namen Palaterra soll das Schwarzerdegeschäft über die Pfälzer Grenzen hinaus angekurbelt werden.

Etwas mehr als eine Fahrstunde vom Hengstbacherhof entfernt, über die A 62, vorbei an der Ortschaft Schwarzerden, kommt man zum Umwelt-Campus Birkenfeld, ebenfalls in Rheinland-Pfalz. Auch hier ist Terra Preta das Thema. Der organische Abfall aus dem Abwasser des Campus soll den Ausgangsstoff für die Terra Preta bilden. Im Gemisch mit Biokohle entsteht daraus ein Substrat, das auf die Felder ausgebracht werden kann, auf denen dann Energiepflanzen wachsen, die wiederum auf dem Umwelt-Campus für Strom und Wärme sorgen. Dr. Haiko Pieplow vom Bundesumweltministerium sieht darin einen Zukunftsentwurf, der zeigt, wie kleinräumig Nährstoffkreisläufe geschlossen werden können. Eine Terra-Preta-Landwirtschaft in Mitteleuropa, insbesondere in städtischen Ballungszonen, wäre für ihn ein Zukunftsmodell.14

Schon ein gutes Stück weiter ist die Schweiz. Hans-Peter Schmidt vom ökologischen Forschungsinstitut Delinat gehört zu den Wegbereitern der Biokohle. Auf seinen Versuchsflächen wächst Wein. Vor zwei Jahren hat er mit der biologischen Aufrüstung seines Weinbergs begonnen, im Sommer 2011 konnte er schon auf die ersten Erfolge verweisen. Seine Trauben brachten mehr Ertrag, waren gesünder und wiesen mehr Inhaltstoffe auf als die der Nachbarweingärten. Auch Wasser und Nährstoffe wurden besser verwertet.15

Die Biokohle kommt aus dem schweizerischen Wallis. Dort konnte Schmidt einen Unternehmer für seine Idee gewinnen. Der baute 2010 in der Nähe des Instituts die erste gewerbliche Biokohleanlage Europas auf. Was er in seiner Anlage verschwelt, sind Ernteabfälle, Holzreste, Abfall aus der Nahrungskette und auch Fäkalien und Klärschlamm. Die Biokohle holt sich die Energie, die sie zum Verschwelen braucht, aus sich selbst. Die Biomasse muss zwar erst einmal von außen aufgeheizt werden, bis die ersten Gase aus dem Gemisch entweichen, ab dann aber sorgt das Gas für die notwendige Schwelhitze. Die Anlage in der Schweiz läuft ohne Abgase und liefert zusätzlich noch Wärme, die für andere Zwecke genutzt werden kann.

Trotz der beeindruckenden Geschichte der Terra Preta, trotz ihrer unbestreitbaren Vorzüge in Bezug auf Dürre und Überflutung, trotz ihrer Fähigkeit, Nährstoffe und Feuchtigkeit zu speichern, Bodenfruchtbarkeit zu bewahren und reiche Erträge zu liefern, trotz ihrer Qualität als Kohlenstoffspeicher, bleibt sie offiziell doch so gut wie unbeachtet.

Warum sich in Deutschland in Sachen Terra Preta so wenig bewegt, erklärt der Journalist Albrecht Kieser mit der Interessenlage der Agrarindustrie im Lande. Die Lobby der einschlägigen Industrien bildet gemeinsam mit den altgrünen Verbänden eine Art Bollwerk, das den Weg der Terra Preta auf die Bauernhöfe gleich mehrfach versperrt. Angefangen bei der Forschungsförderung über die staatliche Verwaltung bis zur direkten Beratung.16

Tatsächlich hat nicht alles, was sich Biokohle nennt, auch die verblüffenden Eigenschaften von Terra Preta. Am Rande des internationalen Markts für Klimazertifikate beginnt eine Gruppe von Geschäftemachern damit, die Treibhausgasbindung der Biokohle umzuinterpretieren. Sie schlagen vor, statt des organischen Gemischs, das Biokohle enthält, gleich ganze Wälder zu verschwelen, um daraus Holzkohle herzustellen, die hölzerne Verwandte der Biokohle. Die Holzkohle gelte es dann in den Boden einzuarbeiten und schon sei ein Teil der Treibhausgase »beerdigt«. Für die Mengen an Kohlendioxid, die so aus dem atmosphärischen Kreislauf entfernt werden, könnte das Holzkohleprojekt dann Klimazertifikate erwerben und in Zukunft an den Klimabörsen meistbietend versteigern.

Gegen dieses Geschäftsmodell zieht die englische Umweltgruppe Biofuelwatch zu Felde.17 Denn bisher gebe es keine wissenschaftlichen Beweise dafür, dass Holzkohle auch nur annähernd die Eigenschaften von Biokohle habe, und erst recht nicht, dass sie über längere Zeit im Boden sicher »beerdigt« werden könne. Ohne die organischen Zusatzstoffe der Terra Preta sei die Stabilität im Boden mehr als fraglich und das Geschäftsmodell nichts anderes als fauler Zauber.

Ganz anders in Österreich. Da gibt es zwar keine Terra Preta, aber der Stoff, der in den Boden eingearbeitet wird, ist ebenfalls organisch und ein alter Bekannter in der Landwirtschaft, es ist der Humus.

Das größte Humusprojekt des Landes soll dem österreichischen Boden neue Kraft einhauchen. Der Geburtsort liegt im beschaulichen Kaindorf im Osten der Steiermark. Hier strahlt die Pfarrkirche St. Jakob mit ihrem Glockenturm die Ruhe von 300 Jahren aus. Auf den ersten Blick ist es eine Postkartenidylle: Felder, Wiesen, Wälder, Hügel und Täler – Bauernland. Hier ist den Menschen an ihrer Heimat, ihrem Boden, ihren Bauern und ihrem Klima gelegen. Und das wollen sie auch zeigen, deshalb haben sich die Kaindorfer zusammengerauft und im April 2007 beschlossen, aus ihrem Kirchspiel die »Ökoregion Kaindorf« zu entwickeln.

Eine Hackschnitzelanlage heizt den Kaindorfern im Winter die Stuben. Der Strom kommt nur noch aus Wind, Wasser und Sonne. Der Einzelhandel zeigt überwiegend das Fairtrade-Siegel. Und jeweils am 15. und 16. Juli geht’s los mit dem Radl, »Biken für den Klimaschutz«, je nach Kondition über 12 oder 24 Stunden am Stück. Der Erlös fließt in die örtlichen Projekte, und eines davon ist die ökologische Kreislaufwirtschaft, die Humuswirtschaft auf den Äckern der Gemeinde. Sie macht ihre Landwirtschaft »klimaneutral«.18

Der Boden braucht Humus zum Leben, sagen die Bauern. Und seit 2007 machen sie sich ihren Humus selbst. Auf einem Platz, so groß wie ein Fußballfeld, sind mannshohe Wälle aufgeschichtet. Grünmüll, Strauch- und Baumschnitt, Hausabfälle, alles kommt zusammen, wird gehäckselt und anständig durchgeknetet zu einem satten Kompost. Er reift unter grünen Plastikplanen dann so lange, bis er krümelt und ein wenig nach Tabak und Erde riecht. Wenn der Humus gar ist, kommen die Frontlader, und auf geht es in die Felder um Kaindorf. Mindestens 11 Tonnen Humus pro Hektar, heißt die Regel, das verbessert den Humusgehalt und legt auch Klimagase im Boden fest. Das lohnt sich, denn für jede Tonne CO2, die auf dem Acker gebunden wird, bekommen die Bauern von der Gemeinde 30 Euro als Aufwandsentschädigung. Für Gerald Dunst, den Vorsitzenden des Humusprojekts, ist das nur ein Anreiz, die eigentliche Rendite kommt später, wenn gesät und geerntet wird: vom Boden selbst.

Die Wirkung ist sichtbar. Der Feldversuch zeigt, welche Kräfte der Humus im Boden freisetzt. Professor Wilfried Hartl vom Institut Bioforschung Austria in Wien nimmt einen Spaten und sticht in das lockere Erdreich. Einen Quader Boden holt er hervor und legt ihn zur Begutachtung an den Feldrand. »Dieser Boden ist fit für den Klimawandel«, sagt der Wissenschaftler. Dürren und Überflutungen könne dieser Boden abfedern. Das Wasser versickere, aber die Feuchtigkeit bleibe gespeichert, die Nährstoffe würden nicht ausgewaschen. Genau das sei der Erfolg, den man durch Humus erzielen könne, erklärt der Bodenkundler.

Der Humus belebt das Erdreich, dazu gehören die Regenwürmer, sie sind die Tiefbaumeister der Bodenfruchtbarkeit. Sie graben Gänge, die Luft ins Dunkel bringen, ihre Röhren bilden ein gewaltiges System von Regenrinnen, die Gewittergüsse von oben in die Tiefe des Bodens befördern. Ihre wichtigste Leistung ist nach Professor Hartl jedoch die ihres Verdauungssystems. Das durchmischt und verklebt Boden und Humus zu einem stabilen Gemisch. Dabei sollen auch Enzyme im Spiel sein, die von den Würmern selbst erzeugt werden und die Bodenbakterien beleben. Regenwürmer arbeiten umso besser, je besser der Kompost ist, den sie in ihre Gänge ziehen. Im Idealfall leben bis zu 600 von ihnen in 1 Kubikmeter Boden.

Eine lange Versuchsreihe des Wiener Professors belegt die neue Kraft der Humusäcker. »Es wurden bessere und stabilere Erträge erzielt und eine Verbesserung der Produkte«, so Wilfried Hartl.19 Und das nicht nur in Österreich.

Humuswirtschaft und ein enger Nährstoffkreislauf, dieses Betriebsmodell verfolgen auch in Deutschland die Bauernhöfe, die unter dem Siegel des ökologischen Landbaus wirtschaften, wie der Lindhof an der Ostseeküste von Schleswig-Holstein.

Die Äcker und Weiden des altehrwürdigen Gehöfts liegen nur einen Steinwurf weit von der schleswig-holsteinischen Küste an der Bucht von Eckernförde. Hier rollt die Landschaft in sanften Hügeln und Tälern, Knicks ziehen die Grenze zwischen Acker und Grünland. Ein VW-Bulli tuckert über den Feldweg – Hofrundfahrt mit Professor Friedhelm Taube. Es geht vorbei an der Schweinewiese, mit kleinen Hütten für die Sauen und ihre Ferkel. Familienglück im Schweineland. Die Halbwüchsigen toben in einem separaten Camp, ein Bolzplatz für Schweinekinder. Mit fliegenden Ohren kommen sie auf den Besucher zu. Grunzen, schauen, kein Spielgefährte, also wieder zurück zu den anderen ins Stroh.

Der Bulli schaukelt vorbei an der Rinderweide, tuckert schwankend am Kartoffelacker entlang bis zu einer Versuchsfläche, wo im Boden Schächte und Rohre verborgen sind. Unter der Erde wird gemessen, wie viel Dünger und Wasser der Boden hält und wie sich Humus aufbaut. Es ist ein Untergrundlabor, schließlich geht es hier auf dem Lindhof um Wissenschaft.

Der Lindhof, das sind rund 130 Hektar Land, überwiegend Acker mit Dinkel, Hafer, Triticale – Getreidearten, die nicht überall angebaut werden –, mit Kartoffeln und Kleegras als natürlichen Stickstoffsammlern. Im Stall und auf der Weide grasen 20 Mutterkühe mit Kälbern und 20 Jungrinder, im Maststall grunzen 300 Schweine, im Hof liegen über 50 Sauen mit Nachwuchs. Friedhelm Taube ist zufrieden mit den Erträgen, aber es könnte noch etwas mehr sein, wenn der Boden mehr Stickstoff bekäme. Dann läge er im Vergleich mit den konventionellen Nachbarn noch besser im Wind. Und wenn deren Treibstoffe, das Erdöl und der künstliche Dünger, demnächst massiv unter Preisdruck geraten, wäre er vielleicht sogar ökonomisch eine Buglänge voraus. Denn sein Land produziert seine Fruchtbarkeit selbst.

Das Fleisch der glücklichen Schweine, die Kartoffeln, und was sonst noch anfällt, gelangen über den Hofladen an die Kundschaft der Region. Die Rechnung stimmt bei Friedhelm Taube. Auch für seinen Boden. Über Humusverluste muss er sich keine Gedanken machen.

Ob so die Welt gerettet werden kann, wenn der große Kreislauf der intensiven Landwirtschaft ins Stottern und schließlich ins Stocken kommt, das weiß auch er nicht. Aber dass seine Art, eng mit der Natur zu wirtschaften, in Zukunft besser abschneiden wird, das ist für den Direktor des Instituts für Pflanzenbau und Pflanzenzüchtung der Universität Kiel keine Frage mehr.

Ortswechsel: Curitiba, Südbrasilien. Hinter sanften Hügeln, Wäldern, Weiden und Äckern liegt die von Deutschen gegründete Ortschaft Witmarsum. Eine Tafel am Weg zeigt, woran man sich hier orientiert: »Es kann mit einiger Sicherheit gesagt werden, dass der Gebrauch des Pfluges die Fruchtbarkeit unserer Böden zerstört hat.«20 Das Zitat stammt von dem amerikanischen Agrarwissenschaftler Edward Faulkner. Er war einer der ersten, der in den 1940er Jahren den Pflug als Hauptverantwortlichen für die Bodenerosion in den USA benannte. »An agricultural bombshell« betitelte die Zeitschrift Nature 1940 seine Ansicht und meinte damit nichts anderes als einen Schlag ins Kontor der traditionellen US-Landwirtschaft. Manuel Pereira hat sich der Ansicht Faulkners angeschlossen. Er weiß aus eigener Erfahrung, was der Pflug anrichten kann, und ist heute ein erklärter Gegner des Pflügens.

Der Pflug steht heute als Mahnmal mitten auf dem Hofplatz. Auf Pereiras Farm hat er keine Arbeit mehr und auch bei den Nachbarn wird er nicht mehr angespannt. Insgesamt haben sich Farmer auf einer Fläche von über 20000 Hektar entschlossen, wie Manuel Pereira ihre Äcker nur noch pfluglos zu bewirtschaften. Kein Wenden, kein Aufreißen der Humusschicht, Bodenflora und -fauna werden nicht mehr auf den Kopf gestellt, das Bodengefüge bleibt unberührt – und in dieses ausgeruhte Biotop sät Manuel Pereira seine Sojabohnen.

Als sie in den 1970er-Jahren mit der Sojasaat anfingen, dachten sie sich nichts dabei, nach dem Pflügen den Boden erst einmal eine Zeit lang ohne jeden Bewuchs offen liegen zu lassen, bis die Saat aufging. Aber der Boden hier ist leicht, mit bis zu 80 Prozent Sand, erklärt Manuell Pereira, und wenn dann ein tropischer Regenguss kommt, geht er ab und davon. Aus tiefen Furchen, die das Wasser in seine Äcker schnitt, wurden Erosionskrater, die sich weiter in die Landschaft fraßen. Pereira und seine Mitstreiter merkten damals, wie die Ernten immer kleiner wurden, während der Aufwand gleich blieb, das brachte sie zum Wechseln.

»Der Boden bleibt hier ständig bedeckt«, erzählt Gerold Schrater, »damit er nicht vom Regen weggewaschen wird.« Heute fährt nur noch die Saatmaschine über den Acker, gesät wird direkt in die Stoppeln der vorherigen Ernte. Mit Erfolg. Seit die Bauern in seiner Gegend nicht mehr pflügen, haben sich die Erträge um 35 bis 80 Prozent verbessert. Von Bodenerosion redet heute keiner mehr im brasilianischen Witmarsum.21

Der Landgewinn auf Brasilianisch bleibt auch hierzulande nicht unbeachtet. Die Bewunderung schlägt sogar im Internetblog www.baeuerinnentreff.de durch: »[…] ich war im November 2004 im Süden von Brasilien, wo diese riesigen Weizenfelder sind. Dort wird auch nicht mehr gepflügt. Nach der Weizenernte im Oktober wird sofort Soja gesät. Ich bin in ein Feld gelaufen, um nachzuschauen, wie die Erde ist. Sie war ganz krümelig. Ich war beeindruckt. Trudi.«

In Deutschland ist diese Art der Bodenbearbeitung noch ein Buch mit sieben Siegeln. In Sachsen, bundesweit eine der Hauptackerbauregionen, bleibt nur auf 1500 Hektar der Pflug stehen, bevor gesät wird.22 Der Grund: Auch wenn das Verfahren den Boden schont, widerspricht es doch der Tradition, und zwar grundlegend. Ohne Pflug kein Bauer, und ohne Pflugfurche kein unkrautfreier Acker. Und wer den Unkräutern freie Bahn lässt, der kann auch nichts ernten. Das gehört zu den Grundgesetzen des Ackerbaus und es erfordert schon einigen Mut, der Tradition den Rücken zu kehren, wie dieser Blogeintrag zeigt: »Ich war Anfang der Neunziger der Erste, der sich in unserer Gegend an dieses Thema getraut hat […] Ich hätte nie gedacht, was das damals für eine Welle der Empörung und Unverständnis auslöst! Mein Vater hatte einen Herzinfarkt bekommen, und alle anderen hatten hinter vorgehaltener Hand getuschelt, dass es mit unserem Betrieb zu Ende gehen würde. Verpächter wurden gegen mich aufgehetzt und und und […]!«23

Auf den Pflug verzichten nur 5 bis 10 Prozent der Ackerbauern weltweit, und das nicht ohne Grund. Denn die Methode hat einen entscheidenden Haken: Das Weglassen des Pfluges wird in vielen Fällen mit dem erhöhten Einsatz von Herbiziden bezahlt.24 Dies nimmt dem Verfahren viel von seinem Charme und wirft die Frage auf, was an biologischem Gewinn wirklich dabei herausspringt. Ökologen bezweifeln, dass die chemische Keule dem Boden zu seinem biologischen Gleichgewicht verhilft, und befürchten eher das Gegenteil.

Dennoch wird eines klar: Boden lässt sich wieder gutmachen. Das sagen zumindest die Erfahrungen aus dem Einsatz von Terra Preta, Humuswirtschaft, ökologischem Landbau und pflugloser Bodenbearbeitung. Abgesehen von der Terra Preta, wo das Bodenleben quasi von Menschen neu geschaffen wird, basieren alle anderen Methoden darauf, die Lebensgemeinschaft im Boden durch bessere Ernährung zu stärken.

EM-BAKTERIEN ALS BODENSANIERER

Aus Japan stammt ein weiteres Verfahren zur Bodenverbesserung. Es setzt bei den Bakterien in der Erde an und aktiviert deren Kräfte. Unter der verbreiteten Abkürzung EM lenkt es den Blick auf eine neue Idee, wie sich verlorener Boden wieder gutmachen lässt.

Der Entdecker ist Professor Teruo Higa von der Universität Ryūkyū auf Okinawa in Japan. Teruo Higa begann seine Karriere als Gärtner und Landwirt. Doch eines Tages diagnostizierten die Ärzte bei ihm eine Vergiftung durch Pestizide – Chemikalien, die in den Reisfeldern auf Okinawa versprüht wurden. Seine Gesundheit war ruiniert. Die Diagnose änderte das Leben von Teruo Higa. Er ging in die Wissenschaft und begann nach Pflanzenschutzmitteln zu suchen, die Pflanzen vor Pilzen, Bakterien und Viren schützen, ohne Menschen oder die Umwelt zu vergiften.

Nach 10 Jahren, 1980, war er am Ziel. Teruo Higa hatte an seinem Institut drei Bakterienstämme entdeckt, die auch in Bier, Brot, Joghurt und Käse zu Hause sind. Er nannte sie Effektive Mikroorganismen (EM). Gemeinsam und in einer Brühe angerührt vollbringen sie Unglaubliches. Sie schaffen es, auf dem Acker die Bodenflora und -fauna so anzuregen, dass am Ende auf derselben Fläche mehr wächst als zuvor. Allerdings, wissenschaftlichen Kriterien scheinen EM nicht in vollem Umfang zu genügen. Es mangelt an eindeutigen und reproduzierbaren Ergebnissen unter ungünstigen Bedingungen, das musste ihr Entdecker 1994 selbst eingestehen.25

Aber die fehlende wissenschaftliche Anerkennung steht dem Erfolg nicht entgegen. Denn der Wirkstoff hat einen besonderen Clou: Den Bakteriencocktail können sich die Anwender selber mischen. Das Verfahren funktioniert ähnlich wie bei Sauerteig und erinnert damit an die Vermehrung von Terra Preta. Eine Starterkultur reicht, um stattliche Mengen daraus zu gewinnen.

In der Praxis haben die EM ihre Bewährungsproben bestanden, zum Beispiel bei Kurt Petersen auf seinem Demeterbetrieb in Schleswig-Holstein, der nördlich von Husum liegt. Er hat die effektiven Bakterien mit in seine Fruchtfolge integriert. Seither ist der Boden luftiger, sagt er, und auch dort, wo sich früher das Wasser staute und sich die Kratzdisteln breitmachten, kann man heute mit dem Bohrstock leicht einen halben Meter in die Tiefe drücken. Der Boden lässt das Regenwasser im Herbst besser versickern, und im Frühjahr hält er die Feuchtigkeit länger, wenn der Regen im März und April ausbleibt. Dann liefert der Boden aus seinen eigenen Vorräten nach, was das Getreide zum Wachsen braucht.

Der EM-Berater Ernst Hammes kommt bei seiner Analyse des Betriebs zu dem Schluss, dass die Ehe zwischen Kurt Petersen und den effektiven Bakterien geglückt ist. Der Boden macht aus 120 Kilogramm Hafersaatgut eine Ernte von 6000 bis 8500 Kilogramm. Beim Weizen wachsen 5000 bis 7000 Kilogramm aus 180 Kilogramm Saatgut. Das rechnet sich für Kurt Petersen, denn auf Agrarchemie und Stickstoffdünger, die Treibstoffe der konventionellen Landwirtschaft, kann er verzichten.26

Ähnlich und ebenfalls erfolgreich setzt Adolf Daeneke aus dem rheinischen Vettweiß EM auf seinen Äckern ein. Er führt akribisch Buch über die Leistungen der bakteriellen Bodenpflege. Die Kosten, die seine Bakterienbrühe verursacht, bekommt er auf seinem Betrieb mehrfach heraus. Bei einem Aufwand von 5 Liter EM1 pro Hektar in den Frühkartoffeln konnte er das Dreifache der Kosten als zusätzlichen Gewinn verbuchen, bei Zuckerrüben das Zweifache, berichtete er im Fachblatt EM Journal.27

Was diese Bakterien im Boden genau machen, liegt immer noch im Dunkeln, doch ihre Erfolge sprechen für sich. Und ihr Anwendungsgebiet scheint grenzenlos zu sein. Auf Neuseeland halfen sie dem Gemüsebauern Tomy Mallard in Christchurch, ein nasses Stück Land von 8 Hektar in einen blühenden Garten zu verwandeln. Der Boden ist so luftig geworden, dass der Besucher den Arm bis zum Ellenbogen hineinstecken kann. Auch in Fischteichen sowie in Hühner- und Schweineställen sollen EM die Gesundheit stärken und andere Bakterien, wie Salmonellen, in Schach halten. Sogar beim Abwasser bewirken sie angeblich Wunder und machen aus stinkender Brühe klares Gewässer. Selbst in Schwimmbädern sorgen sie schon für die richtige Balance.

Mittlerweile hat sich weltweit ein Netzwerk von EM-Liebhabern entwickelt. EM stellen kein patentrechtlich geschütztes Produkt dar, im Gegenteil: Teruo Higa wollte, dass der Stoff weltweit kostengünstig verbreitet wird. Gewinnbringend ist er am Ende nur für den Anwender, und das macht ihn für die Großen in der Agrarindustrie uninteressant.

In der Forschung führen EM ein Nischendasein, weshalb selbst nach Jahrzehnten das Rätsel um ihre Wirkung ungelöst ist.

Mehr als ein Drittel der globalen Ackerflächen (1,3 Milliarden Hektar), also über 400 Millionen Hektar weltweit, haben im 20. Jahrhundert ihre Fruchtbarkeit verloren, weil sie falsch bearbeitet wurden. Doch auch im 21. Jahrhundert stört sich anscheinend niemand daran. Die Vernichtung geht weiter. Sämtliche Methoden, um die Böden zu verbessern und Schäden wie den massiven Humusverlust zu reparieren, fristen eine Nischenexistenz. Das beginnt bei der geheimnisvollen Terra Preta, setzt sich fort über die Biokohle in Deutschland und der Schweiz, reicht über die Humusinitiative in Österreich, den ökologischen Landbau in Deutschland und den pfluglosen Ackerbau in Brasilien bis hin zum Einsatz der Effektiven Mikroorganismen zur Belebung der Bodenfauna. All diese Methoden und Werkzeuge sind vorhanden. Doch offenbar fehlt der politische Wille, sie weiter zu erforschen und für den großflächigen Einsatz fitzumachen.

Das beklagt auch der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen und konstatiert, dass eine Landwirtschaft ohne Pflug, mit Humuswirtschaft und besserem Management von Acker- und Weideland die Hälfte der Treibhausgasbelastung, die heute von ihr ausgeht, vermeiden könnte. Und dabei geht es nicht um wenig, sondern um ein Viertel der weltweiten Klimagasbelastung.28

Trotzdem ändert sich nichts.

Der Grund für diese Bewegungslosigkeit liegt für den Wissenschaftlichen Beirat auf der Hand: ein langjährig erprobtes »Zusammenspiel von Ministerial- bzw. Kommunalbürokratie mit Verbänden, die sich zum Teil zu regelrechten ›Privat-Interessen-Regierungen‹ ausgeweitet und zur übermäßigen Einflussnahme von Lobbyisten auf Gesetzesvorhaben geführt haben«.29

Diese Verflechtung von Lobby und Verwaltung erklärt vielleicht auch, warum Projekte, die das »Business as usual« nicht fortsetzen wollen, weder mit politischer Zustimmung noch mit Geld rechnen können.








Puffer. Was die Nahrungskette bietet

Es war ein gut gehütetes Geheimnis. Der größte Lebensmittelskandal des 21. Jahrhunderts machte bisher keine Schlagzeilen und wurde von kaum einem bemerkt. Dabei wäre er längst eines öffentlichen Aufschreis wert gewesen. Es geht um Verschwendung und Vernichtung und betrifft weit mehr als die Hälfte der Äcker der Welt. Sie werden zwar gepflügt, gesät, mit Dünger versorgt und mit chemischen Keulen verteidigt, aber was auf ihnen wächst, nützt den Menschen nicht, im Gegenteil. Es schadet allen. Nicht nur, weil es knappes Land, Wasser, Energie und Rohstoffe beansprucht, sondern auch weil es das Weltklima belastet und mehr als 1,5 Milliarden Menschen in den gesundheitlichen Ruin treibt.

Was auf der einen Seite als die große Verschwendung daherkommt, bedeutet auf der anderen Seite eine große Chance. Es geht um einen gigantischen Puffer im System der Welternährung, den wir nutzen könnten, um die Lage auf den Äckern der Welt und an den Börsen für Nahrungsmittel nachhaltig zu entspannen.

SCHWINDSUCHT ZWISCHEN ACKER UND TELLER

Der große Schwund beginnt dort, wo die Nahrung ihren Anfang nimmt, auf dem Acker. Besser auf zwei Äckern – einem Kartoffelacker in Ostwestfalen, Westeuropa, und einem Zwiebelfeld in Ghana, Westafrika.

Im östlichen Westfalen scheint die Sonne, über den Acker rüttelt und rattert ein Gefährt mit Dinosaurier-Appeal, ein Kartoffelvollernter. Es gräbt sein Maul in die Kartoffelreihen und verschlingt Erde, Steine und Kartoffeln, alles, was für seine Zahnbreite und Gebisstiefe erreichbar ist. Der Bauer Friedrich-Wilhelm Graefe zu Baringdorf greift zu und schnappt sich ein paar Kartoffeln aus der frischen Ernte. Die hier sei leider nicht zu verkaufen, erklärt er, die habe da so eine Kerbe und passe nicht in die Supermarktnorm. In der anderen Hand wiegt Graefe zu Baringdorf eine dickere Knolle, auch die hat keine Chance. »Heute ist man der Meinung, dicke Kartoffeln seien schlecht, ist aber Quatsch, die sind genauso wertvoll wie die anderen, nur dass sie dick sind.« Der Bauer lässt die Dicke fallen, sie bleibt auf dem Feld zurück. Das ist die Eröffnungsszene des Films von Valentin Thurn, Taste the Waste, der 2011 das Unfassliche auf den Bildschirm und in die Kinos brachte. Er gräbt gemeinsam mit dem Umweltjournalisten Stefan Kreutzberger als Erster in Deutschland in den Tiefen der Nahrungskette und fördert Erstaunliches zutage.1

Bis zu 50 Prozent der Kartoffeln, die hier auf dem Acker gewachsen sind, kommen nie in den Laden, weil sie rein optisch die Handelsnorm verfehlen. »Wer das nicht kennt, denkt, hier sei noch gar nicht aufgesammelt worden«, sagt der westfälische Bauer und freut sich, dass wenigstens noch ein paar Leute kommen und die liegengelassenen Feldfrüchte aufklauben, jedenfalls einige davon. Mit Korb oder Eimer ausgerüstet gehen sie nach der Maschine aufs Feld, um nachzulesen. Trotzdem bleibt bis zu einem Drittel der Ernte im Boden.

Einige Kilometer weiter fallen die geernteten Kartoffeln auf ein Rüttelband, das sortiert die zu kleinen, zu großen und zu schäbigen aus und stürzt die übrigen in ein Wasserbad. Frisch gebadet kommen sie wieder aufs Band. Ein Computerauge prüft, ob die Farbe auch so ist, wie es die Kartoffelnorm verlangt, und ob die Schale schadlos geblieben ist. Was dem nicht standhält, fällt wieder durch den Rost, ab in Richtung Biomüll. Nur die Makellosen schaffen es bis zur Abpackmaschine und ins Supermarktregal.

Das heißt, von der Ernte kommt noch nicht einmal die Hälfte über die Hofgrenze hinaus. »Das tut einem schon weh als Bauer«, bekennt Graefe zu Baringdorf. Aber daran ändern kann er nichts. Genauso wenig wie der Gurkenbauer, der all jene Früchte in den Schredder werfen muss, die nicht das Bogenmaß der Europäischen Union erfüllen. Auch die Bananen, die nicht in die Schablone passen, landen auf dem Müll. Das Gleiche droht Äpfeln, Tomaten und Melonen, wenn sie dem Maß der Handelsketten und deren Verpackungskisten nicht genügen. Alles Abfall, bevor es Handelsgut werden konnte.

Szenenwechsel in eine andere Welt: Auf einem Feld im Niger reißen Frauen Zwiebeln aus und legen sie in Reihen ab zum Trocknen. Sie sind für den Export bestimmt. Niger ist einer der größten Zwiebelexporteure Afrikas. Allerdings kommt viel von dem, was hier geerntet wird, nie im Exportcontainer in der fernen Hauptstadt an. Die Gründe liegen nicht auf dem Feld, sondern auf dem Weg.

Tabelot heißt das Zwiebelzentrum des Landes. Geerntet wird zwischen April und Mai, eine Zeit, in der das Thermometer bis auf 34 Grad steigt. Frauen ziehen über die Felder und sammeln die Zwiebeln ein, ein Laster soll sie zum Umschlagsplatz nach Agadez bringen, der nächsten Stadt. Männer verladen die Säcke, einige werden als Trittstufen genutzt, um auf die Ladefläche zu gelangen. Gegen Mittag steht der überladene Lkw in brütender Hitze bereit zur Abfahrt, aber noch geht es nicht los, es wollen noch einige Einheimische mit nach Agadez. Ihren Platz finden sie oben auf den Zwiebelsäcken. Der Motor heult auf und die Fuhre wankt auf die Überlandstraße, es geht nur mühsam voran, die Löcher in der Straßen lassen keinen schnelleren Gang zu und die schwankende Fracht auch nicht. Kein Fahrtwind, der die Zwiebeln kühlen könnte. Die Plastiksäcke halten die Hitze fest, eine fahrende Zwiebelsauna. Manchmal bleibt der Transport hängen, Reifenpanne, Motorprobleme, alles ist möglich. Ersatzteile sind hier draußen auf dem Land rar. In Agadez rumpelt der Transporter auf den Hof einer Kooperative.

Die Passagiere steigen ab, die Säcke werden ins Zwischenlager gebracht. An diesem Punkt ist nur noch die Hälfte der Ladung in einem guten Zustand. Noch eine Station muss bewältigt werden. Es geht weiter bis nach Niamey, der Hauptstadt des Landes, unterwegs warten Kontrollpunkte auf den Transporter, an denen Wegezoll verlangt wird, das kostet wieder Zeit. In den Zwiebelsäcken staut sich die Hitze weiter, der Verderb schreitet voran. Wenn der Lastwagen auf den Sammelplatz in Niamey rollt, sind je nach Witterung und Länge der Fahrt bis zu 50 Prozent der Fracht nicht mehr exportfähig. Sie werden von Kleinhändlern vom lokalen Markt aufgekauft.

Von den ursprünglich in Tabelot auf die Reise geschickten Exportzwiebeln erreichen im schlechteren Fall nur 35 Prozent ihr Ziel, das ergaben die Recherchen von Professor Oliver Hensel von der Universität Kassel.2 Er ist Spezialist für die Lücken in der Nahrungskette der Tropen und Subtropen. Was er im Niger beobachtet hat, reißt in ganz Afrika Löcher in die Nahrungskette. Es ist vor allem der Transport: Zu heiß, zu lang, zu hart angefasst, das sind die Schwachpunkte, nicht nur bei Zwiebeln. Für Oliver Hensel ließen sich solche Verluste vermeiden. Doch es fehle an Ausbildung und Beratung im Niger, einem der ärmsten Staaten der Welt, und nicht nur dort.

Bisher hat dieser Skandal kaum jemanden interessiert. In den vergangenen 30 Jahren ist das Thema der sogenannten Nachernteverluste einfach aus der öffentlichen Diskussion verschwunden. Am 10. Juni 2010 sitzt Professor Hensel im Rund des Saals E 400 im Paul-Löbe-Haus des Deutschen Bundestages in Berlin. Er soll eine Antwort geben auf die Frage, wie die Wissenschaft den Hunger besser bekämpfen kann. Und er verweist darauf, was zwischen Halm und Scheune, Scheune und Mühle verloren geht. Ganz einfach – dem Dreschflegel entglitten, vom Wagen gerieselt, im Kornspeicher von Mäusen und Ratten gefressen, von Pilzen vergiftet oder auf dem Transport verdorben. Das allein können 30 bis 50 Prozent einer Ernte sein. Aber genaue, aussagekräftige Zahlen fehlen, in diesem Bereich hat die Wissenschaft weltweit wenig zu bieten, Terra incognita. Als Anhaltspunkt schlägt der Professor einen ungefähren Wert vor: »Die weltweiten Nachernteverluste belaufen sich auf etwa ein Drittel der Gesamterntemenge.«3

Es ist eine Schätzung, an der manche Extreme zweifeln lassen. Beispielsweise verderben in den Ländern südlich der Sahara bis zu 79 Prozent der Süßkartoffelernte noch im Lager.4 Durch geeignete Maßnahmen, etwa das Entfernen der Stängel an den Kartoffeln, könnten die Verluste bis auf 50 Prozent verringert werden, das hieße immerhin ein Viertel mehr Süßkartoffeln pro Saison.

Was den sorgsameren Umgang mit den Ernteerträgen betrifft, kommt der britische Historiker und Lebensmittelaktivist Tristram Stuart zu dem Schluss, dass dies die Verluste generell um 15 Prozent verringern könnte. Allein bei Getreide wären das pro Jahr etwa 150 Millionen Tonnen. Warum macht sich kaum jemand Gedanken darüber, obwohl der Ausgleich der Verluste für alle Hungernden in den Entwicklungsländern reichen würde? Das ist für Stuart »eines der Rätsel der Landwirtschaft«.5

Ganz so mysteriös sieht das Oliver Hensel nicht. Die Vernachlässigung seines Forschungsgebietes hat Gründe und kurz gefasst liegen sie für ihn darin, dass es bisher eigentlich keiner so genau wissen wollte. Zu hoher Aufwand, kein wissenschaftliches Renommee und im Gegensatz zur großen Landtechnik »weniger spektakulär« – also ist kein Geld da für das, was nach der Ernte verdirbt oder verloren geht, und auch nicht für die Suche nach Verbesserungsvorschlägen.6

Doch wer sollte ein Interesse daran haben zu wissen, was in der Landwirtschaft durch den Rost fällt? Eine solche Verlustforschung verspricht für die »big player« des Sektors keinen Gewinn, eher das Gegenteil. Wer mehr übrig behält, weil nicht so viel verloren geht und weniger verdirbt, braucht weniger Dünger, Agrochemie, Saatgut und Maschinen. Das würde zwar dem bäuerlichen Einkommen nützen, aber nicht der Zuliefererindustrie. Und die beeinflusst, zumindest über ihre Lobby in den letzten 30 Jahren, mehr und mehr den Kurs der Forschung, und damit auch die Frage, wo der Geldhahn auf- und wo er zugedreht werden sollte.

Allerdings kommt nicht alles, was zu Beginn der Nahrungskette verloren geht, an diesem Tag in Berlin zur Sprache. Unerwähnt bleibt, was von den Fischtrawlern als unerwünschter Beifang mehr tot als lebendig gleich wieder über Bord geworfen wird. Auch hier steht die Schätzung auf wackeligen Beinen. Die Menge variiert zwischen sieben und 27 Millionen Tonnen.7 In jedem Fall ist es zu viel, denn die Weltmeere werden heute schon bis über die Belastungsgrenzen hinaus befischt. Da wäre jeder nicht gefangene Fisch ein Pluspunkt für das Überleben ganzer Arten.

Auch was auf dem Weg der Milch von der Kuh zur Molkerei verdirbt, steht im Schatten der Forschung. Aber wer jemals in Bangladesch die Milchkutscher beobachtet hat, wie sie mit ihren Eselskarren voller Milchkannen in glühender Hitze im Verkehrsstau stehen, würde wetten, dass die Milch einen Stich bekommt, noch bevor sie die Verarbeitungskette erreicht hat. Vielfach verrät schon die Duftnote, dass Abfall ein Teil des Prozesses ist.

Die Verlustmengen in der Verarbeitung variieren. In den Industriestaaten geht weniger verloren als in den Ländern des Südens, in den Schlachthöfen weniger als bei den Obstverarbeitern, in Saftfabriken weniger als in Brotfabriken. Studien aus den USA nehmen einen Anteil von 10 Prozent Verlust am gesamten Fluss der Lebensmittel an.8 Aber wie viel davon wäre vermeidbarer Abfall? Wer es genauer wissen will, kann wie Tristram Stuart das Tagesgeschäft einer Sandwichfabrik verfolgen, am besten dort, wo die Vorbestellungen der großen Supermärkte ankommen.

Die Geschäftsgrundlage bilden wöchentliche Voranmeldungen, die sozusagen die Großwetterlage für den Supermarkt abbilden. Bei gutem Wetter und vor Feiertagen wie Pfingsten kommt es leicht dazu, dass der Manager seine Vorbestellung von ursprünglich 100000 auf 300000 Pakete heraufsetzt. Endgültig wird die Frage aber erst geklärt, wenn Pfingsten naht, also 24 Stunden vorher. Was aber macht der Sandwichpacker in dieser Lage? Er richtet Tage zuvor schon seine Förderkette ein, stockt die Vorräte um 200 Prozent auf und beginnt 48 Stunden vor Lieferung mit dem ersten Sandwichschmieren. Dann hat er 200000 Pakete vor der verbindlichen Order fertig, den Rest wird er in der Nacht zur Lieferung belegen. Doch so weit kommt es nicht. Das Wetter ändert sich, ein Tief macht die Lust auf ein Picknick zunichte. Also bestellt der Supermarkt jetzt doch nur 100000 Stück. Das heißt, es liegen 100000 Sandwichpakete fix und fertig mit Ei und Schinken, Käse und Thunfisch eingepackt in der Kühlung.

Und nun sitzt der Lieferant auf 100000 Sandwichpaketen fest. An andere Händler darf er sie nicht ausliefern wegen des Supermarktlabels, das schon auf der Plastikfolie prangt. An Hilfsorganisationen darf er die Ladung auch nicht verteilen, weil der Supermarkt fürchtet, sie könnte unter seinem Label auf dem grauen Markt verkauft werden und sein Image ruinieren. Also bleibt nur ein Weg: der in den Müllcontainer.

Da liegen die 100000 Sandwiches dann nicht allein, denn bevor der Hersteller überhaupt seine Maschinen in Gang bringen konnte, musste er vertragsgemäß zwei Scheiben an jeder Seite des Brotlaibs entfernen, weil an einer die Kruste klebt und bei der zweiten die Form nicht ganz so ist wie bei den anderen. Aus »ästhetischen« Gründen fallen so 17 Prozent eines jeden Brotes von vornherein in den Müll. Ein Ausschuss von 13000 Scheiben Brot pro Tag.9

Wenig anders sieht es aus, wenn der Produzent vor Ort arbeitet, wie die Backshops in deutschen Supermärkten. Auch ihre Betreiber wissen nie, wie viel sie in den Ofen schieben sollen, auch sie haben das Schönwetter- und Feiertagsproblem. Aber laut Vertrag müssen sie während der Öffnungszeiten ein volles Sortiment bieten. Und da der Ladenschluss mittlerweile vielerorts von 18.30 auf 22.00 Uhr verlegt wurde, ist die notwendige Liefermenge noch schwerer zu übersehen.

Ein guter deutscher Backbetrieb backt am Tag rund 60 Brotsorten und 30 Sorten Brötchen. Damit beliefert er seine Filialen, und am Abend stellen die meisten fest, dass sie 20 Prozent zu viel hatten. »Zwangsläufig«, sagt Bäckermeister Roland Schüren, denn wie sollte er sonst seinen Vertrag erfüllen. Im Schnitt kommen 4,5 Tonnen Altbrot täglich aus seinen Filialen zurück. Früher gab er sie an Futtermittelhersteller ab. Doch das ist in der EU mittlerweile verboten. Also muss das Brot vernichtet, auf jeden Fall aber aus der Nahrungskette entfernt werden.

Bäckermeister Schüren löst das so: Er verheizt sein Altbrot. 4,5 Tonnen ergeben den Gegenwert von 900 Liter Heizöl, damit kann er seine Öfen heizen. In denen werden die nächsten Brote gebacken, inklusive 20 Prozent vorhersehbarer Überschuss, der dann am folgenden Tag verfeuert wird.10

Ein Recycling, das befremdlich wirken mag, aber für Roland Schüren spart es Geld, dem Energiemarkt erspart es zusätzlichen Druck, der Umwelt Klimagase, und am wichtigsten: Es sichert den Vertrag mit dem Supermarkt. Ein schlechtes Gewissen muss er nicht haben, der deutsche Bäcker liegt im Vergleich mit seinen Kollegen in Österreich in der Norm. Dort landete 2008 täglich jedes vierte bis fünfte Brot ungegessen im Müll.11

Eine Übersicht über 16 europäische Staaten zeigt, dass jährlich 195 Millionen Tonnen Abfall bei der Verarbeitung von Lebensmitteln entstehen, davon entfällt ein Drittel auf Convenience-Produkte, fix und fertig verpackt zum sofortigen Verzehr.12

Der Gesamtverlust, der auf dem Weg vom Feld über den Verarbeiter bis zum Supermarktregal zu beklagen ist, beträgt nach ungefährer Schätzung bis zu 40 Prozent, ein Drittel verschwinden allein auf der ersten Etappe vom Acker bis zur Fabrik.13

Natürlich sind auch diese Zahlen ohne Gewähr. Da es keine umfassende Überwachung gibt, müssen Indizien reichen, um die Verlustlage zu beurteilen. Aber die Anzeichen weisen alle in eine Richtung, sodass am Grundsatz kein Zweifel bestehen kann. Zwei Fünftel der Lebensmittel gehen verloren, noch bevor wir sie als Konsumenten überhaupt in Augenschein genommen haben. Damit ist der Leidensweg allerdings noch nicht beendet, sondern er beginnt erst richtig im Supermarkt.

VERFALL VORPROGRAMMIERT

In einem Supermarkt mit europäisch-amerikanischem Sortiment gibt es nicht nur genug, sondern das auch mindestens in einem Dutzend Varianten. Das sogenannte Frischeregal verlangt vom Verbraucher, einen Schritt zurückzutreten, damit er nicht den Überblick verliert. Joghurt aller Herkünfte, Geschmacksrichtungen und Fettstufen. Käse, verschweißt, mit den Ortsangaben aller europäischen Käselandschaften, Butter von Irland bis Österreich. Alles in Hülle und Fülle und alles mit einem kleinen Datum auf der Packung.

Kenner greifen in diesen Fällen gleich in die hintere Reihe, dort steht die Ware mit dem frischesten Frischedatum, im Volksmund auch Verfallsdatum genannt. Verfall, damit ist klar, das ist das Ende. Wer möchte schon halbvergammelte Waren in seinen Einkaufskorb stellen. Deshalb versuchen die Supermarktleiter, die Angst der Kunden vor dem Verfall vorauszusehen. Sie lassen täglich die Reihen überprüfen, und was drei Tage vor dem Verfall steht, wird ausgesondert. Damit das Image der Frische nicht leidet. Das Gleiche an der Obst- und Gemüsetheke, der Wurst- und Fleischkühlung. Das Verfallsdatum öffnet das nächste große Loch in unserer Nahrungskette.

Wer abends an Supermärkten vorbeifährt, dort, wo die Abfallcontainer stehen, findet nicht selten eine Spezies, die ihre Existenz vor allem dem Verfallsdatum verdankt: die Mülltaucher. Vorsicht ist angebracht, Müllraub ist illegal. Aber man könnte ihn als Mundraub ausgeben, dann sieht es anders aus.

Wir beobachten ein Pärchen, das abwechselnd in die Tonnen abtaucht, nach kurzem Fang zurück an die Kante kommt und einen Salat, frische Bananen, eine Stiege Joghurt, einen Braten, eingeschweißt, und ein verpacktes Brot nach oben bringt. Die Mühe lohnt sich an solchen Orten. Nur Lagerware wie Essig und Öl sind selten dabei, auch Mineralwasser und Bier fehlen, aber an fester Nahrung herrscht kein Mangel. Essen für die ganze Wohngemeinschaft findet man hier, und das in Hamburg ebenso wie in New York oder Paris.

Der Verfallsstrom geht rund um die Welt, er ist Teil der Lebensmittelindustrie, der schwarze Teil. Aber er ist auch Quelle für viele, die nicht das Einkommen haben, um sich aus den übervollen Regalen zu bedienen. Die Helfer der mittlerweile verbreiteten Tafeln fahren weltweit die Abfallrampen des Lebensmittelhandels ab und versuchen, für ihre Klientel, die Armen und Obdachlosen, Brauchbares herauszusuchen. Doch zum Problem wird, dass die Abfalldebatte die Supermarktketten zu immer mehr Diskretion zwingt – wer möchte schon als Vernichter von Lebensmitteln dastehen? Das schadet dem Image und führt zu immer höheren Zäunen um die »Entsorgungsplätze«.

Natürlich variiert das Abfallvolumen je nach Produkt und Land, in dem die Waren auf den Markt kommen. So gehören generell Obst, Gemüse und Fisch zu den anfälligsten Lebensmitteln mit dem kürzesten Weg in die Tonne. Gefolgt von Milchprodukten, besonders in heißeren Klimazonen.14

Der Verfall ist sozusagen vorprogrammiert und damit »systemimmanent«. Das System Supermarkt lebt von der Idee des Überflusses. Hier soll immer mehr ausliegen, als gerade gebraucht wird. Nur wer schon einmal am Abend eines Hauptkampftages in einen Supermarkt gekommen ist, kann verstehen, welch ein Kulturschock den Besucher ereilt vor notdürftig gefüllten Obstregalen, einer fast leeren Fisch- und Fleischtheke und einem Kühlregal, das nur zu Hälfte mit Molkereiprodukten bestückt ist. Da macht sich Endzeitstimmung breit. Die Supermarktpsychologen empfehlen deshalb, vor allem immer den Schein zu wahren: volle Regale, egal zu welcher Stunde.

Das erklärt einen Teil des systematisch betriebenen Verfalls. Der andere liegt in den Menschen hinter den Regalen, den Einkäufern, die Verkaufschancen gern besser beurteilen, als sie wirklich sind. Wenn es um ihr Sortiment geht, kaufen sie im Zweifel lieber etwas mehr ein. Die Angst vor Leerräumen steht hinter jedem übervollen Regal.

Und schließlich geht es um die Frage des Makels. Eine angeschlagene Dose, eine aufgerissene Verpackung oder eine faule Frucht in der Trage mit Pfirsichen, Orangen oder Äpfeln führt zum Aussortieren der gesamten Kiste, sicherheitshalber. In den Großmärkten sind es statt Kisten ganze Paletten. Am Pariser Großmarkt gibt es Kontrolleure, deren einziger Job es ist, Mängelware herauszufinden und dann palettenweise in den Müll zu werfen. Orangen, die etwas müde aussehen und vielleicht etwas reifer sind als die anderen, Fisch, Muscheln, Shrimps gehen gleich tonnenweise auf die Abfallrampe. Ein ganzer Trupp Arbeiterinnen ist nur damit beschäftigt, die Gemüselieferungen zu untersuchen. Fahle Blätter, ein Fleck auf der Banane führen unmittelbar zum Aus. Betroffen sind 120 Tonnen Obst und Gemüse pro Tag pro Markt – die Hochrechnungen beruhen auf den Zahlen eines Einzelfalls.15

Auch eine neuere Studie der FAO kommt zu dem Ergebnis, dass der Lebensmittelhandel mit zu den größten Abfallproduzenten gehört. Äpfel, Salat, Melonen, Fisch, Muscheln, Milchprodukte und Fleisch – besonders in den südlichen Ländern gehen bis zu 20 Prozent in den Müll. »Wegwerfen ist billiger als wiederverwerten«, diese Einstellung bei Verantwortlichen in den Industrieländern führt dazu, dass bis zur Kasse des Supermarktes mehr als die Hälfte dessen fehlt, was ursprünglich vom Acker in Richtung Teller auf den Weg geschickt wurde.16

Nun beginnt der letzte Teil des Weges, der nicht weniger verlustreich ausfällt. Auch das, was wir in Tüten und Taschen an frischer Ware für unsere hungrigen Kühl- und Vorratsschränke nach Hause schleppen, trägt den Keim des Verfalls in sich.

Die Kehrseite unseres Einkaufs nimmt die Wiener Abfallforscherin Felicitas Schneider unter die Lupe. Sie gräbt mit Gesichtsmaske und blauer Schutzkleidung im Inhalt diverser Tonnen und macht den Müll der Wiener Bevölkerung zum Gegenstand der Wissenschaft. Akribisch stochert die Forscherin im Abfall und sortiert aus. Ihre Funde schockieren: ein Paket originalverpackter Schinken, zwei Wochen vor Ablauf der Mindesthaltbarkeit, eine Großpackung Brötchen zum Aufbacken, ein angebrochener Sack Biokartoffeln, ein Beutel Möhren, fast voll. Sie ermittelt, dass in der Alpenrepublik jährlich pro Kopf Lebensmittel im Wert von 100 Euro im Müll landen. 12 Prozent des Hausmülls sind verpackte oder angebrochene Lebensmittel, die meisten davon noch verwertbar. Verschwendung! Ein Vorwurf, der nicht allein die Österreicher trifft.17

Die Singlehaushalte gehören zu den größten Nahrungsmittelvernichtern. Sie werfen die meisten Packungen an Schnellgerichten, Salaten, Fertigpizzen, Nudelgerichten und Joghurts in den Abfall, vieles davon vor dem Verfallsdatum.

Dann folgen die Haushalte, die das »Gute-Mutter-Syndrom« umtreibt. Sie müssen immer genug im Kühl- und Vorratsschrank haben. Wenn Gäste kommen, wenn die Kinder mal Kinder mitbringen, wenn Feiertag ist und keiner hat daran gedacht. Nie soll das fade Gefühl aufkommen, da wäre nicht genug im Haus, um Gäste oder die Familie satt zu bekommen. Also kaufen Mann oder Frau lieber im Gedenken an die »gute Mutter« auf Vorrat ein.

Das Müllklima wird zusätzlich aufgeheizt durch die Reklametricks der Supermärkte: »Zahl fünf – nimm sechs«. Das ist ein Angebot, dem viele nicht widerstehen können. Es weckt die Hoffnung, ein Geschäft zu machen in einem Leben, das einem sonst nichts schenkt, und setzt den Normalmenschen unter Kaufzwang. Schließlich kommt unsere unstete Lebensführung mit ins Spiel, auch sie trägt dazu bei, den Abfallberg zu speisen. Wer Freitag noch gedacht hat, »wir bleiben mal zu Hause und machen es uns gemütlich«, bekommt am Samstag die erste Einladung und am Sonntag die zweite, mit »zu Hause gemütlich machen« wird es nichts. Doch der Kühlschrank quillt über vor »Gemütlichkeitserwartung«. Solche Fehlplanungen können sich häufen. Was dann ab Montag in den Mülleimer wandert, ist unvermeidlich, genauso wie die Reste eines allzu üppigen Festmahls.

TONNE STATT TELLER

Unbeachtet von der Statistik, aber beachtlich in der Menge ist das, was Heinz Mühlensiepen jeden Tag aus den Hinterhöfen von Restaurants, Werkskantinen, Altenheimen und Krankenhäusern in Ostwestfalen abtransportiert. Sein Geschäft besteht im Sammeln von Bioabfall für eine Biogasanlage. Früher kam das in einen Reaktor, in dem die Küchenabfälle zu Futtermitteln aufbereitet wurden, aber das ist in der EU seit November 2006 verboten. Die Angst vor Schweinepest und Rinderwahnsinn verdrängte den Abfall in den Energiesektor. Schade, meint Mühlensiepen, denn das Futter sei ordentlich erhitzt worden, und damit keimfrei und in Ordnung gewesen.18

Was da in den Restaurants vom Teller gebürstet werde, müsste eigentlich gar nicht sein, wenn die Portionen dem Hunger der Gäste entsprächen. Aber das komme wohl selten vor, stellt Heinz Mühlensiepen beim Blick in seine Abfalltonnen fest. Hier türmen sich halbe Pizzen, Koteletts, Bratenstücke, ganze Portionen Rot- und Blumenkohl, Kartoffeln, Spaghetti bolognese, angebissene Kuchenstücke, Brötchenhälften.

Ob dieser Müll vermeidbar wäre? Das glaube er kaum, er kenne die Mentalität der Menschen, die lieber etwas mehr auf dem Teller hätten als zu wenig. Die Augen größer als der Appetit, ganz wie bei ihm zu Hause. Das sei doch menschlich. Und aus seiner Sicht sei das Resultat ja auch noch zu verwerten. Vielleicht wären kleinere Portionen, mit dem Recht auf Nachschlag, keine schlechte Idee. Aber er fahre hier nur den Müll ab, er sei kein Restaurantbesitzer.

Um wie viel der Inhalt der grauen Tonnen aus Großküchen und Gastronomie pro Kopf und Jahr den Berg der Nahrungsmittelabfälle erhöhen, interessiert Heinz Mühlensiepen nicht und offensichtlich auch niemand anderen, denn hier fehlen ebenfalls belastbare Zahlen. Die letzten stammen aus dem Jahr 1997 und gehen von 1 Million Tonnen Großküchenabfällen für die Bundesrepublik aus.19 Abfälle, die früher einmal zu Mastfutter verarbeitet wurden. Seit 2006 dürfen sie jedoch europaweit nicht mehr in den Trog. Das reißt eine Lücke in die Futterkette, die seither mit Sojaschrot gefüllt wird. Um das verschenkte Potenzial der Biomülltonnen auszugleichen, müssen für die EU-Schweinemast rund 200000 Hektar Futterpflanzen zusätzlich angebaut werden, was die globale Flächenkonkurrenz weiter verschärft.

In Ländern wie Japan und Südkorea läuft das anders. Dort gibt es Gesetze, die das Recycling durch den Tiermagen fordern, und Fabriken, die bei hohen Temperaturen die Reste keimfrei machen und sie anschließend trocknen, damit man sie als Mehl wieder in die Futterkette einspeisen kann. Ohne Probleme.20

Wenn wir über alle Löcher in der Nahrungskette hinweg die Rechnung aufmachen, kommen wir auf gewaltige Abfallmengen, die auf Lastwagen verteilt eine Kette rings um den Äquator ergeben würden.21

Das erste Loch gähnt auf dem Weg vom Bauernhof zur Fabrik. Darin verschwindet rund ein Drittel der Ernte. Von den verbleibenden Nahrungsmitteln fallen noch einmal bis zu 15 Prozent in der Verarbeitung durch den Rost. So erreichen im schlechtesten Fall 52 Prozent den Supermarkt.

Das bedeutet, in den Regalen liegt weniger als die Hälfte von dem, was einst geerntet wurde. Allerdings gelangt davon wiederum nur ein Teil wirklich zum Konsumenten, denn im Supermarkt enden noch einmal 10 bis 25 Prozent in der Tonne. Von der ursprünglichen Ernte schafft es also nicht einmal die Hälfte bis zum Teller und in den Magen des Endverbrauchers.

Diese Verlustrechnung über die gesamte Kette der Nahrungsmittelproduktion deckt sich mit den Erkenntnissen, die der Weltagrarbericht schon 2008 veröffentlichte. Er nutzt weder Wert noch Menge, sondern die Kalorien, die von Stufe zu Stufe verloren gehen, und bezieht eine Lücke mit ein, die bisher noch nicht berücksichtigt wurde, die Mast von Tieren.

Fleisch verschlingt Kalorien. Für 1 Kilogramm Rind gehen 10 Kilogramm pflanzliches Futter in den Trog, bei Schweinefleisch ist das Verhältnis etwa 1 : 4, bei Geflügel 1 : 2. Das macht Fleisch zu einem Kalorienfresser, und zwar laut Weltagrarbericht zum größten in der gesamten Nahrungskette. Wie die Grafik zeigt, kommen von ursprünglich geernteten 4600 Kalorien am Ende nur 2000 auf dem Teller an. So fallen 2600 Kalorien aus der Nahrungskette, davon ein erheblicher Teil durch die Verfütterung an Masttiere. Dies entspricht einem Verlust von rund 57 Prozent der ursprünglichen Ernte. Am Ende bleiben auch in dieser Kalorienrechnung nur 43 Prozent für den Magen übrig.
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Verluste in der Nahrungskette (in Kalorien)22

Die Mehrheit der Bürger in Europa weiß beim Müll offensichtlich nicht, was sie tut. Das brachte eine Umfrage im Auftrag der Europäischen Kommission 2011 an den Tag.

Danach schätzen 82 Prozent der Befragten, dass sie nicht einmal 15 Prozent ihrer Lebensmitteleinkäufe wegwerfen. Nur 13 Prozent können sich vorstellen, dass ihre Wegwerfquote 30 Prozent erreicht. Und nur 4 Prozent halten bis zu 50 Prozent für möglich (siehe Grafik auf S. 304).

Diese Fehleinschätzung zieht sich durch alle EU-Länder. Die Briten, bei denen das Problem immerhin öffentlich diskutiert wird, glauben mehrheitlich ebenso wie die Deutschen, dass sie nicht mehr als 15 Prozent in den Abfalleimer werfen.23 Der Müllberg, den die Europäer in ihren eigenen Haushalten produzieren, wird überwiegend ausgeblendet, sowohl in der Öffentlichkeit als auch in der Politik. Mit fatalen Folgen.

[image: ]

Geschätzte Menge von Nahrungsmitteln, die in der EU weggeworfen werden, in Prozent24

Denn die Wegwerf-Orgien der Industriestaaten setzen Maßstäbe und sorgen für Vorbilder, denen in Zukunft auch die Schwellenländer folgen werden. Julian Parfitt und Mark Barthel vom Waste and Resources Action Programme (WRAP) in England fürchten, dass sich die Müllberge dort in Zukunft noch höher türmen werden als in den Industrieländern heute. Wo die Bevölkerungszahl schnell steigt, können die notwendigen Kühlketten und Transportwege gar nicht in der gleichen Geschwindigkeit entstehen, in der die Städte wachsen. Die Löcher in Straßen und Stromnetzen öffnen dem Verderb Tür und Tor, zumal auch immer mehr leichtverderbliche Nahrungsmittel wie Fisch und Fleisch transportiert werden. Allein in Indien rechnen Wissenschaftler bis 2020 mit einer Verdoppelung des Bioabfalls. Klimawandel und Erderwärmung lassen Transporte auf offenen Ladeflächen, wie bislang landesüblich, notgedrungen zu Müll verkommen.25

Damit gerät die Welt in eine fatale Situation. Immer mehr der knappen Ackerflächen wird verschwendet, um Nahrungsmittel zu produzieren, von denen nur ein Bruchteil auf dem Teller ankommt. Diese Art von Vergeudung gehört zu dem System der globalen Nahrungsmittelindustrien. Das zeigt sich sowohl in den Mengen, die aus der Nahrungskette fallen, als auch in den Produkten, die produziert werden. Es sind zum Teil ernährungsphysiologische Suchtmittel, die dazu führen, dass sich über ein Sechstel der Weltbevölkerung zu maßlosen Essern entwickelt. Tendenz: zunehmend.

DAS GROSSE FRESSEN

Von 1980 bis 2008 hat sich die Menge der Übergewichtigen auf 1,5 Milliarden verdoppelt, darunter 200 Millionen Männer und 300 Millionen Frauen, die unter Adipositas oder Fettleibigkeit leiden, und 43 Millionen Kinder unter fünf Jahren.

Alles in allem sprechen wir von Menschen, deren Essensportionen spielend ausreichen würden, um die Milliarden Hungernden, die in Elendsunterkünften und Flüchtlingslagern vegetieren, mit zu ernähren. Aber so leicht lässt sich die globale Kalorienbilanz nicht ins Gleichgewicht bringen. Denn zwischen den Bergen von Fritten, Hotdogs und Kartoffelchips, den Seen mit Cola light, Bier und Eistee und den leeren Schüsseln in den Armenhäusern der Welt stehen die Gewinninteressen einer Industrie, die mit ihrer »Super-Size«-Strategie selbst auf volle Mägen abzielt.

Der Trend zum Übergewicht, der sich seit Jahren beobachten lässt, ist nicht naturgegeben, sondern in erster Linie gesellschaftlich bedingt.

Neue Lebens- und Arbeitsmodelle förderten Bewegungsarmut und bequeme Ernährungsgewohnheiten, Fast Food verdrängte Selbstversorgung. Mit der Ernährungsindustrie entwickelte sich eine Supermarktkultur, die der Fehl- und Überernährung Vorschub leistet, um nur die wesentlichen Faktoren zu nennen.

Alles zusammen treibt die Kalorienzähler seit den 1980er-Jahren in die Höhe, besonders in den USA. Dort wächst der Trend mit 0,8 Prozent pro Jahr auch am schnellsten. Die Zahl mag gering wirken, aber dahinter verbergen sich 1,5 Millionen zusätzlicher übergewichtiger Amerikaner in jedem Jahr. Nirgends liegt der Anteil der Übergewichtigen in der Bevölkerung höher.

In den USA werden durchschnittlich 3750 Kalorien pro Tag verzehrt, weit mehr, als der Körper benötigt (etwa 2000 Kalorien). Der Überschuss führt zu dem gewaltigen Fettberg, der die Nation plagt.26 Aber auch in anderen Industriestaaten weist der Trend weiter nach oben.

Hier macht Übergewichtsforscherin Nanette Ströbele von der Berliner Charité etwas aus, was sie als »obesogenic environment« bezeichnet. Ein Umfeld, in dem die Betroffenen kaum die Möglichkeit haben, eine gesunde Esskultur zu entwickeln.

Ein Beispiel dafür liefert Stephan D., ein Mann wie ein Schrank. Die Journalistin Tanja Busse notierte seinen Lebenslauf. Schon bei seiner Mutter lernte er, dass der Teller leer gegessen werden muss und immer etwas Süßes im Hause sein sollte. Cola trinken gehörte für ihn zu den unentbehrlichen kindlichen Genüssen. »Mein Lieblingsessen damals waren Pommes mit Mayo und Gummibärchen, morgens, mittags, abends. Immer verbunden mit dem Gefühl, das Zeug muss weg. Iss weiter, auch wenn die Tüte leer ist«, beschreibt Stephan D. den Beginn seiner Suchtkarriere.

Die hätte bei der Bundeswehr zu Ende gehen können, aber der »Kantinenfraß« entsprach nicht seinem Geschmacksprofil. Frustessen in Dönerbuden, mit Currywurst und Fritten, einen Kasten Bier auf der Stube, mit den Kameraden Fernsehen und dazu Chips und die kleinen Mahlzeiten zwischendurch.

Genau das sei eine Umgebung, die Übergewicht fördere, und der ideale Nährboden für eine Suchtkarriere wie bei Stephan D., stellt Nanette Ströbele fest und fügt hinzu: »Vermutlich hat er nie gelernt, dass Tomaten und Gurkenscheiben lecker sein können.«27

Vielleicht haben ihn Gurken und Äpfel einfach nicht glücklich gemacht. Fett kann das. Fettiges macht glücklich. Und dabei spielt es keine Rolle, ob man mit Genuss isst oder das Essen einfach nur hinunterschlingt. Das fand Lukas Van Oudenhove, Mediziner an der Universität Leuven, jüngst heraus. Er ließ Versuchspersonen die fetthaltige Nahrung per Schlauch gleich in den Magen pumpen und stellte fest, dass sie mit Glücksgefühlen reagierten, während Probanden einer Vergleichsgruppe, die statt fetter Brühe nur eine Salzlösung bekamen, keine derartigen Gefühle zeigten.28

Der Magen isst mit, nicht nur was sein Völlegefühl anbetrifft. Wahrscheinlich setzen die Fette Botenstoffe frei, die ihrerseits das Hirn Glückshormone auswerfen lassen. Es geht um persönliches Glücksgefühl beim Essen, und das macht ein »obesogenic environment« besonders gefährlich für Menschen, die ansonsten eher frustriert sind.

Der Weg mit dem dicken Ende beginnt mit kleinen Sünden. Schon ein Riegel Schokolade pro Tag reicht, um 30 Gramm Fettpolster zu hinterlassen. In fünf Wochen bedeutet das ein Kilogramm mehr und in einem Jahr 10 Kilo, resümiert die Ernährungsjournalistin Tanja Busse.29 Wer anfängt, seine kleine tägliche Energielücke mit Hochkalorischem zu stopfen, begibt sich auf den Weg in die Schwergewichtigkeit. Aber das ist es nicht allein, die meisten ahnen nicht einmal, wie viele Kalorien sie zu sich nehmen, das liegt an der Energiedichte der modernen Nebenbei-Nahrung.

Wo früher in 100 Gramm Essen durchschnittlich 100 Kalorien versteckt waren, warten heute etwa dreimal so viel. Die Kaloriendichte spielt bei der Frage, was satt und was dick macht, eine entscheidende Rolle, erklärt Hans Hauner, Professor für Ernährungsmedizin in München.30 Hinzu kommt, dass unser Gehirn immer noch den Regeln folgt, die für das Leben als Jäger und Sammler gut und richtig waren: auf Vorrat essen. Auch im modernen Menschen sitzt die Angst vor dem Hunger dicht unter der zivilisatorischen Oberfläche. Nach jahrtausendelanger Evolution hat unser Gehirn noch nicht realisiert, dass es hinter der nächsten Ecke immer etwas zu essen gibt.

Wenn diese Urmensch-Mentalität auf das Angebot eines modernen Supermarktes trifft, nimmt das Schicksal seinen Lauf. In den Gängen mit Chips, Waffeln, Schokoriegeln, an den Tiefkühltheken mit Pizzen und Fertiggerichten, an den Fleischtheken, in denen sich Koteletts und Würste stapeln, entwickelt sich das Gefühl vom ewigen Schlaraffenland. Es gedeiht auch im Freien beim Anblick von Schnellrestaurants, Bäckereien, Eisdielen, Cola-, Bier- und Softdrinkbars. Schlechte Aussichten im Kampf gegen die Pfunde.

Die geballte Macht der Kalorien lässt heute schon die Rückversicherungen erschaudern. Sie fürchten eine weltweite Epidemie von Adipositas und Diabetes Typ 2, besonders bei Kindern. Wer einmal in New York mit dem Bus oder der U-Bahn gefahren ist, bekommt einen Begriff von dem, was auf die Menschheit zurollt. In allen Industrieländern, selbst in Südkorea, liegt der Anteil der übergewichtigen Kinder schon bei fast 20 Prozent. Bisher gibt es keine Hinweise auf ein Ende des Trends.

Prognosen für Großbritannien besagen, dass zur Mitte des Jahrhunderts 60 Prozent der Männer und die Hälfte aller Frauen an chronischem Übergewicht leiden werden. Die Regierung in London versucht, das Gesundheitswesen unter dem Motto »Gesundes Gewicht, gesundes Leben« vor dem Zusammenbruch zu retten. Aber die Widerstände dagegen sind groß und kommen von vielen Seiten, nicht zuletzt von der Ernährungswirtschaft selbst.31

Die Lobbymacht gegen Gesundheit fährt nicht nur in England auf der Siegerspur. Auch im deutschen Parlament wusste sie ihre Fäden zu ziehen, als dort über eine Ampel für gesundes Essen abgestimmt wurde. Die Farben Grün, Gelb und Rot auf den Nahrungsmittelverpackungen sollten den Unterschied zwischen mehr oder weniger gesunder Kost sichtbar machen. Doch die Mehrheit der Abgeordneten stimmte gegen diese Ampel. Und so verschwand sie in den Schubladen der Gesundheits- und Ernährungsbürokratie.

Der große Landgewinn

Was wäre, wenn Übergewichtige ihr Zuviel an Kalorien einsparen würden? Wie viel Land müsste dann nicht bestellt werden? Wie weit könnte dies den Bodenmarkt global entlasten? Wenn man die Überernährung der 1,5 Milliarden in Fläche umrechnet, ergibt sich eine Größenordnung von mehr als 100 Millionen Hektar, die nicht eingesetzt werden müssten. Eine Fläche, die rein rechnerisch reichen würde, um mehr als 500 Millionen Menschen zusätzlich ausreichend zu ernähren. Das wäre der Landgewinn durch gesunde Ernährung.

Ein mehrfacher Gewinn ließe sich erzielen, wenn auch die Lust auf Fleisch in moderate Bahnen gelenkt werden könnte. Die FAO rechnet damit, dass der Fleischkonsum weltweit bis 2030 von derzeit circa 37 auf 45 Kilogramm pro Kopf und Jahr steigen wird. Für diese 8 Kilogramm Fleisch mehr muss auch mehr Futter wachsen. Die FAO-Experten gehen von einer zusätzlichen Anbaufläche von 20 Prozent der Weltackerfläche aus, also von mehr als 250 Millionen Hektar. Dieser Flächenzuwachs ließe sich durch geringeren Fleischverzehr reduzieren.

Machen wir die Schlussbilanz auf und fragen, wie viel Land nicht benötigt würde, wenn die Löcher in der Nahrungskette gestopft, die Portionen der Dicken auf normale Größe reduziert und die Fleischlust auf den Status quo begrenzt werden könnte.

Zu den 250 Millionen Hektar eingesparter Futterfläche bei einem Fleischkonsum auf dem Niveau von 2012 kommen mindestens 100 Millionen Hektar hinzu aus dem, was nicht mehr als Hochkalorienmahlzeiten in der Ernährungsindustrie hergestellt werden würde. Den größten Anteil hat das Land, dessen Erträge dank einer funktionierenden Nahrungskette nicht mehr im Abfall landen würden. Das wären rund 600 Millionen Hektar. Alles in allem liegt der Spielraum in der Nahrungskette rein theoretisch bei rund 900 Millionen Hektar. Und selbst wenn er in der Praxis geringer ausfallen sollte, wäre dieser Flächenpuffer immer noch ausreichend, um weitere 7 Milliarden Menschen zu ernähren. Auf jeden Fall aber, um den Weltboden- und Nahrungsmittelmarkt deutlich zu entspannen.

Der Puffer, den uns ein Ende der Wegwerfgesellschaft und des Überkonsums verschaffen könnte, ist gewaltig. Doch bisher ist dieser Spielraum noch besetzt, und dies von sehr konkreten Wirtschaftsinteressen. Ihre Träger liefern den Dünger, brauen die Chemikalien, vermehren das Saatgut, produzieren die Traktoren und Maschinen und verdienen ihr Geld am Welthandel mit Agrarprodukten und Lebensmitteln. Sie alle werden sich nicht einfach von den Gewinnen verabschieden, die sie auf allen Stufen der Nahrungskette vom Acker bis zum Teller erzielen.








TEIL IV

Dem Bodenrausch den Boden entziehen
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Abmahnen. Die Kontrolle wiedergewinnen

Der Hunger der Finanz-, Energie- und Rohstoffmärkte wächst. Die Preisspirale an den Lebensmittelmärkten treibt die Staatskonzerne Indiens, Chinas, Südkoreas, Japans und der Golfstaaten zu immer größeren Investitionen in die Äcker der Welt an. Jede Dürre, jede Springflut, jede Kältewelle zur Unzeit, jede Regenfront in der Ernte schlägt durch bis auf die Kurse an den Weltgetreidebörsen. Das Weltklima verspricht auf lange Sicht steigende Preise und wachsende Renditen aus Bodenbesitz. Die Biospritpläne in den USA und in Europa locken immer mehr Kapital auf die Äcker, die Knappheit auf den Energiemärkten verspricht auch hier goldene Zeiten. Hinzu kommt der Handel mit Klimazertifikaten, der das Interesse des Anlagekapitals an Boden weiter entfacht. Und schließlich beflügelt der Fleischhunger Chinas und anderer Schwellenländer das Investment in die schnell wachsende Mast- und Futterindustrie.

GLOBALER PARADIGMENWECHSEL

Konkrete Zahlen darüber, wie viel Kapital der Bodenrausch seit 2007 mobilisiert hat, gibt es nicht. Das Geschäft mit dem Boden unterliegt der Verschwiegenheit. Aber so viel lässt sich bereits sagen, es löst einen flächendeckenden Paradigmenwechsel aus. Längst geht es nicht mehr um die Existenz von Bauern, sondern um die Agrarindustrie. Deren Protagonisten bewegt nicht mehr der Gedanke an eine nachhaltige Bewirtschaftung, das Selbstverständnis, Lebensmittel für die Ernährung der Welt anzubauen und das Land für kommende Generationen zu erhalten, sondern die Frage, wie und wo sich die höchste Kapitalrendite erzielen lässt. Der Zins bestimmt, was in Zukunft auf den Äckern der Welt angebaut wird.

Und das ist das Neue in der Landwirtschaft des 21. Jahrhunderts. Sie ist auf dem Weg, ein Teil der Verwertungskette des globalen Finanzkapitals zu werden. Das Kapital entwickelt sich zur treibenden Kraft auf den Äckern der Welt. Was das bedeutet, spiegeln die Umsätze der Getreidebörse in Chicago. Sie liegen bei den sogenannten Futures bei einem Vielfachen des Wertes der US-Ernte und zeigen, dass es hier nicht mehr darum geht, Ernten abzusichern, wie in früheren Zeiten, in denen die kommende Ernte schon während der Aussaat über Futures verkauft wurde, um Bauern wie Händler ihren zukünftigen Preis zu garantieren.

Betrug das Handelsvolumen mit Futures bei Weizen im Jahr 2002 noch das Elffache der US-Weizenernte, so stieg es bis 2007 schon auf das 30-Fache an. Die Getreidebörse ist längst Teil des globalen Finanzkasinos geworden. Es geht nicht mehr um Sicherheit, sondern um Gewinn, der am Ende von der Weltbevölkerung über höhere Preise bezahlt werden muss.

Inwieweit die Spekulation die Nahrungsmittelpreise explodieren lässt, ist umstritten. Klar ist jedoch, dass die Geldmengen, die mittlerweile an der Getreidebörse angelegt werden, vor allem von einem getrieben werden: von der Aussicht auf explodierende Preise.
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Genau wie beim Zusammenbruch der Finanzmärkte 2008 zeigt sich hier, dass es keine Regeln gibt, die den Geldfluss bremsen oder kanalisieren könnten. Und genau wie auf den Finanzmärkten sehen wir, wie die Politik sich darum drückt, Grenzen zu setzen und Schranken aufzubauen. Das spiegelt sich auch in den Ländern wider, über die der globale Bodenrausch gerade hereinbricht. Dort fließen die Investitionen nicht in den Sektor, in dem sie dringend nötig wären, also in die bäuerliche Landwirtschaft – das Genossenschaftswesen, die landwirtschaftliche Forschung, in Schulen, Universitäten und die Beratung von Bauern und besonders Bäuerinnen, die den überwiegenden Teil der Landarbeit verrichten. Die großen Investoren stecken ihr Geld ausschließlich in Projekte, die großen Gewinn versprechen: Biosprit, Agro-Energie, Mastfutter und Rohstoffe für die Lebensmittelindustrie in China, Indien, Südkorea, Japan und den Golfstaaten.

Die Gier nach Zins und Gewinn ist es auch, die die Investoren blind macht für die »Betroffenen«, die Kleinbauern, Viehhalter, Hirten und Fischer. Die Regierungen leisten dazu ebenfalls ihren Beitrag, wenn sie Land für »leer und unbewirtschaftet« erklären. So werden die alten Besitzer zu einem lästigen Hindernis, mit dem der Investor kurzen Prozess machen darf, indem er sie mit Bulldozern, Gewehren und Fackeln verjagen lässt – unter dem Schutz der jeweils Mächtigen.

Die Bilder ähneln sich, ob in Kambodscha, Laos, Äthiopien, im Sudan, in Ghana, Brasilien oder Bolivien. Sie vermitteln den Eindruck, dass das Kapital weder Traditionen noch angestammte Rechte respektiert, insbesondere dort, wo das Land seit alters den Familien und Stämmen, den Häuptlingen und Königen anvertraut war als allgemeines Gut, das in Selbstverwaltung geteilt und bewirtschaftet wurde, wie in Asien, Afrika und Südamerika.

Die blanke Größenordnung der betroffenen Flächen zeigt, dass wir es hier nicht mehr mit regionalen Problemen einzelner Staaten zu tun haben, sondern mit einer globalen Herausforderung. Allein bis 2010 sollen nach den Recherchen des Hilfswerks Oxfam über 200 Millionen Hektar den Besitzer gewechselt haben. Und ein Ende des Bodenrauschs ist nicht in Sicht. Damit leben Millionen von Kleinbauern auf unsicherem Boden und können ihr angestammtes Land verlieren. Land, das für sie mehr bedeutet als ein Mais- oder Hirseacker, mehr als die Weide für ihr Vieh, mehr als die Kornkammer ihrer Familie. Es steht für persönliche Identität. Land bedeutet Heimat, besonders in Südamerika, Asien und Afrika.

Die Afrikanische Union hebt dies in ihrer Stellungnahme zu den fortschreitenden Bodenverkäufen besonders hervor, doch ohne Erfolg. Die Entwurzelten flüchten in die Slums der Großstädte, wo sie als landloses Proletariat die Zahl der Armen und Hungernden weiter vermehren.

Die soziale Abwärtsspirale, die mit dem Landverlust beginnt, endet in einer explosiven Gemengelage. Das macht den Bodenrausch so brandgefährlich.

Bisher steht »Land Grabbing« noch nicht auf der Tagesordnung des Weltsicherheitsrates, Ausmaß und Risiken werden offenbar verkannt. Zwar versuchen die Weltorganisationen, Regeln aufzustellen, nach denen in Zukunft verfahren werden soll. Aber bei genauerem Hinsehen handelt es sich um bloße Benimmregeln, um einen Knigge für den Umgang mit heiklen Grundstücksfragen.

Die Weltbank, die Welternährungsorganisation FAO und andere UN-Gremien haben sich auf die »Principles for Responsible Agricultural Investment that Respects Rights, Livelihoods and Resources«2 geeinigt. Diese Vereinbarung legt Mindeststandards fest, aber sie ist nicht bindend, sondern nur freiwillig. Mit der gängigen Praxis der Landnahme hat sie jedoch nichts zu tun. Die gehorcht längst ihren eigenen Gesetzen. Anspruch und Wirklichkeit könnten nicht weiter auseinanderklaffen, wie die folgende Gegenüberstellung der Prinzipien und der Realität zeigt.


	Bestehende Landrechte sollen respektiert werden.

Die Wahrheit ist, dass in vielen Ländern solche Rechte gar nicht existieren, zumindest nicht auf dem Papier. Sie müssten erst erfasst und zugeordnet werden. Solange dies nicht der Fall ist, kann niemand Anspruch auf einen Kaufpreis oder eine Entschädigung erheben. Und welcher unabhängige Richter könnte ohne Rechtsgrundlage Streitigkeiten klären?

	Investitionen sollen die Ernährungssicherheit nicht gefährden, sondern stärken.

Tatsächlich sind in vielen Fällen die Verträge längst ausgehandelt. Soweit die Dokumente überhaupt eingesehen werden können, erlauben sie meist, dass die gesamte Ernte außer Landes gebracht wird und nichts auf dem lokalen Markt landen muss. Auch dort nicht, wo die Bevölkerung hungert. Üblicherweise bekommen vertriebene Bauern und Hirten kein Ersatzland, das sie ausreichend ernähren könnte. Und wenn sie Jobs auf der Großfarm erhalten, dann zu Hungerlöhnen. Die Mehrheit der Investoren hat mit der Ernährungssicherheit im »Gastland« nichts zu schaffen.

	Landübergaben und damit verbundene Investitionen sind für alle Beteiligten transparent, überprüfbar und verbindlich, und dies in einem sauberen geschäftlichen, rechtlichen und Verwaltungsumfeld.

Die Realität sieht anders aus. Verträge zwischen Investoren und nationalen Eliten werden auf Dinnerpartys ausgehandelt und in Nacht-und-Nebel-Aktionen umgesetzt. Die Forderung, mit allen, deren Hab und Gut betroffen ist, zu verhandeln und die Ergebnisse schriftlich festzuhalten sowie notfalls zwangsweise durchzusetzen, ist weit entfernt von der Praxis der Landnahme, wie sie seit 2007 beobachtet und von der Weltbank selbst in ihrem Bericht 2010 dokumentiert wird.3

	Investoren ordnen sich dem Gesetz unter, arbeiten nach besten Standards, wirtschaften nachhaltig und teilen langfristig ihre Gewinne.

Die Frage ist, mit wem die Investoren teilen, mit der verdrängten Landbevölkerung oder mit den Aktionären? Und die Gesetze, denen sie sich unterordnen, haben meist die nationalen Eliten im eigenen Interesse und dem des Investors gemacht. Da dürfte das Unterordnen keinem Geldgeber schwerfallen.

	Investitionen führen zu erwünschten sozialen Folgen und Verteilungseffekten und verschärfen nicht die Verwundbarkeit der Bevölkerung.

Leider führen die ausländischen Investitionen bisher zum genauen Gegenteil und benachteiligen besonders die verwundbaren Gruppen – Arme, Ureinwohner, Kleinbauern und Hirten, Frauen, Kinder, Alte. Sie mehren die Zahl der Hungernden, statt sie zu verringern.

	Folgen für die Umwelt werden in Zahlen gefasst, der nachhaltige Gebrauch von Ressourcen wird gefördert. Die Risiken negativer Auswirkungen werden abgemildert oder vermieden.

Auch diese Forderung dürfte in der Praxis folgenlos bleiben, da es in den betroffenen Ländern weder ökologische Maßstäbe noch Überwachungsbehörden gibt, geschweige denn Gerichte, bei denen Verstöße angeklagt werden könnten.



Diese Prinzipien für verantwortungsvolle landwirtschaftliche Investitionen sind bei Lichte besehen nur Sand für die Augen der Weltöffentlichkeit. Mit dieser Sammlung von Unverbindlichkeiten ist die gegenwärtige Praxis des Landraubs kaum zu bremsen, zumal bei Verstößen keinerlei Strafen drohen. Auch bereits geschlossene Verträge dürften von den Prinzipien unberührt bleiben, denn sie werden kaum rückwirkend gelten, dagegen sprechen die Kräfteverhältnisse und Interessenlagen in den Verkäuferländern. Im Gegenteil, unrechtmäßige Bodengeschäfte bekommen durch dieses System der Freiwilligkeit Bestandsschutz. Es setzt damit eine verhängnisvolle Norm für weitere Geschäfte.

Klar ist: Mit diesen Prinzipien gibt es keine Abkühlung auf dem Bodenmarkt und erst recht keine Befriedung der Enteigneten. Vielmehr wird die Kritik an der privaten Verfügungsgewalt über Grund und Boden wachsen und die Frage aufwerfen, ob das Land, das eine wachsende Weltbevölkerung ernähren soll, in Zukunft überhaupt noch dem freien Spiel der Märkte überlassen werden darf?

Die Geschichte belehrt uns, dass das Recht auf privates Eigentum an Boden keineswegs althergebracht, sondern eine relativ neue Erfindung des Menschen ist.

PRIVATEIGENTUM AUF SCHWANKENDEM GRUND

Für die frühchristlichen Kirchenväter galt, dass Gott die Natur den Menschen gemeinsam übergeben habe, damit sie allen gleichermaßen von Nutzen sei, dass mithin »von Natur« aus kein Privateigentum bestehe, sondern »allen alles gemeinsam gehöre«, wie Manfred Brocker in seinem Werk über den historischen Wandel des Eigentumsbegriffs feststellt.4

Die natürliche Gütergemeinschaft konnte von Menschen nicht einfach aufgelöst werden. Der Mailänder Bischof Ambrosius ließ im 4. Jahrhundert seine Gemeinde wissen, dass sie von Gott befohlen und daher absolut verpflichtend sei. Privateigentum verurteilte Ambrosius als widernatürliche und widerrechtliche Aneignung, durch die Gottes Wille verletzt werde.

Privates Eigentum genießt in den Anfängen der christlichen Gemeinschaft keine Unterstützung. So müssen sich Landeigentümer peinliche Fragen stellen lassen, wie die des Johannes Chrysostomos, der zur Zeit des Ambrosius’ Bischof von Konstantinopel war: »Wenn Gott von Anfang an nicht den Einen reich und den Anderen arm geschaffen und keine Ausnahme gemacht hat, indem er dem Einen den Weg zu den Goldschätzen zeigte und den Anderen hinderte, solche aufzuspüren, sondern allen die selbe Erde zum Besitz überlassen hat; wenn also diese [Erde] ein Gemeingut aller ist, woher hast du dann so viel Tagewerk davon, dein Nachbar aber keine Scholle Land?« Und der Kirchenvater folgert: »Wenn also all unser Besitz Gott gehört, dann gehört er auch unseren Mitbrüdern im Dienste Gottes. Was Gott dem Herrn gehört, ist alles Gemeingut.«5

In die gleiche Kerbe schlägt Basilius der Große im Jahr 368, als er den Mitgliedern seiner Gemeinde erklärt, wie es einzuordnen sei, wenn einer privates Eigentum für sich beanspruche: So jemand verhalte sich »wie einer, der im Theater einen Sitz einnähme und dann die später Eintretenden fernhielte, als sein Eigen ansehend, was allen zum gemeinsamen Gebrauche bestimmt ist. Solcher Art sind die Reichen«, poltert Basilius, »nachdem sie das Gemeineigentum vorsorglich besetzt haben, machen sie es kraft dieser Vorwegnahme zu ihrem Eigentum.« Für die Kirchenväter ist diese private Aneignung der Sündenfall schlechthin, der Ursprung von Streit und Gier nach immer mehr, also die Wurzel der Zerstörung der von Gott gewollten Gemeinschaft.

Die private Nutzung der Gaben Gottes war zu jener Zeit nur zu rechtfertigen, wenn es der Gemeinschaft unmittelbar diente und ihr zurückgezahlt wurde. Nur durch Wohltätigkeit konnte sich der private Nutzer freikaufen. Diese strikte Sozialpflichtigkeit des Eigentums wurde nicht nur damit begründet, dass es eigentlich Gott gehöre und nur zum »Nießbrauch« übergeben wurde, sondern auch damit, dass die Menge der Güter nicht vermehrbar sei, mit der Folge, dass das, was der eine besitze, auch immer das sei, was dem anderen fehle. »Des einen Mehr ist des anderen Weniger, der Reichtum der Wohlhabenden geht daher notwendigerweise zu Lasten der Armen, deren Anteil so verkürzt wird«, schreibt Manfred Brocker über den damaligen Eigentumsbegriff.

Diese grundsätzliche Ablehnung des Privateigentums entsprach jedoch immer weniger der Realität. Die Kirche sammelte unter ihrem Dach im Lauf der Zeit weltliche Güter und Ländereien an, die sie von Mitgliedern ihrer Gemeinde erhielt und mit deren Erträgen sie die steigenden Ausgaben für die eigene Organisation bestritt. So besaß die Kirche im westfränkischen Reich Ende des 7. Jahrhunderts ein Drittel des urbaren Landes. Dem Kloster Fulda wurden vom 7. bis zum 9. Jahrhundert 600 Bauerngüter gestiftet, insgesamt über 150000 Hektar, und das war kein Einzelfall.6

Die Rechtfertigung für das wachsende Eigentum in den Händen der Kurie lieferte der Kirchentheoretiker Thomas von Aquin im 13. Jahrhundert. Dabei stützte er sich auf die Schriften des griechischen Philosophen Aristoteles, der in der Antike ebenfalls gegen die Idee der Gemeinschaftsgüter zu Felde zog. Thomas von Aquin blieb zwar grundsätzlich dabei, dass alles Eigentum Gott gehöre, führte aber neu ein, der Mensch könne irdisches Eigentum durchaus für seine Zwecke nutzen.

Seine Gründe dafür waren mehr zweckmäßiger Natur. Zum einen musste es Privateigentum geben dürfen, weil es in der Welt außerhalb und innerhalb der Kirche sowieso längst Einzug gehalten hatte und die Verhältnisse nicht mehr zurückgedreht werden konnten. Zum anderen brachte er drei wichtige Gründe ins Spiel, die für die private und gegen die gemeinschaftliche Nutzung sprachen. Erstens führe privates Eigentum dazu, dass sich die Menschen darum kümmern und es nicht verkommen lassen. Zweitens gäbe es ein großes Durcheinander, wenn sich jeder um alles sorgen müsse. Wer Eigentümer sei, wisse hingegen, welche Aufgabe er habe und auch welche Verantwortung. Drittens gewährleiste dies »die friedliche Verfassung der Menschen besser«. Hier tritt der Gegensatz der Aquin’schen Lehre zu den Ansichten seiner Kirchenväter deutlich zutage. Denn die erwarteten von einer Privatisierung der Dinge genau das Gegenteil, nämlich Neid, Missgunst, Mord und Totschlag, Unfrieden und Krieg.7

Die Argumente des Thomas von Aquin blieben in der weiteren Kirchengeschichte nicht unwidersprochen, aber sie setzten sich schließlich durch und versöhnten die Kirche so mit der Welt der Fürsten und Könige, die ihre Eigentumsansprüche jetzt guten Gewissens und mit dem Segen der Kirche durchsetzen konnten. »So handelte auch der Reiche nicht unerlaubt, wenn er sich als Erster in den exklusiven Besitz einer Sache setzte, die zuvor Allgemeineigentum war«, formulierte Thomas von Aquin und rechtfertigte seine Position mit der zeitgenössischen Theologie: »Die Sünde verlangt das Privateigentum und sie verlangt es notwendig.«8 Auch die soziale Verpflichtung des Eigentums verlor bei dem Kirchenlehrer ihre Kraft. Er schrieb den Reichen das Recht zu, so viel zu besitzen, wie sie es zu einer standesgemäßen Lebensführung brauchen.

Mit der Wende vom Gemeinschafts- zum Privateigentum war der Friede mit der Welt gesichert, aber der innerkirchliche Friede war es nicht. Besonders der Orden der Franziskaner wollte sich nicht mit diesem politisch-pragmatischen Schachzug abfinden. Aber die Kirchenmehrheit, angeführt von den Dominikanern und Jesuiten, verteidigte die neu errungene Position des Privateigentums, auch wenn sie immer wieder infrage gestellt wurde. Etwa von den sogenannten Wiedertäufern in Westfalen, die das »sündhafte Eigentum als Wurzel allen Streites und allen Haders aufzuheben trachten«.9 Doch dies blieb nach dem 13. Jahrhundert eine gesellschaftliche Außenseiterposition.

Die alte Idee der frühen Christen ist damit nicht tot. Sie hat die Jahrhunderte überdauert und ihre Verfechter fragen immer wieder aufs Neue, ob das Absegnen des Privateigentums durch die Kirche nicht doch ein Fehler war – aus opportunistischen Erwägungen geboren, aber mit dem Willen Gottes nicht zu vereinen. Unterstützung finden die Kritiker zum Beispiel in der Philosophie des Jean-Jacques Rousseau, der im 18. Jahrhundert schrieb: »Die Früchte gehören euch allen, aber der Boden gehört niemandem.«

Auch im 20. Jahrhundert ist in den Kreisen der Kirche keine Ruhe eingekehrt. In ihrer Denkschrift »Gemeinwohl und Eigennutz« spricht sich die Evangelische Kirche Deutschlands 1991 für eine sorgfältige Prüfung der Frage aus, »in welchen Fällen eher Privateigentum und in welchen eher Gemeineigentum dem Wohl des Ganzen dient«, und erklärt, »dass die Erde als natürlicher Lebensraum der Menschen nicht beliebig verfügbares Eigentum der Menschheit« sei.« Klarer formuliert es der Ökumenische Rat der Kirchen 1990 in Korea: »Wir werden jeder Politik widerstehen, die Land als bloße Ware behandelt, die Spekulationen auf Kosten der Armen erlaubt […] Wir verpflichten uns zur Solidarität mit Landarbeitern und armen Bauern, die sich für eine Bodenreform einsetzen.«10 Auch der Reformierte Weltbund, dem über 75 Millionen Christinnen und Christen aus über 100 Ländern angehören, warnte zum Abschluss seiner 24. Generalversammlung in Accra 2004 davor, dass die »Gaben Gottes, die für alle bestimmt sind, zum Privateigentum erklärt werden«.

Die Idee vom privaten Bodeneigentum ist im Rückblick nicht fest im abendländischen Denken verankert und bildet auch global gesehen eher die Ausnahme als die Regel. Weder in Afrika noch in Asien noch in Südamerika zählt das Eigentum am Boden zum historischen Bestand. Das Gegenteil ist der Fall. Boden gehört und gehörte jenseits der Industriestaaten fast überall zu den allgemeinen Gütern. Er kann persönlich bewirtschaftet werden, aber die Verfügungsgewalt hat die Gemeinschaft oder die Gesellschaft.

In Lateinamerika wurde das alte Recht auf Gemeineigentum zwar durch den Kolonialismus ausgehebelt und unterdrückt, aber in den Köpfen der Einheimischen lebt es weiter, und der Kampf darum setzt sich fort. Seit die indigene Bevölkerung in den meisten Ländern wieder eine Stimme hat und auch vom internationalen Recht Rückendeckung bekommt – insbesondere durch die ILO-Konvention 169, die seit 1991 die Rechte indigener Völker sichert –, hat sich der Wind gedreht. Das Gemeinschaftseigentum ist wieder auf dem Vormarsch.

Auch in der Wissenschaft ändert sich die Meinung über das gemeinschaftlich genutzte Eigentum. Nachdem das Private über Jahrzehnte hinweg als allein seligmachendes ökonomisches Prinzip galt, gewinnt neuerdings eine andere Schule Land zurück.

»WAS MEHR WIRD, WENN WIR TEILEN«

Vorreiterin des neuen Denkens ist die amerikanische Umweltökonomin und Nobelpreisträgerin Elinor Ostrom. Sie untersuchte den Gewinn einer Gesellschaft, die ihre knappen Güter gemeinschaftlich bewirtschaftet. Die Wissenschaftlerin stieß damit eine neue Diskussion über die sogenannten Commons an und erhielt für ihr Werk im Jahr 2009 den Wirtschaftsnobelpreis.

Sie widerlegt darin die These, dass gemeinschaftlich genutztes Land grundsätzlich zum Untergang bestimmt sei. Dies hatte der Ökologe Garrett Hardin in den 1960er-Jahren in seinem berühmt gewordenen Aufsatz über die »Tragik der Allmende« behauptet. Er vertrat die Ansicht, dass gemeinsam genutzte Flächen zwangsläufig über Gebühr beansprucht und damit entwertet würden. Gemeinsam genutzte Wiesen würden von zu vielen Kühen zertrampelt, gemeinsam genutzte Fischgründe leer gefischt, gemeinsam genutzte Wälder abgeholzt. Da jeder nur seinen Vorteil, nicht aber seine Verantwortlichkeit sehe, sei im System des Gemeineigentums dessen Niedergang bereits angelegt.

Dem widerspricht Elinor Ostrom entschieden. Ob das System funktioniert, ist für sie im Wesentlichen eine Frage der Regeln. Unter der Voraussetzung, dass diese für alle gelten, kontrolliert und sanktioniert würden, sei das Gemeineigentum dem privaten durchaus überlegen, weil es neben dem wirtschaftlichen auch einen zusätzlichen sozialen Gewinn verspricht: Zusammenhalt, Gemeinsinn, Verantwortung und Respekt; kurz eine Lebensqualität, die dem Privaten fehle, da es auf Vereinzelung und Gegeneinander angelegt sei. In der Gemeinschaft liegt für Ostrom der dritte Weg, mit den Problemen unseres Lebens umzugehen: »Ich bin dagegen, bei jedem Problem die Lösung ausschließlich beim Markt oder beim Staat zu suchen.« In ihrem Buch Was mehr wird, wenn wir teilen11 beschreibt sie als ein Beispiel für erfolgreiche Gemeinnutzung die Hummerfischer im US-Bundesstaat Maine.

Die Fischer hatten, wie viele ihrer Kollegen an der amerikanischen Ostküste, einen massiven Einbruch der Hummerbestände in den 1930er-Jahren erlebt. Aber sie konnten ihr Schicksal durch eine Form der Selbstorganisation verbessern. Sie schlossen sich zusammen, um das Meer vor ihrer Haustür nach gemeinsamen Regeln zu befischen. Jeder Fischer bekam ein Fanggebiet zugeteilt, in dem er eine bestimmte Menge Hummer mit einer festen Anzahl von Käfigen fangen durfte. Der Fang wurde nur in einem bestimmten Hafen angelandet, sodass jeder sehen konnte, was der andere aus dem gemeinsamen Fischgrund herausholte. Auf diese Weise war die Kontrolle sichergestellt. Die Fischer konnten durch feste Fangquoten die Hummerbestände wieder stabilisieren, ihr Einkommen und damit ihre Zukunft sichern.

Das Vorgehen der Hummerfischer zeigt, dass die gemeinsam vereinbarten Regeln und ihre gemeinschaftliche Kontrolle es möglich machten, die Hummerbestände nachhaltig zu nutzen. Bei Konflikten oder Verstößen gegen die Regeln gab es Richter und Strafen, die ebenfalls von allen beschlossen und akzeptiert waren. Unter diesen Bedingungen, so Elinor Ostrom, bot die Gemeinschaft unter dem Strich mehr Chancen als die Jagd auf eigene Faust, die nicht mit, sondern gegen die anderen geführt wird und schon den Keim der Überfischung in sich trägt.

Elinor Ostrom legt dar, dass eine Gemeinschaft Vorteile daraus zieht, wenn knappe Güter auch gemeinschaftlich genutzt werden. Diese Position teilt sie mit Olivier De Schutter, dem UN-Sonderbeauftragten für das Recht auf Nahrung. Dieses Recht zu sichern, heißt in vielen Teilen der Welt auch, das Recht auf gemeinsame Landbewirtschaftung zu wahren. Besonders gegenüber den Investoren, die den Bodenrausch in Asien, Afrika und Südamerika vorantreiben.

Bereits am 28. Dezember 2009 fasste Olivier De Schutter vor der Generalversammlung der Vereinten Nationen seine Prinzipien für den globalen Landerwerb zusammen.12 Er stellte in diesem Zusammenhang nicht die radikale Frage der Kirchenväter, ob die riesigen Latifundien, die zurzeit weltweit aufgekauft werden, ein Frevel gegenüber dem christlichen Gleichheitsprinzip seien, ob es sich unter den gegenwärtigen Umständen überhaupt noch rechtfertigen ließe, den immer knapper werdenden Boden in die Hände von immer weniger Investoren zu legen. Er gab sich damit zufrieden, dem Bodenrausch Zügel anzulegen, um Schlimmstes zu verhindern. De Schutter forderte mehr als nur unverbindliche Mindeststandards, wie sie von FAO und der Weltbank mit ihren »Principles for Responsible Agricultural Investment« vorgelegt wurden. Ihm ging es um Verpflichtungen, die auf Recht statt auf Gnade beruhen und vor allem die Gefährdeten schützen.13 Dabei nahm er ausdrücklich auch die Heimatländer der Investoren mit in die Pflicht. Auch sie müssten sich für die Durchsetzung dieser Standards einsetzen.

Konkret stellte De Schutter elf Grundsätze für Investoren und Staaten auf, die die größten Schärfen des globalen Bodenrauschs abpuffern:


	Bei allen Verhandlungen muss volle Transparenz für die betroffenen Gemeinschaften gesichert sein, wenn sie um den Zugang zu Land, Wasser, Wald oder anderen Quellen ihrer Existenz fürchten müssen. Regierungen müssen die langfristigen Bedürfnisse der Bevölkerung und ihre Menschenrechte im Auge behalten und prüfen, ob es Alternativen gibt, die den Menschen besser gerecht werden.

	Jede Veränderung der Landnutzung muss von den örtlichen Gemeinschaften beschlossen werden, und zwar im Vorhinein. Enteignungen dürfen nur als letztes Mittel angewandt werden und nur dann, wenn sie im Sinne des Allgemeinwohls unbedingt notwendig sind und wenn der Investor für eine angemessene Entschädigung, Ersatzland und die Umsiedlung sorgt.

	Um die Rechte der ländlichen Gemeinschaft und ihrer Mitglieder zu sichern, müssen die Staaten vorher die Rechte und deren Schutz garantieren. Außerdem müssen sie die Bedingungen festschreiben, unter denen Land verkauft oder verpachtet werden darf und unvermeidbare Enteignungen möglich sind. Die Staaten müssen Eigentums- und Besitzrechte entweder individuell durch Grundbücher oder durch Verträge mit den Gemeinschaften absichern.

	Die lokale Bevölkerung soll von den Erträgen profitieren, die durch das Investment in ihr Land entstehen. Die Verträge mit Investoren müssen so gestaltet sein, dass sie vorrangig den Menschen vor Ort nützen. Am besten wäre es, diese als »Vertragsbauern« mit festen Abnahmepreisen und Leistungen in das Landprojekt einzubeziehen.

	In Staaten, in denen die Armut groß und die Beschäftigung gering ist, dürfen nur Projekte gefördert werden, die den Menschen Arbeit bringen. Die Löhne müssen ein Leben ohne Not ermöglichen.

	Investoren und »Gastländer« dürfen nur Projekte angehen, die die Umwelt schonen, den Klimawandel begrenzen, die Bodenerosion dämpfen und die Wasserreserven bewahren. Im Vordergrund sollen Anbaumethoden stehen, die mit möglichst wenig Aufwand an Dünger, Chemie und Maschinen auskommen.

	Die Verträge müssen eindeutig formuliert sein, verbunden mit klaren Sanktionen gegenüber Investoren, die ihre Zusagen nicht einhalten. Sie sollen nicht nur zu Geldzahlungen verpflichten, sondern auch Vereinbarungen enthalten über zu schaffende Arbeitsplätze, Arbeitslöhne, das Einbinden von Kleinbauern, Leistungen für Schulen, Straßen und lokale Verarbeitungsbetriebe, damit möglichst viel von der Wertschöpfung in den Dörfern und bei der Landbevölkerung bleibt.

	Verkäuferländer, die Nahrungsmittel einführen, um ihre Bevölkerung zu ernähren, oder auf Nahrungsmittelhilfe angewiesen sind, müssen einen Teil der Ernte für sich und ihre Märkte reklamieren. Sie müssen über eine Klausel in den Verträgen regeln, dass dieser Anteil mit steigenden Weltmarktpreisen steigt.

	Vor Vertragsabschluss muss geklärt sein, welche Folgen die Investition für den lokalen Arbeitsmarkt, das Einkommen, die Frauen, die biologische Vielfalt, die Infrastruktur und die Wasserversorgung hat, sowie den Zugang zu Brennholz und Weidegründen.

	Wenn Investoren das Land geschützter Bevölkerungsgruppen beanspruchen, sind die Rechte der indigenen Bevölkerung besonders zu beachten, und es muss bei jedem Projekt im Vorfeld ihre Zustimmung eingeholt werden.

	Arbeiter in der Landwirtschaft müssen in ihren Rechten geschützt werden, ihre Löhne müssen ihnen und ihren Familien ein Leben ohne Hunger und Not garantieren.



De Schutter bleibt seinen eigenen Regeln gegenüber kritisch. Insbesondere gegenüber dem dritten Punkt, wo die Eigentumsrechte erwähnt werden. Sie könnten auch das Einfallstor für Zwangsversteigerungen oder Notverkäufe werden, wenn der frischgebackene Landbesitzer sich mit Krediten für Dünger und Saatgut verschuldet hat und dann statt der erwarteten Superernte eine Missernte einfährt. Dies führe dazu, dass er sein Land verliere und vor dem Nichts stehe. Darüber hinaus würden Frauen in der Regel benachteiligt, weil sie in vielen Ländern keine direkten Landrechte eingeräumt bekämen. Private Eigentumsrechte endeten mit der Konzentration des Bodens in den Händen der wenigen, die über genügend Kapital verfügen, in der Regel die nationalen Eliten oder die Investoren. Dagegen biete Gemeinschaftseigentum, wie es in den meisten Staaten des Südens der Tradition entspricht, auf lange Sicht mehr Sicherheit für Land und Landbesitzer.

Diese elf Grundsätze bilden den Rahmen, in dem die großen Landbewegungen des 21. Jahrhunderts stattfinden sollten. Sie sind dem UN-Sachwalter für das Recht auf Nahrung zufolge das Minimum dessen, was notwendig ist. Aber selbst dieses Minimum wird von den Landdeals, die wir beobachten konnten, nicht erfüllt. »Das Menschenrecht auf Nahrung steht seit Jahrzehnten auf dem Papier, wurde aber nie richtig umgesetzt«, beklagt auch der stellvertretende Generaldirektor der FAO, Alexander Müller.14

Es besteht die Gefahr, dass selbst De Schutters Minimum am Ende nicht zur Wirkung kommt, weil es zunächst über die UN-Maschinerie in völkerrechtlich verbindliche Verträge umgesetzt werden muss. Das kostet Zeit, und in diesem Fall arbeitet sie gegen Olivier De Schutter und die Betroffenen, denn das Tempo des Landraubs ist hoch, und die Zeichen an den Weltmärkten stehen weiter auf Sturm.

Nun wird niemand annehmen, dass das Gemeinschaftseigentum, die Allmende, in Zukunft die Modelle der Finanzmärkte ablösen kann, und auch die elf Grundsätze werden den Ansturm der Investoren nicht bremsen. Aber es sind Steine in dem Mosaik einer sozialen Weltagrarordnung, die Eigentum und Verantwortung wieder enger zusammenbringt.

Ostrom und De Schutter machen deutlich, dass eine solche neue Ordnung klare Regeln braucht. Und die entstehen nicht in einem freien Markt, sondern die Weltgemeinschaft muss sie entwickeln, festsetzen, für alle sichtbar kontrollieren und Verstöße mit wirksamen Strafen ahnden.

Eine neue Bodenordnung, die die private Verfügungsgewalt einschränkt, findet auch Unterstützung in der deutschen Wissenschaftsgemeinde. Der Rat der Sachverständigen für globale Umweltveränderungen forderte bereits 1994, dass vor allen anderen Interessen die Welternährung stehen müsse, und zwar in der Verantwortung der Vereinten Nationen. Alles, was auf nationaler Ebene geregelt und beschlossen werde, so die Wissenschaftler, erweise sich als zu schwach, um die Märkte in den Griff zu bekommen.15

Die Botschaft verhallte 1994 in der politischen Arena der Bundesrepublik. Und obwohl sie bis heute an Dringlichkeit nichts verloren hat, wird sie weiterhin ignoriert. Mehr noch, die Regierenden stellen sich unverändert gegen verbindliche Regeln, die den Raubtierkapitalismus zügeln könnten.

In der Sitzung des Deutschen Bundestages am 14. Mai 2009 rief der Vizepräsident Wolfgang Thierse den Antrag der Abgeordneten Thilo Hoppe, Marieluise Beck, Volker Beck und weiterer Abgeordneter sowie der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf: »Landrechte stärken – ›land grabbing‹ in Entwicklungsländern verhindern« (Drucksachen 16/12735, 16/13023).

Der Antrag wurde mit den Stimmen von CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Grünen und der Linken bei Stimmenthaltung der FDP abgelehnt.16








Das Ende der Jagd. Zurück auf sicheren Boden

Der Zugriff der Kapitalmärkte auf die Agrarbörsen und die Äcker der Welt steht erst am Anfang. Wie viele Hektar auf dem Papier tatsächlich schon über die Tische der Notare gegangen sind, versucht Markus Giger von der Universität Bern ans Licht der Öffentlichkeit zu bringen. Er hat eine Plattform gegründet, die die aktuellen Landbewegungen weltweit registriert und ihren Umfang abschätzt. Bis zum Frühjahr 2011 erhielt er 1233 Meldungen über größere Landgeschäfte und kam auf ein Volumen von 80 Millionen Hektar weltweit. Davon 51 Millionen in Afrika, 19 Millionen in Asien, 9 Millionen in Lateinamerika und 1 Million vor allem in Osteuropa.1

Ob dies die Spitze des Eisbergs ist oder eine Übertreibung, muss er offen lassen. Es gibt Vermutungen über weit größere Transaktionen. Die Hilfsorganisation Oxfam legte im September 2011 eine Studie vor, nach der seit 2001 bereits 227 Millionen Hektar Land den Besitzer gewechselt haben, eine Fläche so groß wie Westeuropa.2 Andere gehen davon aus, dass die Geschäfte bis zu 40 Prozent der Weltackerfläche betreffen könnten. Aber Gewissheiten gibt es nicht. Nur in wenigen Fällen ist es Markus Giger gelungen, Ross und Reiter der Bodengeschäfte zu ermitteln.

Getragen wird der Bodenrausch durch eine kolonialistische Mentalität in den Industrienationen, die auch weiterbesteht, nachdem die letzten Kolonien ihre Unabhängigkeit erklärt haben. So werden Investitionen in das Land anderer Staaten nach wie vor gerechtfertigt mit der Überlegenheit des kapitalistischen Modells und der industriellen Methoden gegenüber den Kleinbauern des Südens und ihrer Wirtschaftsweise. Mit dem »Kampf gegen den Hunger« begründen sie ihre Übergriffe gegen die ländliche Bevölkerung. In Wirklichkeit geht es um Gewinn und Rendite, um Sprit für die Mobilität der Industrie- und Schwellenländer, um Mastfutter für ihre Fleischfabriken, um Nachschubsicherung für die Ernährungsindustrie der geldreichen, aber landarmen Nationen. Auch Land, auf dem Pflanzen Klimagase einsammeln und damit börsentaugliche Klimagutschriften ermöglichen, oder einfach nur Boden als Spekulationsobjekt nähren den Boom. Moralische Schranken sind da nur lästig, wie der anhaltende Widerstand gegen verbindliche Standards für diese Geschäfte verrät.

Ein Ende der Jagd auf Land zeichnet sich derzeit nicht ab, im Gegenteil. Alles deutet darauf hin, dass sich die Konkurrenz weiter verschärft. Denn Boden wird in Zukunft ein noch knapperes Gut werden.

Zum einen tragen falsche Bewirtschaftung und falsche Bewässerung dazu bei, dass immer mehr Ackerland seine Fruchtbarkeit verliert. Zum anderen verschwinden fortwährend Flächen unter dem Beton wachsender Städte und Verkehrsstraßen, besonders in Asien und Afrika. Schließlich versiegen in weiten Regionen der Welt die Pumpen, die das Grundwasser an die Oberfläche fördern. Die globalen Grundwasservorräte weisen nur noch 50 Prozent ihres Bestandes auf, in vielen Teilen der Welt liegen sie schon weit darunter, das betrifft vor allem China und Indien. Das nutzbare Wasser in Flüssen und Seen geht stetig zurück, weil Bewässerung und Industrie zu viel davon verbrauchen. Die Kombination von Wasser und fruchtbarem Boden wird rar, nicht zuletzt deshalb, weil der Klimawandel den Monsun zunehmend aus dem Takt bringt. Der Weltklimarat rechnet bis zum Ende des Jahrhunderts mit Ernteausfällen bis hin zu Totalverlusten besonders in Afrika, Indien und China.

In die gleiche Richtung wirken das Abschmelzen der Gletscher und das Ansteigen des Meeresspiegels weltweit. Die großen Deltagebiete, Kornkammern Asiens und Afrikas, werden im Lauf des 21. Jahrhunderts im Wasser der Ozeane versinken. Auch die Düngerreserven der Welt neigen sich dem Ende zu, besonders bei Phosphat. Ohne Phosphat aber lassen sich die heutigen Erntemengen nicht halten. Ähnliches droht beim Öl. Ohne Rohöl läuft jedoch auf den Feldern der modernen Landwirtschaft nichts. Maschinen und Stickstoffdünger verbrauchen Energiemengen, die umgerechnet mehr als 270 Liter Diesel pro Hektar ausmachen.

Dem wachsenden Mangel an Boden, Wasser, Dünger, Rohöl und an stabilem Klima steht eine schnell wachsende Nachfrage nach Energie, Futter- und Nahrungsmitteln gegenüber. Bis zur Mitte des Jahrhunderts werden zusätzlich 2 Milliarden Menschen Reis, Brot und Fleisch verlangen, besonders in den Schwellenländern, allen voran China, Indien und Brasilien. Schon hierfür müssten die Ernten um mehr als 70 Prozent steigen. Rechnet man den Durst auf Biosprit und den Hunger auf Biomasse als Rohstoff für die Industrien hinzu, zeigt sich das Dilemma, vor dem die Welt im 21. Jahrhundert steht.

Je deutlicher die Konturen der zukünftigen Landbewirtschaftung hervortreten, desto klarer wird, dass unser derzeitiger Kurs nicht geeignet ist, das Überleben der Menschheit zu sichern, sondern die Konflikte um knappe Ressourcen nur weiter eskalieren lässt.3 Welches Szenario könnte uns am Ende dieses Jahrzehnts erwarten?

SZENARIO FÜR 2020

Am 10. August 2020 weckt der BBC World Service seine Zuschauer mit Bildern aus einem neuen Krieg. Ein Geschwader mit F-15-Kampfflugzeugen steigt in Riad, der Hauptstadt Saudi-Arabiens, in den Morgenhimmel auf. Sein Ziel, so die Stimme aus dem Off, ist Pakistan, seine Aufgabe die Verteidigung nationaler Interessen.

Was ist passiert? Mehrere 100000 Hektar Ackerland, die Saudi-Arabien von der pakistanischen Regierung gepachtet hat, sind abgeerntet und das Getreide wird mit Lastwagen in Richtung Küste gefahren. Der Weg führt durch Dörfer, die sich von den Flutwellen, die seit 2010 das Land heimsuchten, nie erholt haben. Taliban springen der notleidenden Bevölkerung bei und stoppen die Wagen. Die pakistanische Regierung kann ihrer Zusage aus dem Jahr 2010, die Transporte notfalls mit 100000 Mann Militär zu schützen, nicht nachkommen. Daraufhin ruft der Staatspräsident Pakistans die Saudis zu Hilfe, und die schicken die Bomber los, die Saudi-Arabien im August 2010 in den USA gekauft hat, noch unter dem Vorwand, sich gegen den Iran zu wappnen. Am 10. August 2020 schießen sie den Weg frei für saudischen Weizen durch die pakistanische Provinz.

Und das ist nur eine von vielen gewalttätigen Auseinandersetzungen im Szenario für 2020.

Unter Führung Chinas bildet sich eine Allianz der Getreide importierenden Staaten. Gestützt werden sie von den Kriegskassen der Immobilien- und Pensionsfonds, die Milliarden in den Boden in unsicheren Staaten investiert haben. Die Agrotreibstoff- und Chemiekonzerne, die ihre Rohstoffe auf angeblich ungenutztem Land anbauen, und die Banken, die die Investitionen finanzieren, sie alle schließen sich dem Bündnis an.

Dieses Kartell der Land- und Kapitalbesitzer sichert seine Investitionen in den Boden anderer Länder mit politischem Druck und militärischer Präsenz. Unruhen flammen auf in Asien, Afrika und Südamerika. Dem Weltsicherheitsrat gelingt es nicht, mit seinen Blauhelmmissionen neue Stabilität zu schaffen. Der Aufstieg des Bodens zur neuen Goldwährung des 21. Jahrhunderts hinterlässt verbrannte politische Landschaften im Süden der Welt und fördert neue Koalitionen, die die schrumpfende Welternte unter sich aufteilen.

Der Norden, Europa und die USA stehen am Rande dieser Ressourcenkriege. Doch auch sie kommen nicht ungeschoren davon, die explodierenden Lebensmittelpreise drängen immer mehr Menschen in Armut und Hunger. Die eigene Landwirtschaft ist flächendeckend in die Hände der Energiekonzerne gefallen. Sie haben durch Kauf oder indirekt durch Pacht- und Lieferverträge die Äcker Europas und der USA in Maiswüsten verwandelt. Milchbauern können exorbitante Pachten, wie sie die Energieäcker abwerfen, nicht mehr zahlen und gehen reihenweise bankrott. Europa hat seine Stellung als Nahrungsmittelexporteur aufgegeben, zugunsten einer hoch subventionierten Energieproduktion. So schlagen die Weltmarktpreise ab 2020 direkt auf den europäischen Binnenmarkt durch. Besonders Spanien, Italien und die Balkanstaaten, auch Südrussland, hängen am Tropf des Weltmarktes, weil der Klimawandel diese Regionen, wie vom Weltklimarat schon 2007 vorausgesagt, in einen Glutofen verwandelt hat.

Zusätzlich geraten die ehemaligen Wohlstandsländer durch ein Heer von Flüchtlingen aus den Armenhäusern Afrikas, Mittel- und Südamerikas sowie Asiens unter Druck. Rechtsradikale Kräfte gelangen auf einer Welle von Fremdenhass und Ausländerfeindlichkeit an die Macht, der Norden bringt sich gegenüber dem Süden in Stellung. Der Boden für eine globale Machtprobe wird bereitet.

Noch ist dieses Szenario lediglich Fiktion, doch die Wahrscheinlichkeit steigt. Der Klimawandel verschärft die Lage. Hitzewellen und Kälteeinbrüche, Dürren und Sturzregen werden in Zukunft nicht mehr die Ausnahme, sondern der Regelfall sein. Und sie werden vor allem die Länder in Afrika und Asien treffen, die seit 2007 zu den Zielgebieten des großen Bodenrausches gehören. Länder, in denen die Bevölkerung, wie von der UN-Bevölkerungsagentur vorhergesagt, rasant wächst. In Äthiopien, im Sudan, in Kenia und Tansania, in Mosambik, im Kongo, in Sierra Leone und Ghana, in Mali, in Niger und im Senegal wird die Not der Menschen vorhersehbar zunehmen. Auch Südostasien, Laos, Kambodscha, die Philippinen werden durch eine wachsende Zahl von verarmten Bauern vor innere Zerreißproben gestellt werden. In Bolivien und Brasilien ist nicht auszuschließen, dass sich indigene Stämme den Getreide- und Sojalastwagen in den Weg stellen, die die Ernten von ihren ehemaligen Feldern abtransportieren. Wälder, die man in der Hoffnung auf renditestarke Klimazertifikate angepflanzt hat, könnten von einer darbenden Bevölkerung schon bald abgeholzt oder in Brand gesteckt werden. Die Mär vom ungenutzten, daher verkäuflichen Land wird unter der Realität des Klimawandels in sich zusammenbrechen. Waffengewalt könnte in Zukunft zum Alltag im Kampf um die Äcker der Welt gehören. Schon heute zeigen sich in vielen Ländern entsprechende Tendenzen, wie der Sozialpsychologe Harald Welzer in seinem Buch Klimakriege eindrucksvoll belegt.4 Und auf die eigene Bevölkerung zu feuern, ist seit den Aufständen in Ägypten, Libyen und Syrien 2011 kein Tabu mehr.

Dass die derzeitige Weltagrar- und Bodenpolitik schon Ende des Jahrzehnts in einen Flächenbrand umschlagen könnte, erfordert keine Fantasie, sondern lediglich Einsicht in die fatale Logik des eingeschlagenen Weges. Doch er ist nicht »alternativlos«. Jenseits des düsteren Szenarios der Welternährung gibt es durchaus Lichtblicke.

DAS GROSSE BREMSMANÖVER

Fünf große Puffer hält das System der Welternährungs- und Landwirtschaft bereit. Diese »Big Five« wurden bisher von der Politik weder in ihrer Tragweite erkannt noch als politische Hebel in Betracht gezogen, sie stellen sozusagen weltpolitisches Neuland dar.

Allen gemeinsam ist, dass sie erheblichen Druck aus Boden- und Lebensmittelmärkten nehmen können, dass sie den Trend zunehmender Knappheit brechen, mehr noch, ein unglaubliches Potenzial von Nahrung und Boden erschließen und zusätzlich die globale Klimabilanz erheblich verbessern könnten.

Der größte Puffer liegt in der Nahrungskette selbst. Mehr als 50 Prozent der Nahrungsmittel erreichen auf dem Weg vom Acker zum Teller nicht ihr Ziel. Sie verfaulen auf den Feldern, verderben beim Transport, verkommen in den Kühltheken der Supermärkte oder in den Kühlschränken der Konsumenten. Ihr Schicksal wurde bisher ignoriert, weil es nie an Nachschub mangelte und der Preis kein Nachdenken lohnte. In der Kette der Welternährung bedeutet dies einen Puffer von mehr als 600 Millionen Hektar Anbaufläche.

Hinzu kommen die Flächen, auf denen heranreift, was heute in Fast-Food-Ketten und Convenience-Regalen Menschen dazu verführt, das Doppelte ihres Bedarfs zu essen. Sie machen theoretisch noch einmal 100 Millionen Hektar »Freiland« aus.

Wenn es darüber hinaus gelänge, den globalen Fleischkonsum auf dem heutigen Niveau zu halten, würde dies rein rechnerisch mehr als 200 Millionen Hektar freisetzen – Land, auf dem andernfalls Mastfutter angebaut werden müsste.

Auch der sogenannte Biokraftstoff stellt einen gewaltigen Puffer dar. Denn eigentlich ist er ein Projekt auf Abruf. Sein Einsatz hält weder ökologisch noch ökonomisch einer Nachhaltigkeitsprüfung stand. Das wissenschaftliche Komitee der Europäischen Umwelt Agentur (EEA) kam 2011 in einer Studie zu dem Schluss, Biosprit werde von seinen Befürwortern vor allem schöngerechnet.5 Und dabei werde unter anderem eines übersehen: Das Aufforsten von Mooren mit Ölpalmen für Biodiesel setzt so viele Klimagase frei, dass es 423 Jahre dauern würde, diese Last durch den Einsatz von Biodiesel wieder auszugleichen.6 Der Agrospritboom wird diesseits und jenseits des Atlantiks nur durch immense Subventionen in Gang gehalten. Sollten die USA und Europa jedoch ihre ehrgeizigen Pläne auf null zurückfahren, könnte das rund 58 Millionen Hektar Ackerland bis 2030 für die Produktion von Nahrungsmitteln freimachen.7 Und mehr als 10 Milliarden US-Dollar jährlich für die Förderung einer zukunftsfähigen Landwirtschaft.

Wenn zusätzlich die Flächen wiederbelebt werden könnten, die durch falsche Bewirtschaftung verloren gingen, würde dies die stille Flächenreserve noch weiter vergrößern. An Methoden zur Bodenverbesserung mangelt es nicht. Terra Preta und Humus als Rückgrat der Bodenfruchtbarkeit bieten enorme Chancen, ebenso wie die Effektiven Mikroorganismen (EM). Und die Betriebe des biologischen Landbaus machen vor, wie sich Ökologie und Ökonomie wieder ins Lot bringen lassen. Durch gezielte Sanierung könnten rein rechnerisch mehr als 300 Millionen Hektar reaktiviert werden.

Insgesamt stehen damit mehr als zwei Drittel der Ackerflächen weltweit als stille Reserve zur Verfügung, um den Bodenrausch auszubremsen.

Das ist die Theorie, doch wie können wir sie in die Praxis überführen? Zunächst geht es darum, das rasante Tempo auf dem Weltbodenmarkt zu drosseln, damit sich die Lage nicht weiter zuspitzt. Ob dieses Bremsmanöver gelingen kann, ist jedoch in erster Linie eine Frage der Politik. Sie muss die Führung übernehmen und klare Signale gegen den Kampf um Land setzen. Was zwingend notwendig ist, lässt sich in sechs Punkte fassen:


	Großflächige Land- und Börsengeschäfte, die darauf abzielen, mit Nahrungsmittelrohstoffen oder Land Spekulationsgewinne zu erzielen, müssen gestoppt werden. Dies erfordert eine internationale Konvention, die dem Handel mit Land verbindliche und einklagbare Regeln auferlegt. Maßstab muss der Nutzen sein, den Betroffene und die Allgemeinheit von den Bodengeschäften haben. Als Vorlage hierfür könnten die elf Grundsätze dienen, die Olivier De Schutter vorgeschlagen hat.8

	Unternehmen, die gegen diese Regeln verstoßen, müssen künftig von Regierungen und der Zivilgesellschaft öffentlich zur Rechenschaft gezogen werden. Dies muss insbesondere für solche Unternehmen gelten, die von den Geldern der Entwicklungsetats profitieren.

	Das Roden von Urwäldern, um Neuland zu gewinnen, sowie das Umpflügen von Mooren und Weideland muss gestoppt werden. Denn diese Eingriffe belasten das Weltklima langfristig mehr als alle anderen Praktiken der Weltlandwirtschaft und sind in menschlichen Zeiträumen nicht wieder gutzumachen.

	Die Politik der Weltbank muss sich radikal ändern! Ihre Kreditmaschinerie übernimmt heute noch die Rolle des Brandbeschleunigers beim globalen Bodenrausch. Großprojekte, durch die Nahrungsmittel außer Landes gebracht werden, während Teile der Bevölkerung hungern, wie sie heute noch auf den Subventionslisten der Weltbank stehen, verdienen Ächtung, aber keine öffentliche Förderung durch die Weltgemeinschaft. Anstelle einer energieintensiven und bodenvernichtenden industriellen Landwirtschaft muss die Weltbank mit ihren Krediten den Aufbau einer klimaneutralen und robusten bäuerlichen Landwirtschaft vorantreiben. Denn nur diese kann die Ernährung in den Hungerländern mit schnell wachsender Bevölkerung nachhaltig sichern.

	Entwicklungsgelder müssen künftig auf ihre Wirkung auf die Landverteilung und den Bodenmarkt hin überprüft werden. Immerhin stammen 60 Prozent der weltweiten Investitionen in die Entwicklungspolitik aus dem EU-Raum. Diese Mittel, so klagt der WBGU, werden »nicht hinreichend koordiniert« und »nicht hinreichend genutzt«.9

	Auch die europäische Agrarsubventionspolitik gehört auf den Prüfstand. Insgesamt wurden 2011 mehr als 50 Milliarden Euro in die europäische Landwirtschaft gesteckt, davon 717 Millionen Euro als Exportsubventionen, für die Biospritpläne 3,7 Milliarden und als Flächenprämie insgesamt 40 Milliarden Euro. Das entspricht mehr als 300 Euro pro Hektar. Und dies jedes Jahr aufs Neue – bisher allerdings für eine Bodennutzung, die den Böden schadet, das Klima belastet, die Wasserreserven verschmutzt, die Artenvielfalt beschränkt, den Tierschutz ignoriert und in Übersee Futterflächen beansprucht, die auf Kosten von Nahrungsflächen und Urwäldern ausgedehnt werden und den Boden in Europa und darüber hinaus für die Kapitalmärkte erst richtig interessant macht.



Tatsache ist – in der politischen Landschaft regt sich bisher keinerlei Handlungswille. Dem steht der Mangel an Zeit gegenüber, um die Welt aus der Gefahrenzone wachsender Bodenkonflikte herauszumanövrieren. Es könnte eng werden.

DIE STUNDE DER ZIVILGESELLSCHAFT

Aber die Lage ist nicht hoffnungslos, wenn die Zivilgesellschaft das übernimmt, was die Politik nicht leisten will oder kann. Es hängt von uns ab, von nicht zuletzt 80 Millionen deutschen Bürgerinnen und Bürgern, die mit ihren kleinen, aber nachhaltigen Kaufentscheidungen den Bodenspekulanten den Wind aus den Segeln nehmen können.

Es beginnt mit der Frage, was und wie viel wir einkaufen. Wenn mehr 30 Prozent der Nahrungsmittel in Haushalten verkommt und weggeworfen wird, dann ist dies ein gewaltiger Hebel. Wer sein täglich Brot mit gutem Gewissen und ohne die stille Teilnahme am Bodenrausch essen will, kauft nur das, was er oder sie auch verzehren kann. Und um die Verstrickung in den Bodenrausch zu umgehen, kann man sich an Labels orientieren, die auch in Bodenfragen eine saubere Weste garantieren: die Kennzeichen der Bioverbände, die Siegel von Slow Food und Fairtrade. In Biofleisch, -eiern oder -milch verbergen sich in der Regel keine Futtermittel aus den Regionen des großen Landraubs.

Wer aktiv in die Kette des Fleischkonsums eingreifen will, kann sich Initiativen anschließen, die versuchen, den Fleischwahn zumindest an einem Tag der Woche durch eine neue Gemüseseligkeit zu verdrängen. Der »Veggiedag«, wie er im belgischen Gent an jedem Donnerstag begangen wird, findet auch in Deutschland seine Anhänger. Seit Januar 2010 verfolgt die Stadt Bremen die Idee und seit Juli 2011 ruft in Köln die »VeggieDonnerstag«-Initiative zur Veränderung des städtischen Speiseplans auf.

Bei der Mobilität wird es schon schwieriger. Vom Fahrrad abgesehen, gibt es hier keine Sicherheit. Denn Biosprit ist leider fast in jedem Kraftstoff mittlerweile Zwangspartner. Selbst die Lufthansa versucht, mit Agrokerosin die Treibhausbilanz ihrer Flotte aufzupolieren. Auch die Elektromobilität hilft nicht aus der Risikozone, denn im Strommix taucht meist irgendwo doch Biostrom aus Biogasanlagen auf, die den Bodenrausch bei uns in Gang halten, oder aus Solaranlagen auf Äckern, auf denen auch Lebensmittel wachsen könnten. Was bleibt, ist die selbstkritische Frage, wie viel Mobilität wir wirklich brauchen.

Schließlich geht es ums Geld. Wer nicht über seine Geldanlagen in die Spekulation auf den Lebensmittel- und Bodenmärkten hineingezogen werden will, muss gegenüber Fonds oder Versicherungen, die sich auf dem Gebiet der Agrarrohstoffe engagieren, auf Distanz gehen. Allerdings ist es auch hier nicht einfach herauszufinden, wer wie viel Dreck am Stecken hat. Exakte und alle Bereiche der Finanzwirtschaft umfassende Analysen oder gar Zertifikate gibt es bisher kaum. Aber es gibt Ansätze: etwa Banken, die mit den ihnen anvertrauten Millionen Unternehmen und Projekte finanzieren, die ökologisch, ökonomisch und sozial »sauber« sind. Wer seine Hausbank nicht wechseln will, nimmt beim nächsten Besuch seinen Bankberater zur Seite und lässt sich bescheinigen, dass mit seinem Geld weder mit Lebensmitteln noch mit Land, noch mit der Zukunft von Kleinbauern und ihren Familien spekuliert wird – und zwar schriftlich.

Die Bremskraft gegenüber dem Bodenrausch wächst mit der Zahl derer, die sich am Bremsmanöver beteiligen, und mit ihrem Einfluss auf die lokale Politik. Die Food Policy Councils in den USA machen es vor: Diese Bürgervereine veranstalten Tauschbörsen für Selbstgezogenes, Bauernmärkte, Erzeuger-Verbraucher-Genossenschaften, die jenseits industrieller Normen alles vermarkten, was auf der Farm wächst. Die Councils verstehen sich als Motoren für eine klimaverträgliche und regionale Versorgung mit Nahrungsmitteln, abseits der großen Wegwerfströme. Sie befördern einen lokalen Wandel, der ohne Biosprit, mit weniger Fleisch, weniger XXL-Ernährung beginnt und in einer zukunftsfähigen und regionalen Landwirtschaft endet. Ihr Beispiel könnte auch hierzulande Schule machen.

Ob die Entscheidungen der vielen und das Engagement der Zivilgesellschaft genügen, um den globalen Bodenrausch auszubremsen, steht noch dahin. Aber sie wären ein Anfang und würden ein Zeichen setzen, das auch die Politik nicht mehr ignorieren kann.

Zur Wende in der globalen Bodenpolitik gibt es keine Alternative, wenn wir nicht erleben möchten, dass am Morgen des 10. August 2020 der BBC World Service Bilder eines Kampfgeschwaders zeigt, das in Riad in den Himmel aufsteigt, um den Weg für saudischen Weizen durch die pakistanische Provinz freizuschießen.

Die Welt kann wieder festen Boden unter den Füßen finden. Ihre Äcker reichen aus, um uns alle auch in Zukunft zu ernähren, jedoch nicht, um die Gier von wenigen zu stillen. »There is enough for everybody’s need but not enough for anybody’s greed.« Diese Erkenntnis Gandhis gilt auch für die globale Jagd auf die Äcker der Welt. Dieser Jagd den Boden zu entziehen, ist eine der großen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts.
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Die erste Milliarde erreichte die Weltbevélkerung im Jahr 1804. Bis 1900 lebten noch 1,6 Milliarden
Menschen auf der Erde. Im Jahr 1927 waren es zwei Milliarden. 33 Jahre spiter drei Milliarden.

1974 wurden vier Milliarden und schon 1987 fiinf Milliarden Menschen gezhlt. Im Jahr 1999 tiberschritt die
Weltbevélkerung die Sechs-Milliarden-Grenze. Damit hat sich die Weltbevélkerungszahl im

20. Jahrhundert nahezu vervierfacht — ein in der Geschichte der Menschheit einmaliger Vorgang.

Laut UN-Prognosen wird die Weltbevslkerung in den ersten 100 Jahren des 21. Jahrhunderts weiter

steigen auf 9,3 Milliarden und mehr als 10 Milliarden Menschen im Jahr 2100.

Das Bevélkerungswachstum findet zukiinftig fast ausschlieBlich in den Entwicklungslindern statt.
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